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Geleitwort 

Geschätzte Leserinnen und Leser! 

Mit dem Projekt Im besten Einvernehmen. Antisemitismus und NS-Judenpolitik im Be-

zirk Villach nähern wir uns als Stadt einem schwierigen Kapitel jüngerer Zeitgeschichte. 

Wir Villacher sind bekannt dafür, dass wir uns nicht scheuen, auch wenig bequeme The-

men anzusprechen – ich möchte beispielsweise nur an die Jubiläumsausstellung Heiss-

umfehdet, wild umstritten im Jahr 2005 erinnern! Unsere Stadt ziert sich nicht, selbst 

unschöne Dinge direkt beim Namen zu nennen. Auch, um damit ein Bewusstsein für 

kritisches Hinterfragen von problematischen und abzulehnenden Vorgängen zu schaf-

fen. Auch, um für neue politische Entwicklungen zu sensibilisieren und um mithilfe der 

Vergangenheit eine frühe Aufmerksamkeit gegen aufkeimenden Rassismus, Gewalt und 

Inhumanität für Gegenwart und Zukunft zu erreichen. Desgleichen unterstützen wir die 

Arbeit des Vereins Erinnern und haben wesentlich am Zustandekommen des so wichti-

gen Denkmals der Namen vor unserem Stadtmuseum mitgewirkt. Die vorliegende Pub-

likation dokumentiert etliche berührende Begegnungen mit Persönlichkeiten, die das 

Grauen jener Zeit überlebt haben. Einigen von ihnen ist die Flucht ins sichere Ausland 

gelungen, wo ihre Nachkommen heute noch leben. Ihre Lebensgeschichten, ihre Erin-

nerungen dürfen nicht unter den Teppich gekehrt werden. Es gibt keinen einzigen 

Grund, den Mantel des Schweigens, schon gar nicht des Vergessens, über die Verbre-

chen zu breiten, die man bestimmten Bevölkerungsgruppen angetan hat. 

Die Aufarbeitung dieses Kapitels war mir persönlich ein grosses Anliegen, denn die 

jüdische Bevölkerung war ein Teil unserer Stadt, ehe sie von Nationalsozialisten – auch 

sie ein Teil von uns – vertrieben und ermordet wurde. Die Spuren und Lebenswege die-

ser Menschen sollen mit der nun vorliegenden Publikation sichtbar gemacht werden, um 

heutige Generationen für das Schicksal jener Villacher zu sensibilisieren, die von einem 

Tag auf den anderen zu Feindbildern geworden sind – denunziert und vertrieben von 

Menschen, die nicht selten zuvor auch Nachbarn oder Bekannte waren. 

Die Herausgeber haben aufwendige zeitgeschichtliche Recherchen unternommen, deren 

Ergebnisse nun vorliegen und dokumentiert sind. Es ist den Verantwortlichen, allen vo-

ran Dr. Werner Koroschitz und Mag.a Alexandra Schmidt, zu gratulieren, mit wie viel 

Einfühlungsvermögen, Können und Professionalität sie sich dieses schwierigen Themas 

angenommen haben. 

Ich darf Sie einladen, geschätzte Leserinnen und Leser, sich auf dieses Thema einzulas-

sen, sich in die vorliegende Publikation zu vertiefen. 

Helmut Manzenreiter 

Bürgermeister der Stadt Villach 
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Vorwort 
Über den Umweg der Erinnerung zu sich selbst finden 

Im Februar 2012 beschloss der Villacher Gemeinderat auf Initiative von Bürgermeister 

Helmut Manzenreiter, eine Studie über die Schicksale von Juden im Bezirk Villach er-

arbeiten zu lassen. Mit diesem Projekt wurde der Verein Erinnern Villach betraut. Für 

dieses entgegengebrachte Vertrauen – nicht zuletzt Ausdruck einer langjährigen und 

erfolgreichen Zusammenarbeit – möchten wir uns an dieser Stelle sowohl bei den Vil-

lacher Gemeinderäten als auch bei Bürgermeister Helmut Manzenreiter herzlich bedan-

ken. 

Eine wissenschaftliche Publikation, die sich mit den Schicksalen der Villacher Juden 

im 20. Jahrhundert auseinandersetzt, ist keine Selbstverständlichkeit. Bis in die 1990er 

Jahre des vorigen Jahrhunderts gab es zu diesem Kapitel der Villacher Stadtgeschichte, 

in das viele unserer Mütter und Väter schuldhaft verstrickt waren, keinerlei öffentlichen 

Diskurs. Das Schweigen der Kriegsgeneration war lange Zeit auch unser Schweigen, 

und das Erinnern an die Opfer des Nationalsozialismus war Über jahrzehnte hinweg von 

verschiedensten Tabus begleitet, die auch heute noch nicht ganz überwunden sind. Für 

die Nachkommen war und ist es offensichtlich schwierig, die aktive Teilhabe der Väter 

und Mütter am NS-Terror zu akzeptieren, diese (Mit)Schuld und Verantwortung anzu-

erkennen, darüber zu sprechen und öffentlich einzugestehen. 

Mit der zeitlichen Distanz zum historischen Geschehen, dem damit einhergehenden Ge-

nerationenwechsel und den gesellschaftlichen Veränderungsprozessen hat sich jedoch 

mittlerweile ein Perspektivenwechsel ergeben, sodass ein kritisches und auch selbstre-

flexives Hinschauen heute leichter möglich ist. Dies ist zu begrüssen, denn das von der 

Nachkriegsgesellschaft gepflegte Schweigen, Zudecken und Vergessen bietet keine 

Hilfe, um mit der Geschichte, die eben auch unsere eigene ist, ins Reine zu kommen. 

Erst in den letzten dreissig Jahren entstanden österreichweit ausserhalb der traditionel-

len Opferverbände Erinnerungsinitiativen, die auf Basis zivilgesellschaftlichen Enga-

gements die Opfer des Nationalsozialismus ins Zentrum zu rücken begannen. Auch in 

Kärnten, auch in unserer Stadt. In eben diese Zeit reichen auch die Anfänge des Vereins 

Erinnern Villach zurück. Mit dem Verein Alpen-Adria-Alternativ entstand in Zusam-

menarbeit mit der Historikerin und Autorin Andrea Lauritsch die erste und überaus 

wichtige Broschüre Wo ist dein Bruder – Novemberpogrom 1938. Drei Jahre später er-

schien das Buch Nationalsozialismus in Villach, herausgegeben vom Verein Erinnern 

Villach. Es folgten bemerkenswerte Ausstellungen und Publikationen im Auftrag der 

Stadt Villach, die sich nachhaltig auf die gesamte Kärntner Erinnerungskultur auswirk-

ten. Ich erinnere an die vom Verein Industriekultur und Alltagsgeschichte erarbeiteten 

Ausstellungen Heiss umfehdet, wild umstritten. Geschichtsmythen in Rot-Weiss-Rot im 

Jahr 2005, in der unsere nationalsozialistische Vergangenheit ebenso zum Thema ge-

macht wurde wie unsere Schwierigkeiten in der Zweiten Republik, damit umzugehen. 

Ein Jahr später folgte die Ausstellung Der Onkel aus Amerika, eine Sonderausstellung,  
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die sich zentral mit den Themen Flucht und Migration im Kontext des Nationalsozia-

lismus auseinandersetzte. In beiden Projekten wurde der in Kärnten tief verwurzelte 

Antisemitismus in Verbindung mit Schicksalen von Villacher Juden thematisiert. 

Seit der Jahrtausendwende zeichnete sich – trotz gegenläufiger gesamtpolitischer 

Trends – ein überaus erfreulicher Paradigmenwechsel in der Kärntner Erinnerungskul-

tur ab. Praktisch im ganzen Land entstanden zivilgesellschaftlich getragene Initiativen, 

die sich auf unterschiedliche Art und Weise auf Spurensuche begaben und die national-

sozialistische Vergangenheit ihrer Region zu erforschen begannen. An dieser Stelle sei 

ein kleiner Überblick über diese bemerkenswerten Entwicklungen erlaubt – nicht zu-

letzt deswegen, weil sich diese trotz des vielfach starken politischen Gegenwinds und 

nur dank beharrlicher, langjähriger und meist ehrenamtlicher Arbeit behauptet haben. 

So konstituierte sich im Jahre 1995 unter der Ägide des Klagenfurter Universitätspro-

fessors Peter Gstettner die Gedenkinitiative Loibipass Nord zur Erinnerung an das im 

Herbst 1943 errichtete Nebenlager des Konzentrationslagers Mauthausen. Fünfzig 

Jahre nach Kriegsende kam es erstmals zu einer von Österreichern besuchten Gedenk-

feier in Erinnerung an dieses Kärntner Konzentrationslager. Seither finden jedes Jahr 

Gedenkfeiern in Erinnerung an die KZ-Häftlinge statt, welche bei den Bauarbeiten des 

Loibltunnels zum Einsatz gekommen waren und um ihr Leben gebracht wurden – sei 

es hier, oder in Mauthausen, wohin sie bei Krankheit oder Schwäche nach Selektionen 

durch den Klagenfurter Lagerarzt Sigbert Ramsauer zur Ermordung rücktransportiert 

wurden. 

1995 nahm auch die Gedenkinitiative Erinnern Villach ihre Arbeit auf. Vier Jahre später 

wurde in der Widmanngasse das Denkmal der Namen errichtet, das an die Villacher 

Opfer der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft erinnert. Seither finden hier alljähr-

lich Gedenkveranstaltungen statt; seit 1996 organisiert der Verein in Zusammenarbeit 

mit Schulen und Kirchen auch Gedenkfeiern in Erinnerung an das Novemberpogrom 

1938. 

Seit 1982 erinnert am Persmanhof bei Eisenkappel/Zelezna Kapla der Verband der 

Kärntner Partisanen/Zveza koroskih partizanov mit einem zweisprachigen Museum an 

die kärntner-slowenische Geschichte von Verfolgung und Widerstand ebenso wie an 

eines der letzten NS-Kriegsverbrechen auf Kärntner Boden, das am 25. April 1945 an 

kärntner-slowenischen Zivilisten, darunter sieben Kinder, begangen wurde. Mit Grün-

dung des interkulturellen Vereins Drustvo/Verein Persman im Jahr 2001 erhielt die Ge-

denkstätte Persmanhof sowie der Partisanenverband Unterstützung seitens jüngerer Ge-

nerationen, die mittlerweile ein umfangreiches pädagogisches Vermittlungsprogramm 

betreuen. Mit dem Ausbau und der Neugestaltung des Museums im Jahr 2012 stiegen 

nicht nur die Besucherzahlen rasant an, sondern auch das Land Kärnten beginnt in zu-

nehmendem Ausmass, den Persmanhof als zeitgeschichtlich relevante Bildungseinrich-

tung wahrzunehmen. Insbesondere in den letzten fünf Jahren entstanden in ganz Kärn-

ten verschiedenste Erinnerungszeichen im öffentlichen Raum. So wurde 2007 in der 

Khevenhüller-Kaserne im Klagenfurter Stadtteil Lendorf eine Gedenktafel enthüllt, die 

daran erinnert, dass sich dort von 1943 bis 1945 ein weiteres Nebenlager des Konzent-

rationslagers Mauthausen befand. Die Gedenkinitiative Rosegg/Rozek wiederum schuf 
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im Jahr 2010 in Rosegg ein Namensdenkmal zur Erinnerung an die lokalen NS-Opfer, 

deren Schicksale in einer wissenschaftlich erarbeiteten Begleitpublikation dokumen-

tiert sind. Auf Initiative des Kulturvereins Kuland rund um den Zeithistoriker Peter Pir-

ker entstand im Oberen Drautal das vom Künstler Hans Peter Profunser gestaltete Er-

innerungsmai in Greifenburg – auch hier flankiert von einer begleitenden Publikation, 

die sich mit den NS-Opfern der Region auseinandersetzt. Die Gedenkinitiative Memo-

rial Kärnten/Koroska sorgte 2013 mit der Anbringung einer Gedenktafel am Klagenfur-

ter Landesgericht für ein Erinnerungszeichen für all jene Menschen, die während der 

NS-Zeit in diesem Gerichtsgebäude zum Tode verurteilt wurden. Seit zwei Jahren ver-

legt diese Gedenkinitiative in Klagenfurt an den letzten freigewählten Wohnorten ver-

triebener und ermordeter Juden auch Stolpersteine nach dem Konzept des Künstlers 

Gunter Demnig – mittlerweile gibt es in siebzehn europäischen Ländern mehr als 

45.000 solcher in die Gehwege eingelassenen Steine. 

Seit 2011 ist auch im Gailtal eine Gedenkinitiative tätig, die sich mit der NS-Vergan-

genheit der Region auseinandersetzt – eine erste Publikation als Ergebnis der Ausei-

nandersetzung wurde kürzlich vorgelegt. Im September 2012 wurde in St. Veit im Jaun-

tal/Sentvid v Podjuni eine Gedenktafel für zwei Widerstandskämpferinnen enthüllt – 

auf Initiative der Villacher HTL-Lehrerin Adele Polluk, die in diesem Dorf ihre Kind-

heit und Jugend verbracht hatte. In Villach wiederum organisierte im Juni 2011 das 

Klagenfurter Unikum in Kooperation mit dem Villacher Alpenverein, dem Verein In-

dustriekultur und Alltagsgeschichte sowie dem Verein Erinnern Villach die Aktion 

Hausbergverbot am Dobratsch. Im Zuge dieser Veranstaltung brachte die Villacher 

Sektion des Alpenvereins am Gipfelhaus eine Gedenktafel an, die daran erinnert, dass 

man im Jahr 1922 eine Tafel mit der Aufschrift «Für Juden Eintritt verboten» anbringen 

hatte lassen. 

All diese Geschichten und Schicksale, die im Rahmen der oben erwähnten Initiativen 

recherchiert, dokumentiert und erzählt werden, haben vor allem eines gemeinsam: Sie 

sind im jeweiligen lokalen historischen Raum, am Ort des Geschehens selbst, verankert 

und weisen starke Bezüge zur Gegenwart auf. Dies ist auch bei der vorliegenden Pub-

likation in hohem Mass der Fall. Es ist immer der Bezug der räumlichen und personalen 

Nähe, die hergestellt werden muss, damit Erinnerungen lebendig bleiben, um kritische 

Selbstreflexion zu ermöglichen. 

Menschen von heute sind es, die sich auf Spurensuche begeben und auf traumatische 

Orte stossen. Orte, wo Leben gewaltsam ausgelöscht wurde: Am Persmanhof, am 

Loibipass, im Gaukrankenhaus Klagenfurt, in der Khevenhüller-Kaserne in Klagenfurt, 

in den Kriegsgefangenenlagern, oder an den Hinrichtungsstätten, über die in den meis-

ten Fällen das buchstäbliche Gras gewachsen ist. Orte wie Gestapogefängnisse und Po-

lizeiwachstuben, Gerichte und alle möglichen Behörden; Orte der demütigenden Dis-

kriminierung wie das Gipfelhaus am Dobratsch oder auch das Villacher Peraugymna-

sium, wo sich der jüdische Mathematiklehrer Ernst Singer 1933 im Konferenzzimmer 

das Leben nahm, weil er die antisemitischen Attacken der Kollegenschaft nicht mehr 

ertragen konnte; das Parkhotel in Villach, wo Juden die Bedienung oder der Zutritt 

verweigert wurde. All diese realen Orte und die mit ihnen verbundenen Vergangenhei-

ten sind eindrucksvolle lieux de mémoire (Pierre Nora), weil sie bis heute unseren All-

tag prägen. 
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Die Ereignisse dieser verschiedenartigen Örtlichkeiten dem Vergessen zu entreissen 

und in das aktive Gedächtnis zu überführen, ist von zentraler demokratiepolitischer Be-

deutung: Nicht nur, um für gegenwärtiges und zukünftiges Handeln unsere Lehren zu 

ziehen, sondern auch, um über den Umweg der Erinnerung zu uns selbst zu finden. 

Hans Haider 

Verein Erinnern Villach 
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Einleitung 

Über Jahrzehnte hinweg haben Juden das Alltags-, Kultur- und Geschäftsleben der Stadt 

Villach und ihrer Umgebung geprägt. Viele hatten schon zu Beginn des 20. Jahrhun-

derts auf der Suche nach neuen Lebensmöglichkeiten dem Assimilationsdruck nachge-

geben und liessen sich taufen. Oder auch nicht. Waren religiös. Oder auch nicht. Waren 

wohltätig, oder eben auch nicht. In jedem Fall fühlten sie sich als gleichberechtigte 

Staatsbürger, die sie mit dem Staatsgrundgesetz von 1867 de jure auch geworden sind. 

Vielfach riskierten sie im Ersten Weltkrieg ihr Leben und beteiligten sich an den Kärnt-

ner Grenzkämpfen der Jahre 1918/1919. 

Ihre soziale, politische und gesellschaftliche Situation spiegelte im Wesentlichen die 

Verhältnisse der Kärntner Mehrheitsgesellschaft: Von Sozialdemokraten über Anhä-

nger des liberalen, christlich-sozialen oder grossdeutschen Lagers reichte das politische 

Spektrum – vom Arbeiter bis zum Grossindustriellen das soziale Feld. In den Fremden-

verkehrsgemeinden am Wörther- und am Ossiachersee, die den Grossraum Villach bil-

den, hatten sich vorwiegend Wiener Juden aus dem Bürgertum angesiedelt, die das länd-

liche Leben mit grossstädtischem Flair bereicherten – nicht ohne dabei auch die Inte-

ressen der Urlaubsgemeinden zu unterstützen und den Orten beim Aufbau ihres Wohl-

standes behilflich gewesen zu sein. 

Die Darstellung jüdischen Lebens beginnt konsequenterweise nicht mit dem Jahr 1938 

und der nationalsozialistischen Machtübernahme, sondern startet mit dem Zuzug jüdi-

scher Migrantenfamilien, vorwiegend aus den ärmsten Kronländern der Monarchie, so-

wie den damit einhergehenden antisemitischen Aktivitäten, die in Kärnten schon lange 

vor 1938 eine bemerkenswerte Radikalität erreicht hatten. Der März 1938 bedeutete für 

die jüdische Bevölkerung Kärntens dennoch einen dramatischen Einschnitt, der mit ge-

sellschaftlicher Isolation, sozialer Entrechtung und Beraubung begann und mit gnaden-

loser Vertreibung und Vernichtung endete. Im März 1938 lebten im Bezirk Villach rund 

vierzig Familien mit über hundert Personen, die hier ihren Haupt- oder Zweitwohnsitz 

hatten und nach nationalsozialistischer Sicht nun als «Juden» oder als «jüdisch ver-

sippt» galten. Aus Nachbarn wurden Juden heisst der treffende Titel einer Publikation 

von Hazel Rosenstrauch, in der sie den Prozess der Aussonderung – beginnend mit der 

Definition von Mitmenschen als «Juden» – bis hin zu ihrer Deportation sichtbar macht.1 

Die Diskriminierungen und tiefgehenden Demütigungen, die in Kärnten schon vor 1938 

den Alltag jüdischer Menschen massgeblich prägten – ebenso wie die unbarmherzige 

Vertreibung und Verfolgung ab dem Jahr 1938 – brannten sich tief in das Gedächtnis 

der Überlebenden und ihrer Nachkommen ein. Der Abschied von Freunden, der gewalt-

same Verlust von Familienangehörigen, die Flucht aus der Heimat, die Existenz- und 

Überlebenskämpfe im Exil oder auch in Österreich hinterliessen tiefe, kaum verheilende 

Wunden. Ebenso die lange, lange Nachkriegszeit, die nicht und nicht zu Ende gehen 

wollte: Mit dem konsensualen Schweigen der Tätergesellschaft, der ehemaligen Natio- 
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nalsozialisten, die plötzlich keine mehr gewesen sein wollten; die Parteigenossen, die 

Kriegsheimkehrer, die Denunzianten, die Zuschauer, die Profiteure und Nutzniesser, die 

sich nach Kriegsende unter der Chiffre der Heimattreue rasch wieder konsolidiert hatten 

und als verschworene Gemeinschaft fest im Sattel sassen. Denen es nicht mehr erinner-

lich war, wie man jüdische Nachbarn und Bekannte denunziert, sie aus ihren Häusern 

und Geschäftslokalen gedrängt, wie man ihre Wohnungen demoliert und sich ihres Ver-

mögens und gesamten Besitzes bemächtigt hatte, von dem man nach 1945 behauptete, 

man hätte alles «in bestem Einvernehmen» an sich gebracht. 

Die Befreiung vom Nationalsozialismus durch die Alliierten hatte in Österreich kein 

Ende des Antisemitismus gebracht. Den wenigen jüdischen Heimkehrern wurde mit un-

verhohlenem Argwohn und offener Feindseligkeit begegnet. Auf allen Ebenen. In der 

Nachbarschaft, bei den lokalen Behörden, in der Politik. Als im Mai 1946 im Zuge der 

Entnazifizierungsbemühungen der Alliierten im Klagenfurter Volkskino der Reeduca-

tion-Film Die Todesmühlen gezeigt wurde, quittierte das Publikum die Mitteilung, dass 

noch nach Kriegsende tausende KZ-Häftlinge an den Folgen der Lager verstarben, mit 

johlenden Bravo-Rufen. Eine Filmszene über die marschierende Hitlerjugend wiederum 

rief lang anhaltenden Applaus hervor. Rechtmässigen Forderungen von jüdischen Über-

lebenden nach Rückgabe ihres geraubten Eigentums trat man mit neuerlichen antisemi-

tischen Gesten entgegen, negierte den Wert der geraubten Güter und unterstellte den 

Antragstellern Gier und Rache. Mit allen zu Gebote stehenden Mitteln wandte man sich 

gegen Hilfeleistungen an die Opfer, die gerne als ein von der Israelitischen Kultusge-

meinde erpresstes «Geschenk an die Juden» bezeichnet wurden.2 Einen «Stop der Süh-

neleistungen»3 forderte der Kärntner Heimatdienst 2001. Noch zehn Jahre später, 2011, 

glaubte jeder zweite Österreicher, dass «die Juden die internationale Geschäftswelt be-

herrschen», jeder fünfte wünschte sich Politiker, die «ihre Stimme gegen den jüdischen 

Einfluss erheben» und zwölf Prozent meinten, «es wäre besser, keine Juden im Land zu 

haben».4 

Angesichts des seit der Nachkriegszeit ungebrochenen Fortlebens antisemitischer Atta-

cken und Übergriffe verwundert es wenig, dass jüdische Überlebende und ihre Nach-

kommen es vielfach vorzogen, über ihre Erfahrungen während der NS-Zeit zu schwei-

gen oder Österreich für immer den Rücken zu kehren. 

Die vorliegende Rekonstruktion jüdischer Lebensgeschichten basiert auf unterschied-

lichsten Quellenmaterialien, die in österreichischen und internationalen Archiven zu-

sammengetragen wurden. Das Holocaust Memorial Archiv in Washington, das Leo 

Baeck Institute in New York oder das Archiv von Yad Vashem lieferten ebenso wich-

tige Informationen wie das Österreichische Staatsarchiv, das Steiermärkische Landesar-

chiv, die Archive der Kultusgemeinden, das Kärntner Landesarchiv oder das Museum 

der Stadt Villach. Erweitert und abgerundet wird die Darstellung durch wertvolle Bei-

träge verschiedener Gastautoren. Interviews mit Überlebenden und ihren Nachkommen 

geben wichtige Erfahrungen und persönliche Einblicke, die sich über das behördlich 

entstandene Aktenmaterial nicht rekonstruieren hätten lassen. 

In vielen Fällen konnten Lebensgeschichten nur fragmentarisch nachvollzogen werden, 

da entweder das erforderliche Datenmaterial gar nicht mehr oder nur lückenhaft vor-

handen war oder der Zugriff auf wichtiges Datenmaterial – etwa die Meldedaten der 



 

12 

Stadt Villach – aufgrund datenschutzrechtlicher Bestimmungen verwehrt blieben. Ver-

einzelt waren persönliche Beweggründe seitens ehemals verfolgter Betroffener aus-

schlaggebend, von einer Erwähnung ihrer Geschichte Abstand zu nehmen. Was die 

Veröffentlichung von Namen im Allgemeinen betrifft, wurde hier von einer Anonymi-

sierung allerdings generell Abstand genommen. Wenn die verfolgten Opfer von einst 

mit ihren persönlichen Daten und Empfindungen der Öffentlichkeit vorgestellt werden, 

so hat dies freilich auch für die andere Seite zu gelten. Knapp siebzig Jahre nach Kriegs-

ende, wo die massgeblichen Akteure nicht mehr am Leben sind, erscheint dies sinnvoll 

und angemessen. Nicht im Sinne persönlicher Schuldzuweisungen, sondern zur mah-

nenden Vergegenwärtigung, dass der Nationalsozialismus eben keine von aussen her-

einbrechende Katastrophe war, sondern ein Teil von uns selbst, ein Teil unserer eigenen 

(Familien)Geschichten. Der Nationalsozialismus war in der Tat nicht unmenschlich, 

sondern ganz im Gegenteil – mit all der Gier, der Missgunst, dem Neid, dem Hass und 

der Grausamkeit – ein überaus menschliches Phänomen. 

Das Puzzle vieler Einzelschicksale fügt sich hier zu einem Bild zusammen. Den ver-

folgten Menschen aus dem Grossraum Villach einen Namen, ein Gesicht und eine per-

sönliche Geschichte (zurück) zu geben, war ein wesentliches Anliegen dieser Arbeit, 

wenn auch im beschämenden Bewusstsein, dass dies siebzig Jahre zu spät geschieht. 

Werner Koroschitz & Alexandra Schmidt 

 _____________________________________________________________________ Anmerkungen 

1 Hazel Rosenstrauch, Aus Nachbarn wurden Juden. Ausgrenzung und Selbstbehauptung 1933-1942,  

Berlin 1988. 

2 Kärntner Nachrichten, 27. 1. 1956, S. 1. 

3 Vgl. Der Kärntner, Ausgaben von Juli bis Dezember 2001. 

4 Vgl. Maximilian Gottschlich, Die grosse Abneigung. Wie antisemitisch ist Österreich?  

Kritische Befunde zu einer sozialen Krankheit, Wien 2012, S. 35. 
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Alexandra Schmidt 

Migration und  

Integration 
Jüdisches Leben bis 1918 

 

Zu einem Schleifstein umgearbeite-

ter jüdischer Grabstein mit der heb-
räischen Inschrift «Für Elchanan, 

Sohn des Nachman»,  

Villach, 14. Jahrhundert.  
Foto: Museum der Stadt Villach 

ERSTE SPUREN 

Zu den offensichtlichen Spuren jüdischer Vergangenheit im Ostalpenraum zählen die 

sogenannten Judendörfer, deren Lage jüdische Handelsniederlassungen auf dem Weg 

von Italien in den Norden markierten. Die Reihe solcher Handelsstützpunkte nimmt in 

Judendorf bei Villach ihren Ausgangspunkt und führt über Judendorf bei Maria Saal 

nach Judendorf bei Friesach und von dort nach Judenburg in der Steiermark. Dort gabelt 

sich die Route, eine Abzweigung führt über Judendorf bei Tamsweg nach Salzburg und 

Regensburg, während der andere Handelsweg über Judendorf bei Steyr in Judenau bei 

Tulln endet. 

Spuren jüdischer Vergangenheit finden sich für Judendorf bei Villach seit dem Hoch-

mittelalter, also der Zeitspanne von 1050 bis 1250. Archäologische Grabungen in den 

1930er Jahren am sogenannten Judenpichl, westlich von Judendorf, förderten eine An-

sammlung jüdischer Gräber zu Tage. Ob es sich dabei um eine zusätzliche Ansiedlung 

oder lediglich um einen jüdischen Friedhof ausserhalb der Stadt gehandelt hatte, konnte 

archäologisch noch nicht eindeutig geklärt werden. Nachweisbar hatten Juden seit dem 

13. Jahrhundert in der Stadt ihre Wohnsitze. Sie lebten im Kaiser-Heinrich-Viertel im 

Bereich der heutigen Freihausgasse, wo neben einer Judenschule auch eine Synagoge 

bestand.1 

Wie in anderen Städten auch lebte die Villacher jüdische Gemeinde in einem abge-

schlossenen Wohnbezirk, wo sie über die nötige soziale, kulturelle und religiöse Infra-

struktur verfügte. Eine Ursache für die Konzentration in einem bestimmten Viertel lag 

in den seit dem 12. Jahrhundert einsetzenden Bestrebungen, die jüdische von der christ-

lichen Bevölkerung räumlich abzugrenzen. Absonderung und Stigmatisierung waren 

vorrangige Ziele einer ganzen Reihe von Verordnungen, die von kirchlicher Seite in 

diesem Zusammenhang erlassen wurden. So etwa auch die Verpflichtung, eine eigene 

Kleidung und Kopfbedeckung zu tragen. In diesem Zusammenhang wurde der jüdischen 

Bevölkerung erstmals die Farbe Gelb zugeordnet, die während des gesamten christli-

chen Mittelalters zur Kennzeichnung verschiedenster Randgruppen diente. 

Die Palette antijüdischer Vorurteile reichte vom Vorwurf der Ermordung Christi über 

Hostienschändungen und Brunnenvergiftungen bis hin zu Ritualmorden an Christenkin-

dern. Dieser christliche Antijudaismus führte im Verlauf der Geschichte immer wieder 

zu gewalttätigen Judenverfolgungen, die selbst nach der Shoah kein Ende fanden. So 

wurden noch am 4. Juli 1946 in der polnischen Stadt Kielce über vierzig polnische Juden 

ermordet und weitere achtzig Shoah-Überlebende verletzt. Auslöser für das Pogrom wa-

ren einmal mehr Gerüchte über die Entführung und Ermordung christlicher Kinder 
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durch Juden. Ein angeblich von Juden begangener Hostienfrevel führte 1338 auch in 

Wolfsberg im Lavanttal zu einem Judenpogrom, das laut einer zeitgenössischen Über-

lieferung siebzig Todesopfer forderte. Anschliessend kam es zur Vertreibung der jüdi-

schen Gemeinde. Eine eindringliche Beschreibung der Pogrome im deutschsprachigen 

Raum mit explizitem Hinweis auf Wolfsberg lieferte der damalige Zeitgenosse und His-

toriker Johann von Viktring: 

«In den nämlichen Jahren fanden in verschiedenen Gegenden, in Österreich, Baiern, 

Kärnthen, am Rhein und in anderen deutschen Gebieten ringsum Judenverfolgungen 

statt. Man beraubte die Juden ihrer Schätze, ihrer Güter, ihrer Bücher, sie selbst er-

tränkte oder verbrannte man, oder stürzte sie in die Tiefe, riss ihnen die Eingeweide aus 

dem Leibe und brachte sie elendiglich ums Leben. An verschiedenen Orten nahmen 

sich die Landesfürsten, soweit sie vermochten, ihrer an, Christus aber rächte seine Sa-

che. In einer Stadt Oesterreichs nämlich, welche Bruck heisst, und in der Stadt Wolfs-

berg in Kärnthen durchstachen die Juden eine ihnen überlieferte Hostie so lange, bis 

Blutstropfen herauskamen, brachten Lichter herbei und verbrannten sie.»2 

1348/49 war Wolfsberg erneut Schauplatz gewaltsamer antijüdischer Ausschreitungen. 

Zeitgenössische hebräische Quellen belegen für dieselben Jahre auch in Villach Juden-

verfolgungen.3 

Der anwachsende Judenhass innerhalb der Mehrheitsbevölkerung war eine Folge ver-

schiedener politischer Faktoren, die seitens der kirchlichen und weltlichen Eliten ge-

schickt geschürt wurden. Neben religiös motivierten Dämonisierungen trugen vor allem 

rigoros gehandhabte Berufsbeschränkungen massgeblich zur sozialen Ausgrenzung der 

jüdischen Bevölkerung bei. So war ihr etwa der Beitritt zu den sich als christliche Hand-

werkervereinigungen verstehenden Zünften untersagt. Dieser Umstand zwang die jüdi-

sche Minderheit zu einer ökonomischen Spezialisierung auf Handel und Geldverleih, 

wobei Letzteres den Christen zunächst noch aus religiösen Gründen verboten war. Als 

Finanziers der Feudalherren und Städte und als Grosskaufleute galten Juden daher bald 

als «reiche Wucherer» und wurden damit auch zur lohnenden Beute bei politischen 

Konflikten. Vor allem Schuldner zeigten reges Interesse daran, mit den Juden zugleich 

auch ihre Schulden loszuwerden. Die jüdische Bevölkerung war also auf das Wohlwol-

len bzw. die Aufenthaltserlaubnis seitens der politischen Eliten angewiesen. Diese er-

kauften sie üblicherweise mit dem sogenannten Judenschutzbrief, indem sie eine Son-

derabgabe, das Judenregal, an den zuständigen weltlichen oder kirchlichen Herrscher 

entrichteten. 

Gegen Ende des 15. Jahrhunderts fand jüdisches Leben in Kärnten vorerst ein Ende: 

Auf Drängen der steirischen und kärntnerischen Landstände hatte Kaiser Maximilian 

1496 ein Verbannungsedikt gegen die jüdische Minderheit erlassen. Zur Begründung 

der Ausweisung dienten sämtliche gängigen, antijüdischen Vorurteile, allerdings ver-

folgte der Kaiser damit – so der Historiker Wilhelm Wadl – vor allem fiskalische Inte-

ressen. Demnach war Maximilian sehr bemüht, für die «Hostienschänder», «Kinder-

mörder» und «Urkundenfälscher» ein neues Asyl in seinem Herrschaftsbereich zu fin-

den, um so gleich zweifach kassieren zu können. 
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Einmal von den Ständen für die Judenausweisung, das zweite Mal von den Ausgewie-

senen für ihre Neuansiedlung.4 

Mit der allmählichen Lockerung des kirchlichen Wucherverbots, das Christen die Be-

reitstellung von Kapital gegen Zinsen untersagt hatte, erlebten viele Juden durch die 

anwachsende christliche Konkurrenz einen deutlichen sozialen Abstieg. Obwohl die jü-

dische Bevölkerung sich in Folge der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungen 

überwiegend zu einer verarmten Minderheit entwickelte, erhielt sich das Stereotyp des 

«reichen Juden» bis in die Gegenwart. 

Vom Ende des 15. Jahrhunderts bis in die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts gab es in 

Kärnten jedenfalls kaum Juden. Im 18. Jahrhundert bewirkten die Ideen der Aufklärung 

beim europäischen Bildungsbürgertum schliesslich einen Wandel in der Haltung: Man 

vertrat nun die Ansicht, dass die Juden in die christliche Gesellschaft integriert werden 

könnten, sofern sie ein gewisses Mass an Anpassungsleistung mitbrächten. 

Von diesen Überlegungen waren auch die Josephinischen Toleranzpatente von 1781-

1789 geprägt, mit denen Joseph II. die Schulbildung für jüdische Kinder förderte und 

ihnen den Zugang zu höheren Schulen und Universitäten öffnete. Sondersteuern für Ju-

den wurden abgeschafft, Kleidervorschriften und Ausgehverbote aufgehoben und Reli-

gions- und Gewerbefreiheit gewährt. Der jüdischen Bevölkerung wurde nun eine ge-

wisse Toleranz entgegengebracht, deren Ausmass allerdings wiederum von der jeweili-

gen jüdischen Integrationsbereitschaft abhing. Diskussionen über die Lockerung des 

Niederlassungsverbots für Juden stiessen hingegen kaum auf Gegenliebe. Kärntens 

Landstände lehnten eine mögliche «Tolerierung» mit der Begründung ab, dass einhei-

mische Industrielle und Gewerbetreibende unter der Konkurrenz der Juden zugrunde 

gehen müssten.5 Einer Teilnahme von Juden an Kärntens Jahrmärkten standen sie hin-

gegen positiv gegenüber, weil sie sich dadurch niedrigere Preise und höhere Mautein-

nahmen erhofften. 

In Österreich sollte es noch bis 1867 dauern, bis der jüdischen Bevölkerung die volle 

bürgerliche Gleichberechtigung zugestanden wurde. Erst ab diesem Zeitpunkt konnten 

Juden ihren Wohnsitz selbst und autonom bestimmen. Im selben Jahr wurde ihnen in 

Kärnten auch der Erwerb von Grundbesitz erlaubt. Erst mit dem 1867 erlassenen Staats-

grundgesetz, das die bisher geltenden persönlichen Beschränkungen der Juden aufhob, 

begann – wenn auch langsam – eine stetige Migration jüdischer Familien und Einzel-

personen aus allen Teilen der Habsburgermonarchie nach Kärnten. 

VOM SCHTETL IN DIE DRAUSTADT 

Die wenigsten Einwohner der Habsburgermonarchie hatten im 19. Jahrhundert eine ge-

naue Vorstellung von den östlichen Randbezirken des österreichisch-ungarischen Rei-

ches wie den Kronländern Galizien oder Bukowina.6 Wenn überhaupt, entsprach diese 

vage Vorstellung vor allem einem mit Armut, Elend, Schmutz, Analphabetismus und 

Trunksucht besetzten Stereotyp. Die osteuropäische Welt des jüdischen Schtetls, das in 

späteren Erinnerungen gerne nostalgisch verklärt wurde, galt Ende des 19. Jahrhunderts 

vor allem als Armenhaus der Habsburgermonarchie – ein multinationaler und kulturel- 
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ler Schmelztiegel, in dem soziale Probleme und nationale Konflikte auf der Tagesord-

nung standen. Die zentrale Regierung in Wien zeigte allerdings weder Interesse an po-

litischer und sozialer Konfliktbewältigung noch an wirtschaftlichen Investitionen. Ins-

besondere Galizien wurde als günstiger Rohstofflieferant und Absatzmarkt für billig 

gefertigte Industriewaren betrachtet.7 

 

Schtetlbewohner vor ihrer Wohnung, 
die gleichzeitig als Laden diente,  

Galizien, um 1910.  
Foto: Imagno/Austrian Archives, Wien 

Ende des 19. Jahrhunderts lebten allein in Galizien über 800.000 Menschen jüdischer 

Herkunft, davon ca. 600.000 in Ostgalizien. Der jüdische Bevölkerungsanteil entsprach 

etwa zehn Prozent der Gesamtbevölkerung.8 Zentrum jüdischen Lebens waren die Sch-

tetl, bei denen es sich um Gemeinden zwischen 1.000 und 20.000 überwiegend jüdi-

scher Einwohner handelte, deren Alltagsleben von traditionell ausgelegten religiösen 

Ritualen und Gebräuchen sowie dem jüdischen Kalender bestimmt wurde.9 Alltags-

sprache war Jiddisch, das jedoch nicht als offizielle Amtssprache galt. 

Die Josephinischen Toleranzpatente, die für die Mehrzahl der Kronländer zwischen 

1781 und 1789 – für Galizien im Mai 1789 – erlassen worden waren, hatten zwar den 

Boden für die gesellschaftliche Integration der jüdischen Minderheit geschaffen, dien-

ten aber auch den politischen Zielen Josephs IL, der die jüdische Bevölkerung vor allem 

effektiver kontrollieren wollte.10 

In seinem Buch Juden aufWanderschafi zeichnete der jüdische Schriftsteller Joseph 

Roth ein eindrucksvolles Bild der Arbeitswelt des 19. Jahrhunderts in seiner galizischen 

Heimatstadt Brody: 

«Die Stadt hat 18.000 Einwohner, von denen 15.000 Juden sind. (...) Von den 15.000 

Juden leben 8.000 vom Handel. Sie sind kleine Krämer, grössere Krämer und grosse 

Krämer. Die anderen 7.000 Juden sind kleine Handwerker, Arbeiter, Wasserträger, Ge- 
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lehrte, Kultusbeamte, Synagogendiener, Lehrer, Schreiber, Thoraschreiber, Talleswe-

ber, Ärzte, Advokaten, Beamte, Bettler und verschämte Arme, die von der öffentlichen 

Wohltätigkeit leben, Totengräber, Beschneider und Grabsteinhauer.»11 

Die österreichisch-jüdische Frauenrechtlerin und Sozialarbeiterin Bertha Pappenheim, 

die 1904 gemeinsam mit der russischen Ökonomin Sara Rabinowitsch durch Galizien 

reiste, um sich über die Lage der jüdischen Bevölkerung persönlich ein Bild zu machen, 

resümierte hinsichtlich der vielen jüdischen Händler: 

«Es wird aber so oft von judenfeindlicher Seite auf die Tatsache ,der Usurpierung des 

Handels durch die Juden’ in einer Weise hingewiesen, dass Aussenstehende leicht zu 

der falschen Vorstellung gelangen, als könnte ein grosser Teil der jüdischen Bevölke-

rung dadurch grosse Reichtümer erwerben und im Wohlstand leben. Abgesehen von 

einer relativ sehr kleinen Anzahl wohlhabender Kaufleute, gehören die handeltreiben-

den Juden Galiziens zu dem ärmsten Proletariat, das die Welt aufweist. Mir ist wieder-

holt versichert worden, dass der Verdienst manchen Familienvaters wöchentlich eben 

hinreiche, das Sabbatbrot und die Sabbatkerzen zu kaufen.»12 

Die Konzentration der galizischen Juden im Handel sollte Ende des 19. Jahrhunderts 

fatale Auswirkungen auf ihre Lebens- und Arbeitssituation haben. Die Konkurrenz un-

tereinander, aber auch seitens christlicher Händler stieg kontinuierlich an. Darüber hin-

aus führte der Bau der Eisenbahnstrecke zwischen Wien und Krakau zur Aufwertung 

der an der Bahnlinie liegenden Städte, während die kleineren Schtetl, deren Märkte in 

Folge weniger frequentiert wurden, einen starken Bedeutungsverlust hinzunehmen hat-

ten. Eine Vielzahl der im Handel tätigen Juden verlor aufgrund dieser Veränderungen 

ihre Existenzgrundlage. Hinzu kam eine zunehmende Unvereinbarkeit zwischen den 

streng religiösen Ansprüchen der jüdischen Gemeinden und der tatsächlichen Lebens-

führung der Menschen, was längerfristig den Zerfall der traditionellen Ordnung des 

Schtetls und einen Rückgang der religiös geprägten jüdischen Kultur einleitete.13 

Überbevölkerung, Armut und die fortschreitende Auflösung stabilisierender und tradi-

tioneller Faktoren führten gegen Ende des 19. Jahrhunderts vor allem innerhalb der jü-

dischen Gemeinden Galiziens und der Bukowina zu Fluchtbewegungen verschiedenster 

Art. Auf intellektuell-politischer Ebene suchten viele Menschen Zuflucht in den Ideen 

von Chassidismus14, Zionismus15 und Sozialismus, deren politische Akteure einen Aus-

weg aus dem Elend in eine neue, bessere Welt versprachen. 

Es war aber in erster Linie die Sehnsucht nach der Ferne, die zehntausende galizische 

Juden nach Übersee, Eretz Israel oder auch nur in andere Kronländer der österreichi-

schen Monarchie abwandern liess. Die Reformierung des Staatsgrundgesetzes aus dem 

Jahre 1867 machte bürgerliche und politische Rechte vom Religionsbekenntnis unab-

hängig und ebnete den Weg für die uneingeschränkte und legale Niederlassung jüdi-

scher Familien in allen Teilen der Monarchie. 

Das Fernweh setzte allerdings voraus, dass man den Schtetlalltag geistig überwunden 

und zumindest eine Ahnung von einer anderen Lebens- und kulturellen Welt hatte.16  
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Besonders Amerika erschien um 1900 als Verheissung eines paradiesischen Lebens: 

Zeitungsinserate und Werbeplakate verführten ebenso zur Auswanderung wie zahlrei-

che Agenturen, die für jeden angeworbenen Ausreisewilligen eine Kopfprämie kassier-

ten.17 

Offenbar waren es nicht selten jüdische Frauen, die den Auswanderungsprozess voran-

trieben, da sie aufgrund ihrer Stellung innerhalb der Familie um die materielle Verbes-

serung der Lebenssituation bemüht waren. Drehte sich das Leben orthodoxer jüdischer 

Männer in der Regel überwiegend um religiöse Fragen und das Studium der Thora, 

hatten die Frauen, denen dieser Zugang zur Religion nach geschlechtsspezifischem Ver-

ständnis traditionell verschlossen blieb, den Lebensunterhalt der Familie ausserhalb des 

Hauses zu verdienen. Da sie im religiöstraditionellen Bereich weniger stark verhaftet 

waren, fiel es ihnen offenbar auch leichter, sich aus den tief verwurzelten, gesellschaft-

lichen Strukturen zu lösen.18 Eine verstärkte jüdische Migration setzte in der Regel nach 

traumatischen Ereignissen ein. So etwa 1881, als es nach der Ermordung des russischen 

Zaren Alexander II. zu landesweiten Judenpogromen kam. Tausende Menschen flüch-

teten in den Folgejahren angesichts der andauernden Judenverfolgungen in Russland 

über die Grenze nach Galizien. Hier verwandelte sich das anfängliche Mitleid mit den 

Flüchtlingen angesichts der eigenen sozialen und wirtschaftlichen Probleme allerdings 

bald in Ablehnung und antisemitische Ressentiments. Viele russische Flüchtlinge, aber 

auch etliche galizische Familien verliessen in der Folgezeit das Land. Wer nicht nach 

Amerika wollte oder konnte, zog in dieser Zeit meist als Bettler oder Tagelöhner von 

Dorf zu Dorf oder versuchte sein Glück direkt im Zentrum der Habsburgermonarchie. 

Viele jüdische Migranten siedelten sich Ende des 19. Jahrhunderts im zweiten Wiener 

Gemeindebezirk, der Leopoldstadt, an, die infolgedessen umgangssprachlich auch Ma-

zzesinsel genannt wurde. Für etliche Menschen war Wien allerdings nur eine Zwischen-

station auf ihrer Weiterreise in andere Gebiete der Monarchie. Auch Kärnten gehörte 

 

K.u.k. Soldaten mit einer jüdischen 

Flüchtlingsfamilie, Galizien,  
um 1915. 
Foto: Imagno/Austrian Archives, Wien 
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zu den Zielen der neuen Zuwanderung. Seit den 1880er Jahren zogen die ersten jüdi-

schen Familien zu, nicht nur aus Galizien und der Bukowina, sondern auch aus Wes-

tungarn, Böhmen und Mähren. 

Eine zweite jüdische Fluchtwelle folgte ab 1898. Dieses Mal war Galizien unmittelbar 

betroffen. Im Frühsommer des Jahres hatten antijüdische Ausschreitungen den westli-

chen Teil des Landes erschüttert. Vorausgegangen war eine Hungersnot, die weite Teile 

des Landes erfasst hatte. Als verschiedene Gerüchte – etwa, dass die Juden ein Attentat 

auf den Kaiser geplant hätten – die Runde machten, entluden sich Angst, Frustration 

und ein tief verwurzelter, religiös konnotierter Antijudaismus in manifester Gewalt. Die 

Ausschreitungen, im Wesentlichen ausgehend von polnischen Bauern, richteten sich 

hauptsächlich gegen jüdische Schankwirte und Händler.19 Der Arbeiterwille bot dazu 

in seiner Ausgabe vom 30. Juni 1898 eine Erklärung: 

«Die Juden stellen in Galizien die Mittelperson dar, die zwischen dem ausbeutenden 

Grossgrundbesitzer und Schnapsfabrikanten und dem ausgesogenen und durch den 

grässlichen Branntwein vergifteten Bauer steht. Als Dorfwucherer und als Branntwein-

verkäufer kommt der Jude direct mit dem Bauer in Berührung, während der Herr Graf 

bloss das Geld einsteckt. Dass bei solchen Verhältnissen auch die nicht schuldtragenden 

armen und selbst hungernden Theile der Judenbevölkerung mit leiden, wenn der Grimm 

der Bauern ausbricht, liegt bei der Unwissenheit, in der Pfaff, Adel und Capital die 

polnischen Bauern absichtlich erhielt, auf der Hand.»20 

In der Folgezeit kam es zu einer sprunghaften Zunahme jüdischer Auswanderung aus 

Galizien. Selbst Kärnten verzeichnete in den Anfangsjahren des 20. Jahrhunderts eine 

Verdreifachung jüdischer Migranten. Zwischen 1900 und 1910 erhöhte sich die offizi-

elle Zahl der in Kärnten lebenden Juden von 212 auf 341.21 Inoffiziell dürfte die Anzahl 

jedoch höher gewesen sein, da einige Menschen ihr Religionsbekenntnis nicht offen 

deklarierten. 

Mit dem russischen Einmarsch in Galizien setzte zu Beginn des Ersten Weltkrieges die 

dritte grosse, jüdische Fluchtbewegung ein, die im Verlaufe des Krieges jedoch langsam 

nachliess. Der Zustrom der Flüchtlinge konzentrierte sich nun vor allem auf Wien, wäh-

rend eine Massenzuwanderung nach Kärnten ausblieb. Der Zuwachs an jüdischen Mig-

ranten beschränkte sich hier vor allem auf noch in Galizien lebende Familienangehö-

rige, die von ihren in Kärnten lebenden Verwandten nun ins Land geholt wurden. In 

diesem Kontext hielt die Zuwanderung nach dem Ersten Weltkrieg aus Gebieten der 

einstigen Monarchie noch bis in die 1930er Jahre an. 

ARBEITSLEBEN 

Jüdische Zuwanderfamilien hatten es üblicherweise schwer mit den örtlichen Bürokra-

tien der neuen Heimatorte. Die zuständigen Beamten waren in der Regel wenig vertraut 

mit der traditionellen jüdischen Namensgebung, die sich unter anderem aus den religi- 
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ös-rituellen Eheschliessungen innerhalb der jüdischen Gemeinden herleitete. Joseph 

Roth schrieb dazu: 

«Dieser Mann wird Dokumente verlangen. Unwahrscheinliche Dokumente. Niemals 

verlangt man von christlichen Einwanderern derlei Dokumente. Ausserdem sind christ-

liche Dokumente in Ordnung. Alle Christen haben verständliche, europäische Namen. 

Juden haben unverständliche und jüdische. Nicht genug daran: Sie haben zwei und drei 

durch ein false [nach jüdischem Recht] oder ein recte [nach staatlichem Recht] verbun-

dene Familiennamen. Man weiss niemals, wie sie heissen. Ihre Eltern sind nur vom 

Rabbiner getraut worden. Diese Ehe hat keine gesetzliche Gültigkeit.»22 

Ob der aus Stanislau in Galizien stammende Händler Philipp recte Efraim Fischl Lilian 

und seine ungarische Ehefrau Lina recte Liba, geb. Häuslich, bei ihrer Niederlassung 

in Villach im Jahr 1909 mit ähnlichen Problemen konfrontiert waren, ist zwar nicht 

überliefert, jedoch mehr als wahrscheinlich. In Adressbüchern und anderen Dokumen-

ten wurde das Paar in der Folgezeit jedenfalls nur noch als Philipp und Lina Lilian 

geführt. 

Die Bemühungen Josephs II. zur Beschleunigung des jüdischen Assimilationsprozesses 

hatten konsequenterweise auch vor der jüdischen Namensgebung nicht halt gemacht. 

Das Toleranzpatent vom 23. Juli 1787 sah unter anderem das Verbot von Namen aus 

der hebräischen Sprache vor und zwang die jüdische Bevölkerung zur Annahme eines 

«deutschen», nicht allzu häufig verwendeten Nachnamens. Da dieser jedoch nicht im-

mer frei gewählt werden konnte, waren viele Juden der willkürlichen und damit oft auch 

antisemitischen Namensgebung seitens der Beamten ausgeliefert. Von der demütigen-

den Komponente dieser Namensgebungen zeugen etwa Namen wie «Leibschmerz», 

«Veilchenduft» oder «Erdenjammer».23 Wenig überraschend hatte diese Art der Na-

mensgebung weniger eine jüdische Assimilierung, sondern vielmehr eine erneute Dis-

kriminierung zur Folge. Zu den dramatischen Konsequenzen gehörte nicht zuletzt, dass 

sich das spätere NS-Regime diese spezifische namentliche Stigmatisierung bei der Aus-

forschung ihrer Opfer zunutze machte. 

Das Verbot der Namensgebung aus der hebräischen Sprache wurde vor allem bei den 

Vornamen von den meist religiösen Juden aus den östlichen Landesteilen zunächst noch 

weitestgehend ignoriert. Im Zuge der Assimilierungsprozesse passten jedoch etliche 

Juden ihre hebräischen Vornamen ihren neuen Lebensverhältnissen an. So nannte sich 

etwa der 1900 nach Villach zugezogene Staatsbahnbeamte Leib Aron Zwerling kurzer-

hand Leon Zwerling. 

Eine Konzentration an jüdischer, aber auch nicht-jüdischer Zuwanderung aus den öst-

lichen Teilen der Habsburgermonarchie ist in Villach besonders um das Jahr 1910 do-

kumentierbar.24 Mit dem Bau der Karawankenbahn (1906) und der Tauernbahn (1909) 

war Villachs Bedeutung als Verkehrsknotenpunkt enorm gestiegen. Der Ausbau des 

Schienennetzes, die Einrichtung bahneigener Werkstätten und Betriebe sowie der Auf-

stieg der Draustadt zum Sitz der Staatsbahndirektion erhöhten den Bedarf an Bahnper-

sonal und dessen Spektrum an Arbeitsmöglichkeiten. Unter den zahlreichen Bediens-

teten der Staatsbahn, die im Laufe der Expansionsjahre nach Villach kamen, befanden 
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Anzeige von Philipp Lilian im 

Geschäfisanzeiger der sozialde-

mokratischen Gewerbetreiben-
den und Kaufleute in Villach 

und Umgebung, Villach, 1927. 
Quelle: Museum der Stadt Villach 

sich auch etliche Juden, die mehrheitlich im höheren Dienst als Ingenieure oder Ver-

waltungsbeamte angestellt waren und sich sowohl kurzfristig als auch langfristig ansie-

delten. Das Kärntner Wochenblatt, Agitationsplattform der Alldeutschen, ätzte bereits 

im Oktober 1905, dass «auch die Staatsbahnverwaltung zur Verjudung unserer Stadt ihr 

Scherflein» beitrage.25 Der Ausbau der Staatsbahn führte aber nicht nur zum Zuzug jü-

discher Bahnbediensteter, sondern übte generell eine grosse Anziehungskraft auf Han-

delstreibende aus. Eine 1910 durchgeführte Volkszählung verzeichnete im Bezirk Vil-

lach zweiundfünfzig Juden, darunter mindestens zehn Familien bzw. Einzelpersonen, 

die ihren Lebensunterhalt mit selbständigen Tätigkeiten verdienten.26 Am Burgplatz 

hatte sich August Samaja aus Triest und in der Postgasse Albert Meili aus Ferrara als 

Holzhändler niedergelassen. Der 1874 in Pressburg geborene Leopold Blau war seit 

1904 in Villach ansässig. Nach seiner Heirat mit der Grazerin Elsa Rosenberg eröffnete 

er 1910  gemeinsam  mit  seiner  Frau  eine  Gemischtwarenhandlung  in  der Weissbri-

achgasse 12, die in den 1920er Jahren zur Zweigniederlassung der Wiener Firma Elba 

– Leder- und Stoffbekleidungs GmbH expandierte. Als Gemischtwarenhändler etablier-

ten sich in Villach zu dieser Zeit auch die beiden aus Galizien stammenden Familien 

Fischbach und Lilian. 

Auf der linken Seite das Geschäft von Philipp Lilian am Hauptplatz 3, Villach, 1927. Ähnlich wie 
die Fischbachs folgte auch Philipp Lilian bereits angesiedelten Familienmitgliedern nach Kärnten. 

Sein Onkel Elias Lilian war Ende des 19. Jahrhunderts als Marktfahrer und Hausierer aus dem ga-

lizischen Stanislau nach Klagenfurt gekommen. Philipp und seine Frau Lina zogen zunächst eben-
falls nach Klagenfurt, übersiedelten aber 1909 nach Villach, wo zwischen 1911 und 1918 ihre vier 

Kinder Ignaz, Regina, Josef und Leopold geboren wurden. 
Foto: Sammlung Franz Schiestl, Villach 
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Die Brüder Osias und Moritz Fischbach waren Anfang des 20. Jahrhunderts zunächst 

nach Klagenfurt gekommen, wo sich bereits andere Familienangehörige niedergelassen 

hatten. Osias übersiedelte 1909 mit seiner Frau Mina und den Söhnen Ferdinand und 

Rudolf nach Villach, Moritz und seine Frau Amalia folgten 1912 mit ihren Söhnen Le-

opold und Josef nach. Spätestens ab dem Jahr 1920 betrieben die Fischbachs in Villach 

mindestens drei Geschäfte: Osias und Mina unterhielten in der Erzherzog-Eugen-Strasse 

2 (heute Italienerstrasse) eine Manufakturwarenhandlung mit Haushaltsgegenständen al-

ler Art. Moritz Fischbach eröffnete nach seiner Rückkehr aus dem Ersten Weltkrieg un-

ter dem Namen Kaufhaus zum Eisenbahner ein Schuh- und Bekleidungsgeschäft in der 

Lederergasse 12, und seine Frau Amalia führte in der Nikolaigasse 37 mit einer Hadern- 

und Knochengrosshandlung eine Art vormodernes Recyclingcenter für die Weiterverar-

beitung der Hadern (Lumpen) zu Papier und der Knochen zu Leim und Dünger. Dieses 

Gewerbe war aufgrund seiner Infektionsgefahr durch Milzbrand traditionell eine Exis-

tenzmöglichkeit für ökonomisch und gesellschaftlich marginalisierte Gruppen.28 

Das Waren- und Preisangebot der von jüdischen Familien geführten Villacher Geschäfte 

war allem Anschein nach vorwiegend auf die breite Masse und weniger auf eine geho-

bene Kundschaft ausgelegt. Leo Fischbach berichtete in einem Interview, dass mehrheit-

lich Eisenbahnerfamilien zu den Kunden seines Vaters Moritz und seines Onkels Osias 

zählten. Die dort möglichen Ratenzahlungen hatten in wirtschaftlichen Krisenzeiten für 

viele Familien eine wesentliche Erleichterung bedeutet.29 

Spätestens seit den 1920er Jahren existierte in Villach innerhalb des stetig anwachsenden 

jüdischen Bevölkerungsanteils ein breites berufliches Spektrum, das neben Händlern 

und Geschäftsleuten auch Beamte, Ärzte, Juristen, Fabrikanten und Handwerker um-

fasste. Die Skala der Vermögensverhältnisse reichte dabei vom Existenzminimum bis 

zum Wohlstand und entsprach im Wesentlichen den sozialen Verhältnissen der nicht-

jüdischen Mehrheitsbevölkerung in Villach. 

Werbeanzeige von Osias Fischbach im 

sozialdemokratischen Geschäftsanzei-

ger, Villach, 1927. 
Quelle: Museum der Stadt Villach 

                                

Annonce der Haderngrosshandlung von 
Amalia Fischbach in der Villacher Zei-

tung, 1. Februar 1920. 
Quelle: Museum der Stadt Villach 

Anzeige von Arthur Glesinger in der 

Kärntner Tagespost vom Oktober 1923. 
Arthur Glesinger war für seine innovati-

ven Geschäftsideen bekannt, worauf die 

nicht-jüdische Villacher Kaufmann-

schaft vor allem mit Neid und antisemi-

tischen Anfeindungen reagierte. 
Quelle: Museum der Stadt Villach 
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Arthur und Josefine Glesinger, geb. Klammer, mit ihren Kindern Herbert, Margarete und Herta, Villach, 

um 1922. 

Arthur Glesinger stammte aus einer angesehenen jüdischen Kaufmannsfamilie aus Leoben. Nach dem 
Ersten Weltkrieg kam er nach Villach, um eine Filiale des von seinem Vater Eduard in Leoben geführten 

Familienunternehmens mit dem Firmennamen Kaufhaus Eduard Glesinger zu eröffnen. Tochter Marga-

rete starb im August 1935 im Alter von siebzehn Jahren an den Folgen einer Blinddarmentzündung. 
Foto: Privat, David Glesinger, Tel Aviv 

Der Geschirrkönig in der 

Lederergasse während 
des Hochwassers, 

Villach, Herbst 1935. 

Leo Sobel betrieb seit 1931 
das Geschäft Geschirrkönig in 

der Lederergasse und verfügte 

zusätzlich über ein Warenlager 
in Bad Bleiberg. Die vorwiegend 

weibliche Kundschaft 

schätzte insbesondere die dort 
gebotenen Ratenzahlungen 

und günstigen Angebote. 
Foto: Museum der Stadt Villach 



 

24 

RELIGIÖSES LEBEN UND GEMEINSCHAFT 

Innerhalb der in Klagenfurt zahlenmässig grösseren jüdischen Gemeinschaft hatte sich 

seit Ende des 19. Jahrhunderts in Form eines eigenständigen Vereins- und Gemeinde-

lebens langsam so etwas wie ein eigenes gesellschaftliches Bewusstsein unter den jü-

dischen Familien entwickelt. 1887 war der Israelitische Kultusverein gegründet wor-

den, ein Jahr später die Chewra Kadischa (Heilige Gesellschaft), ein traditioneller isra-

elitischer Krankenunterstützungs- und Leichenbestattungsverein. Angestrebt war auch 

die Gründung einer eigenen Israelitischen Kultusgemeinde. Das 1890 erlassene Israe-

litengesetz, das unter anderem bei Neugründungen von jüdischen Kultusgemeinden 

eine Mindestzahl von 300 Mitgliedern bzw. 100 volljährigen Mitgliedern vorschrieb, 

verhinderte mit dieser Auflage jedoch zunächst den Gründungsprozess. 1893 wurden 

die Kärntner Juden der Israelitischen Kultusgemeinde (IKG) in Graz unterstellt. 1922 

führten die fortgesetzten Bemühungen der Klagenfurter schliesslich zum Erfolg. Am 

10. November 1922 wurde die Kärntner IKG unter Präses Max Stössl und seinem Stell-

vertreter Adolf Preis gegründet; als erster Rabbiner und Religionslehrer der Gemeinde 

fungierte Ignaz Hauser. 

Diese Form jüdischer Konsolidierung existierte in Villach nicht. Hier war eine stärkere 

Tendenz zur Assimilierung spürbar. Nach bisherigem Kenntnisstand traten in Villach 

nur Philipp Lilian sowie Osias und Moritz Fischbach als Mitglieder der Chewra Ka-

discha bei. Ob und in welcher Form sie sich auch im Klagenfurter Kultusverein oder 

später in der IKG engagierten, ist nicht bekannt. Etliche jüdische Minderheitsangehö-

rige vermieden es, sich als «Israeliten» zu deklarieren, um nicht in die Liste der Bei-

tragspflicht für die IKG Graz aufgenommen zu werden.30 

 

Innenansicht des jüdischen Bethauses mit der im 

November 1938 völlig zerstörten Einrichtung, 

Klagenfurt, um 1910. 
Foto: Kärntner Landesarchiv, Klagenfurt 

Das jüdische Bethaus in der Platzgasse 3,  
Klagenfurt, um 1910. 
Foto: Kärntner Landesarchiv, Klagenfurt 
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Inwieweit jüdische Familien aus Villach das 1905 von der Chewra Kadischa angekaufte 

Bethaus in der Klagenfurter Platzgasse als nicht eingetragene Angehörige der IKG 

ebenfalls nutzten, ist unklar. Die wenigen vorliegenden Berichte lassen vor allem auf 

eine individuelle Handhabung schliessen. So berichtete der 1909 geborene Leo Fisch-

bach: 

«Wir besuchten die Synagoge in Klagenfurt nur an jüdischen Feiertagen wie Neujahr, 

Jom Kippur usw. Eigentlich sollte der Klagenfurter Rabbi zu den jüdischen Kindern 

nach Villach kommen, um sie in Religion zu unterrichten, aber er kam nicht. Nur an-

lässlich meiner Bar Mizwa reiste er an.»31 

 

Demgegenüber berichtete der um zehn Jahre jüngere Leo Lilian, dass er und sein Bruder 

eine Zeit lang jede Woche zum Religionsunterricht nach Klagenfurt fuhren.32 In welcher 

Intensität jüdischer Glaube und Tradition im Villacher Alltag also präsent waren, ist 

aufgrund der spärlichen Quellenlage nicht eindeutig zu beurteilen. Aller Wahrschein-

lichkeit nach praktizierte ein Teil der jüdischen Gemeinde in Villach religiöse Rituale 

nur an hohen Feiertagen wie Jom Kippur und Pessach bzw. anlässlich von Beschnei-

dungs- und Trauungszeremonien. Andere wiederum lebten ihre Religion tiefergehend 

auch im Alltag. Die aus Galizien stammenden Familien galten im Allgemeinen als reli-

giöser und dürften daher zunächst noch konsequenter auf die Einhaltung jüdischer Ge-

bräuche und Riten gepocht haben. Doch entlang der allgegenwärtigen Assimilierungs-

prozesse verschwand das Jiddische langsam aus dem täglichen Sprachgebrauch und mit 

ihm auch bestimmte Rituale. Desgleichen wurde die Einhaltung des Sabbats immer we-

niger streng vollzogen, da dies für jüdische Geschäftsinhaber in Kärnten nur schwer mit 

ihrem Berufsleben in Einklang zu bringen war. 

Insbesondere die Führung eines koscheren Haushalts war für jüdische Familien in Vil-

lach praktisch unmöglich, da es in der Draustadt keinen Schächter – keinen Fleisch-

hauer, der nach jüdischem Ritus schlachtete – gab. So konnte koscheres Fleisch nur in 

Klagenfurt bei Abraham Chaneles, dem Kantor und Schächter der Kultusgemeinde, spä-

ter auch bei der Fleischhauerei Rom bezogen werden. 

Auszugehen ist davon, dass sich im gelebten Alltag der meisten jüdischen Familien im 

Laufe der Zeit ein Nebeneinander von jüdischen und österreichischen Traditionen ent-

wickelte. Fritz Reinisch, der in Klagenfurt aufgewachsen war, berichtete diesbezüglich: 

«Meine Mutter führte koschere Küche, war aber nicht dagegen, wenn ich ausserhalb des 

Hauses Wurstsemmeln verzehrte. Das gab meinen jugendlichen Zeitgenossen Anlass, 

mich mit ,Reinisch, dem koscheren Jud, schmeckt die traife [unkoschere] Wurst so gut’ 

zu verspotten.»33 

Auch wenn in Villach kein institutionelles jüdisches Leben existierte, so war dennoch 

ein gewisses Gemeinschaftsgefühl bei den bekennenden jüdischen Familien erkennbar. 

«Man kannte sich untereinander und ab und zu traf man sich auch», erzählte Leo Fisch-

bach hinsichtlich der Frage nach einer jüdischen Gemeinschaft in Villach. Darüber hin-

aus finden wir auch hier, ähnlich wie in Klagenfurt, eine Konzentration jüdischer Fami- 

Philipp und Lina Lilian,  

Villach, um 1930. 
Ihr jüngster Sohn, Leo Lilian, erin-

nerte sich, dass seine Eltern unter-

einander manchmal noch Jiddisch 
sprachen, vor allem dann, wenn die 

Kinder bestimmte Dinge nicht  

hören sollten.  
Foto: Yad Vashem Archives, Jerusalem 
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lien und Geschäfte in bestimmten Strassen – etwa der Klagenfurterstrasse, der heutigen 

Italienerstrasse, dem Kirchenplatz und der Weissbriachgasse. Günstigere Mieten in die-

sen Gegenden der Stadt mögen, so wie August Walzl es für Klagenfurt betont, durchaus 

eine Rolle gespielt haben,34 aber zentral war zweifelsohne auch das Bedürfnis nach Zu-

sammengehörigkeit, Kontakt und gegenseitiger Unterstützung, insbesondere angesichts 

eines stetig anwachsenden und spürbaren Antisemitismus seitens der nicht-jüdischen 

Bevölkerung. 

JÜDISCHE SOLDATEN IM MILITÄRDIENST 

Im April/Mai 1933 kam vor dem Bezirksgericht Villach eine Ehrenbeleidigungsklage 

zur Verhandlung. Auf der Anklagebank sass Dr. Marcell Glesinger, Rechtsanwalt in 

Villach. Kläger war der ebenfalls in Villach als Rechtsanwalt ansässige Dr. Richard 

Zirngast. Der Vorwurf Zirngasts lautete, dass Glesinger ihn bei einer gemeinsamen Ver-

handlung als «ungezogenen Lümmel» beleidigt habe. Vorausgegangen war eine antise-

mitische und ebenso beleidigende Aussage Zirngasts. «Ich gehöre nicht Ihrer Packel-

rasse an», hatte er gegenüber Glesinger bemerkt. Glesingers Schlussplädoyer, das die 

Villacher Zeitung auszugsweise druckte und gleichzeitig mit antisemitischen Kommen-

taren versah, gibt zumindest einen Eindruck, wie verletzend sich die Atmosphäre für 

die jüdische Bevölkerung schon Anfang der 1930er Jahre gestaltet hatte: 

«Ein Antisemit kann nicht empfinden, was wir Juden darunter zu leiden haben. Ich bin 

immer ein guter Österreicher gewesen, ich war an der Front und habe für mein Vater-

land getan, was ich tun konnte; ich habe fünf Auszeichnungen und habe als nationaler 

Jude (Gibt’s solche auch? Anmerkung des Setzerlehrlings) stets das verfolgt, was kei-

nen Anstoss erregen kann. Als Anwalt habe ich immer Interesse gehabt, meinen Stand 

zu vertreten. Meine beleidigende Antwort ist mir nur so momentan entsprungen. Ich 

kann von einem Einundsechzigjährigen keine studentische Genugtuung verlangen. (Die 

ihm Herr Dr. Zirngast als Arier auch verwehrt hätte. Die Redaktion).»35 

Marcell Glesinger wurde in dieser gerichtlichen Auseinandersetzung freigesprochen. 

Der Rechtsanwalt, der erst 1933 mit seiner Frau Sophie nach Villach gekommen war, 

hatte in seinem Plädoyer Gefühle zum Ausdruck gebracht, die er mit zahlreichen ande-

ren österreichischen Juden, die im Ersten Weltkrieg als Soldaten gekämpft hatten, teilte. 

Noch vor 1788 hatten Juden in den Augen des Staates als «nicht wehrwürdig» gegolten. 

Dieser Ausschluss betraf jedoch nur sogenannte «Glaubensjuden», während getaufte 

Juden weitestgehend akzeptiert wurden und auch die Offizierslaufbahn einschlagen 

konnten. Das grösste Hindernis sah der Staat darin, dass der Militärdienst nicht mit den 

strengen religiösen Riten des Judentums, etwa der Einhaltung des Sabbats oder der Ver-

pflegung mit koscherem Essen, vereinbar war. Zwar gab es Ende des 18. Jahrhunderts 

seitens des Hofkriegsrates Überlegungen, ob man die Juden nicht in eigenen Kompa-

nien zusammenziehen sollte, um auf ihre religiösen Regeln Rücksicht nehmen zu kön-

nen, allerdings lag dieser Kompromiss nicht im Interesse des Kaisers und seiner Refor- 
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Marcell Glesinger als Offizier  

während des Ersten Weltkrieges,  

Leoben, 1916.  
Foto: Privat, David Glesinger,  

Tel Aviv 

Marcell Glesinger (Zweiter von 

links) mit Angehörigen seiner 
Kompanie im Ersten Weltkrieg,  

o. O., um 1916.  
Foto: Privat, David Glesinger, 

Tel Aviv 

mer, die die jüdische Minderheit integrieren und daher keinesfalls in ihrem religiösen 

Separatismus unterstützen wollten.36 Mit der Ausdehnung des Reiches auf die Kronlän-

der Galizien und die Bukowina mit ihrem hohen jüdischen Bevölkerungsanteil wurden 

die Karten jedoch neu gemischt. Der Staat sah nun eine gute Gelegenheit, Juden mithilfe 

des Militärdienstes besser einzugliedern und unterordnen zu können. Demgemäss ver-

fügte Joseph II. am 18. Februar 1788, dass «Juden auch zu dem Militärstande tauglich 

und, wenigstens vom Anfang, zu dem Fuhrwesen, dann zu der Artillerie als Stuck-

knechte zu verwenden, und gleich bei jetzigem Kriege abzugeben»37 seien. Dieser Pas-

sus bezog sich zunächst nur auf Galizien, wurde aber am 4. Juni des gleichen Jahres auf 

alle Kronländer ausgedehnt. Österreich gehörte damit europaweit zu den ersten Län-

dern, die den Militärdienst auch für den jüdischen Teil der männlichen Bevölkerung 

öffneten. 

Zwar ermöglichte Josephs Nachfolger Leopold II. im Jahr 1790 den jüdischen Rekru-

ten, sich vom Militärdienst für dreissig Gulden freizukaufen, machte aber den Freikauf 

am Beginn der Napoleonischen Kriege schnellstens wieder rückgängig und weitete zu-

dem den jüdischen Militärdienst auf alle Waffengattungen aus. Nach bisherigen Er-

kenntnissen dienten zwischen 1793 und 1815 über 35.000 jüdische Soldaten im kaiser-

lichen Heer.38 

Der im Staatsgrundgesetz von 1867 festgelegten vollständigen Gleichberechtigung aller 

Staatsbürger ohne Unterschied der Religion folgte 1869 die allgemeine Wehrpflicht, 

die nun natürlich auch für jüdische Männer galt. Den Untersuchungen des Militärhisto-

rikers Erwin A. Schmidl zufolge waren jüdische Soldaten in überdurchschnittlicher An-

zahl im Sanitätswesen sowie im Verwaltungsdienst anzutreffen. Wahrscheinlich konnte 

man in diesen Bereichen am ehesten auf ihre religiösen Regeln Rücksicht nehmen. 

Auch der hohe jüdische Anteil an Maturanten und Akademikern trug dazu bei, dass vie- 

 



 

28 

le Militärbeamte jüdisch waren. Schmidls Erkenntnisse decken sich durchaus mit der 

Situation, die wir zwischen 1885 und 1918 in Villach vorfinden. Die Matriken der IKG 

Graz belegen, dass während dieser Zeit einige jüdische Regimentsärzte sowie Militär-

beamte kurz- oder längerfristig im Bezirk Villach stationiert waren – darunter der Arzt 

Dr. Siegmund Alles beim 12. Ulanenregiment, Dr. Gustav Stein als Generalstabsarzt 

sowie Bernhard Hausmann als Oberleutnantrechnungsführer.39 

Vorsichtigen Schätzungen zufolge dienten im Laufe des Ersten Weltkrieges ca. 300.000 

jüdische Soldaten in der Armee der Habsburger.40 Allein die Tatsache, dass über siebzig 

Feldrabbiner im Fronteinsatz waren, verdeutlicht die Grössenordnung jüdischer Betei-

ligung. In Villach gab es kaum eine jüdische Familie, die nicht wenigstens ein männli-

ches, mitunter auch ein weibliches Familienmitglied, in den Krieg entsandt hatte. Etli-

che dieser jüdischen Kriegsteilnehmer wurden später für ihre Verdienste mit Kärntner 

Kreuzen für besondere Verdienste oder Tapferkeit ausgezeichnet, darunter Arthur und 

Dr. Marcell Glesinger, Ida  Finger,  Moritz  Fischbach, Emil Fuchs, Josef Mitzner, Ernst 

Kopeinig, Karl Sajovic und Dr. Egon Weissberger.41 In Kärnten kümmerte sich die 

Chewra Kadischa um jüdische Frontsoldaten in den Lazaretten und versorgte sie mit 

koscherem Essen. Gefallene Soldaten wurden in einer Zeremonie auf dem jüdischen 

Friedhof in Klagenfurt St. Ruprecht beigesetzt und auf einer Gedenktafel verewigt. 

Die überwiegende Mehrheit jüdischer Soldaten und Offiziere dürfte vor allem aus ei-

nem Bedürfnis nach Anerkennung und Gleichrangigkeit heraus den Militärdienst bejaht 

haben, was den Schriftsteller Joseph Roth zu einem überaus kritischen Kommentar ver-

anlasste: 

«Solange aber die Juden noch in fremden Ländern leben, müssen sie für diese Länder 

leben und leider auch sterben. Ja, es gibt sogar Juden, die für diese Länder gerne leben 

und gerne sterben. Es gibt Ostjuden, welche sich an die Länder ihrer Wahl assimilieren 

und die Vorstellungen der einheimischen Bevölkerung von ,Vaterland’, ,Pflicht’, ,Hel-

dentod’ und Kriegsanleihe’ vollkommen aufgenommen haben.»42 

Patriotismus und Anpassungswille schützten jedoch keineswegs vor antisemitischen 

Übergriffen. In der Presse war vor allem von «Drückebergern» die Rede, von jüdischen 

Soldaten, die sich als Akademiker dem Einsatz an der Front entziehen und ihren Mili-

tärdienst auf ungefährlicheren Posten versehen würden, während ihre christlichen Ka-

meraden ihr Leben angeblich für das Vaterland opferten. 

Ende August, Anfang September 1919 berichtete die Wiener Morgenzeitung von einem 

Zwischenfall in Villach Warmbad. Zeugenaussagen zufolge soll eine nicht näher bezif-

ferte Anzahl jüdischer Soldaten, die mit einem Transport aus italienischer Kriegsgefan-

genschaft heimgekehrt waren und in Villach verpflegt wurden, seitens Angehöriger der 

Kärntner Volkswehr ohne erkennbaren Grund beleidigt, misshandelt und ausgeraubt 

worden sein. Weder andere Heimkehrer noch Offiziere der Volkswehr fühlten sich an-

scheinend verpflichtet, helfend einzugreifen. «Machen Sie sich das mit den Leuten sel-

ber ab»43, zitierte die Wiener Morgenzeitung die Zurufe der Schaulustigen, die von den  
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Auszüge aus dem Sterbebuch der IKG Graz, 1915 bis 1919. 
Daraus geht hervor, dass jüdische Soldaten während des Ersten  

Weltkrieges auch in Villacher Lazaretten ihr Leben liessen. 
Quelle: Archiv der IKG Graz 

jüdischen Heimkehrern um Hilfe gebeten worden waren. «Die Schandtaten von Villach 

sind ein Makel auf der Ehre der österreichischen Volkswehr»,44 resümierte das Blatt 

kritisch, während die Kärntner Lokalpresse den Vorfall mit keiner Notiz erwähnte. 

Ein Teil der jüdischen Soldaten aus Kärnten, die in der k.u.k. Armee gedient hatten, 

beteiligte sich in den Jahren 1918/1919 auch aktiv an den Kärntner Grenzkämpfen, so 

wie der Notar Dr. Egon Weissberger, der um 1930 mit seiner Familie von Velden nach 

Villach übersiedelt war. Soweit bekannt, vertraten jüdische Soldaten in Kärnten in der 

offenen Grenzfrage mit Jugoslawien eine deutlich pro-österreichische, liberale oder so-

gar deutschnationale Haltung. Österreich, nunmehr eine Republik, reagierte durchaus 

positiv auf diesen im Kriegseinsatz demonstrierten Patriotismus und belohnte viele der 

nach Kärnten eingewanderten Juden mit der österreichischen Staatsbürgerschaft. In Vil-

lach betraf dies Jonas Benesch, Ignaz Fischer, Osias Fischbach, Arthur Glesinger, Phi-

lipp Lilian, Moritz Löwe, Felix Patek, Johann Terner und Leon Zwerling.45 
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Dem politischen und alltäglichen Antisemitismus der 1930er Jahre versuchten ehema-

lige jüdische Frontkämpfer durch Selbstschutzinitiativen und demonstratives Wir-Ge-

fühl entgegenzuwirken. 1932 wurde in Wien der Bund jüdischer Frontsoldaten (BjF) 

als «Schild und Schwert des Judentums»46 gegründet; eine Organisation, die sich als 

«Kombination aus Veteranenverband und jüdischer Selbstschutzgruppe»47 verstand. 

Drei Jahre später erfolgte im Dezember 1935 die Gründung einer BjF-Ortsgruppe Kla-

genfurt, die in ihren Statuten u. a. die «Pflege vaterländischer Gesinnung und traditio-

neller Kameradschaft sowie den Schutz und die Wahrung der Ehre und des Ansehens 

der in Österreich wohnhaften Juden»48 als Zielsetzung angab. Langfristig waren auch 

die Schaffung eines jüdischen Heldenmuseums und Heldenalmanachs geplant. Obwohl 

in den Statuten nachdrücklich darauf hingewiesen wurde, dass diese Ziele «unter 

strengstem Ausschluss jeder politischen Tendenz» verfolgt würden, handelte es sich 

beim BjF um eine konservative, die austrofaschistische Regierung unterstützende Or-

ganisation, die im Gegensatz zur zionistischen Bewegung die vollständige Assimilation 

der Juden in die Gesellschaft anstrebte. Der BjF teilte 1938 sein Schicksal mit anderen 

jüdischen und nichtnationalsozialistischen Vereinen: Er wurde verboten und aufgelöst. 

 

Empfang für die Kriegsheimkeh-

rer, Warmbad bei Villach, 1920. 
Foto: Verein Industriekultur und  

Alltagsgeschichte, Villach 
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Alexandra Schmidt 

«Der Jud’ ist schuld» 
Politischer Antisemitismus bis 1938 

Wir schreiben das Jahr 2010. Plakate bewerben die Komödie Skup, der Geizige von 

Ragusa, ein Stück, das anlässlich des sechzigjährigen Jubiläums der Friesacher Burg-

hofspiele aufgeführt wird. Die darauf dargestellte Figur des Skup entspricht in ihrer ge-

bückten linkischen Haltung, dem Vollbart und der gekrümmten Nase einer Vielzahl an-

tisemitischer Stereotypen. Dass eine solche Darstellung im ersten Jahrzehnt des 21. 

Jahrhunderts – siebzig Jahre nach der Erfahrung des Holocausts – überhaupt noch ver-

öffentlicht wird, verdeutlicht eine signifikant österreichische Problematik: der unhinter-

fragte Rückgriff auf antisemitische Stereotypen, der kaum öffentliche Reaktionen oder 

Proteste hervorruft. 

Tatsächlich markiert die Feindseligkeit gegenüber der jüdischen Bevölkerung nicht nur 

eine auf die NS-Herrschaft beschränkte Verirrung, sondern hat eine lange gesellschaft-

liche Tradition. Dabei stellt der Antisemitismus1 historisch betrachtet ein vergleichs-

weise eher junges Phänomen dar, wohingegen der religiös konnotierte Antijudaismus 

seit rund zweitausend Jahren besteht. 

Die jüdische Minderheit zählte aufgrund ihrer religiösen Stellung bis Ende des 18. Jahr-

hunderts zu den Randgruppen der Gesellschaft. Ihre Diskriminierung wurde von christ-

licher Seite geschürt und mit zahlreichen Stereotypen wie «Ritualmörder», «Brunnen-

vergifter» und «Hostienschänder» belegt. «Ohne diese Erblast an Vorurteilen wäre die 

Anziehungskraft des modernen Antisemitismus kaum denkbar»2, stellte der englische 

Politologe Peter Pulzer fest. Der religiös geprägte Antijudaismus bildete demnach das 

Fundament, auf dem sich die verschiedenen Spielarten des politischen Antisemitismus 

im 19. Jahrhundert entwickeln konnten. Dieser moderne Antisemitismus entstand in 

Österreich nicht nur als Reaktion auf die gesellschaftliche Emanzipation der Juden seit 

dem Jahr 1867, sondern auch vor dem Hintergrund fundamentaler gesellschaftlicher und 

wirtschaftlicher Umbrüche und daraus resultierender sozialer Probleme. 

Als vermeintliche Urheber und Beherrscher von Kapitalismus, Sozialismus und Libera-

lismus wurde den Juden bald die alleinige Schuld am Untergang der alten Ordnung an-

gelastet: Was unliebsam war, wurde einfach als jüdisch abgestempelt. Der Liberalismus 

wurde zum Judenliberalismus, das Zeitungswesen zur Judenpresse und die Erste Re-

publik zur Judenrepublik.3 

Europaweit entwickelte sich der Antisemitismus zu einem politischen Programm mit 

unterschiedlichen Ausprägungen und diente seit der Jahrhundertwende einzelnen Par-

teien und Vereinen als ideologischer Leitfaden. In Österreich unterschied sich der poli-

tische Antisemitismus in einigen Aspekten vom Rest Europas: Er setzte zeitlich etwas 

später ein, verzeichnete dafür aber umso grössere Erfolge. Darüber hinaus war der Cha-

rakter der antisemitischen Bewegung hier von Beginn an mehrheitlich christlich-kon- 
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servativ. Die Masse derer, die für den Antisemitismus anfällig waren, verharrten meist 

am stärksten in einer traditionsgeformten Geisteswelt, in der religiös gefärbte Denk-

weisen und Traditionen das Bild der äusseren Welt stark beeinflussten.4 

Die Christlichsoziale Partei unter Führung des Wiener Juristen Dr. Karl Lueger hatte 

ab dem Jahr 1900 massgeblichen Anteil am Aufstieg des Antisemitismus in Österreich. 

Sie machte «das jüdische Grosskapital» für die nach dem Börsenkrach von 1873 ein-

setzende Wirtschaftskrise verantwortlich und forderte in ihrem Parteiprogramm unter 

einem eigenen «Judenpunkt» die Beseitigung jeglichen jüdischen Einflusses in der Öf-

fentlichkeit, insbesondere in Wirtschaft und Presse.5 Lueger, dem aufgrund seiner anti-

semitischen Politik im Jahr 2012 die Namensgeberschaft für einen Teil der Wiener 

Ringstrasse aberkannt wurde,6 schaffte nicht zuletzt mit seinen antisemitischen Hetzti-

raden den Aufstieg zum Wiener Bürgermeister – ein Amt, das er von 1897 bis zu seinem 

Tod 1910 bekleiden sollte. 

In Kärnten war der Antisemitismus durch die dominierende Politik des deutschnationa-

len Lagers mit seiner stark antislawischen Stossrichtung im Wesentlichen stark völkisch 

und rassistisch geprägt. Grosse Popularität erlangte hier gegen Ende des 19. Jahrhun-

derts vor allem Georg Heinrich Ritter von Schönerer mit seiner Alldeutschen Partei. 

Der aus Wien stammende von Schönerer vertrat eine völkischnationale, antiklerikale 

und antiliberale Politik, gepaart mit einem radikalen, rassisch begründeten Antisemitis-

mus. Mit Aussagen wie «Durch Reinheit zur Einheit» oder «Ohne Juda, ohne Rom, 

wird erbaut Germaniens Thron», traf er durchaus auch den Geschmack der Kärntner 

Wählerschaft. Darüber hinaus war er Mitbegründer des Deutschen Schulvereins bzw. 

des Deutschen Schulvereins Südmark, dessen Hauptanliegen die Förderung des 

Deutschtums in den Grenzgebieten war. Der Verein konnte sich auch in Villach erfolg-

reich etablieren und erfreute sich um 1900 vor allem in konservativ-bürgerlichen Krei-

sen einer grossen Anhängerschaft.7 

Der Deutsche Schulverein war nur ein Teil eines äusserst dicht gesponnenen Netzes 

deutschnationaler Verbände und Parteien, die sich seit den 1880er Jahren in Kärnten 

etabliert hatten. Anders als das christlich-soziale und sozialdemokratische Lager ver-

standen es Kärntens Deutschnationale, ihr politisches Programm über lokale Vereine 

auch in den ländlichen Gebieten erfolgreich und vor allem nachhaltig zu verankern. 

Diese Politik bildete den Boden, auf dem der Nationalsozialismus als radikalisierte Va-

riante gedeihen konnte. 

Gegenüber dem deutschnationalen und konservativen Parteienspektrum war das Ver-

hältnis der Sozialdemokratie zum Antisemitismus eher ambivalent. Einerseits befanden 

sich in den Reihen der österreichischen Sozialdemokratie viele prominente Mitglieder 

jüdischer Abstammung – darunter auch ihr Gründer Viktor Adler oder Bruno Kreisky 

–, andererseits aber auch prominente Antisemiten wie Karl Renner oder Oskar Helmer. 

Zugleich bot der Umstand jüdischer Politiker in der Sozialdemokratie immer wieder 

potentielle Angriffsflächen für Antisemiten anderer politischer Couleurs. 

Da mit dem Einsatz von Antisemitismus nicht wenige Wählerstimmen zu gewinnen 

waren, setzte die Sozialdemokratie daher auf eine doppelbödige Strategie, die sich das 

gesamte 20. Jahrhundert bezahlt machen sollte: Ohne in der Regel selbst eine offensiv 

antisemitische Politik zu forcieren, war sie vor allem darauf bedacht, nicht allzu häufig 

Antisemitische Titelseite der Kärntner 
Nachrichten, 27. August 1896. 
Quelle: Universitätsbibliothek Klagenfurt 
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als Verteidiger der jüdischen Bevölkerung in Erscheinung zu treten. Dementsprechend 

selten lassen sich insbesondere in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts eindeutige Dis-

tanzierungen und Abgrenzungen von antisemitischen Positionen ausmachen. Der we-

sentlichste Unterschied zur Politik der deutschnationalen und völkisch orientierten Par-

teien lag vor allem darin, dass Antisemitismus nicht als gezielte politische Waffe in den 

Parteiprogrammen oder im Wahlkampf zum Einsatz kam.8 

Antisemitisches, gegen die 

Sozialdemokratische Arbeiter-

partei gerichtetes 
Spottblatt, um 1930. 

Quelle: Museum der Stadt Villach 

VOM POLITISCHEN ZUM GELEBTEN ANTISEMITISMUS 

Der politische Antisemitismus der Jahrhundertwende war hauptsächlich ein verbaler 

Gewaltakt – eine Gewaltfantasie, die sich allerdings mit ihrer derben Demagogie lang-

sam im Bewusstsein der Bevölkerung zu verankern begann und im alltäglichen Leben 

schrittweise – mit immer gewaltsameren Aspekten – seinen Niederschlag fand. Im No-

vember 1907 dokumentierte etwa die Villacher Zeitung, bezeichnenderweise unter der 

Rubrik «Humoristisches», wiederholte vandalistische Übergriffe: 

«Auf der Geschäftstüre eines Geschäfts in der Weissbriachgasse entstehen nahezu täg-

lich über Nacht wie von Zauberhand hervorgezauberte gedruckte Inschriften nachste-

henden oder ähnlichen Inhaltes:,Die Juden sind in einer Gemeinde genau so nützlich 

wie eine Maus in einer Getreidekammer oder die Motten in einem Kleiderschrankk»9 

Aller Wahrscheinlichkeit nach war das Opfer der antisemitischen Attacken der Getrei-

dehändler Moritz Braun, der zu diesem Zeitpunkt ein Geschäft samt Getreidespeicher 

in der Weissbriachgasse unterhielt. 

Grundsätzlich spielte die Lokalpresse bei der Verbreitung antisemitischer Vorurteile 

und Mythen eine massgebliche Rolle und diente rechtsradikalen Parteien und Verbän-

den als nützliches Sprachrohr. Das Kärntner Tagblatt als Publikationsorgan der Christ-

lichsozialen, das Kärntner Wochenblattes Sprachrohr der Alldeutschen, die Villacher 

Zeitung als Agitationsforum der Nationalsozialisten und die Freien Stimmen als Presse 

der Grossdeutschen Volkspartei trugen in Kärnten seit Beginn des 20. Jahrhunderts 

massiv zur Verbreitung antisemitischer Positionen bei. Dabei fungierte nicht nur die 

jüdische Bevölkerung selbst als Zielscheibe der Agitation, sondern auch jene Kärntner, 

die in irgendeiner Art und Weise mit Juden in Verbindung standen. 

Ein uraltes antisemitisches Stereotyp betraf den «jüdischen Schmarotzer und Wuche-

rer» als wirtschaftlichen Konkurrenten zur «arisch» imaginierten Mehrheitsbevölke-

rung – ein Topos, der vor allem in wirtschaftlichen Krisenzeiten besonders einprägsam 
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wirkte. Via Zeitungsartikel und Annoncen wurde die Villacher Bevölkerung stetig dazu 

ermahnt, ausschliesslich deutsche Geschäfte aufzusuchen: 

«Alte, reelle christliche Firmen gehen zugrunde, der Jude aber mit seiner Pofelware und 

mit seinen hohen Gewinnprozenten setzt sich an die Stelle des Ruinierten und übergibt 

seinen bisher innegehabten Platz einem anderen Juden weiter. (...) Noch steht die Sache 

in Villach gottlob nicht so schlimm; der Anfang zu einer Judenkolonie ist jedoch auch 

hier schon gemacht. Vor etlichen Jahren noch konnte sich unsere Stadt rühmen, ganz 

judenrein zu sein; heute ist dem nicht mehr so. Schon haben an mehreren Punkten der 

Stadt die Juden Klinger, Blau usw. ihre sogenannten Warenhäuser und Abzahlungsge-

schäfte etabliert und halten darin recht fragwürdige Konfektionswaren feil. Der Jude 

Braun hat in einem der ältesten christlichen Bürgerhäuser ein Getreidekommissionsge-

schäft eröffnet, und so geht es weiter.»10 

Antisemitische Anzeige in der 
Villacher Zeitung, 20. Mai 1933. 
Quelle: Museum der Stadt Villach 
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MÄDCHENHANDEL 

Wie in allen Sündenbockphilosophien markiert den Ausgangspunkt einer Verschwö-

rungstheorie üblicherweise eine objektiv benennbare Problemlage. Die Antisemiten 

agierten nicht anders. Dies zeigt etwa der Diskurs um den Mädchenhandel im ersten 

Drittel des 20. Jahrhunderts. Im Zuge der gesellschaftlichen Umbrüche war es zur 

Migration vieler, vor allem junger Frauen gekommen, die meist auf der Suche nach 

Arbeitsmöglichkeiten ihr bisheriges Umfeld verlassen hatten. Konservative Stimmen 

warnten in diesem Kontext vor den Gefahren des internationalen Mädchenhandels. 

Dabei wurde vor allem die Person des Mädchenhändlers zur Bedrohung schlechthin 

stilisiert und mit antisemitischen und rassistischen Stereotypen belegt. Tatsächlich 

spielten im Bereich des Mädchenhandels Juden eine gewisse Rolle: als Täter, vor 

allem aber als Opfer. Insbesondere Galizien galt um 1900 als europaweites Zentrum 

des Mädchenhandels. Verarmung breiter Teile der jüdischen Bevölkerung, der Ver-

lust traditioneller Werte sowie Unwissenheit und mangelnde Bildung waren die zent-

ralen Rahmenbedingungen für die Zunahme von Prostitution und Zuhälterei. Vor-

sichtigen Schätzungen zufolge wurden Ende des 19. Jahrhunderts pro Jahr etwa 

10.000 galizische Mädchen vorwiegend jüdischer Abstammung nach Südamerika ge-

lockt oder verschleppt – angeheuert von galizischen Agenten, die vielfach ebenfalls 

jüdischer Herkunft waren. Diese Ausgangslage verbanden Antisemiten in der Folge 

mit dem Bild vom Juden als «gierigem, schmierigem Mädchenhändler», ein Stereo-

typ, das bis weit ins 20. Jahrhundert durch Literatur, Filme und Gazetten geisterte. 

Dass dabei die Opfer des Mädchenhandels vielfach Jüdinnen waren, wurde seitens 

der Antisemiten freilich nicht thematisiert. 

DER ANFANG VOM ENDE 

Von der NSDAP herausgegebenes 
«Einkaufsbuch», Villach, um 1932. 

Quelle: Museum der Stadt Villach 

Zu Beginn des Ersten Weltkriegs hatte sich die antisemitische Hetzpresse zunächst 

noch zurückgehalten. Die Partizipation jüdischer Soldaten und Offiziere an den Kampf-

handlungen sowie die Tatsache, dass der Staat bei der Finanzierung des Krieges auch 

auf jüdisches Kapital angewiesen war, liess die Antisemiten kurzzeitig etwas leiser tre-

ten bzw. fielen ihre Äusserungen auch der Zensur zum Opfer. 
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Die Situation änderte sich mit Fortdauer des Krieges. Auslöser für ein erstarkendes 

Aufkommen des Antisemitismus waren zunächst die vielen galizisch-jüdischen Kriegs-

flüchtlinge, die sukzessive in Wien eintrafen. Je deutlicher sich eine Niederlage für das 

Habsburgerreich abzeichnete und je stärker die Zahl der gefallenen Soldaten anstieg, 

desto häufiger tauchte in den Medien die Behauptung auf, dass jüdische Soldaten sich 

vor dem Frontdienst drücken würden. Tatsächlich gab es überall Versuche, dem Kriegs-

einsatz an der Front zu entgehen; die Antisemiten verstanden es jedoch meisterhaft, 

diese Versuche als «typisch jüdisch» darzustellen.11 Der deutsch-jüdische Politiker 

Walther Rathenau hatte dies in einem Brief an einen Freund bereits 1916 vorausgese-

hen: «Je mehr Juden in diesem Kriege fallen, desto nachhaltiger werden ihre Gegner 

beweisen, dass sie alle hinter der Front gesessen haben, um Kriegswucher zu treiben»12, 

hatte er bemerkt und griff damit noch einem anderen Bild vor, das gegen Ende des 

Krieges im Hinblick auf die immer dramatischere Versorgungslage in den Vordergrund 

trat. Das alte Klischee des «jüdischen Schmarotzers» erstand nun in der Person des 

«Kriegswucherers» neu. Jüdischen Kaufleuten wurde damit vorgeworfen, aus Profit-

gier Nahrungsmittel zurückzuhalten oder Wucherpreise zu verlangen, während die 

breite Bevölkerung hungere.13 

Zusätzlichen Vorschub erhielt der Antisemitismus durch die Revolutionen in Russland 

(1917) und Deutschland (1918/19). Diese wurden aufgrund der jüdischen Herkunft ih-

rer Ikonen – Leo Trotzki in Russland, Karl Liebknecht, Rosa Luxemburg und Kurt Eis-

ner in Deutschland – von den Antisemiten zu «jüdischen Revolutionen» stilisiert. Tat-

sächlich hatten sich viele Juden den Ideen des Sozialismus zugewandt. Die Vorstellung 

von der Gleichheit aller Menschen als oberstes Ziel erschien nicht zuletzt als politische 

Hoffnung, u.a. die ethnischen Stigmatisierungen hinter sich zu lassen und eine gerech-

tere Welt zu erschaffen. Die europäischen Erfahrungen von Krieg, Niederlage, Revo-

lution und Gewalt mündeten allerdings im Gegenteil und brachten gleichzeitig eine 

neue und radikalisierte Qualität des Antisemitismus mit sich: 

«Der Deutsche – im ehrlichen Streite überall siegreich – liegt darnieder, grausam ge-

knechtet und gedemütigt von der ganzen Welt seiner Feinde. Und wer blieb stets oben-

auf, nach wie vor und während des Krieges? Der Jude! Vor dem Kriege Kriegshetzer, 

während des Krieges Kriegswucherer, nach dem Kriege Sieger, Weltbeherrscher! Sein 

Programm hat sich erfüllt!»14 

In Kärnten waren die Bedingungen für den Aufstieg des politischen Antisemitismus 

aufgrund der Grenzlandsituation und der vorherrschenden deutschnational dominierten 

Politkultur nicht nur besonders günstig, sondern erfuhren durch den sogenannten ‚Ab-

wehrkampf’ in den Jahren 1918/1919 und dem damit verbundenen aggressiven Antis-

lawismus eine zusätzliche Dynamik. Nicht zufällig hatte der spätere Kärntner Gauleiter 

Friedrich Rainer Kärnten als Ursprungsland der NS-Bewegung bezeichnet,15 die die 

Mischung aus wirtschaftlicher Misere, gesellschaftlicher Instabilität und kollektiver 

Traumatisierung als Folge des verlorenen Krieges für ihren Aufstieg zu nutzen 

wusste.161918 war in Villach aus der bereits zehn Jahre zuvor gegründeten Deutschen 

Arbeiterpartei die erste Kärntner Ortsgruppe der Deutschen Nationalsozialistischen Ar- 
Wahlplakat der Kärntner Einheitsliste, 
Oktober 1923. Quelle: Kärntner Landesar-

chiv, Klagenfurt 
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beiterpartei (DNSAP) hervorgegangen. Im gleichen Jahr zogen Deutschnationalismus 

und Antisemitismus in Form von Parteien und Organisationen wie dem Kärnter Bau- 

ernbund, dem Deutschen Volksverein für Kärnten, der Alldeutschen Partei und dem 

Völkischsozialen Verband deutscher Einheit in Villach in die vorläufige Landesver-

sammlung in Kärnten ein. 

Sie stellten das Gros der Abgeordneten. Erster Villacher Bürgermeister nach dem Ers-

ten Weltkrieg wurde der Jurist Dr. Richard Strobl als Vertreter des Völkischsozialen 

Verbandes deutscher Einheit. Es handelte sich dabei um eine politische Gruppierung, 

die totalitäres Gedankengut befürwortete und die Bekämpfung der Sozialdemokratie 

und des internationalen Judentums als vorrangige Ziele auf ihre Fahnen schrieb.17 Strobl 

wechselte allerdings 1919 zur DNSAP und wurde zu einer ihrer Leitfiguren. Unter sei-

ner Führung avancierten die Nationalsozialisten bei den Gemeinderatswahlen im Au-

gust 1920 zur drittstärksten Kraft in Villach und konnten vier von achtundzwanzig Ge-

meinderatssitzen für sich verbuchen. 

Antisemitische Karikaturen 
als Wahlkampfwerbung der 

Kärntner Einheitsliste, Villacher 

Zeitung, Oktober 1923. 
Quelle: Museum der Stadt Villach 

Gebetsmühlenartig versuchten Parteien mit Hilfe von öffentlichen Hetzreden, Zeitungs-

artikeln, Flugblättern und Büchern auf die angeblich überbordende jüdische Gefahr auf-

merksam zu machen – freilich unabhängig vom tatsächlichen Bevölkerungsanteil, der 

im Kontext der jüdischen Bevölkerung um 1900 in Kärnten unter einem Prozent gelegen 

hatte.18 

Den Beginn der 1920er Jahre markierte eine deutliche Zunahme und Konzentration an 

deutschnationaler und antisemitischer Agitation im Raum Villach. Im Mai 1920 emp-

fahl die Villacher Zeitung m einem Artikel unter dem Titel «Warum müssen wir Anti-

semiten sein» die Ausweisung aller Juden, die nach 1914 eingereist waren.19 Diese 

Stimmung spiegelte sich auch in einer Sitzung des Villacher Gemeinderats am 8. Okto-

ber 1920, in der sich der deutschnationale Gemeinderat Meinhard Gatternig dezidiert 

gegen das Ansuchen des aus Galizien stammenden jüdischen Kaufmanns Moritz Fisch-

bach um Aufnahme in den Heimatverband aussprach und damit eine heftige Diskussion 
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auslöste. Die sozialdemokratischen Gemeinderäte setzten sich schliesslich mit ihrer 

Sicht, sich keine Blösse geben zu wollen durch, und dem Antrag Fischbachs auf Auf-

nahme wurde stattgegeben.20 Im Jänner 1920 wurde in Villach eine Ortsgruppe des 

Alldeutschen Verbandes ins Leben gerufen, in dessen Statuten es hiess: 

«Rücksichtlose Bekämpfung der Vorherrschaft des volksfremden Judentums als des 

grössten und gefährlichsten Vergifters und Zerstörers deutschen Blutes und deutschen 

Geistes, deutscher Wirtschaft und deutscher Moral.»21 

Als Obmann des Alldeutschen Verbandes fungierte von 1922 bis 1932 Oskar Kraus, 

der später als NS-Oberbürgermeister von Villach noch eine zentrale Rolle bei der ge-

waltsamen und rücksichtlosen Durchsetzung nationalsozialistischer Ziele spielen 

sollte, in der Kärntner Erinnerungskultur jedoch bis ins 21. Jahrhundert vor allem als 

«Abwehrkämpfer» und «korrekter Nazi» in Erscheinung trat.22 

«Der in völkischen Belangen rastlos tätige Herr Oskar Kraus»23 war es auch, der im 

März 1921 die Gründung und den Vorsitz des Deutschvölkischen Arbeitsausschusses 

in Villach – eine Art Dachverband aller völkischen und antirepublikanischen Vereini-

gungen Villachs – übernahm. Nicht weniger fanatisch waren die Zielsetzungen des 

Deutsch-Österreichischen Schutzvereins Antisemitenbund, der 1919 vom christlich-

sozialen Politiker Anton Jerzabek in Wien mit dem erklärten Ziel aus der Taufe geho-

ben worden war, dem Erstarken des Judentums in Europa entgegenzutreten. Im Juni 

1920 verkündete die Villacher Zeitung angesichts der Gründung des Villacher Anti-

semitenbundes: 

«Endlich beginnt es sich allenthalben zu rühren zum Kampfe gegen die Drohnen un-

seres gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Lebens, gegen die Juden, diese Blutsau-

ger des ganzen deutschen Volkes. Ueberall findet der Ruf nach antisemitischer Ver-

einigung lauten Beifall, so auch in Villach, wo es wahrlich nottut, dem Überfluten der 

Stadt durch die Hebräer endlich Einhalt zu tun.»24 

Die Satzungen der Villacher Ortsgruppe verkündeten als oberstes Ziel die «vollstän-

dige Sammlung aller deutscharischen Staatsbürger Deutschösterreichs in gemeinsa-

mer, lückenlos geschlossener Abwehrreihe (...) gegen das Semitentum».25 Der Antise-

mitenbund traf sich in regelmässigen Abständen im Hotel Mosser und zählte bei seiner 

Gründungsveranstaltung bereits 220 Mitglieder beiderlei Geschlechts. Als Grün-

dungsobmann fungierte Franz Lürzer, als sein Stellvertreter Johann Medweth, Schrift-

führerin war die Lehrerin Mathilde Hecht, die später auch in der NSDAP eine tragende 

Rolle spielen sollte. Die soziale Herkunft der Mitglieder umfasste das gesamte gesell-

schaftliche Spektrum vom Industriellen bis zum Arbeiter. «An ehrlichen Mitarbeitern 

wird es nicht fehlen, denn die Auswüchse des Judentums machen sich von Tag zu Tag 

fühlbarer»26, hatte die Villacher Zeitungkurz nach der Gründung prognostiziert. Ein 

Jahr später warnte man im Juni 1921 eindringlich vor den «Methoden» der jüdischen 

Kaufleute in Villach, die die Strategien des modernen Marketings offenbar weit besser 

verstanden hatten als ihre christliche Konkurrenz: 
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«Die jüdische Kaufmannschaft, besonders die Konfektionäre, beginnen wieder mit der 

minder kaufkräftigen Bevölkerung Ratengeschäfte abzuschliessen. Auf diese Art ge-

winnen sie den Festangestellten, den Arbeiter, den kleinen Gewerbetreibenden, den 

kleinen Rentner als ihre Kunden. (...) Die arische Kaufmannschaft wird daher ersucht, 

den genannten Berufsständen Zahlungserleichterungen zu gewähren, um so zu verhü-

ten, dass der Arier gezwungen ist, sein Geld dem jüdischen Händler in den Schoss zu 

werfen.»27 

Anzeige des Villacher Antise-
mitenbundes, Villacher 

Zeitung, 5. Juni 1920. 
Quelle: Museum der Stadt Villach 

Anzeige einer Geschäftsfrau in der Vil-
lacher Zeitung, 10. Juni 1920. 

Anna Mayr war auch Mitglied im 1920 

gegründeten Villacher Antisemitenbund. 
Quelle: Museum der Stadt Villach 

Unterdessen gewann die NS-Bewegung kärntenweit immer mehr an Bedeutung. Auch 

Oskar Kraus hatte sich 1922 dazu entschlossen, der DNSAP beizutreten und vertrat de-

ren politische Ziele seit April 1924 im Villacher Gemeinderat. 

Im August 1923 kam es auf einer Tagung aller nationalsozialistischen Landesgruppen 

in Salzburg zu einer folgenschweren Kursänderung innerhalb der Partei. Der Einfluss 

Adolf Hitlers, seit 1920 Führer der deutschen NS-Bewegung, der seinen Machtanspruch 

auf die gesamte nationalsozialistische Bewegung erhob, zeichnete sich immer deutlicher 

ab. Hitler, der auf einen effektvollen Kurzauftritt am Ende des Parteitages setzte, spielte 

seinen österreichischen Gegenspieler Walter Riehl, der kurze Zeit später zurücktrat, rhe-

torisch an die Wand. Es war der erste Sieg einer neuen politischen Wertvorstellung, die 

auf dem Führerprinzip basierte.28 Damit war die politische Stossrichtung der national-

sozialistischen Bewegung langfristig vorgezeichnet. Im Gegensatz zu Riehl, der zwar 

einen wirtschaftlich und politisch motivierten Antisemitismus verfolgte, auf privater 

Ebene aber durchaus mit Juden verkehrte, standen Hitler und seine Anhänger für einen 

radikalen, rassisch geprägten Antisemitismus, der Berührungspunkte mit der jüdischen 

Bevölkerung konsequent und kompromisslos ausschloss. Alle Spielarten des Antisemi-

tismus wurden nun innerhalb der NS-Bewegung zu einer einzigen radikalen und aggres-

siven Form vereinigt, in deren Zentrum der Rassegedanke stand. 

In den nächsten Jahren konkurrierten in Österreich zwei nationalsozialistische Bewe-

gungen: die «gemässigtere» der Gründungsväter sowie die altersmässig jüngere und ra-

dikalere der Hitleranhänger. Die Kärntner Nationalsozialisten hatten schon auf der Salz-

burger Tagung mehrheitlich zu verstehen gegeben, dass sie Hitler unterstützen würden 

und stellten sich auch nach dem missglückten Novemberputsch von 1923 und der dar- 
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auffolgenden Verurteilung Hitlers bedingungslos hinter ihn.31 Der politische Gene-

rationenkonflikt innerhalb der Partei wurde schliesslich zugunsten der Hitlerbewe-

gung entschieden, die 1927 ein Mandat im Kärntner Landtag gewann. Die ältere NS-

Generation war aufgrund mangelnder Unterstützung seitens der Bevölkerung gar 

nicht erst angetreten. 1930 erreichte die NSDAP gleich zwei Sitze im Kärntner Land-

tag – österreichweit das einzige Bundesland in dem dies gelang. Zwei Jahre später 

waren es bereits zehn Mandate. Von Jahr zu Jahr wuchs die Anzahl der «Braunhem-

den» in der Kärntner Öffentlichkeit, zumal Weltwirtschaftskrise und Massenarbeits-

losigkeit für tiefgehende Verunsicherung in weiten Teilen der Bevölkerung führten. 

Der politische Radikalismus der Nationalsozialisten spiegelte sich in verbaler Ver-

rohung und öffentlichen Einschüchterungs- und Machtdemonstrationen seitens uni-

formierter SA- und SS-Schlägertruppen, die nun auch zunehmend auf den Einsatz 

von physischer Gewalt zu bauen begannen. 

RASSENTHEORIEN 

Der Begriff der Rasse fand in der Anthropologie bereits seit dem 17. Jahrhundert 

zur Kategorisierung verschiedener Gruppen von Menschen und Tieren Anwen-

dung. Diese Rassentypologien griff der französische Adlige Joseph Arthur de Go-

bineau (1816-1882) in seinem 1855 veröffentlichten Werk Essai sur l’inégalité 

des races humaines auf. Darin verwies er auf die Ungleichheit der Menschenras-

sen und den angeblichen neuzeitlichen Verfall der Kultur, den er auf die Vermi-

schung der Rassen zurückführte. Die «arische weisse Rasse» postulierte er als die 

Krönung kultureller und moralischer Entwicklung, die es unbedingt vor der Mi-

schung mit anderen «minderwertigen» Rassen zu schützen galt.29 In ähnlichem 

Fahrwasser bewegte sich Houston Stewart Chamberlain (1855-1927), der in sei-

nem Lebenswerk Die Grundlagen des 19. Jahrhunderts (1899) den zentralen Ge-

danken des Sozialdarwinismus «Survival of the fittest» übernahm und nach dem 

Topos der natürlichen Auslese den Mythos eines historischen Endkampfes zwi-

schen Ariern und Juden beschwor. Chamberlain, Schwiegersohn Richard Wag-

ners, wurde mit seinem antisemitischen Werk zu einem der wirkungsmächtigsten 

Verfechter der Rassenideologie und fand in Hitler, den er 1923 auch persönlich 

getroffen hatte, einen fanatischen Anhänger.30 

Hitlers Ernennung zum deutschen Reichskanzler am 30. Jänner 1933 wurde auch 

von seiner Kärntner Anhängerschaft frenetisch gefeiert. Die folgenden Monate stan-

den im Zeichen nationalsozialistischer Provokationen, die zunehmend militanter 

wurden. Der Vormarsch, das zwischen 1931 und 1933 herausgegebene Publikati-

onsorgan der Kärntner Nationalsozialisten, zeichnete sich vor allem durch grobe Po-

lemiken und gezielte antisemitische Angriffe gegen Kärntner Juden und ihnen nahe-

stehende Personen aus, wobei sich die Sprache insofern radikalisierte, als zuneh-

mend konkrete Gewaltfantasien eine Rolle spielten. Parallel dazu kam es in Kärnten 
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Verhöhnung und Demütigung des Vil-

lacher Kaufmanns Osias Fischbach in 
der Faschingsbeilage Moritz der Kärnt-

ner Volkszeitung, 14. Februar 1931. 

Dem Artikel vorausgegangen war ein 

persönlicher Streit zwischen Osias 

Fischbach und seinem Vermieter Franz 

Schlögl um finanzielle Belange. 
Quelle: Museum der Stadt Villach 

im Frühsommer 1933 zu zahlreichen Sprengstoffattentaten, die sich nicht nur gegen 

öffentliche Einrichtungen, sondern auch gegen missliebige Personen richteten. Unver-

hohlen drohte man den Juden, «denen der Nationalsozialismus zum Wohle des Gesamt-

volkes die Generalrechnung für ihre Verbrechen am Volkskörper klar und deutlich vor-

legen wird».32 

Mitte Juni 1933 reagierte die österreichische Bundesregierung schliesslich auf die Ter-

roraktionen und veranlasste die Schliessung der nationalsozialistischen Parteizentralen, 

verbunden mit Hausdurchsuchungen und Verhaftungen von Parteifunktionären. Nach 

einem weiteren nationalsozialistischen Attentat, bei dem in Krems an der Donau ein 

Mensch ums Leben kam und mehrere Personen schwer verletzt wurden, verhängte die 

Regierung am 19. Juni 1933 schliesslich ein Betätigungsverbot über die NSDAP. Hetze 
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und Gewaltakte gingen jedoch auch in der Illegalität konsequent weiter. Bereits eine 

Woche nach Verbot der NSDAP schaltete die Villacher Zeitung As Agitationsforum 

heimischer Nationalsozialisten eine Artikelserie gegen das «volkszersetzende Juden-

tum», in der sie die «Ausmerzung dieser Rasse» forderte.33 

Das Verbot der NSDAP fiel in die Phase des Austrofaschismus, eine Bezeichnung für 

das ab 1933/34 in Österreich etablierte, autoritäre Herrschaftssystem, das als eine Art 

Konkurrenzfaschismus zum Deutschen Reich im Wesentlichen von der Christlichsozi-

alen Partei, den Heimwehren, der katholischen Kirche sowie den Ideen des italienischen 

Faschismus und des Ständestaates getragen und beeinflusst wurde. Leitfiguren des Aus- 

Flugblatt der 
NSDAP, undatiert. 
Quelle: Kärntner Landesarchiv, 

Klagenfurt 
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trofaschismus waren zunächst Bundeskanzler Engelbert Dollfuss und nach seiner Er-

mordung durch die Nationalsozialisten am 25. Juli 1934 sein Nachfolger Kurt Schusch-

nigg (1934-1938). Antisemitismus war freilich auch für die österreichischen Stände-

staatsfaschisten attraktiv. Allerdings lehnten die politischen Vertreter die nationalsozi-

alistische Rassenlehre weitestgehend ab und bedienten sich gemäss ihrer konservativ-

katholischen Ausrichtung vor allem der religiösen Spielart des Antisemitismus. 

Die jüdische Bevölkerung Kärntens reagierte auf die immer bedrohlicher werdende Si-

tuation in der Zwischenkriegszeit sehr unterschiedlich. Die Bandbreite reichte von ver-

stärkten Assimilierungsbemühungen bis hin zu eigenen politischen Aktivitäten. So un-

terstützte etwa der Villacher Notar Dr. Egon Weissberger aktiv die Politik der Vater-

ländischen Front. 1946 gab er über die Jahre 1934-1938 zu Protokoll: 

«Als Bezirksführer der Vaterländischen Front des Gerichtsbezirkes Rosegg (...) hatte 

ich grosse und schwere Aufgaben, ich habe dort bis knapp vor dem 11. März 1938 

schwer gekämpft, habe die vaterlandstreue Bevölkerung aufgemuntert, in vielen Ver-

sammlungen den Wahnsinn des Nationalsozialismus gepredigt (...). Dies alles trotz der 

mir von den Nazis zugegangenen Todesdrohungen, öffentlichen Verleumdungen und 

vorbereiteten Anschlägen.»34 

Die Kärntner Nationalsozialisten agierten in der Illegalität vor allem unter der Führung 

des ehemaligen Abwehrkämpfers Hubert Klausner, wobei sich das flächendeckende 

Netz der völkisch-nationalen Vereine und Verbände überaus vorteilhaft zur Tarnung 

der nationalsozialistischen Aktivitäten eignete. Hinzu kam auch finanzielle Unterstüt-

zung aus Berlin: Der Gau Kärnten erhielt nach Wien und der Steiermark die dritthöchste 

Zuwendung seitens der deutschen NSDAP. Gemessen am Bevölkerungsanteil nahm 

Kärnten damit die Spitzenfunktion bei den Subventionen ein.35 Die grosszügige Finanz-

spritze dürfte vor allem darauf zurückzuführen sein, dass Kärnten im Vergleich mit 

ähnlich strukturierten Bundesländern das am dichtesten nationalsozialistisch durch-

setzte Land war. Im Juli 1936 verzeichneten die internen NS-Statistiken in Kärnten fast 

20.000 Mitglieder.36 

Im selben Jahr kam es infolge der Annäherung Deutschlands an das faschistische Italien 

– bis dato eine aussenpolitische Stütze des ebenfalls faschistisch regierten Österreichs 

– zum sogenannten Juliabkommen. Dieses beidseitige Entgegenkommen zwischen 

Schuschnigg und Hitler umfasste im Wesentlichen die Anerkennung der Souveränität 

Österreichs durch Deutschland, das Versprechen Hitlers, sich nicht in die inneren An-

gelegenheiten Österreichs einzumischen sowie die Aufhebung der sogenannten Tau-

send-Mark-Sperre.37 Österreich verpflichtete sich im Gegenzug zu einer Amnestie der 

inhaftierten Nationalsozialisten, zur Koordinierung seiner Aussenpolitik mit dem Deut-

schen Reich sowie zur Aufnahme zweier NSDAP-Mitglieder38 in die Regierung. 

Spätestens seit 1937 bereitete sich die Kärntner NSDAP unter Hubert Klausner, Fried-

rich Rainer und Odilo Globocnik konsequent und konkret auf den «Anschluss» Öster-

reichs an das Deutsche Reich vor – gleichzeitig stieg der Druck auf die Regierung 

Schuschnigg. 
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Im Jänner 1938 forderte Hitler schliesslich eine Generalamnestie für Nationalsozialisten sowie die Einsetzung 

Arthur Seyss-Inquarts zum Innen- und Sicherheitsminister. Arthur Seyss-Inquart – später Reichskommissar 

für die besetzten Niederlande und verantwortlich für die Deportation und den Zwangsarbeitseinsatz von über 

100.000 niederländischen Juden – hatte einen besonderen Bezug zu Villach: Seine Mutter Auguste ent-

stammte der Villacher Bankiersfamilie Hyrenbach, sein Vater hatte vor dem Umzug der Familie nach Wien 

gegen Ende des 19. Jahrhunderts mehrere Jahre als Lehrer am Peraugymnasium unterrichtet. Am 12. März 

1938 wurde schliesslich der «Anschluss» Österreichs unter dem Jubel österreichischer Nationalsozialisten 

vollzogen. Damit war der zentrale Schritt eines normativen Wandels in der Qualität des Antisemitismus end-

gültig vollzogen: von antisemitischen Tötungsfantasien über Verfolgung und Vertreibung in Richtung radi-

kaler physischer Vernichtung. 
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Werner Koroschitz 

«Juden unerwünscht» 
Aspekte antisemitischer Agitation 

SOMMERFRISCHE-ANTISEMITISMUS 

Mit dem Anschluss Kärntens an das wachsende Eisenbahnnetz der Monarchie kamen 

gegen Ende des 19. Jahrhunderts auch die ersten Sommerfrischler. Grossstädter ent-

deckten die Vergnügungen des Badelebens und die Attraktivität sonnendurchfluteter 

Seelandschaften. Aus aller Herren Länder reisten die Gäste nun in die heimischen Bade- 

und Kurorte, unter ihnen auch die sephardische Familie Canetti, die mit ihrem Sohn 

Elias drei Sommer am Wörthersee verbrachte.1 Auswärtige Geschäftsleute, Unterneh-

mer und Beamte – Christen wie Juden – etablierten sich neben dem ortsansässigen Bür-

gertum als Villenbesitzer an Kärntens Seen. 

Der Erste Weltkrieg setzte dem anwachsenden Fremdenverkehr ein jähes Ende. Die 

Verarmung breiter Bevölkerungsteile schränkte den Fremdenverkehr in den ersten 

Nachkriegsjahren stark ein. 

Hinzu kamen Ernährungsengpässe, sodass Länder und Gemeinden bald weniger daran 

interessiert waren Gäste anzulocken, als vielmehr sie so schnell wie möglich zu vertrei-

ben. Nur auswärtige Hausbesitzer wurden in den Villenkolonien noch geduldet, alle 

anderen Gäste galten als überflüssige Konsumenten. Mittels restriktiver Aufenthalts- 

und Einreisebestimmungen wollte die provisorische Kärntner Landesregierung eine 

Verschärfung der ohnehin angespannten Ernährungslage verhindern, zumal man kei-

nesfalls zu Zufluchtsorten ausgehungerter und kranker Grossstädter werden wollte. 

Insgesamt führte die schlechte Versorgungslage, verbunden mit den bereits vorhande-

nen antisemitischen Vorurteilen, zu einer von breiten Bevölkerungsschichten getrage-

nen Ablehnung alles «Fremden», insbesondere jüdischer Sommergäste. Der Fremde 

wurde nun nicht länger als Gast, sondern als Feind gesehen, und der Feind war auch 

schnell ausgemacht: jüdische Spekulanten und Schwarzhändler, die in Cafés und Hotels 

angeblich mit ihrem Reichtum prassen und die Preise in die Höhe treiben würden. Be-

griffe wie «Ostjude», «Galizier», «Schieber», «Schleichhändler», «Neureiche», «Preis-

treiber» «Wucherer», «Blutsauger» und «Kriegsgewinnler» waren praktisch zu Syno-

nymen für die Juden geworden. Tatsächlich verhielt sich die Zahl jener, die durch den 

Krieg zu neuem Reichtum gelangt waren, in keinem Verhältnis zur Zahl derer, die ihr 

gesamtes Vermögen durch wertlos gewordene Kriegsanleihen und galoppierende Geld-

entwertung verloren hatten. Den Vorwurf des jüdischen Schleichhandels kommentierte 

Johann Loewenfeld-Russ, der seine früheste Kindheit in der elterlichen Villa Seehof in 

Velden am Wörthersee verbracht hatte und in seiner Amtszeit als Staatssekretär für 

Volksernährung (1918-1920) energisch gegen den allerorts grassierenden Schleichhan-

del vorgegangen war, in seinen unveröffentlichten Erinnerungen von 1943 mit feiner 

Ironie: 
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«Im Zweiten Weltkrieg konnte auch die deutsche Gründlichkeit nicht verhindern, dass 

der Schleichhandel wieder sein Haupt erhebt. Da die Juden vertrieben sind, scheint es, 

dass der Schleichhandel nicht so unbedingt an Rassen und Konfession gebunden ist, als 

seinerzeit behauptet wurde. Offenbar geht’s auch arisch.»2 

Wie in anderen Bundesländern, häuften sich auch in Kärnten mit Kriegsende die anti-

semitischen Übergriffe. Auffällig ist dabei die Radikalisierung der Sprache: 

«In unserem schönen Kärnten treiben jetzt Scharen von Wiener Juden ihr Unwesen. Auf 

Schritt und Tritt begegnet man diesen wohlgenährten Ehrenmännern mit ihren Hand-

täschchen; in den Gastwirtschaften wimmelt es von ihnen und man kann da ihren guten 

Appetit bewundern, mit welchem sie ihre zwei Braten und drei Mehlspeisen verzehren. 

Sogar auf dem Lande trifft man in den kleinsten Dörfchen mit ihnen zusammen und 

ihre wohlgefüllte Handtasche verrät, dass sie nicht umsonst hier herumschleichen. Der 

Zweck ihrer Anwesenheit ist ja klar. Es werden alle noch vorhandenen Lebensmittel im 

Schleichhandel zu übertrieben hohen Preisen zusammengekauft. Auch für Schmucksa-

chen, Möbel, Bilder usw. zeigen diese Kavaliere ein sehr reges Interesse und wir können 

in unseren heimischen Zeitungen Ankündigungen finden, dass der Herr ,Mandelkern’ 

oder ,Veilchenduft’ in diesem oder jenem Hotel in ,Geschäftsangelegenheiten’ zu spre-

chen sind. Die grosse Protektorin der Juden ist die internationale, eigentlich besser an-

tinationale Sozialdemokratie. Anlässlich der Wahlen hörten wir zwar immer, dass die 

Sozialdemokraten den Schleichhandel, den Wucher und die Volksausbeutung bekämp-

fen, aber wie können sie das, wenn die Juden, zu deren Rasseeigentümlichkeiten der 

Wucher gehört, ihre Führer sind? (...) Derjenige aber, der sich heute eine Sommerfrische 

leisten kann, ist entweder von Haus aus reich oder ein krummnasiger Kriegsgewinner.»3 

Im Villacher Gemeinderat forderten die Nationalen die sofortige Ausweisung fremder 

Gäste. Der Sozialdemokrat Wilhelm Eich widersprach und analysierte sachlich die öko-

nomischen Ursachen des Schleichhandels, woraufhin er in der Kärntner Lokalpresse 

mit Hohn und Spott bedacht wurde. Ein beliebtes Hassobjekt war der bereits zitierte 

Politiker Johann Loewenfeld-Russ (1873-1945), der sich angesichts der notleidenden 

Bevölkerung Wiens für eine Lockerung der Aufenthaltsbeschränkungen in Kärnten aus-

sprach. Ihm wurde vorgeworfen aus Eigeninteresse zu handeln, da er selbst eine Villa 

in Velden besass: 

«Es liegt doch auf der Hand, dass sämtliche Judenfreunderl mit Anhang sich jetzt die 

Gelegenheit nicht entgehen lassen werden, sich an die Rockschösse des nun so viel ver-

mögenden Löwenfeld-Russ zu hängen, um ja an den Wörthersee kommen zu können. 

Ausser Löwenfeld-Russ sind zu nennen: Die Familien Pollak, Mayer, Weishut, Kern, 

Schur mit zirka 50 Köpfen, Schwarz, Weiss, Weisshuter, Goldschmidt, Weiner, Hecht, 

Neustadtl, Freissler-Flesch und andere noch. Sämtliche Juden sind zum grössten Teil in 

Velden ansässig. Nicht um jene, welche wirklich einer Sommerfrische bedürftig wären, 

sorgt sich Dr. Löwenfeld-Russ so sehr, sondern nur um seinen jüdischen Anhang ist es  
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ihm bange – dass diese auf einmal nicht nach eigenem Willen sollen den Wörthersee 

beglücken und die Hamsterei unbarmherzig betreiben dürfen.»‘ 

Beinahe sämtliche hier angeführten Familien sollten knapp zwei Jahrzehnte später von 

den Nationalsozialisten enteignet, verfolgt und ermordet werden. 

Die Debatten rund um die Reisebeschränkungen wurden von Kärntens Landespoliti-

kern keineswegs frei von judenfeindlichen Untertönen geführt. Eine vom Staatsamt für 

Inneres abgegebene Erklärung, wonach die Landesregierung nicht zur Eindämmung der 

Reisefreiheit ermächtigt sei, sorgte für dementsprechende Aufregung. Unter Zuhilfen-

ahme antisemitischer Stereotypen sprachen sich einzelne Abgeordnete gegen eine Ein-

flussnahme Wiens aus, die sie als lupenreines «Machwerk der Wiener Juden» brand-

markten.5 Der latent vorhandene Konflikt zwischen der Bundeshauptstadt und dem 

Land Kärnten war nun an dieser Frage offen ausgebrochen. Nach Meinung vieler Lan-

despolitiker drohte der Wiener ‚Wasserkopf’ die Provinz völlig aufzusaugen. Dabei er-

staunt es kaum, dass die kurzlebigen Bestrebungen um 1918/19 zur Errichtung einer 

«Kärntner Republik» in eine unterschwellige Anti-Wien-Bewegung mündeten. Eindeu-

tig äusserte man sich dazu im Kärntner Tagblatt: 

«Wirkliche Vorteile von dem deutschösterreichischen Staate zu erwarten, hat sich wohl 

jeder abgewöhnt, oder wären wir die Südslawen losgeworden, wenn wir uns nicht sel-

ber geholfen, sondern auf Wien vertraut hätten? Wien versagt für uns in jeder Bezie-

hung – warum sollen wir uns nicht von dieser ,Firma’ losmachen?»6 

Die deutschnationale Presse verband mit der Idee der «Kärntner Republik» nicht zuletzt 

den Kampf gegen die «jüdische» Metropole, wo «unter der gegenwärtigen Wirtschaft 

eine ganz unverhältnismässig grosse Zahl von Juden wichtige Regierungsämter inne 

hat und die ganze Verwaltung Deutschösterreichs mit undeutschem Semitengeist zu 

durchsetzen droht».7 

In der provisorischen Kärntner Landesversammlung vom 22. November 1918 atta-

ckierte ein christlichsozialer Abgeordneter die von Sozialdemokraten angeführte Re-

gierung Deutschösterreichs als «Regime der Krummnasen».8 

Nicht anders der sozialdemokratische Politiker August Neutzler, der 1919 im Kärntner 

Landtag über «jüdische Gier» dozierte, der er auch «eine grosse Portion Verschlagen-

heit und List» zuordnete. Am Ende seiner Ausführungen stellt er unmissverständlich 

fest, dass die Sozialdemokraten Deutsche bzw. Arier und keinesfalls Juden seien.9 Für 

die Villacher Zeitung bedeuteten die Forderungen nach einer eigenen Kärntner Repu-

blik Wasser auf ihren Mühlen: «Los vom jüdischen Wien, aber nicht los vom deutschen 

Alpenland. Dann bliebe eine ideale Alpenrepublik»10, sinnierte das Blatt. 

Selbst jüdische Pfadfindergruppen waren dem antisemitischen Sprachrohr ein Dorn im 

Auge. Vor dem «frechen Judengesindel»11, das seine Sommerlager künftig im Gail- 

und Lesachtal aufschlagen wolle, wurde eindrücklich gewarnt: 

«Bauern, Landwirte, Gasthausbesitzer! Haltet Euch solche Judenjüngelbanden vom 

Leibe, gebt ihnen nicht Unterschlupf und Dableibmöglichkeit. (...) Die völkischen ari- 



 

51 

schen Pfadfinder und Wandervögel mögen hingegen offene Herzen und freundliche 

Aufnahme finden.»12 

Mit dem Wunsch nach einem ungestörten Zusammenleben rein germanischer Alpen-

bewohner korrespondierte auch die Fremdenfeindlichkeit an einigen Kärntner Urlaubs-

orten. In einem Schreiben an die Kärntner Landesregierung vom Juni 1920 erklärte die 

Ortsvertretung Sattendorf, dass die Bereitschaft der Bewohner zur Aufnahme von 

Fremden, die «wahrscheinlich der Gilde der Schieber und Schleicher angehören», ihre 

Grenzen habe.13 Die Landesregierung wurde deshalb ersucht, die strenge Handhabung 

der Einreise- und Aufenthaltsbewilligungen durch das örtliche Gemeindeamt zu unter-

stützen. 

Stand man unmittelbar nach Kriegsende dem Fremdenverkehr noch ablehnend gegen-

über, so wurden ab 1920 Massnahmen zu seiner Wiederbelebung ergriffen. Im Juni 

1920 bewilligte die Landesregierung Gemeinden am Wörthersee und Millstättersee die 

Aufnahme von je 500 Urlaubsgästen. Seeboden lehnte dabei die Aufnahme jüdischer 

Gäste gleich von Vornherein ab.14 

Strandbad Millstatt 
mit dem 1931 erbauten 

Sprungturm, 1938. 

1921 wurde Millstatt 
offiziell zum Kurort 

ernannt. Gleichzeitig 

sah sich die Kärntner 
Tagespost veranlasst, gegen 

jüdische Millstätter Gäste 

ins Feld zu ziehen und 

sie aufzufordern, dem 

Badeort fern zu bleiben.15 
Foto: Verein Industriekultur 

und Alltagsgeschichte, Villach 
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Der Fremdenverkehrsverein für Klagenfurt und Umgebung forderte eine Neubelebung 

des Tourismus, da ansonsten angeblich ein Ausverkauf heimischer Gaststätten an miss-

liebige Ausländer zu befürchten sei. Man appellierte daher an alle Beherbergungsbe-

triebe, vor allem «anständige Reichsdeutsche» als Gäste willkommen zu heissen.16 Ob-

wohl Kärnten zu Beginn der 1920er Jahre den Fremdenverkehr als Einnahmequelle 

bitter benötigte, riss die gehässige Berichterstattung seitens national gesinnter Zeitun-

gen und Verbände nicht ab. Ohne Unterlass wurden jüdische Sommergäste als «feiste 

Juden» und «dicke Jüdinnen» beschimpft, Zeitungsredakteure wussten vom Klopeiner 

See als «Judenaquarium» zu berichten und ereiferten sich gegen das «zügellose Paläs-

tinatreiben», das «jüdische Gift», den «orientalischen Fremden-Tingel-Tangel, der die 

Kärntner Kurorte in galizische Dörfer verwandelt». 

Unter den antisemitischen Hasstiraden gegen die Gäste litt natürlich auch die heimische 

jüdische Bevölkerung. Für sie bedeuteten die Angriffe sowohl eine psychische als auch 

wirtschaftliche Belastung. Tatsächlich war der unmittelbar im März 1938 einsetzende 

und gross angelegte Boykott jüdischer Geschäfte keineswegs eine Erfindung der Nati-

onalsozialisten, sondern seit den 1920er Jahren eine gängige Praxis, die sich schritt-

weise radikalisiert hatte. 

Aus dem Erinnerungsalbum von 

Leopold Fischbach, Krumpendorf, 

Sommer 1929. Foto: Privat, Leo 

Fischbach, Boca Raton (USA) 
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«Im Sommer ist ein Jude der Herr Kurgast, im Winter ist er der Saujude»,17 brachte ein 

Angehöriger der britischen Besatzungsmacht die weit verbreitete Kärntner Praxis 1946 

auf den Punkt. Diese Einschätzung traf im Wesentlichen zu, allerdings war der Antise-

mitismus vereinzelt so massiv, dass die Aufnahme jüdischer Gäste bisweilen sogar in 

den Sommermonaten verweigert wurde. Die Techendorfer Fremdenverkehrskommis-

sion etwa, die den «lieblichen Weissensee» von Juden gereinigt wissen wollte, produ-

zierte zu diesem Zweck sogar eigene Werbeprospekte mit der Aufschrift «Juden sind 

am Weissensee ungebetene Gäste».18 

Der Sommerfrische-Antisemitismus wurde insbesondere seitens der Wiener Gäste kei-

neswegs widerspruchslos hingenommen. Das Wiener Blatt Die Brücke bat einzelne 

Kärntner Gemeinden um Bekanntgabe, ob Juden bei ihnen gern gesehene Gäste seien. 

Gleichzeitig gab die Zeitschrift all jene Urlaubsorte und Fremdenverkehrsbetriebe be-

kannt, die einem militanten Antisemitismus frönten. 

Die Holzbrücke bei Techendorf am 
Weissensee, 1937. Neben Techendorf 

priesen sich auch andere Kärntner 

Sommerfrischen und Tourismus- 
betriebe als «judenrein», etwa die  

Region Afritzer See, Krumpendorf 

(Villa Streicher), Maria Wörth (Hotel 
Post), St. Margarethen im Lavanttal, 

Möllbrücke und Keutschach. 
Foto: Verein Industriekultur und  

Alltagsgeschichte, Villach 

 

Auch die Wiener Allgemeine Zeitung trat dem in Kärnten gepflegten Antisemitismus 

scharf entgegen: 

«Diese antisemitische Verhetzung ist nicht nur eine freche Beleidigung der Juden, die 

die Unvorsichtigkeit begehen, einen Urlaub in judenrein zu haltenden Sommerfrischen 

verbringen zu wollen (...). Die Waffe, die der anständige Wiener gegen die Pöbeleien 

der arischen Herbergsväter und Bürgermeister samt Gemeinderäten anwenden muss, ist 

die tiefste Verachtung. Gönnt der Beschränktheit das bisschen Freude und meidet die 

Sommerfrischen mit Arierparagraphen. Die Dreschflegel mit eingebrannten Haken-

kreuzen sollen unter sich bleiben. Es ist ja traurig genug, dass viele sehr stark besuchte  
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Sommerfrischen in Österreich bis Mitte Juni radikal antisemitisch, von Mitte Juni bis 

Mitte September verlogen judenfreundlich – Judengeld ist eben doch Geld – und vom 

halben September an wieder radikal antisemitisch sind.»19 

Gleichzeitig wandte sich die liberale Zeitung gegen die Judenfeindlichkeit auf Öster-

reichs Bergen: 

«Dort, wo der Hass unverfroren plakatiert, wo der Anstieg zur Schutzhütte durch Ha-

kenkreuze markiert, wo die Schutzhütte selbst mit antisemitischen Radaukundmachun-

gen beklext wird, dort haben friedliebende Elemente nichts zu suchen.»20 

«BERG HEIL!» ANTISEMITISMUS IM VILLACHER ALPENVEREIN 

Gegen Ende des 19. Jahrhunderts organisierte sich das bergbegeisterte Bürgertum in 

diversen Alpenvereinen. Die Pflege deutschen Volkstums und die Vorherrschaft deut-

scher Kultur waren von Anbeginn zentrale Anliegen des Deutschen und Österreichi-

schen Alpenvereins (DuOeAV). Bei der im August 1872 in Villach abgehaltenen Ge-

neralversammlung wurde die «culturhistorische Mission der Deutschen» hervorgeho-

ben und daran erinnert, dass «der Zweck des Deutschen Alpenvereins nicht nur die Er-

klimmung der Höhen, sondern auch die Verbreitung deutschen Geistes, deutscher Bil-

dung und Gesittung» sei.21 

Auch im Österreichischen Touristenklub (ÖTK) kam der Deutschnationalismus zum 

Tragen. Die 1877 gegründete Sektion Eisenkappel des ÖTK forderte für das Deutsch-

tum den absoluten «Vorrang in den Alpen». Kämpferisch versprachen die Eisenkappler 

Sektionsvertreter dann auch «die deutsche Fahne in ihren vom Slaventum umbrandeten 

Gebieten stets hoch zu halten».22 

Bereits beim 1907 in Jesenice abgehaltenen Treffen einiger Alpinvereine, darunter auch 

die Alpenvereinssektion Villach, beschlossen die Teilnehmer die Herausgabe eines 

deutschen Gaststättenverzeichnisses, um zu vermeiden, dass deutsche Touristen ihr 

Geld allfälligen «Volksgegnern»23 zukommen liessen. In diesem Sinne wurde eine Liste 

«Deutscher Sommerfrischen am Fuss der Karawanken» herausgegeben, damit Wande-

rer «wenn irgend möglich bei deutschen Gastwirten und in deutschen Schutzhäusern 

einkehren»24 könnten. Und auch die abgehaltenen Sonnwendfeiern wurden zu Inszenie-

rungen im deutschen Geiste: 

«Sonntags abends flammten sie auf, die Feuer zur festlichen Begehung der Sommer-

sonnenwende; auf allen Bergen, vom Dobratsch bis hinaus in das Hügelgebiet des Ro-

senthales. So wie sich Feuer an Feuer reihte, so soll auch das Gefühl des Deutschthums 

in allen Herzen aufflammen und erstarken.»25 

Unter dem Deckmantel der Wissenschaft wurde um 1900 auch mit der Eindeutschung 

slowenischer und italienischer Bergnamen begonnen.26 Die Resultate dieser Bemühun-

gen fanden rasch Eingang in die touristische Literatur. 1908 forderte der DuOeAV die 

offizielle Aufnahme der eingedeutschten Bergnamen in Ortsverzeichnisse und Militär-

karten. Im Falle des Villacher Aussichtsberges, dem Dobratsch, wurde dessen sloweni-

scher Name von Alpenvereinsfunktionären überhaupt in Abrede gestellt. Nachdrücklich 
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erklärte der Historiker Martin Wutte, dass der deutsche Name Villacher Alpe älteren 

Ursprungs sei als die slowenische Bezeichnung Dobrac.27 

Nach dem Zerfall der Monarchie war das einst mächtige Österreich zu einem kleinen 

Staat geschrumpft. Der DuOeAV trauerte vor allem um die verlustig gegangenen 

Schutzhütten. War schon die Entdeckung der Alpen nicht frei von nationalistischen Be-

strebungen, so erfolgte nach dem Ersten Weltkrieg die eigentliche Politisierung der 

Bergwelt. Die Ressentiments galten vor allem Slowenen, Proletariern und Juden. 

Die Wiener Sektion Austria des DuOeAV unterschied nun zwischen «deutschbewuss-

ten» und «wesensfremden» Bergtouristen. Für die Alpenvereinsfunktionäre war es nur 

allzu verständlich, dass im deutschen Bergsteigerherzen ein «heiliger Zorn» entbrennen 

musste, «wenn er die Schutzhäuser von volksfremden Männern und Frauen bevölkert 

fand, welche in zügellosem, aufreizendem Treiben Unsummen verprassten und in Gast-

stube und Schlafraum jeden Platz für sich in Anspruch nahmen».28 

Der DuOeAV fungierte in der Zwischenkriegszeit als wichtige nationalsozialistische 

Vorfeldorganisation, die sowohl einen aggressiven Antislowenismus als auch Antise-

mitismus pflegte. Seit Ende des 19. Jahrhunderts hatten einzelne Sektionen des 

DuOeAV versucht, den sogenannten «Arierparagrafen» in ihre Satzungen aufzunehmen 

– eine Bestimmung, die «Nichtariern» die Mitgliedschaft verweigerte. Diese Versuche 

scheiterten zunächst noch am Widerstand des Hauptausschusses. Es war die Sektion 

Villach, die bei der im Oktober 1919 abgehaltenen Hauptversammlung des DuOeAV 

in Nürnberg schliesslich die Einführung des «Arierparagrafen» in die Satzungen des 

Gesamtvereines beantragte. Der Antrag kam zwar wegen eines formalen Fehlers nicht 

zur Abstimmung, in der darauffolgenden Diskussion wurde jedoch der Beschluss ge- 

Die vom Hauptausschuss des DuOeAV 
genehmigte Satzungsänderung der AV-

Sektion Villach, die nur noch Personen 

«deutscher Nation und arischer Abstam-
mung» die Mitgliedschaft gewährte, 

Wien, 23. Juni 1920. 

Quelle: Historisches Archiv des OeAV, 

Innsbruck 

Zweck. 

§ 1 
Zweck der Section als Glied des Deutschen und Oes-

terreichischen Alpenvereines ist, die Kenntnis der Alpen, ins-

besondere der Gebirge Oberkärntens zu erweitern, zu verbrei-

ten und die Bereisung derselben zu erleichtern. 

Mittel. 

§ 2 

Diesen Zweck sucht die Section zu erreichen durch 

Veranstaltung geselliger Zusammenkünfte, Vorträge, Schaf-

fung von literarischen und artistischen Arbeiten, Anlage einer 

Bibliothek, Regelung und Ueberwachung des Führerwesens, 

Herstellung und Verbesserung von Verkehrs- und Unter-

kunftsmitteln und Unterstützung von Unternehmungen, die 

dem Vereinszwecke förderlich sind. 

Mitglieder. 

§ 3 

Mitglied der Section kann jede Person /m unbeschol-

tene» Rufe^werden. Die Aufnahme neuer Mitglieder ge-

schieht über Anmeldung beim Sectionsausschusse oder beim 

Gauvorstand durch den Ausschuss. 
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fasst, dass «den einzelnen Sektionen, die in ihre Satzungen den Arierparagraphen auf-

nehmen wollen, kein Hindernis in den Weg gelegt werden soll».29 Demgemäss be-

schloss die Sektion Villach bei ihrer im Februar 1920 abgehaltenen Jahresversammlung 

mit dreiundfünfzig gegen sechs Stimmen die Einführung. Wenige Monate später – im 

Mai 1920 – beantragten die Sektionen Villach und Graz gemeinsam die Aufnahme des 

Paragrafen auch in die Statuten des Hauptausschusses.30 

Im Oktober 1921 beschloss die Wiener Sektion Austria die Annahme des «Arierpara-

grafen», woraufhin die jüdischen Mitglieder austraten und die Sektion Donauland grün-

deten. In den folgenden Jahren richtete sich die antisemitische Agitation daher vorwie-

gend gegen die Sektion Donauland. Die Kärntner AV-Sektionen protestierten geschlos-

sen gegen die Aufnahme der neu gegründeten Sektion Donauland in den Hauptverband: 

«Wir Kärntner haben die Gefahr, dass unsere Berge der Tummelplatz orientalischer 

Eindringlinge werden, ohnehin immer vor Augen, da unsere Seen, namentlich der 

Wörther-See, fast zur Gänze von Juden heimgesucht werden. Wir begrüssen daher leb-

haft, dass die Wiener und auch andere Sektionen den Arierparagraphen in die Satzun-

gen aufgenommen haben»31, hiess es in einem Schreiben der AV-Sektion Wolfsberg an 

den Hauptausschuss des DuOeAV im Mai 1921. 

Seit dem Sommer 1921 wurden zahlreiche österreichische Alpenvereinshütten mit Pla-

katen ausgestattet, die darauf hinwiesen, dass Mitglieder der Sektion Donauland von 

der Begünstigung der Hüttengebühr ausgeschlossen waren. Die Kärntner Sektionen 

hatten darüber hinausgehend beschlossen, an ihren Hütten überhaupt Tafeln anzubrin-

gen, dass «Mitglieder der Sektion Donauland (...) auf dieser Hütte nicht willkommen»32 

seien. Vom Hauptausschuss wegen der antisemitischen Plakate verwarnt, formulierte 

die Sektion Villach folgende Antwort: 

«Im Vorhinein machen wir aufmerksam, dass die Sektion Villach mit Bewilligung des 

Hauptausschusses den Arier § aufgenommen hat und daher auch berechtigt ist, die Ver-

waltung der Sektion und den Betrieb ihrer Hütten nach deutsch-völkischen Richtlinien 

zu führen. Zu diesen Richtlinien gehört selbstverständlich auch der Antisemitismus. 

Weiters weisen wir daraufhin, dass mit dem Anschlag des Judenplakates auch eine 

Warnung an alle jene rassenfremde Elemente beabsichtigt war, deren Erscheinen auf 

unseren Hütten den alpinen Frieden bedenklich stören könnte.»34 

Antisemitisches Plakat für Alpenver-

einshütten, um 1921. 
Quelle: Historisches Archiv des OeAV, 

Innsbruck 

Das «Judenverbot» des Ludwig-Walter-

Hauses wurde im August 1924 in einer 

Eintragung in das Hüttenbuch 

hämisch kommentiert: 

«Festgehalten sei statuarisch, unsere 
Alpen bleiben arisch, willst du kraxeln 
lieber Kohn, kraxle auf den Libanon.»33 

Der Hauptausschuss, der diesem offen plakatierten Antisemitismus tendenziell ableh-

nend gegenüberstand, stellte daraufhin bedauernd fest, dass «ausser Subventionsver-

weigerung oder Ausschluss kein anderes Zwangsmittel gegen die Sektion Villach zur 

Verfügung» stehe. Reinhold von Sydow, Vorsitzender des DuOeAV, versuchte mässi-

gend auf die anwesenden Mitglieder der Sektion Villach einzuwirken, damit sich «die 

Sache nicht zu einem Konfliktsfall zwischen der Sektion Villach und dem Hauptaus-

schuss auswächst».35 

1922 kam es auch im Österreichischen Touristenklub auf Antrag mehrerer ÖTK-Sekti-

onen, darunter auch jener von Klagenfurt, zur Einführung des «Arierparagrafen». Ein 

Jahr später fasste die Sektion Villach den Beschluss, die bisherige Aufschrift «Juden 
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und Mitglieder der Sektion Donauland sind auf dieser Hütte nicht erwünscht», in die 

Aufschrift «Juden ist der Eintritt verboten» umzuwandeln, woraufhin die Sektion vom 

Hauptausschuss erneut aufgefordert wurde, die Verbotstafel von den Hütten zu entfer-

nen.36 «Nach langer Wechselrede und eingehender Erörterung von Für und Wider» ent-

schloss sich die Sektion Villach schliesslich widerwillig dazu, das unbedingte Juden-

verbot aufzuheben. Stattdessen sollte an den Hütten lediglich ein Anschlag angebracht 

werden, «der jedem Juden sagt, dass er ein unerwünschter Gast ist».37 Dementsprechend 

teilte die Sektion Villach dem Hauptausschuss den künftigen Wortlaut der Aufschrift 

mit: «Der Zutritt von Juden ist nicht erwünscht.»38 

Leopold Fischbach (rechts) 
und sein Bruder Josef beim 

Wandern, um 1925. 

Der Zutritt zum Ludwig-Walter- 
Haus auf dem Dobratsch blieb 

den Brüdern verwehrt. 
Foto: Privat, Leo Fischbach, 

Boca Raton (USA) 

«Ich war einige Male auf dem 
Dobratsch, mit meinem Bruder 

oder einer kleinen Gruppe. Jedes 

Mal, wenn wir hinaufgekommen 
sind und irgendetwas trinken 

oder essen wollten, konnten wir 

nicht in die Hütte hineingehen, 
weil da war eine Tafel auf der 

stand: ,Hunden und Juden ist 

der Eintritt verboten‘.»39 

 

Die sozialdemokratischen Naturfreunde wandten sich entschieden gegen den Antisemi-

tismus bürgerlicher Alpinvereine. 1922 berichtete der Arbeiterwille ausführlich über 

das von der Sektion Villach erlassene «Judenverbot». Unter dem Titel «Arierparagraph 

auf dem Dobratsch» empörte sich das Arbeiterorgan, dass eine «Gruppe völkischer Her-

ren die Eingangstüren sämtlicher Herbergen und Schutzhütten» mit «halbmeterhohen 

Hakenkreuzen» und der Aufschrift «Juden ist der Eintritt verboten» beschmiert hatten.40 

In einer seiner nächsten Ausgaben sprach sich der Arbeiterwille erneut gegen den prak-

tizierten Antisemitismus aus: 
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«Die Ortsgruppe Villach des Deutschösterreichischen Alpenvereins hat vor längerer 

Zeit das Schutzhaus am Dobratsch als Eigentum erworben. Seit einiger Zeit prangen 

auf diesem Schutzhaus die Worte: Juden ist der Eintritt in dieses Haus verboten!4 Diese 

Aufschrift ist natürlich mit dem Zeichen des Hakenkreuzes versehen. Wie wir hören, 

wurde diese Aufschrift über Beschluss der Ortsgruppe Villach an dem Schutzhause an-

gebracht. Ausserdem soll die gleiche Ortsgruppe beschlossen haben, dass der Pachtver-

trag, der mit dem Pächter des Schutzhauses abgeschlossen wurde, in dem Moment er-

lischt, wo der Pächter einem Juden den Eintritt in das Schutzhaus gestattet. Jedenfalls 

wird dieses blödsinnige Verbot zur Folge haben, dass das Schutzhaus auf dem Do-

bratsch von den meisten Leuten gemieden wird. Es ist bezeichnend, dass eine ganze 

Organisation einigen närrischen Schandkerlen auf den Leim geht und einen solchen 

Beschluss fasst. Das kann nur eine Organisation tun, die entweder von Kindern, von 

Trotteln oder von gewissenlosen Lumpen geleitet wird.»41 

Die Alpenvereinssektion Villach pflegte ihren Antisemitismus freilich nicht gänzlich 

autonom, sondern war Teil eines grösseren Netzwerkes, das sich im Deutschvölkischen 

Arbeitsausschuss der Stadt Villach vereinigt hatte. Dabei handelte es sich um einen Zu- 

 

Karikatur von Paul Humpoletz im 
Wiener Satireblatt Der Götz von  

Berlichingen, Wien, 1924.  
Quelle: Historisches Archiv des OeAV, 

Innsbruck 
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sammenschluss verschiedener nationalsozialistischer Vorfeldorganisationen, die nicht 

nur den Anschlussgedanken propagierten, sondern überhaupt gegen alles «Nicht-Ari-

sche» und «Entartete» auftraten. Die antirepublikanische Haltung und der Hass auf die 

jüdische Bevölkerung war der kleinste gemeinsame Nenner der hier assoziierten Orga-

nisationen, wozu etwa der Alldeutsche Verband, der Antisemitenbund, die Deutsche 

Verkehrsgewerkschaft, der Deutsche und Österreichische Alpenverein, der Heimat-

schutzverband, der Schützenverein Willroider, die Bauerngman, der Deutsche Schul-

verein Südmark, der Deutsche Turnverein Villach und verschiedene Burschenschaften 

zählten. 

In diesem Arbeitsausschuss vertrat vor allem Theodor Janisch, auch Vorstandsmitglied 

des Villacher Alpenvereines, eine strikt antisemitische Linie. Janisch, Goldschmied und 

Optiker am Villacher Hauptplatz, war gleichzeitig auch Gründungsmitglied der 

NSDAP-Ortsgruppe Villach und für diese von 1920 bis 1933 im Gemeinderat tätig. Den 

«Anschluss», für den er so vehement gekämpft hatte, erlebte er allerdings nicht mehr. 

Er verstarb am 2. Dezember 1937. Die NSDAP ehrte ihn wegen seiner Verdienste für 

die Partei im Dezember 1938 mit der Umbenennung der Peraustrasse in Theodor-Ja-

nisch-Strasse. 

Bereits vor dem Jahr 1938 waren viele Schutzhütten des Alpenvereins zu Stützpunkten 

des nationalsozialistischen Attentatterrors geworden. In diesem Zusammenhang kann 

festgehalten werden, dass der Alpenverein als Wegbereiter des Nationalsozialismus gel-

ten muss. Jeder Weg in die Berge sei ein Weg Adolf Hitlers gewesen,42 verkündete 

Viktor Paschinger – Obmann der Sektion Klagenfurt – anlässlich der «Anschlussfeier» 

1938 nur konsequent. Es sollte bis ins 21. Jahrhundert dauern, dass sich die Alpenver-

einssektion Villach ihrer antisemitischen, nationalsozialistischen Vereinsgeschichte 

stellte. Im Juni 2011 enthüllte sie im Rahmen der Unikum-Kunstaktion Haus-Berg-Ver-

bot am Gipfelhaus des Dobratsch eine Gedenktafel, die an das Zutrittsverbot für Juden 

erinnert.43 Der Landesverband Kärnten des Österreichischen Alpenvereins sowie das 

Gros der einzelnen Sektionen hüllen sich zu ihrer Vergangenheit allerdings nach wie 

vor in Schweigen. 

«GUT HEIL!» DEUTSCHERTURNVEREIN VILLACH 

Wichtige Träger des NS-Gedankengutes waren auch die deutsch-völkisch orientierten 

Turnvereine, deren Mitglieder sich bereits in den frühen 1930er Jahren beinahe ge-

schlossen zur nationalsozialistischen Partei bekannt hatten. «Rassenreinheit, Volkesein-

heit und Geistesfreiheit» lauteten die Schlagworte, die von Friedrich Ludwig Jahn 

(1778-1852) schon im 19. Jahrhundert propagiert worden waren und bald als höchste 

Ziele der Turnerschaft galten. Die Entwicklung der Rassenlehre war hier auf besonders 

fruchtbaren Boden gefallen. Dass der Deutsche Turnverein den «Arierparagrafen» 

schon früh in seine Statuten aufgenommen hatte, ist wenig erstaunlich. Neben der 

Durchsetzung des «Arierparagrafen» im Jahr 1909 achteten die Turner schon in dieser 

Phase auf die Einhaltung der «Rassenhygiene», wonach jeder, «der mit organischen 

Mängeln behaftet» war, von der Turngemeinschaft ausgeschlossen blieb.44 Damit 

wurde bereits in den 1920er Jahren eine Form der Eugenik praktiziert, die eine Vorstufe 

zum später praktizierten Mordprogramm zur Auslöschung «unwerten Lebens» darstell-

te. 



                  

     
                    
       
     

           
                     

            
                  

                   
       

                
    

60 

Immer wieder wurden Kärntens Turner von ihren Funktionären bei Tagungen zum 

Kampf gegen den allerorts vermuteten «jüdischen Geist» aufgerufen, da «heute wie 

einstens Volks- und Blutfremde am Werke» wären, um «deutsche Kraft und deutschen 

Willen zu vergiften und zu lähmen».45 

Als kämpferische nationalsozialistische Vorfeldorganisation nahm der Deutsche Turn-

verein in Villach eine zentrale Rolle im völkischen Vereinsleben der Stadt ein. Seinem 

Selbstverständnis nach bedeutete das Turnen nicht einfach eine sportliche Aktivität, 

sondern eine «notwendige Erziehung von tüchtigen Kriegern zur Befreiung von uner-

träglichen Sklavenketten».46 

Als Mitglied des Deutschvölkischen Arbeitsausschusses nahm der Deutsche Turnver-

ein Villach im Mikrokosmos der Vereinsgebarung ab den 1920er Jahren bereits viele 

Massnahmen vorweg, die 1938 im gesamten Deutschen Reich wirksam wurden. Vom 

Abbruch der Verbindungen mit jüdischen Unternehmen, Banken, Ärzten und Rechts-

anwälten bis hin zum Boykott jüdischer Geschäfte. 

Bei den Gemeinderatswahlen 

am 24. April 1932 erreichten 

die Nationalsozialisten in Vil-

lach zehn Mandate. Noch am 

Wahlabend erklärte der 

NSDAP-Fraktionsführer und 

spätere NS-Bürgermeister von 

Villach, Oskar Kraus, in der 

Deutschen Turnhalle, dass der 

bevorstehende Kampf stets im 

Sinne Adolf Hitlers weiterge-

führt würde.47 

Die 1927 eröffnete Turnhalle des Deutschen 
Turnvereins Villach fungierte als Zentrum 

nationalsozialistischer Agitation und 

Propaganda, Villach, um 1927. 
Foto: Verein Industriekultur und Alltagsgeschichte, Villach 

Der Deutsche Turnverein bot Hubert Klausner, von 1938 
bis 1939 erster Gauleiter von Kärnten, eine Plattform für 

die nationalsozialistische Parteiarbeit, Villach, 1932. 
Quelle: Museum der Stadt Villach 

Schon im März 1921 hatte der Deutschvölkische Arbeitsausschuss die Errichtung eines 

«Deutschen Hauses» in Villach gefordert, das den völkischen Gruppierungen als Agi-

tationsplattform dienen sollte.48 Mit der Eröffnung der Turnhalle 1927 stand ihnen das 

lang ersehnte weltanschauliche Zentrum zur Pflege völkischer Mythen und grossdeut-

scher Lebensraumideologien endlich zur Verfügung. Die Turnhalle in der Gerbergasse 

entwickelte sich rasch zur aktionistischen Propagandazentrale der NSDAP, die hier in 

paramilitärischen Aufmärschen ihre «Anschlusskundgebungen» zelebrierte, vielfach 

auch unter Rekurs auf den 10. Oktober 1920. 
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Anlässlich der Volksabstimmungsfeier im Jahre 1932 zogen am 9. Oktober völkisch 

gesinnte Villacher in SA-, SS- und HJ-Formationen vom Gelände des Deutschen Turn-

vereins in der Gerbergasse zum Kriegerdenkmal bei der Stadtpfarrkirche. Enthusias-

tisch dazu die Schlagzeilen: «Villach im Zeichen des Hakenkreuzes».49 In der soge-

nannten «Verbotszeit»50 bot der Deutsche Turnverein Villach vielen illegalen National-

sozialisten Unterschlupf und die Parteiarbeit vollzog sich unter dem Schutz der Verein-

stätigkeiten. Laut Einschätzung des Polizeikommissariates Villach gehörten im Herbst 

1933 rund achtzig Prozent der ehemaligen SA- und SS-Angehörigen dem Villacher 

Turnverein an.51 

Wie fliessend die Grenzen zwischen NSDAP und Deutschem Turnverein waren, bele-

gen spätere gerichtliche Untersuchungen zum Novemberpogrom 1938. Nach den Ein-

vernahmen jener SA-Männer, die sich 1938 an der Zerstörung und Plünderung jüdi-

scher Wohnungen beteiligt hatten, stellte das Gericht zweifelsfrei fest, dass «der Deut-

sche Turnverein, insbesondere nach dem Parteiverbot, als getarnte SA gearbeitet hat».52 

Der Turnverein mit seinen Mitgliedern gehörte im Wesentlichen zu jenen Organisatio-

nen, die den Schritt vom verbalen Antisemitismus hin zur physischen Gewaltanwen-

dung vollzogen hatten. Tatsächlich bot der Villacher Turnverein seinen nationalsozia- 

Der Villacher Turnverein zählte 
zu den verlässlichsten 

NS-Vorfeldorganisationen der 

Zwischenkriegszeit, Villach, 
Frühjahr 1933. 

Foto: Verein Industriekultur und 

Alltagsgeschichte, Villach 
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listischen Mitgliedern nicht nur vor 1938, sondern auch nach 1945 Schutz und Unter-

schlupf.53 Nicht nur der Villacher, sondern der gesamte Österreichische Turnerbund 

(ÖTB) verfolgte seine ideologische Ausrichtung konsequent weiter. 1979 erschien in 

der Bundesturnzeitung des ÖTB ein Artikel, worin der Holocaust zum Verteidigungs-

krieg gegen die Juden interpretiert wurde: «Krieg fordert allzeit Opfer: Tote, Verwun-

dete, Gefangene. Das hätte das Weltjudentum bedenken müssen, als es Deutschland 

den Krieg erklärte»,54hiess es darin programmatisch. 

In einem rechtskräftigen Urteil des Wiener Oberlandesgerichts vom 23. April 1981 

wurde der Bundesturnzeitung eine «neofaschistische Schreibweise» bescheinigt und es 

wurde ferner festgestellt, dass der ÖTB Propaganda und Betätigung in nationalsozialis-

tischem Sinn betreibt.55 

Konsequenterweise legte der damalige Vizekanzler Fred Sinowatz mit dem Hinweis 

auf die faschistischen Tendenzen innerhalb des ÖTB den Ehrenschutz für das im Juli 

1981 abgehaltene Österreichische Bundesturnfest in Villach zurück. Derlei Berüh-

rungsängste waren Kärntens Landespolitikern unbekannt, die «in alter Kameradentreue 

in die Bresche» sprangen und «den Ehrenschutz über das deutsche Turnen» übernah-

men.56 

 

 

(Symbolbild) 

 

NS-Kundgebung auf dem Ge-
lände des Villacher Turnvereins 

in der Gerbergasse, Villach, 

1938.  
Quelle: Museum der Stadt Villach 
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Alexandra Schmidt 

Antisemitismus 

macht Schule 

Der Antisemitismus war schon lange vor dem März 1938 an kaum einem Alltagsort so 

präsent wie an den Kärntner Schulen. Der in vielen Familien und in der Öffentlichkeit 

propagierte und gelebte Antisemitismus war von Kindern und Jugendlichen derartig 

verinnerlicht, dass er direkt in die Klassenzimmer hineingetragen wurde. Da es in den 

städtischen Kärntner Schulen – wenn überhaupt – meist nicht mehr als ein bis zwei 

jüdische Schüler pro Jahrgang gab, nahmen diese in der Regel umso mehr eine Aussen-

seiterposition ein und waren dem Spott ihrer Klassenkameraden schutzlos ausgeliefert. 

Leo Fischbach, der in den 1920er Jahren in Villach die Volksschule besucht hatte, the-

matisierte den Schmerz dieser demütigenden Erfahrungen noch viele Jahrzehnte später: 

«Als ich zum ersten Mal in die Klasse kam, grüssten mich meine Mitschüler mit Jüd-

chen, Jüdchen het het het, Schweinefleisch macht Jüdchen fett/ Das war ... ich kann es 

nicht vergessen. Und das war nur der Anfang.»1 

 

Leo Fischbach auf Besuch in 
Villach, 2005.  

Foto: © Angelika Kampfer, Villach 

 

Aus dem Zeugnis von Leopold Fischbach, Villach, 1924. Quelle: 

Schularchiv Peraugymnasium, Villach 
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Auch von der Mehrheit des Lehrkörpers konnten jüdische Schüler keinen Schutz er-

warten. Im Gegenteil, oft waren sie auch von dieser Seite zusätzlichen Schikanen aus-

gesetzt. Bereits in den 1920er Jahren verfügte der deutschnationale Lehrerbund über 

wesentlich mehr Mitglieder als sein sozialdemokratisches Pendant. «Man hat schon an 

der Sprache, den Redewendungen herausgehört, welche Lehrer Nazis waren», erinnerte 

sich der Klagenfurter Walter Friedländer in einem Interview.2 

Fritz Reinisch, der seine Schulzeit als einziger jüdischer Schüler in der Klasse etwa 

zeitgleich mit Walter Friedländer in Klagenfurt verbracht hatte, berichtete über seine 

Erfahrungen und Gefühle angesichts einer für Juden immer beklemmender werdenden 

Situation: 

«Manchmal wurde ich bei Ausflügen ausgeschlossen. Meine Mitschüler fanden das 

ganz normal und heute noch ist mir bewusst, dass ich selbst ähnliche Gefühle hatte. 

Später in der Realschule bekam ich für eine Schularbeit die schlechteste Note, obwohl 

keine Rechtschreib- oder sonstige Fehler angezeichnet waren. Ich war bestimmt kein 

guter Schüler, aber Deutsch war mein bester Gegenstand. Eine Beschwerde beim Di-

rektor rief nur Achselzucken hervor – er könne einem Professor nicht widersprechen. 

Ein anderes Mal schlug mir der um mehrere Jahre ältere Sohn einer Kaufmannfamilie 

ohne jeden Grund während der Pause mit der Faust ins Gesicht, sodass ich mehrere 

Minuten schwindlig war – ich beschwerte mich bei seinem Klassenvorstand, der, zu-

sammen mit seiner Klasse, lachte und nichts unternahm.»3 

Auch Leo Fischbach, der Ende der 1920er Jahre das Peraugymnasium in Villach be-

suchte, erinnerte sich an das antisemitische Gesamtklima seiner Gymnasialzeit: 

«Einmal mussten wir bei unserem Deutschlehrer, Schnehen war sein Name, über ein 

bestimmtes Thema sprechen. Zu dieser Zeit lief gerade der Film Ben Hur in Villach 

und als er mich fragte, worüber ich sprechen wolle, sagte ich: Ben Hur. Er vermerkte 

es und am Ende der Stunde stand mein Klassenkamerad Wunderer auf und sagte: ,Wir 

werden es nicht zulassen, dass über Ben Hur gesprochen wird, weil das ist eine Juden-

verherrlichung! ‘ Ich war zu dieser Zeit stark wie ein Ochse und ich packte Wunderer 

und drückte ihn gegen die Tafel. Schnehen packte mich und schrie:,Fischbach, nur 

keine Hitzköpfigkeitf Bei einer anderen Gelegenheit fragte unser Geschichtslehrer je-

den von uns, was wir nach der Unterstufe machen würden. (...) Und ich sagte: ,Ich 

werde nach Wien gehen, auf die Textilschule/ Daraufhin meinte er: ,Na, da sind wir 

aber mal froh, dass wir Sie loswerden‘.»4 

Fritz Reinisch kurz vor seiner Ein-
schulung, Klagenfurt, 1927. 
Foto: Privat, Fritz Reinisch, 

Boca Raton (USA) 

Unter dem Antisemitismus einiger Kollegen litt auch der damals einzige jüdische Leh-

rer am Peraugymnasium. Dr. Ernst Singer, am 7. April 1891 in Theresienstadt geboren, 

hatte in Prag und Graz Mathematik und Physik studiert und unterrichtete diese beiden 

Fächer seit 1920 an dieser Schule. Anfang Dezember 1933 beging er im Konferenz-

zimmer der Schule Selbstmord. 

Die 125-Jahr Gedenkschrift des Gymnasiums vermerkte dazu, dass er «den niederen 

Machenschaften seiner Widersacher, deren Rassenanschauungen er nicht entsprach, 
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weil er jüdischer Abstammung war» nicht gewachsen gewesen sei.5 Am 7. Februar 1934 

berichteten die Freien Stimmen ausführlich von einer Elternversammlung der Schule, 

in deren Verlauf auch der Tod des Lehrers thematisiert wurde: 

Leo Lilian (Dritter von rechts, 
2. Reihe sitzend) als Schüler der 

dritten Klasse in der Richard- 

Wagner-Hauptschule in Villach,  
Schuljahr 1931/32. 

Foto: Verein Erinnern Villach 

«Einen breiten Rahmen der Aussprache bildete die Frage der angeblich mit dem tragi-

schen Todesfall des Professors Dr. Singer zusammenhängenden Versetzung von drei 

Professoren (...). Der Obmann teilte mit, dass der Vorstand der Elternvereinigung so-

gleich nach Bekanntwerdung der vom Unterrichtsminister bekanntgegebenen Absicht, 

die drei genannten Professoren zu versetzen, im Wege der Reichsvereinigung der El-

ternvereinigung Schritte eingeleitet hat, um diese verdienstvollen Lehrer der Anstalt zu 

erhalten. (...) Leider hätten diese Bemühungen zu keinem Erfolg geführt.»6 

Unmittelbar nach dem «Anschluss» im März 1938 gingen die Nationalsozialisten dazu 

über, das Schulwesen als wichtigste Sozialisierungsinstanz zu «säubern». Jüdische und 

christlich-soziale Lehrkräfte wurden umgehend aus dem Schuldienst entfernt und durch 

bekennende Nationalsozialisten ersetzt, religiöse Inhalte und Symbole aus den Klassen-

zimmern verbannt. Karl Kmeth, der im Peraugymnasium Geographie und Geschichte 
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unterrichtete und sich für das christlich-soziale Lager engagiert hatte, ahnte bereits, was 

mit dem Regimewechsel auf ihn zukommen würde. Er nahm sich am 14. März 1938 das 

Leben.7 

Vier Tage später versammelten sich Beamte und Angestellte der Stadtgemeinde Villach 

sowie die dem Stadtschulrat unterstellte Lehrerschaft zur Vereidigung auf Adolf Hitler.8 

Am 21. März 1938 wurde an allen Villacher Schulen der erste Schultag nach dem «An-

schluss» zelebriert: 

«Vom Gebäude des Realgymnasiums flatterten die neuen Fahnen stolz und siegreich im 

Wind. Professor Dr. Walter Fresacher, der als alter Kämpfer von einer HJ-Gruppe fei-

erlich eingeholt wurde, hielt in befeuernden Worten einen Rückblick über die schwere 

Vergangenheit und erläuterte die Bedeutung unseres grossen Geschehens, wofür wir nur 

dem Führer danken können, dass er den Traum von Jahrtausenden verwirklichte.»9 

 

Hakenkreuzfahnen am  

Peraugymnasium,  

Villach, März 1938. 
Foto: Verein Erinnern Villach 

Erste Anordnungen des Bildungsministeriums liessen nicht lange auf sich warten. Ver-

fügt wurden zunächst die Anbringung von Hitlerbildern in sämtlichen Schul- und Amts-

räumen sowie die Einführung des Hitlergrusses an den Schulen. Im entsprechenden Er-

lass des Kärntner Landesschulrates hiess es dazu: 

«Der Lehrer tritt zu Beginn jeder Unterrichtsstunde in die stehende Klasse, grüsst als 

erster durch Erheben des rechten Armes und die Worte ,Heil Hitler‘, die Klasse erwidert 

den Gruss durch Erheben des rechten Armes und die Worte ,Heil Hitler‘. Der Lehrer 

beendet die Schulstunde, nachdem sich die Schüler erhoben haben, durch Erheben des 

rechten Armes und die Worte ,Heil Hitler’, die Schüler antworten in gleicher Weise. 

Sonst grüssen die Schüler die Mitglieder des Lehrkörpers im Schulbereich nur durch  
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Erheben des rechten Armes in gemessener Haltung. (...) Hiezu wird noch bemerkt, dass 

nichtarische Schüler den deutschen Gruss nicht zu leisten haben.»10 

Aus dem Deutschen Lesebuch für 

Volksschulen, Wien, 1940. 
Quelle: Privat, Alexandra 

Schmidt, Villach 

Unaufhörlich wurden Kinder und Jugendliche auf den Führer und die Ideologien des 

Deutschen Reiches eingeschworen. «Ein Glück, dass wir unseren Führer haben, der es 

den bösen Tschechen, Juden, Amerikanern, Kommunisten und Geistlichen schon zei-

gen wird»11, bemerkte die emigrierte Journalistin Erika Mann ironisch in ihrem 1938 

erstmals erschienenen Buch Zehn Millionen Kinder über die nationalsozialistische Ju-

genderziehung. Am 8. April 1938 reiste Reichsjugendführer Baldur von Schirach nach 

Villach, um die Jugend in einer Brandrede am Hauptplatz kompromisslos auf die nati-

onalsozialistischen Ziele einzuschwören. Anlässlich des nun regelmässig zu zelebrie-

renden «Führergeburtstages» verdeutlichte Reichserziehungsminister Bernhard Rust 

unmissverständlich die Erwartungshaltung: 

Titelbild des Lesebuches 

Trau keinem Fuchs auf grüner Heid’ 

und keinem Jud’ bei seinem Eid, 
Nürnberg, 1936. 
Quelle: Privat, Alexandra Schmidt, Villach 

«Was wir vom kommenden Deutschland ersehnen und erwarten, das müsst ihr, meine 

Jungen und Mädel, erfüllen. (...) Ihr seid das Deutschland der Zukunft und wir wollen 

daher, dass ihr so seid, wie dieses Deutschland der Zukunft einst sein soll und sein 

muss.»12 

Den Worten folgten Taten. Im Schulhof des Peraugymnasiums wurde am Nachmittag 

des 30. Aprils 1938 rituell systemfeindliche Literatur, vor allem Bücher jüdischer und 

katholischer Provenienz, verbrannt. Eine bewusste Inszenierung, deren ideologische 

Botschaft sich buchstäblich in die Köpfe der Jugendlichen hineinbrennen sollte: 

«Eines Tages teilten uns die Klassenvorstände mit, dass alle Schüler der Oberstufe am 

späten Nachmittag in der Schule erscheinen müssen. Wir versammelten uns am Nach-

mittag im Schulhof, wo uns die Klassenvorstände schon erwarteten. Der Schulwart hatte 

bereits einen grossen Holzhaufen aufgeschichtet und wir mussten uns im Karree – eine 

Seite blieb offen – um den Holzhaufen herum aufstellen. Auch einige Klassenlehrer 

waren anwesend. Nun wurde der Holzhaufen vom Schulwart angezündet. Kurz darauf 

kam der Direktor mit einigen Büchern unter dem Arm aus einer Seitentür heraus. Lang-

sam schritt er auf das Feuer zu. Einige Meter davor blieb er stehen. Er holte ein Buch 

nach dem anderen unter dem Arm hervor und warf es mit würdevoller Geste in das 

Feuer. Jedes Mal applaudierten und jubelten wir. Anschliessend hielt der Direktor eine 

kurze Rede und wir durften wieder nach Hause gehen.»13 

Inhaltlich wurde der Lehrplan an die neuen politischen Leitlinien adaptiert. Bereits Kin-

dergartenkinder und Volkschüler erhielten durch die Lektüre von Büchern eine kindge-

rechte Aufbereitung der nationalsozialistischen Rassenvorstellungen. Das beispiels-

weise von Elvira Bauer verfasste und illustrierte Buch Trau keinem Fuchs auf grüner 

Heid» und keinem Jud» bei seinem Eid war 1936 erstmals im Stürmer-Verlag erschie-

nen und diente mit seiner demagogischen Bildsprache dazu, die Fantasie der Kleinsten 

zuverlässig in staatlich gewünschte Bahnen zu lenken.14 



 

70 

Die Fächer Deutsch, Biologie, Geschichte, Geografie und Leibeserziehung – ein na-

tionalsozialistischer Begriff, der auch nach 1945 im österreichischen Schulwesen für 

den Turnunterricht beibehalten wurde – galten als Fundamente des Unterrichtes. Eine 

herausragende Stellung wurde dabei dem Biologieunterricht zugewiesen, von dem 

fachübergreifende Impulse im Kontext der geltenden Rassenlehre ausgehen sollten.15 

In einem diesbezüglichen Erlass des Kärntner Landesschulrates hiess es 1938 dazu: 

«In einer (...) heimatverbundenen Naturkunde wird das Kind auch auf seine eigene 

gliedhafte Einordnung in das Leben seines Volkes und die daraus erwachsenden Ver-

pflichtungen hingewiesen und damit der Boden für rassenkundliche und rassenhygi-

enische Belehrungen bereitet. Die Erblehre bringt in einfacher Form das Wichtigste 

von den Mendelschen Gesetzen; sie macht den Schülern die lebensgesetzliche Be-

deutung der Anlage und der Auslese klar.»16 

Einen Monat später empfahl der Kärntner Landesschulrat per Erlass allen Schülern 

die Lektüre einer Sondernummer des Stürmers mit dem Titel Die Kriegshetzer. Damit 

sollte den Kindern vor Augen geführt werden, dass «der Jude schon von altersher 

systematisch die Ausrottung aller arischen Völker betreibt und sich dazu grosser 

Weltkriege, die seine Weltherrschaft sicherstellen sollen, bedient».17 Bestellungen 

der Schüler sollten, nach Schulen gesammelt, durch die Direktionen an die Geschäfts-

stelle des Stürmers gerichtet werden. 

Neben der raschen Einführung nationalsozialistischer Lehrinhalte wurde unmittelbar 

nach dem «Anschluss» vor allem in Wien damit begonnen, jüdische Schüler auszu-

sondern und in eigenen Schulen bzw. Schulklassen zu konzentrieren. Ab Herbst, also 

 

Schautafel «Rassen der Erde» aus 
der Lehrmittelsammlung des Per-

augymnasiums, Villach, um 1940. 
Quelle: Schularchiv Peraugymnasium, 

Villach 



                 
                                     

                       

                          
                                                        
                                                          
                                                      

                                                           
                                                              
                                                            
                                                           
                                                         
                                                       
                                                        
                                                 

71 

ab dem Schuljahr 1938/39, wurde der gemeinsame Unterricht von jüdischen und nicht-

jüdischen Schülern an sämtlichen öffentlichen und privaten Schulen verboten. Nur so-

genannten «Mischlingen» wurde per Erlass vom 21. Oktober 1938 der Besuch «deut-

scher» Schulen noch gestattet. Darüber hinaus stufte man die Gesamtzahl der jüdischen 

Schüler kurzerhand so stark herab, dass es in Wien ab Herbst 1938 nur mehr eine jüdi-

sche Mittelschule und eine Wirtschaftsschule gab, womit für viele Schüler der Unter-

richt de facto endete. Zynisch wurde darauf verwiesen, dass der Lehrplan an diesen 

Schulen besondere Rücksicht auf die «Auswanderungsbedürfnisse» der jüdischen 

Schüler nehmen würde.18 

Walter Friedländer berichtete, dass ihn seine Klagenfurter Mitschüler von dem Moment 

an in Ruhe liessen, in dem sich abzeichnete, dass er mit seiner Familie nach Palästina 

auswandern würde. Stattdessen seien sie auf einen vermeintlich jüdisch aussehenden 

Mitschüler losgegangen – «bis dann der Lehrer (...) uns die Rassentheorie erklärt hat: 

,Es kann auch passieren, dass von zwei blonden Eltern ein Kind mit schwarzen Haaren 

entsteht‘.»19 

Cover und Nachwort aus der Maturazeitung des Villacher Peraugymnasiums, 1938. 
Quelle: Schularchiv Peraugymnasium, Villach 
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Alexandra Schmidt 

Der «Anschluss» 1938 
Schritte der Entrechtung 

Nachdem hohe Kärntner NS-Parteifunktionäre wie Friedrich Rainer und Hubert Klaus-

ner bereits im Februar 1938 in die Wiener Parteizentrale aufgestiegen waren, verfügten 

sie auch über einen Informationsvorsprung, was die aktuellen politischen Entwicklun-

gen betraf. Die Nachricht vom bevorstehenden Einmarsch deutscher Truppen wurde 

dementsprechend rasch in die alte Heimat weitergeleitet, sodass der südlichste Gau Ös-

terreichs stolz als erstes österreichisches Bundesland den Vollzug der Machtübernahme 

verkünden konnte.1 Binnen Stunden hatten augenscheinlich gut vorbereitete National-

sozialisten die Schaltzentren des Landes okkupiert und die Macht an sich gerissen. 

Selbst Oskar Kraus, der massgeblichen Anteil an den politischen Entwicklungen in Vil-

lach hatte, zeigte sich in seiner rückblickenden Beschreibung aus den 1960er Jahren er-

staunt über den reibungslosen Ablauf: 

«Am 11. März 1938 rückten in den Abendstunden die ersten Hakenkreuzfahnen heraus, 

eine freudig bewegte Menschenmenge durchzog die Strassen der Stadt, die Zahl der 

Fahnen vermehrte sich zusehends, es wunderte uns nur, woher diese Unmenge an Fah-

nen auf einmal hergekommen ist. In den späten Abendstunden setzte sich ein riesiger 

Fackelzug durch die Stadt in Bewegung, an der Spitze die Wehrmacht, grenzenloser 

Jubel in einer heiligen Begeisterung durchbebte die Stadt, Tränen der Freude bei Männer 

[n] und Frauen zeugten davon, wie überwältigend dieser stolze Augenblick war, als 

Wirklichkeit wurde, wofür Tausende und Abertausende – auch so viele Villacher Män-

ner und Frauen – gekämpft, gelitten, die Existenz verloren haben, in Kerkern und Kon-

zentrationslagern schmachteten, dies alles nur deswegen, weil sie alle ,Heim ins Reich ‘ 

des grossen deutschen Führers Adolf Hitler wollten.»2 

Die Begeisterung der Menschen war begleitet von spontan einsetzenden, pogromartigen 

Ausschreitungen gegen die jüdische Bevölkerung, bei denen sich das nunmehr «heim-

geholte Volk» durch besondere Gehässigkeiten auszeichnete. Die Österreich weit ein-

setzenden Exzesse gegen die jüdische Bevölkerung bedurften keiner Scheinlegalität – 

hierzulande wurde unter der Leitung von Gauleiter Josef Bürckel innerhalb weniger 

Tage nachgeholt, wofür im sogenannten «Altreich» Jahre der Vorbereitung vonnöten 

waren. Konsterniert brachte die New York Times vom 23. März 1938 die österreichi-

schen Ausschreitungen, Plünderungen und Demütigungen auf den Punkt: «In 14 Tagen 

ist es gelungen, die Juden einem ungleich härteren Regime zu unterwerfen, als es in 

Deutschland in einem Jahr erreicht wurde.»3 

Noch am Abend des 11. März 1938 hatten sich Nazitrupps auf die Suche nach ver-

sprengten Juden gemacht, die sich unvorsichtigerweise auf Villachs Strassen gewagt 
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hatten.5 In den Tagen darauf wurden neben Regimegegnern auch Juden 

vorübergehend in Gefängnissen der Bezirksgerichte in «Schutzhaft» genommen: 

einerseits zum Zweck der Einschüchterung, andererseits um sich ein genaues 

Bild von deren Vermögensverhältnissen zu machen.6 Exemplarisch lässt sich die 

Situation anhand der Erfahrungen des Villacher Notars Dr. Egon Weissberger 

nachzeichnen, der als jüdischer Bezirksführer der Vaterländischen Front von 

Beginn an zum engsten Personenkreis der Verfolgten gehörte. Als Jurist ahnte er 

die kommenden Massnahmen und verbrannte noch in der Nacht vom n. auf den 

12. März in seiner Kanzlei politisch belastendes Material.7 

Bereits zwei Tage später wurde er verhaftet und ins Villacher Polizeigefängnis 

eingeliefert. Während der nun folgenden zweiwöchigen Haft vollzog sich die 

Zerstörung seiner Existenzgrundlage: Im Gefängnis wurde er seines Notariatsam- 

tes enthoben und gezwungen, seine Kanzlei im Beisein des damaligen Kammer- 

präsidenten Alois Kraker an einen kartiere- und parteibewussten Nachfolger zu 

übergeben.8 Darüber hinaus erschien im Gefängnis der Rechtsanwalt Dr. Max di 

Gaspero, um für einen Mandanten Schuldenrückstände einzufordern. Im Beisein 

der Gestapo verlangte der Anwalt von Weissberger die Abtretung seines Besitzes 

in Duel ob Velden. Zermürbt von der Haft, in deren Rahmen der gebildete Notar 

gezwungen wurde, Automobile zu waschen,9 war Weissberger so gut wie hand- 

lungsunfähig: Zum einen war es ihm unmöglich gemacht worden, vom Gefängnis 

aus seine Geldangelegenheiten zu regeln, zum anderen hatte die Gestapo bereits 

am 13. März 1938 alle jüdischen Konten sperren lassen. Hinzu kam, dass einige 

Schuldner seine missliche Lage sofort ausnützten und ihrer Zahlungsverpflichtung 

nicht mehr nachkamen. Am 29. März 1938 gelangte der Kaufvertrag im Polizei- 

gefängnis Villach zur Unterzeichnung – noch am selben Tag wurde Weissberger 

aus der Haft entlassen.10 

Herta Klucka, die Tochter 

von Arthur und Josefine 

Glesinger, erinnerte sich: 

«Meine Tochter war damals 
klein. Ich habe sie nach dem 

Essen ins Bett gelegt. Da sind sie 

gerade gekommen. Eine ganze 
Horde. Mit einem sehr intelligent 

aussehenden Anführer. Und dann 

hat meine Mutter gesagt: ,Ich 
bin ja in Scheidung. Es gehört ja 

alles mir!‘ Sie haben uns trotzdem 

alles weggenommen. (...) Sogar 
die Geldbrieftasche, Einnahmen 

von einer ganzen Woche, war 

noch in der Kassa, das war alles 

weg. (...) Vor der Tür sind zwei 

SA-Männer gestanden und so 

breitbeinig, und haben jedem, 
der hinein wollte, gesagt:  
,Das ist eine jüdische Firma4.»4 

 

Herta Klucka, geb. Glesinger, 
Villach, um 1933. 
Foto: Privat, Lieselotte Cadamuro,  

Pordenone 
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Pass von Sophie Glesinger 

und ihrer Tochter Sascha, 

Villach, 1938. 
«Meine Mutter durfte nach 

dem ,Anschluss’ in Villach 

nicht auf dem Trottoir gehen, 
nur auf der Strasse.»11 

Foto: Privat, David Glesinger, Tel Aviv 

Ermöglicht wurden solche Aktionen durch die umgehende Etablierung eines landes-

weiten, effektiv arbeitenden Sicherheits- und Terrornetzwerkes. 

Noch am 11. März waren SA und SS in einer Blitzaktion legalisiert und der bisherigen 

Exekutive gleichgestellt worden. Wenige Tage später ging die gesamte Verantwortung 

für die politische und öffentliche Sicherheit Kärntens an den reichsdeutschen Gestapo-

beamten SS-Obersturmführer Dr. Erich Isselhorst12 über, der von März bis Juni 1938 

den Aufbau der Gestapodienststelle Klagenfurt leitete und darüber hinaus persönlich 

die Leitung der Abteilung II (Gegnerbekämpfung) übernahm. 

In seinem Gefolge befand sich auch der gebürtige Wiener Dr. Johann Bauer, der zu-

nächst mit Verhören und Erhebungen in der Abteilung II betraut war und ab August 

1938 Isselhorst als Abteilungsleiter nachfolgte. In dieser Position beschäftigte er sich 

fast ausschliesslich mit «Judenangelegenheiten». Zeitgleich übernahm SS-Sturmbann-

führer Dr. Ernst Weimann die Leitung der Gestapo Kärntens, 

während Isselhorst wieder ins «Altreich» zurückbeordert wurde.13 

Die heimischen Nationalsozialisten arbeiteten schnell, effizient und mit einem erstaun-

lichen Ausmass an bürokratischer Genauigkeit. In den ersten Wochen nach der Macht-

übernahme machte man sich daran, sämtliche Regimegegner und «Volksschädlinge» 

zugunsten von NSDAP-Mitgliedern aus öffentlichen Ämtern, dem Verwaltungsappa-

rat, Kultur- und Bildungseinrichtungen, aber auch der Privatwirtschaft zu entfernen. 

Viele jüdische Angestellte, wie etwa Eisenbahnbedienstete, sahen sich mit fristlosen 

Entlassungen ohne Entschädigungen konfrontiert. 

Hilfreich war bei den Aktionen die von Reichsinnenminister Wilhelm Frick am 20. 

März 1938 zur Aufrechterhaltung von «Sicherheit und Ordnung» erlassene Verord-

nung, wonach sämtliche Massnahmen auch ausserhalb des gesetzlichen Rahmens ge-

troffen werden konnten.14 

Brief an die in der Schweiz 
arbeitende Villacherin Hedwig 

Pirker mit einem antisemitischen 

Stimmungsbericht über 
Villach, 22. April 1938. 

Quelle: Jennifer Brindisi, Massachusetts 

 

«(...) Du wirst wahrscheinlich von deiner 
jüdischen Kapitalherrschaft beeinflusst. 

Diese Schweine sind bei uns schon längst 

aus allen Ämtern und Staatsposten geflogen, 
dafür hat unser Führer Adolf Hitler gesorgt. 

Und fähigen arischen Menschen, die bei uns 

dem Hunger preisgegeben waren, wurde 
wieder Brot verschafft. Bei uns, bei der 

Bundesbahn, waren es 12 solcher Juden und 

Ausländer, die nur ihre Säckchen gefüllt 
haben und dann gegangen sind. Diese Zeit 

ist vorbei. Bei uns in Deutschösterreich gibt 

es nur glückliche und zufriedene Menschen, 

deshalb die Wahl fast 100% für Hitler.» 
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Schreiben der Kärntner Anwaltskammer an Rechtsanwalt 

Dr. Marcell Glesinger, Villach, 12. März 1938. 
Quelle: Privat, David Glesinger, Tel Aviv 

Im Zuge der sofort in Angriff genommenen «Neuregelung des Beamtentums» erfolgten 

diverse Gesetzesänderungen, nach denen künftig keine jüdischen Beamten mehr verei-

digt werden sollten. Bereits eingesetzte jüdische Beamte wurden bei verminderten Be-

zügen in den Ruhestand geschickt, und volle Bezüge wurden – zumindest vorerst – nur 

noch jüdischen Weltkriegsteilnehmern zugestanden.15 

Parallel zur beruflichen Eliminierung erfolgte die Auflösung aller als staatsfeindlich 

deklarierten Vereinigungen, wozu auch sämtliche jüdische Vereine und Organisationen 

gezählt wurden. In Kärnten traf es als erste den Bund jüdischer Frontsoldaten sowie die 

Klagenfurter Ortsgruppe des Zionistischen Landesverbandes für Österreich bzw. die 

Ortsgruppe Zionistischer Frauen. Das Vereinsvermögen wurde von der Gestapo be-

schlagnahmt.16 

Am 20. Mai 1938 traten die in Deutschland bereits 1935 eingeführten Nürnberger Ras-

sengesetze auch auf ehemals österreichischem Reichsgebiet in Geltung. Sie umfassten 

zum einen das Reichsbürgergesetz, wonach nur noch «Arier» Bürger mit vollen Rech- 

Jüdische Rechtsanwälte, 

Journalisten und Ärzte 

gehörten österreichweit 

zu den ersten Opfern der 

politischen Säuberungs- 

wellen. Bereits am 

5. April 1938 hielten die 

Freien Stimmen für Kärnten 

fest: «Keine jüdischen 

Rechtsanwälte mehr.» 

Ausnahmegenehmigungen 

sollte es vorerst nur für 

ehemalige Frontkämpfer 

oder diejenigen geben, 

deren Väter und Söhne im 

Ersten Weltkrieg gefallen 

waren. Dem Villacher 

Rechtsanwalt und einstigen 

Offizier Dr. Marcell 

Glesinger nützte diese 

Ausnahmeregelung 

allerdings nichts. Noch 

am Tag der Machtübernahme 

hatte die Kärntner 

Rechtsanwaltskammer 

ihm brieflich 

Berufsverbot erteilt. 

Pass des Villacher Rechtsanwaltes 
Dr. Marcell Glesinger, Villach 1938. 
Quelle: Privat, David Glesinger, Tel Aviv 
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Volksabstimmung in  

Villach, 10. April 1938.  
Foto: Verein Industriekultur 

und Alltagsgeschichte 

Plakat anlässlich der bevorstehenden 

Volksabstimmung über den bereits 
vollzogenen «Anschluss» Österreichs 

an das Deutsche Reich,  

Villach, März/April 1938. 
Quelle: Museum der Stadt Villach 

ten sein sollten, während andere ethnische Minderheiten den Status von Ausländern 

ohne Wahlrecht erhielten. Bezeichnenderweise war dieses Gesetz schon vor seiner of-

fiziellen Einführung in Österreich zur Anwendung gekommen, als man der jüdischen 

Bevölkerung das Wahlrecht bei der Volksabstimmung am 10. April 1938 versagte. 

Das sogenannte «Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen Ehre», 

kurz «Blutschutzgesetz», stellte Eheschliessungen und aussereheliche sexuelle Kon-

takte zwischen «Ariern» und «Nichtariern» unter Strafe. Durch die Rassengesetze 

wurde genauestens definiert, wer von diesem Zeitpunkt an als «Volljude» oder «Misch-

ling» ersten und zweiten Grades zu gelten hatte. Damit wurde der Vielfalt jüdischen 

Selbstverständnisses de jure ein Ende bereitet. Ob jemand orthodox, liberal, atheistisch 

oder konvertiert war, spielte nun keine Rolle mehr – allein das Kriterium der «Rasse» 

entschied über das weitere Schicksal. Die damit vollzogene gesetzliche Verankerung 

der Rassenlehre ebnete schliesslich auch der nationalsozialistischen Vernichtungspoli-

tik ihren Weg. 

Da bestimmte Berufsgruppen (z.B. Militär, Beamtentum) schon unmittelbar nach dem 

«Anschluss» einen sogenannten «Ariernachweis» – eine beglaubigte Ahnentafel – er-

bringen mussten, erfuhren etliche Menschen erst auf diesem Weg von etwaigen jüdi-

schen Vorfahren oder Verwandten. Die Einführung der Rassengesetze und der nun er-

forderliche «Ariernachweis» führten zu drastischen Einschnitten und Veränderungen 

im Leben der Menschen – mitunter auch bei Nationalsozialisten, wie vorliegender Aus-

zug aus dem Brief eines Klagenfurters vom 4. April 1938 an seine Familie in Wels 

verdeutlicht: 

«Lieber Heinrich und Poldi, 

Ich danke herzlich für die Bemühungen um die Dokumente, die mir und der armen 

Trude ganz fürchterliche Klarheit bringen. (...) Wir hofften noch, dass vielleicht nur 

Grossmutter Jüdin war, heute ist alles klar. Vater hätte uns wenigstens vor der Heirat 

die Wahrheit sagen müssen. Deine und Rudis briefliche Darlegungen sind etwas trös- 
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tend aber vor den Nürnberger Gesetzen nützt das nichts. (...) Ich habe mich bei dem 

Militär auch erkundigt: Jeder Mann muss das [den Ariernachweis, Anm. d. Verf.] er-

bringen, sonst wird er entlassen. Was sollte ich Bettler für eine Pension bekommen? Ja, 

ich kann es gar nicht soweit kommen lassen, denn wenn in Klagenfurt nur ein Gerücht 

über uns entsteht, dann ist alles vorbei und hier weicht man uns im Regen aus. (…) 

Mein Leben lang national und ahnungslos über die Wahrheit der Abstammung, Partei-

mitglied in verbotener Zeit, ein Leben lang anständig und fleissig und mit einem Schlag 

alles vorbei mit dem Fluch der lieben Menschen: der ist auch ein Jüdenstämmling.»17 

Insgesamt sah sich die jüdische Bevölkerung mit einer Flut von neuen Gesetzen kon-

frontiert, die ihre berufliche, wirtschaftliche und soziale Entrechtung regelten. Neben 

dem Verbot zum Besuch von Parkanlagen, Bädern und anderen öffentlichen Einrich-

tungen war u. a. auch das Tragen des Kärntneranzuges verboten. Das Gesetz zum Ver-

bot der Brieftaubenhaltung wurde hingegen nur im «Altreich» exekutiert und fand in 

Österreich keine Anwendung. 

Geschäftsanzeige in der 

Kärntner Volkszeitung, 
23. April 1938. 
Quelle: Museum der Stadt Villach 

Parkcafé, Villach, 1938. 

Foto: Verein Industriekultur und 
Alltagsgeschichte, Villach 

Wilhelm Gornik berichtete 1946: 

«Frau Pollak Poldi, die Tochter der 
Weinhandlung Puffitsch, hat mit Hilfe 

des Kellners Pfannhauser und der Kas-

sierin Maltschi Adamitsch, mich und 
meine Frau vom Parkcafé hinauswer-

fen lassen, weil meine Frau eine Jüdin 

war und kein Café besuchen durfte.»18 

Dem Ehepaar Wilhelm und Maria Gornik wurde im November 1938 nach neunzehn 

Jahren ihre Wohnung in der Weissbriachgasse gekündigt, da ihre Vermieter – beken-

nende Nationalsozialisten – «nicht mehr länger mit einer Jüdin unter einem Dache woh- 

nen»19 wollten. Die neuen Verordnungen, Erlässe und Gesetze beendeten mehr oder 

weniger auch das bisherige Zusammenleben der jüdischen mit der nicht-jüdischen Be-

völkerung. Nur wenige Menschen hielten noch zu ihren jüdischen Freunden und Be- 

kannten, die Bevölkerungsmehrheit schloss sich entweder den Nationalsozialisten an 

oder zog sich aus Angst vor Repressalien zurück. Fritz Reinisch aus Klagenfurt, der im 

März 1938 eine Schule in Wien besucht hatte, erinnert sich: 
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«Ich hatte einen Spielkameraden, in meinem Alter – er war bei uns wie daheim, ich 

ebenso bei ihm. Nach dem Anschluss kam ich kurz nach Klagenfurt, sah ihn auf der 

Strasse – er ignorierte mich vollkommen – das tat weh.»20 

Die antijüdischen Gesetze wurden von entsprechenden Propagandamassnahmen beglei-

tet. In österreichischen Kinos liefen antisemitische Filmproduktionen zuhauf. Am 

3. August 1938 eröffnete Reichsstatthalter Arthur Seyss-Inquart die Wanderausstellung 

Der ewige Jude in der Halle des Wiener Nordwestbahnhofes. Der Veranstaltungsort 

war nicht zufällig gewählt. Genau an diesem Bahnhof waren zu Beginn des 20. Jahr-

hunderts tausende von jüdischen Flüchtlingen aus allen Teilen der Monarchie ange-

kommen. 

Mit klischeehafter Bildsprache und Ausstellungsthemen wie «Juden und Judenknechte 

in Dachau auf Sommerfrische» zielte die Schau darauf ab, auch letzte, eventuell vor-

handene moralische Skrupel beim Betrachter zu zerstreuen. Bis Oktober 1938 hatten 

bereits 350.000 Menschen die Ausstellung gesehen, für Schüler war der Besuch obli-

gatorisch. Kärntner und Kärntnerinnen, die sich die Ausstellung in Wien nicht ansehen 

konnten, sollten ab September 1938 mit dem kärntenweit gezeigten Propagandafilm 

Juden ohne Maske entschädigt werden. 

Plakat anlässlich Hitlers 

bevorstehenden Besuches in 
Klagenfurt, März 1938. 

Während die Kärntner Mehrheitsbe-

völkerung offensiv zum Tragen ihrer 
Trachten aufgefordert wurde, erging 

im August des Jahres für jüdische 

Männer und Frauen per Erlass ein 
diesbezügliches Verbot. 

Quelle: Museum der Stadt Villach 

Die 

nad) Klagenfurt 5U fahren 

um bort im Drachtenfpalier QluütcUung ju nehmen. 

ssufammenhunft jur gemeinfamen Abfahrt 

oor bem 

Villacher Kauptbahnhof um ^210 Uhr 

norm, öinjeln 

^ahrenbe reiben fiep um 3/41 Uhr in 

Klagenfurt in ber 

©abelsbergerftrafje ein. 

Die ‘Bapnfabrt ift bebeutenb nerbilligt. 

dufter alten brachten wirb nur bas ssobiffer=Dirnbl 

ausnahmsmeife jugelaffen. Sommer- unb QBinterbirnbl 

unb Kärntner Omanbl hommen nicht in ‘Betracht. 

Antisemitische Karikatur im Völkischen Beobachter, 30. Juni 1938. 
Quelle: Verein Industriekultur und Alltagsgeschichte 
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Werner Koroschitz 

«Arisierungen» 
Systematik eines Raubzuges 

Der physischen Vernichtung der österreichischen Juden ging die soziale und wirtschaft-

liche voraus. Noch am 12. März 1938 machten sich die heimischen Nationalsozialisten 

daran, sich auf vielfältige Art und Weise jüdischen Besitz anzueignen. Im Zuge fingier-

ter Hausdurchsuchungen, bei denen nach angeblich belastendem Material, Waffen so-

wie Gold- und Devisenbeständen gesucht wurde, kam es bereits zu ersten Plünderungen 

und Beschlagnahmungen von Wertgegenständen, die meist für immer in den privaten 

Taschen der beteiligten SS- und SA-Männer verschwanden. Denunziation und Erpres-

sung waren nun Tür und Tor geöffnet. In Erwartung materieller Vorteile lieferten die 

österreichischen «Volksgenossen» ihre jüdischen Nachbarn bei der Gestapo aus oder 

drohten mit einer Anzeige, falls der oder die Betroffene die Übergabe diverser Wertge-

genstände verweigerte – eine probate Strategie auch im nun ausgebrochenen Wettstreit 

um jüdisches Vermögen, wenn es darum ging, etwaige Konkurrenten auszubremsen. 

Nicht zuletzt versuchte man sich mit Anzeigen und Verleumdungen den neuen politi-

schen Eliten anzudienen. 

Ein Beispiel dafür ist etwa der Fall der Villacherin Maria Gornik, die von der Inhaberin 

der Lottokollektur in der Widmanngasse «gleich nach dem Einmarsch der Deutschen» 

bei der Gestapo wegen Hörens von Auslandssendern angezeigt wurde. Maria Gornik 

wurde umgehend verhaftet und ihr Radio «beschlagnahmt» – so die übliche offizielle 

Umschreibung der NS-Behörden für den Raub fremden Eigentums.1 

Um den wirtschaftlichen Ruin jüdischer Kaufleute zu beschleunigen, wurden zunächst 

die Auslagen der Geschäfte mit antijüdischen Parolen beschmiert oder überklebt. Vor 

den Einkaufsläden postierten meist SA-Wachen, die «arische» Kunden vom Betreten 

«jüdischer» Betriebe abhalten sollten. Die Einschüchterungsmassnahmen richteten sich 

gleichermassen gegen die jüdische Bevölkerung wie auch gegen Angehörige der Mehr-

heitsbevölkerung, die ihre Solidarität mit den Betroffenen bekunden wollten: 

,,[N]och im März 1938, sind alle Jüdischen Geschäfte4 gekennzeichnet worden, indem 

man Jude4 auf das Geschäft hinaufschrieb. Es war verboten bei einem Juden einzukau-

fen. Leute, die es trotzdem wagten, stellte man zur Rede. Einmal habe ich beobachtet 

wie man drei oder vier Leute, es waren keine Villacher, den Hauptplatz hinunter führte. 

Sie hatten alle eine Tafel umgehängt auf der geschrieben stand: ,Dieses arische Schwein 

kauft bei einem Juden ein4.»2 

Begriffe wie «Entjudung» und «Arisierung» haben ihre ideologischen Wurzeln im Um-

feld des völkischen Antisemitismus der 1920er Jahre, wo erstmals die Forderung nach 
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vollständiger Verdrängung der Juden aus dem Wirtschaftsleben erhoben wurde.3 Der 

Raub jüdischen Vermögens durchlief mehrere zeitliche Phasen mit unterschiedlichen 

legislativen und politischen Grundlagen mit ebenso wechselnden Akteuren, deren 

Handlungsmotive und Spielräume überaus vielfältig waren. Die Begünstigten der seit 

März 1938 einsetzenden «Arisierungen» waren der Staat mit all seinen Institutionen 

und Organisationen, ebenso wie Städte und Gemeinden, die NSDAP und ihre Ver-

bände, verdiente nationalsozialistische Parteigenossen ebenso wie Privatpersonen aller 

sozialen Schichten. 

In den Märztagen 1938 gestalteten sich die «Arisierungen» noch als willkürliche Raub-

züge und Plünderungen, denen reichseinheitliche Gesetzesgrundlagen noch fehlten. 

Nutzniesser dieser spontan durchgeführten Aktionen waren meist «alte Kämpfer» und 

verdiente Parteigenossen, die mit dem geraubten jüdischen Vermögen für ihre illegalen 

politischen Aktivitäten zwischen 1933 und 1938 belohnt werden wollten. Die «Illega-

len» sahen darin vor allem eine angemessene Form der «Wiedergutmachung». 

Neben diesen Günstlingen des NS-Systems vollzog sich die Jagd nach jüdischen 

Besitztümern auf allen gesellschaftlichen Ebenen: Skrupellose Nachbarn und ent-

schlossene Emporkömmlinge nutzten als «kommissarische Verwalter» die Gunst der 

Stunde ebenso schamlos aus wie Mitglieder der «arischen» Kaufmannschaft. Vielen 

gelang mit dieser beispiellosen Aneignung fremden Vermögens der soziale und beruf-

liche Aufstieg. Nicht wenige Österreicher legten damit einen Grundstein für Vermögen 

oder Wohlstand, von dem sie bis heute zehren. 

Auch nationalsozialistische Verbände wollten für ihren Einsatz belohnt werden. So er-

hob etwa die Hitlerjugend für ihre Verbandsaktivitäten im April 1938 Anspruch auf die 

Villa Erika. Diese befand sich im Besitz von Arabella Weissberger, der Ehefrau des 

Villacher Notars Dr. Egon Weissberger. 

Bemerkenswerterweise wurde diese Übernahme zunächst durch das entschlossene Auf-

treten des dortigen Mieters Wilhelm Kuckh, ein pensionierter Oberst, verhindert. Doch 

der daraufhin einsetzende Terror der örtlichen Nationalsozialisten gegen die Familie 

ebenso wie gegen den Oberst war so massiv, dass sich Arabella Weissberger schliess-

lich doch zur Veräusserung der Villa gezwungen sah.4 

Der prominente Grazer Rechtsanwalt Dr. Ludwig Biro, der nach 1945 auch einige Vil-

lacher Juden bei Rückstellungsverfahren vertrat, war selbst Opfer der nationalsozialis-

tischen Verfolgungsmassnahmen geworden. Seine persönlichen Eindrücke und Erfah-

rungen hatte er in einer eindringlichen Beschreibung festgehalten: 

«Die Zeit der,Arisierung4 war gekommen und entfesselte einen wilden Wettbewerb un-

ter den hungrigen Parteigenossen älterer und jüngerer Prägung; die Korruption blühte 

in einem bis dahin unvorstellbaren Masse. Die jüdischen Geschäfte und Unternehmun-

gen waren die erste, lang versprochene und heiss ersehnte Beute und Hitler selbst hätte 

den Aasgeiern ihr Opfer nicht entreissen können. Da wurden alle Hemmungen fallen 

gelassen, alles Schamgefühl war erstorben. Angestellte, bis zum Chauffeur hinunter, 

setzten ihre früheren Chefs eigenhändig vor die Tür, Buchhalter benützten ihre intime-

ren Kenntnisse gewisser Geschäftsgeheimnisse, um sich aus den Wohnungen ihrer ges-

tern noch umwedelten Herren die kostbarsten Teppiche, Bilder und Schmuck 
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,schenken‘ zu lassen. Freunde, die gestern noch zum Abendbrot dagewesen waren, in-

teressierten sich nur mehr für die letzte Geschäftsbilanz und entschuldigten sich damit, 

dass es doch besser sei, der Betrieb komme in die bewährten Hände guter Freunde!»5 

Der österreichische Raubzug mit den «wilden Arisierungen» heimischer Nationalsozi-

alisten nahm derartige Ausmasse an, dass selbst Josef Bürckel, Reichskommissar für 

die Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich, überrascht wurde und in 

einem Schreiben an Göring eingestand: 

«Die herrliche Geschichte des Nationalsozialismus und der Erhebung in Österreich hat 

durch das, was sich in den ersten Wochen an Raub und Diebstahl ereignet hat, eine 

gewisse Trübung erfahren.»6 

Die Reichsführung versuchte nun, den unkoordinierten Beutezug zu unterbinden und 

die Aneignung jüdischen Vermögens in kontrollierte staatliche Bahnen zu lenken. Trotz 

Interventionen aus Berlin und dem Versuch die österreichische «kommissarische Ver-

waltung» so rasch als möglich per Gesetz einzudämmen, um dadurch dem Staat die 

Vermögensbestände zu sichern, hielten «wilde» Enteignungen weiterhin an. 

Am 26. April 1938 erliess die Reichsführung daher die «Verordnung über Anmeldung 

des Vermögens von Juden», um das von Parteidienststellen und kommissarischen Ver-

waltern bisher noch nicht veruntreute jüdische Vermögen sicherzustellen. Mit der Er-

fassung und Registrierung jüdischer Vermögenswerte wurde die systematische Berau-

bung der Juden nun auch unter Kontrolle des Staates gebracht. Juden hatten bis Ende 

Juli 1938 ihr Vermögen zu deklarieren, wenn der Wert 5.000 Reichsmark überstieg. Die 

Vermögenserfassung verschaffte der Reichsführung einen genauen Überblick über Be-

triebskapital, Haus- und Grundbesitz, Bargeld und Spareinlagen, berufliches Einkom-

men, Renten, Wertpapiere und Schmuck. Bei falschen Angaben drohten Geldbussen, 

Haftstrafen bis zu zehn Jahren, Zuchthaus sowie Vermögenseinzug. 

Ein weiterer Schritt der Perfektionierung des staatlichen Raubzuges war die Einrichtung 

der Vermögensverkehrsstelle (WSt) am 18. Mai 1938. Dieser Behörde oblag nun die 

offizielle Abwicklung der «Arisierung». Für die «Entjudung» der Kärntner Wirtschaft 

wurde eine Nebenstelle der WSt in Klagenfurt eingerichtet, deren Leitung Alois 

Winkler innehatte. Als Sachbearbeiter war ihm sein Parteigenosse Matthias Hoi beige-

stellt. Die «Arisierungen» waren nun an die Zustimmung der beiden Männer gebunden, 

während die Prüfung der politischen Zuverlässigkeit der «Ariseure» den lokalen Partei-

dienststellen der NSDAP oblag. Die WSt bestellte nun die «kommissarischen Leiter», 

«Treuhänder» und «Abwickler» für die Unternehmen und legte die «Kaufpreise» für 

jüdische Besitzungen fest. 

Dabei lagen die Schätzungs- und Wirtschaftsgutachten der nun eingesetzten Wirt-

schaftsprüfer in der Regel weit unter dem realen Wert des jeweiligen jüdischen Unter-

nehmens bzw. Besitzes. Bereitwillig entsprachen die gerichtlich beeideten Sachverstän-

digen den Wünschen ihrer Auftraggeber und fertigten Gefälligkeitsgutachten an, wo-

nach die zu arisierenden jüdischen Unternehmen meist als«Pleitebetriebe» dargestellt  
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wurden. Danach wurde ein «Kaufpreis» festgelegt, den die «Ariseure» zu entrichten 

hatten – verbunden mit einer «Arisierungsauflage», die als Prämie für die günstigen 

Kaufbedingungen dem Staat zugeführt wurde. In der Regel wurde meist weniger als 

die Hälfte des Betriebsvermögens bezahlt, wobei der «Käufer» von der erheblichen 

Differenz zwischen realem Wert und tatsächlichem «Kaufpreis» enorm profitierte, 

während der Staat wiederum an der «Arisierungsauflage» mitverdiente. 

Die zum Verkauf gezwungenen jüdischen Eigentümer gingen bei all diesen Vorgängen 

leer aus, weil sämtliche «Kauferlöse» auf ein Sperrkonto überwiesen wurden, über das 

sie keinerlei Verfügungsgewalt besassen. Von diesem Sperrguthaben zog wiederum die 

Vermögensanmeldung der Villa-

cher Geschäftsfrau Elsa Blau, 
Wien, 28. Juni 1938. Die Vermö-

gensanmeldungen waren die Basis 

des staatlich gelenkten und büro-
kratisch organisierten Raubzuges. 

Sie stellten ferner die Grundlage 

zur Bemessung der sogenannten 
Judenvermögensabgabe und der 

Reichsfluchtsteuer dar. Allein in 

Österreich kam es zur Anmeldung 
von über zwei Milliarden Reichs-

mark an jüdischem Vermögen.7 

Quelle: Österreichisches Staatsarchiv, 

Wien 
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Finanzverwaltung die Reichsfluchtsteuer und später die Judenvermögensabgabe 

(JUVA) ab bzw. behielt sie vorgetäuschte Steuerrückstände oder andere Zwangsabga-

ben ein. Vom Restbetrag wurden dem jüdischen «Verkäufer» lediglich kleinere Beträge 

für den allernotwendigsten Lebensunterhalt oder für die Ausreise freigegeben. Nach 

dieser keineswegs freiwillig erfolgten «Auswanderung» erfolgte schliesslich der totale 

Vermögensverlust.8 

Unter Aufsicht der neu geschaffenen Vermögensverkehrsstelle oblag den «kommissa-

rischen Verwaltern» die Aufgabe, das betreffende Objekt entweder an einen nicht-jüdi-

schen Bewerber zu verkaufen («arisieren») oder aufzulösen («liquidieren»). In Kärnten 

hielten sich «Arisierungen» und «Liquidationen» in etwa die Waage,9 wobei es für die 

betroffenen Opfer selbst relativ unerheblich war, ob ihr ehemaliger Betrieb von einem 

«Ariseur» weitergeführt oder liquidiert wurde. Die Entscheidung darüber hing vor al-

lem vom jeweiligen Betriebsstandort ab, da mittels Liquidation in manchen Wirt-

schaftssparten einfach unliebsame Konkurrenz ausgeschaltet werden sollte. Darüber 

hinaus gab es natürlich auch bei Betriebsliquidationen konkrete Nutzniesser, da in die-

sem Fall die Lagerbestände jüdischer Firmen aufgelöst und billigst von «kommissari-

schen Verwaltern» an Mitglieder der «Volksgemeinschaft» verschleudert wurden. 

En gros wurden die für einen Pappenstiel erworbenen Schuhe, Textilien und Geschirr-

artikel per Lastwägen und Fuhrwerke davon gekarrt. Schuldner weigerten sich ihre 

Aussenstände bei jüdischen Gläubigern zu begleichen. «Arische» Gläubiger wiederum 

forderten von ihren mittlerweile geächteten Geschäftspartnern die sofortige Rückzah-

lung ihrer Schuld. 

Die «Arisierung» jüdischer Geschäfte vollzog 

sich in aller Öffentlichkeit, wie unzählige  

Anzeigen in den Kärntner Zeitungen belegen 
– hier die Kärntner Volkszeitung  

vom 15. und 18. März 1939. 
Quelle: Universitätsbibliothek Klagenfurt 

mit dem 
udischen 



               
           

     

             
       
       

               
        

      

86 

Paga-Verkaufsfiliale in Villach, 1934. 
Foto: Sammlung Johann Maurer, Onlinearchiv www.imbild.tv 

Anzeige im Kärntner Grenzruf zur 

«Arisierung» der Aeterna- Schuhge-

schäfte, 29. Oktober 1938. 
Quelle: Bibliothek des Landesmuseums 

Kärnten, Klagenfurt 

«ARISIERUNGEN» IN DER SCHUHBRANCHE 

Die Aeterna Schuhfabriks AG zählte zu den grössten Schuhproduzenten Österreichs. 

Das Unternehmen befand sich mehrheitlich in jüdischem Besitz und war ab März 

1938 sofort Gegenstand heftiger Interessenskämpfe. Durch den Erwerb jüdischer Ak-

tien erhofften sich verschiedene Grossunternehmen eine Erweiterung ihrer Marktan-

teile. Eine dominierende Rolle spielte dabei die Creditanstalt-Bankverein (CA), die 

selbst Aktionärin der Firma war. Ihr wurde auch die treuhändige Verwaltung der jü-

dischen Aktienmehrheit übertragen, sodass die Aeterna bereits am 21. Mai 1938 be-

rechtigt wurde, die Bezeichnung «arisches Unternehmen» zu führen. 

Die Aeterna besass darüber hinaus einen Aktienanteil von fünfundsiebzig Prozent an 

der Paga Schuh-Vertriebs GmbH, die über siebzehn Verkaufsstellen in Österreich mit 

einem jährlichen Gesamtumsatz von einer Million Schilling verfügte. Zwischen den 

beiden Unternehmen bestand ein Lieferabkommen, wonach Paga siebzig Prozent des 

Schuhbedarfs von Aeterna bezog. Die bereits «arisierte» Aeterna erzwang im Juni 

1938 den Rücktritt der beiden jüdischen Geschäftsführer. Die Anteile der jüdischen 

Teilhaber von Paga wurden «arisiert». 

Tempo und Gründlichkeit der «Arisierungen» in Österreich waren beispielgebend für 

das gesamte Deutsche Reich. Während in Deutschland die «Entjudung der Wirtschaft» 

eher schleppend vor sich ging, gab es auf ehemals österreichischem Gebiet schon An-

fang 1940 kaum noch jüdische Unternehmen. Die «Ostmark» lieferte dem «Altreich» 

wertvolle Anstösse und Anregungen für die praktische Umsetzung der «Entjudung».11 

http://www.imbild.tv/
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Freie Stimmen, 21. August 1938. Anzeige über die «Arisierung» des 

Klagenfurter Kleidergeschäftes von Max Fischbach, dem mit seiner Frau und 

den beiden Kindern die Flucht nach Venezuela gelang. 
Quelle: Bibliothek Landesmuseum Kärnten, Klagenfurt 

Unmittelbar nach dem Novemberpogrom 1938 sah Hermann Göring die Chance ge-

kommen, seine Forderung nach einer endgültigen Entfernung der Juden aus dem Wirt-

schaftsleben in die Tat umzusetzen. Anlässlich der Besprechung im Reichsluftfahrtmi-

nisterium vom 12. November 1938 beklagte er den während der Pogrome entstandenen 

materiellen Schaden am «Volksvermögen» und forderte die «Zwangsarisierung» aller 

jüdischen Unternehmen. Göring betonte dabei auch seine Entschlossenheit, die Eigen-

mächtigkeiten der österreichischen Parteigenossen in der «Judenfrage» zu beenden und 

sicherzustellen, dass sich untere und mittlere Parteikreise nicht über Gebühr an der 

«Entjudung» bereichern konnten. Dabei griff er auf die Idee der Zwangsveräusserung 

jüdischer Unternehmen zurück, die über Treuhänder in «arischen» Besitz übergehen 

sollten. Gemäss der «vorbildhaft durchgeführten Entjudung» in Österreich seien vor-

rangig die nach aussen sichtbaren jüdischen Unternehmen und Ladengeschäfte zu «ari-

sieren», um dadurch keinen weiteren Anlass mehr für Ausschreitungen zu bieten. Jeg-

licher Korruption «der Herren Gauleiter und Statthalter» sagte Göring den Kampf an.12 

Noch am selben Tag wurde die «Verordnung zur Ausschaltung der Juden aus dem deut-

schen Wirtschaftsleben» verfügt. 

Ebenfalls am 12. November wurde der jüdischen Bevölkerung anlässlich des Todes des 

deutschen Diplomaten Ernst vom Rath für die «feindliche Haltung des Judentums ge-

genüber dem deutschen Volk» die Zahlung einer «Sühneleistung» in der Höhe von einer 

Milliarde Reichsmark auferlegt. Unterzeichnet war die «Verordnung über die Sühne-

leistung der Juden deutscher Staatsangehörigkeit» ebenfalls von Göring, der die Gelder 

dringend für den angespannten Rüstungshaushalt benötigte. Kurz und bündig protokol-

lierte ein Vertreter des Auswärtigen Amtes am 18. November 1938 Görings Einschät-

zung: 

«Sehr kritische Lage der Reichsfinanzen. Abhilfe zunächst durch die der Judenschaft 

auferlegte Milliarde und durch die Reichsgewinne bei der Arisierung jüdischer Unter-

nehmen.»13 

Auch die Verfechter eines radikalen «Judenkurses», allen voran Joseph Goebbels, zeig-

ten sich zufrieden, wie auch der Eintrag im Tagebuch des Propagandaministers verdeut-

lichte: 

«Konferenz bei Göring über die Judenfrage. Heisse Kämpfe um die Lösung. Ich vertrete 

einen radikalen Standpunkt. Ergebnis: die Juden bekommen eine Kontribution von ei-

ner Milliarde auferlegt. Sie werden in kürzester Frist gänzlich aus dem wirtschaftlichen 
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Leben ausgeschieden. Sie können keine Geschäfte mehr betreiben. Noch eine ganze 

Reihe dieser Massnahmen geplant. Jedenfalls wird jetzt tabula rasa gemacht. Die radi-

kale Meinung hat gesiegt.»14 

Der in der Folge sichergestellte «Entjudungsgewinn» von mehreren Milliarden Reichs-

mark wurde den aus dem Lot geratenen Reichsfinanzen zugeschossen. Allein im Fi-

nanzjahr 1938 verbuchte das Deutsche Reich durch die bei der Ausreise eingehobene 

Reichsfluchtsteuer und die Judenvermögensabgabe zusammen fünf Prozent des gesam-

ten Steueraufkommens. Nicht berücksichtigt ist dabei jene Viertelmilliarde Reichs-

mark, die dem Staat aus vorenthaltenen Versicherungsleistungen für die während der 

Novemberpogrome angerichteten Schäden an jüdischem Eigentum zugeflossen war.15 

Benachrichtigung der Vermögensver-
kehrsstelle an das Finanzamt Villach, 

dass der mittellose Robert Bratmann 

von der Judenvermögensabgabe be-
freit wird, Wien, 23. Dezember 1938. 

Robert Bratmann arbeitete als Ange-

stellter der Seebacber Maschinenfa-
brik und wurde unmittelbar nach dem 

«Anschluss» seines Postens entho-

ben. Von Wien aus konnte er nach 
England fliehen. 
Quelle: Steiermärkisches Landesarchiv, 

Graz 
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Die Absicht der Reichsregierung, mittels «Zwangsarisierung» den Zugriff des Staates 

auf das Judenvermögen zu sichern, wurde mit der «Verordnung über den Einsatz des 

jüdischen Vermögens» vom 3. Dezember 1938 in einen gesetzlichen Rahmen gegossen, 

um die Vorgänge zu legitimieren. Der Erlass regelte für die weitere Zukunft die 

Zwangsveräusserungen jüdischer Unternehmen und Grundeigentums bzw. anderer Ver-

mögenswerte. Wie Beispiele aus dem Bezirk Villach belegen, verstärkte sich ab diesem 

Zeitpunkt der Druck auf die jüdische Bevölkerung. Ab 1939 war in Meyers Lexikon 

unter dem Eintrag «Judentum» auch schon zu lesen, dass die Ziele der Nationalsozia-

listen weit über die «Ausschaltung der Juden aus dem Wirtschaftsleben» hinausgingen: 

«Erst der Nationalsozialismus hat mit den Nürnberger Gesetzen eine wirkliche, endgül-

tige Lösung der Judenfrage für das deutsche Volk eingeleitet, die durch die Gesetze des 

Jahres 1938 als endliches Ziel eine völlige Ausschaltung der Juden aus Deutschland 

vorsieht.»16 War das assoziative Umfeld des Ausdrucks «Ausschaltung der Juden» an-

fangs noch von Zwangsauswanderungen der um ihr Vermögen gebrachten Juden ge-

prägt, so ging es seit Kriegsausbruch im September 1939 um das Ziel der physischen 

Vernichtung. 

FALLBEISPIELE 

Osias Fischbach 

Der Kaufmann Osias Fischbach war 1909 mit seiner Frau Mina sowie den Kindern Ru-

dolf und Ferdinand nach Villach übersiedelt, wo er in der Italienerstrasse 2 ein Damen-

, Herren- und Kinderkonfektionsgeschäft eröffnete. In Villach wurde auch ihr drittes 

Kind Elisabeth geboren. 

Im Mai 1938 war das gut gehende Kaufhaus unter «kommissarische Verwaltung» ge-

stellt und Osias Fischbach der Zutritt verboten worden. Nachdem der erste Verwalter 

von der Gestapo wegen Diebstahls und massiver Unterschlagungen in Polizeigewahr-

sam genommen wurde, ging die Leitung Ende Juni 1938 auf Otto Rawitzki über. Im 

September erhielt er von der Vermögensverkehrsstelle den Auftrag, die Liquidierung 

des Geschäftes in die Wege zu leiten. Nachdem sich Rawitzki zuvor schon die elegan-

testen Anzüge, Schuhe und Damaststoffe für den persönlichen Bedarf gesichert hatte, 

kamen beim eingeleiteten Abverkauf des Warenlagers zahlreiche Parteigünstlinge zum 

Zug.17 

Josef Biedermann, Schuhmachermeister aus Villach, hatte auf Empfehlung der 

NSDAP-Kreisleitung Villach 2.500 Paar Schuhe im Wert von 23.000 Reichsmark an 

sich gebracht: Eine Art Entschädigung, da er bereits seit 1932 SA- bzw. Parteimitglied 

war und aufgrund seiner illegalen politischen Aktivitäten mehrere Haftstrafen verbüsst 

hatte. 

Der Klagenfurter Kaufmann Emmerich Schuscha erwarb auf Intervention des Sachbe-

arbeiters der Vermögensverkehrstelle Klagenfurt, Matthias Hoi, Warenwerte in der 

Höhe von 13.000 Reichsmark. Auch er war seit 1932 NSDAP-Mitglied und ab Mai 

1938 Angehöriger der SA. Kreiswirtschaftsberater Hödl wiederum schanzte seinem 

Verwandten Rudolf Keimei, Inhaber eines Villacher Wäsche- und Wirkwarengeschäf-

tes, Waren im Wert von 9.000 Reichsmark zu. Michael Sleik, Kaufmann in Bleiberg- 
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Kreuth, kaufte eine grössere Menge Textilien sowie die fast neuwertige Registrierkassa 

im Wert von über 22.000 Reichsmark. Ernst Kofler, Kaufmann in Villach Lind, über-

nahm einen kleinen Warenposten um knapp zweihundert Reichsmark. 

Tatsächlich hatten die Geschäftsleute die Waren bis zu über fünfzig Prozent unter dem 

realen Wert erhalten. Die Gewährung dieser grosszügigen Rabatte liess sich freilich 

auch Rawitzki abgelten: durch Provisionszahlungen von knapp 8.000 Reichsmark. Die-

sen Beträgen steht der «Verkaufserlös» von Osias Fischbach gegenüber, der für sein 

Geschäft samt Inventar und Waren insgesamt 13.000 Reichsmark erhielt – ein Betrag, 

über den er allerdings keine Verfügungsgewalt hatte. Vielmehr war er dem Wohlwollen 

Rawitzkis ausgeliefert, den er nun um Bargeld für den täglichen Bedarf bitten musste. 

Neben den genannten Personen bedienten sich auch lokale Organisationen und Institu-

tionen aus Fischbachs Besitz: Die Stadt Villach, die Nationalsozialistische Volkswohl-

fahrt (NSV) und die NSDAP-Kreisleitung trugen aus dem Geschäft Stellagen, Beleuch-

tungskörper, Spiegel und andere Einrichtungsgegenstände davon. Rawitzki wiederum 

bedachte die SS, die SA, die HJ und die Kreisleitung mit freizügigen Spenden von mehr 

als 3.500 Reichsmark18 – bezahlt aus dem beschlagnahmten Vermögen von Osias Fisch-

bach. 

Doch Rawitzki trieb es offenkundig so bunt, dass er sich gegen Ende des Jahres vor der 

Gestapo wegen Veruntreuung zu verantworten hatte. Bei seiner Vernehmung im De-

zember 1938 begründete er seine Preisnachlässe damit, dass ohne entsprechendes Ent-

gegenkommen kein «arischer Geschäftsmann» die «Schundware jüdischer Kaufleute» 

gekauft hätte.19 

Dieses Argument wurde auch bei den 1953 eingeleiteten Rückstellungsverfahren vor-

gebracht, wobei das Fischbach-Kaufhaus von den ehemaligen Profiteuren als Ramsch-

geschäft bezeichnet wurde, das angeblich nur billigste Ware im Sortiment geführt hätte. 

Da die «Pofelware» ausschliesslich aus «Ladenhütern» bestanden hätte, wäre die Über-

nahme der Warenbestände ohnehin ein Defizitgeschäft gewesen, woraus gefolgert 

wurde, dass Fischbach auch keine Entschädigung zustünde.20 Dem hielt allerdings 

Friedrich Kanzi, ein langjähriger Angestellter von Osias Fischbach, der als Zeuge ein-

vernommen wurde, entgegen: 

«Wir hatten ein einwandfrei sortiertes Lager und es ist unrichtig, dass dort überhaupt 

nur Ramschware geführt wurde. Dies ist eine Behauptung, die man einem Juden eben 

anlastete, aber nicht zutrifft.» 

Zur Bekräftigung seiner Aussage führte er aus, dass sein «Chef alljährlich die Invaliden 

beschenkt» habe, wobei «die wenig gangbaren Sachen weggekommen» seien.21 Kanzi, 

der sich gegenüber den Fischbachs bemerkenswerterweise solidarisch verhalten hatte, 

war von Rawitzki bei der Gestapo angezeigt und als Spitzel und «Vertrauensmann des 

Juden» denunziert worden. 

Rawitzki war es auch, der im Zuge des Novemberpogroms schliesslich die Zerstörung 

des persönlichen Eigentums der Familie Fischbach veranlasst hatte – u. a. einer der 

Hauptgründe, warum er sich vor der Gestapo zu verantworten hatte. Nachdem am 10. 

November die Einrichtungsgegenstände und Kleidungsstücke der Fischbachs aus dem 

Fenster geworfen waren, liess Rawitzki die auf der Strasse liegenden, grösstenteils un- 
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beschädigten Kleider, Wäsche, Betten und Teppiche zunächst in das Magazin der NSV 

überführen. Späteren Zeugenaussagen zufolge wollte er jedoch dem «Juden Fischbach 

etwas mehr Schaden zufügen».22 Zu diesem Zweck begaben sich sechs SA-Männer, 

unter ihnen der kaufmännische Angestellte Franz Pacher sowie der Villacher Kaufmann 

Hermann Weissenbacher, am Morgen des 11. Novembers in das Lager der NSV, um 

die dort «eingelagerten Sachen des Juden Fischbach» zu zerstören.23 Begleitet wurden 

Rechnungslegung des 

kommissarischen Verwalters 

Otto Rawitzki an den Kaufmann 
Stephan Sleik in Bleiberg, 

Villach, 18. Oktober 1938. 
Quelle: Kärntner Landesarchiv, Klagenfurt 
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sie dabei von Oskar Schwarzhans, der Otto Rawitzki bei der Liquidation des  Ge-

schäftes von Osias Fischbach zur Hand ging. Ausgerüstet mit Äxten und Taschen-

messern machten sie sich systematisch an das Vernichtungswerk. «Bündel für Bündel 

wurde hergenommen und zerschnitten und zerrissen», gab Schwarzhans bei der Ge-

stapo zu Protokoll. Dass er sich «durch die Zerstörung und vorsätzliche Vernichtung 

fremden Gutes strafbar gemacht habe», sei ihm dabei «nicht in den Sinn» gekom-

men.24 Schliesslich holte einer der Männer eine «Flasche Salzsäure und schüttete sie 

dann über das vorhandene Silberzeug und den Rest über einen Stoffballen. Die Salz-

säure hat 88 Pfennig gekostet».25 

Tatsächlich war die Aktion entgegen der Weisung der Geheimen Staatspolizei 

und des Reichspropagandaministeriums durchgeführt worden, denn von Berlin 

war bereits am späten Nachmittag des 10. November 1938 der Befehl ausgegeben 

worden, dass sämtliche gegen Juden gerichtete Aktionen zu unterlassen seien. 

Otto Rawitzki wurde schliesslich im Mai 1939 wegen Veruntreuung zu achtzehn 

Monaten Haft verurteilt. 

Osias Fischbach wurde im Zuge des Novemberpogroms verhaftet und gemein- 

sam mit seinem Sohn Ferdinand ins KZ Dachau deportiert. Unmittelbar nach 

seiner Rückkehr informierte ihn die Gestapo im Dezember 1938 darüber, dass er 

Österreich umgehend zu verlassen habe. Einer der Gründe für die Ungeduld der 

Gestapo waren «die Schweinereien, welche die Kommissare bei der Verwaltung und 

Veräusserung des Vermögens angestellt hatten».26 Aus diesen Gründen stellte die 

Gestapo Osias Fischbach sogar Erleichterungen bei der Ausreise in Aussicht, sollte 

er sich «kooperativ» zeigen. In diesem Zusammenhang wurde Osias Fischbach 

schliesslich auch gezwungen, sein in Zentrumsnähe gelegenes Grundstück in der 

Fercher-von-Steinwandstrasse zu einem Schleuderpreis an die Deutsche Reichsbahn 

zu verkaufen, wobei die Verkaufskonditionen mit den Worten diktiert wurden: 

«Wenn wir den Grund nicht unter diesen Bedingungen bekommen, werden sie 

einfach ins KZ kommen und dann werden Sie schon unterschreiben.»27 

Am 4. März 1939 war der «Verkauft des 1.270 m2 grossen Grundstücks um 6.350 

Reichsmark an die Reichsbahndirektion Villach unter Dach und Fach. Der Betrag 

kam, wie alle anderen Erlöse aus dem beschlagnahmten Fischbach-Vermögen, auf 

ein Sperrkonto. Wenig später verliessen Osias und Mina Fischbach das Land. Im 

Mai 1939 begaben sie sich nach Triest, wohin sie die nötigen Mittel für die Wei- 

terreise überwiesen bekamen. Noch vor Ausbruch des Krieges gelang ihnen die 

Flucht nach Venezuela und von dort aus die Einreise in die USA. 

Mittlerweile hatte die Deutsche Reichsbahn im Dezember 1939 der Ostmärkischen 

Wohnungsbau- und Siedlungsgesellschaft GmbH für das ehemalige Fischbach-Grund- 

stück das Baurecht übertragen. Diese errichtete darauf ein sogenanntes Dezernen- 

tenhaus mit insgesamt vier Dienstwohnungen für Reichsbahnbedienstete. 

Als durchaus symptomatisch darf der Ausgang des im Dezember 1948 von Osias 

Fischbach angestrengten Rückstellungsverfahrens bezeichnet werden. Er hatte 

einen Antrag auf Rückstellung des entzogenen Eigentums bzw. um ein gleichwer- 

tiges Ersatzgrundstück eingebracht, da die Rückgabe des ursprünglichen Areals 

wegen des darauf errichteten Wohngebäudes nicht mehr möglich war. 

Die Gemeinnützige Eisenbahnsiedlungsgesellschaft Villach GmbH als Rechtsnach- 

folgerin der Ostmärkischen Wohnungsbau- und Siedlungsgesellschaft GmbH war 

 

Osias und Mina Fischbach 
flüchteten über Venezuela 

in die Vereinigten Staaten, 

New York, um 1950. 
Foto: Privat, Robert Fischbach, 

Branford (USA) 
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jedoch nicht bereit, auf diese Forderung einzugehen, da es ihrer Rechtsauffassung nach 

auch ohne Nationalsozialismus zur Enteignung gekommen wäre. Dabei beriefen sich 

die Rechtsvertreter auf das Eisenbahnenteignungsgesetz von 1878, das eine Enteignung 

zum Zwecke der Erbauung von Eisenbahnerwohnhäusern vorsah. Darüber hinaus wa-

ren sie der Ansicht, dass Osias Fischbach seinen Besitz ohnehin freiwillig veräussert 

und mit dem Erlös die Auswanderung seiner Familie finanziert hätte. Die Rückstel-

lungskommission folgte im Februar 1950 der Argumentationslinie des ehemaligen 

«Ariseurs» und lehnte den Antrag auf Rückgabe des entzogenen Grundstückes in erster 

Instanz schlichtweg ab.28 

Erst in weiteren Verfahren gelang es Dr. Egon Weissberger mit viel argumentativem 

Geschick, für seinen Mandanten Osias Fischbach doch noch ein adäquates Grundstück 

in Villach Völkendorf zu erkämpfen.29 

Im Kontext seines ehemaligen Geschäftes musste Osias Fischbach mit den einstigen 

Plünderern nicht nur psychisch belastende Verhandlungen führen, sondern darüber hin-

aus auch für ihn äusserst nachteilige, aussergerichtliche Vergleiche schliessen. 

Geschäftsanzeige und 

Ansicht des Galanterie- und 

Spenglerbetriebes von Josef 
Mitzner in der Klagenfurterstasse, 

Villach, um 1900. 
Quelle/Foto: Privat, Christiane 

Wernig, Villach 

Josef Mitzner 

Josef Mitzner kam am 19. Oktober 1865 in Budapest als Sohn jüdischer Eltern zur Welt. 

Nach dem frühen Tod seines Vaters begann er mit elfeinhalb Jahren wahrscheinlich in 

Galizien eine Spenglerlehre und erreichte gegen Ende des 19. Jahrhunderts im Zuge der 

grossen Migrationswellen Villach. Hier eröffnete er 1899 in der Klagenfurterstrasse 

eine Spenglerei und konvertierte noch im selben Jahr zum evangelischen Glauben. 

1901 heiratete er die 1879 in Rothenturn bei Judenburg geborene, nach Villach zustän-

dige Josefine Sima. Ihre Kinder Elsa (1905), Josef (1908), Hans (1911), Gustav (1913) 

und Helene (1919) kamen alle in Villach zur Welt. Im Zuge des sogenannten Kärntner 

Abwehrkampfes nahm Josef Mitzner auch an den Verteidigungskämpfen an der Maria 

Gailer Brücke teil, wofür er mit dem Allgemeinen Kärntner Kreuz für besondere Ver- 
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dienste ausgezeichnet wurde. Seine beiden Söhne Josef und Gustav waren als be-

geisterte Sportler Mitglieder des Deutschen Turnvereins Villach. Josef Mitzner jr. 

wurde 1929 wegen seiner jüdischen Abstammung ebenso ausgeschlossen wie sein 

Bruder Gustav, ein talentierter Schwimmer. 

Aus den Reihen der Freiwilligen Feuerwehr Villach, der er seit 1929 angehörte, 

wurde Josef jr. als «Nichtarier» schliesslich im März 1938 ausgeschlossen. Nun be-

gann für die Familie eine Lebensphase, die vor allem durch Anfeindungen, Drohun-

gen, Denunziationen und Gewalterfahrungen geprägt war. Aus Angst vor Verhaf-

tung durch die Gestapo beging die verheiratete Elsa Menapace, das älteste Kind der 

Familie Mitzner, am 22. September 1939 im elterlichen Haus Selbstmord. Die Ge-

werbeübertragung von Josef Mitzner sen. auf seinen Sohn Josef Mitzner jr. wurde 

von der Villacher Zunftvorstehung nach einem halben Jahr «Bearbeitungszeit» im 

Dezember 1938 abgelehnt, da es sich ihrer Meinung nach um die Tarnung eines 

jüdischen Betriebes handelte. Die verzweifelten Bemühungen des Sohnes, die Ge-

nehmigung für die Ausübung des Spenglergewerbes zu erhalten, stiessen sowohl 

bei der NSDAP-Kreisleitung Villach und der Landeshauptmannschaft Kärnten als 

 

Josef Mitzner sen. bei der Freiwilligen Feuerwehr Villach  
(Zweiter von rechts, erste Reihe), Villach, 1923. 
Foto: Privat, Klaus Mitzner-Labrés, Villach 
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auch beim Reichsstatthalter auf taube Ohren.30 Ebensowenig blieb die Familie von den 

Ereignissen der Novemberpogrome 1938 verschont. Anlässlich des 1946 eingeleiteten 

Strafprozesses gegen die mutmasslichen Täter, gab Josefine Mitzner zu Protokoll: 

«Am 10. November 1938 in den Mittagsstunden sind ungefähr 8 bis 10 Männer in meine 

Wohnung in Villach, Klagenfurterstrasse 46 eingedrungen und haben vorgegeben, nach 

Waffen suchen zu müssen. Gleich nach dem Betreten der Wohnung bzw. der Wohn-

räume haben jedoch diese eingedrungenen Männer sofort mit dem Demolieren der Woh-

nungseinrichtung begonnen, sodass ich dadurch einen ungefähren Schaden von 4.000 S 

erlitten habe, den ich infolge der jetzigen wirtschaftlichen Verhältnisse nicht mehr aus 

eigenen Mitteln gutzumachen in der Lage bin. (...) 

Wer von diesen Männern sich am aggressivsten benommen hat, bin ich nicht in der 

Lage anzugeben, da ich mich zur Zeit der Tat in begreiflicher grosser Aufregung befand 

und daher auf Einzelheiten nicht achten konnte. Mich hat das Benehmen und das Vor-

gehen dieser Männer umso mehr empört, weil ich als biedere zurückgezogene Frau be-

kannt bin und niemandem etwas zuleide getan habe. Die Männer haben sich ca. 10 bis 

15 Minuten in der Wohnung aufgehalten und sind dann wieder abgezogen. Vom eigent-

lichen Zweck ihres Erscheinens, nämlich der Suche nach Waffen, konnte bei dem Wüten 

der Beteiligten nichts festgestellt werden. Als Zeugen der Tat kommt nur meine Tochter 

und ich in Frage, weil mein Gatte inzwischen verstorben ist, mein älterer Sohn ungefähr 

10 Minuten vor dem Erscheinen der Männer verhaftet wurde und mein jüngerer Sohn 

bei der Wehrmacht diente.»31 

Nicht zuletzt aufgrund der Zeugenaussage von Helene Mitzner konnten schliesslich ins-

gesamt acht Villacher Pogromteilnehmer gerichtlich ausgeforscht und Ermittlungen 

aufgenommen werden.32 Der Zerstörungstrupp hatte sich ausschliesslich aus «Illegalen» 

– langjährigen SA-Kämpfern – sowie jungen Parteianwärtern zusammengesetzt, die hier 

laut Polizeibericht gegenüber wehrlosen Personen ihre «rassische Gehässigkeit» ausge-

lebt hätten. Einen Eindruck, wie sich die Aktion des SA- Trupps abgespielt hatte, lieferte 

Helene Mitzners Beschreibung des Tatherganges: 

«Ein Teil dieser Männer begab sich in das Schlafzimmer, ein Teil ins Wohnzimmer, ein 

oder zwei waren im Vorzimmer. Ich erinnere mich noch bestimmt daran, dass der Be-

schuldigte Adelbrecht im Vorzimmer war und sich an den Ausschreitungen nicht betei-

ligt hat. Ich erinnere mich deshalb so genau an den Adelbrecht, da ich ihn von früher 

persönlich kannte und mich erinnere, dass er versuchte, mich daran zu hindern, wenn 

ich den Telefonapparat bedienen wollte. (...) Wie bereits erwähnt, kannte ich persönlich 

den Beschuldigten Adelbrecht, vom Sehen aus den Leutold, Sulzenbacher und Petritsch. 

Wer diese Gruppe geführt hat, weiss ich nicht. Ich hörte vom Vorzimmer aus das Klirren 

der Glasgefässe, die auf den Boden geworfen wurden. Ich begab mich für einen kurzen 

Augenblick ins Schlafzimmer und sah, wie der Beschuldigte Abrutsch mit einem Blu-

menständer auf die Blumenvasen geschlagen hat. Weiters sah ich mit meinen eigenen  
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Augen, dass der Beschuldigte Sulzenbacher die Kristallschale, welche ich zur Kon-

firmation von meiner Freundin als Geschenk erhielt, in die Ecke des Zimmers ge-

worfen hat. (...) Ich lege zur Akte eine Liste über die teilweise ganz ruinierten Sa-

chen und teilweise über solche, die später wieder repariert werden konnten. Unter 

den total ruinierten sind vor allem die Glasgefässe, die verschiedenen Services, un-

ter den beschädigten die Bettwäsche, der Teppich, Matratzen, Kleiderkasten. Einer 

dieser Männer sprang mit schweren Bergschuhen auf der Bettwäsche herum. (...) 

Die Betten waren nicht nur auseinandergenommen, sondern stark beschädigt. Vom 

Diwan fehlten die Füsse und die Silberuhr war ganz kaputt. Ich musste zwei Körbe 

voll Glasscherben wegtragen. Der Teppich war zerschnitten, wurde jedoch später 

wieder repariert.»33 

 

Die Familie Mitzner (von links 

nach rechts): Hans, Josefine, Elsa, 

Helene, Josef jr., Josef sen. und 
Gustav, Villach, um 1920.  
Foto: Privat, Klaus Mitzner- Labrés, 

Villach 

Mit einer Ausnahme wurden alle Beschuldigten vom Gericht am 6. März 1947 auf-

grund der Ausschreitungen im Zuge des Novemberpogroms zu mehrmonatigen 

Haftstrafen verurteilt.34 

Ein halbes Jahr später war auch die nationalsozialistische Bereicherung am Vermö-

gen der Familie Mitzner vollzogen. Per Kaufvertrag vom 5. April 1939 ging ein 

zentral gelegenes Grundstück der Mitzners in der Grösse von 1.129 m2 um den Pap-

penstiel von 6.000 Reichsmark an die Stadtgemeinde Villach. Mit dem Verkaufser-

lös beglich Mitzner einen Teil der ihm auferlegten Judenvermögensabgabe – jene 

Sonderzahlung, die nach den Novemberpogromen 1938 der jüdischen Bevölkerung 

des Deutschen Reiches in der Höhe von einer Milliarde Reichsmark auferlegt wor-

den war.35 

Was den Erwerb des Mitzner-Grundstückes betrifft, bleibt festzustellen, dass die 

Stadt Villach die ursprünglich geplante Veräusserung an den Handelsangestellten 
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Josef Mitzner etwa ein Jahr vor 

seinem Tod, Villach, um 1945. 
Foto: Privat, Christiane Wernig, Villach 

Johann Irmann erfolgreich hintertrieben hatte, da angenommen wurde, es würde sich 

lediglich um einen Scheinverkauf handeln, bei dem sich Irmann in einer mündlichen 

Vereinbarung verpflichtet hätte, das Grundstück bei geänderten politischen Verhält-

nisse wieder an Josef Mitzner zurückzugeben. 

Auf der 1939 «arisierten» Parzelle wurde gegen Kriegsende seitens der Stadtgemeinde 

Villach jedenfalls eine öffentliche Brückenwaage errichtet. 1948 verpflichtete sich die 

Stadt schliesslich zur Rückgabe des Grundstückes an die Erben von Josef Mitzner. 

Im Falle einer Rückerstattung der Judenvermögensabgabe von 8.000 Reichsmark, er-

klärten sich die Erben im Gegenzug bereit, auch den Kaufpreis von 6.000 Reichsmark 

an die Stadtgemeinde zurückzuzahlen. Für die Benützung der Waage wurde ein Pacht-

zins festgelegt, den die Stadt zu bezahlen hatte.36 

Leon Zwerling 

Leon Zwerling, geboren 1871 in Galizien, wurde gegen Ende des 19. Jahrhunderts als 

k.u.k. Rechnungsoffizier in der Militärkaserne in Seebach bei Villach stationiert. 1902 

heiratete er in Wien die ebenfalls in Seebach wohnhafte Lienzerin Anna Taurer.37 Nach 

der Absolvierung seines Militärdienstes fand er bei der Eisenbahn Beschäftigung. 1911 

erwarb er einen Baugrund am nördlichen Rand von Villach und errichtete darauf ein 

ansehnliches Mietshaus an der damaligen Adresse Grossvassach 94, heute Oberer Hei-

denweg 34. 

Zwerling war Mitglied der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei (SDAP) und engagier-

te sich im Vorstand der Kinderfreunde. Innerhalb der Partei exponierte er sich nicht 

allzu sehr – wohl wissend, dass er als Jude politischen Gegnern willkommene Angriffs- 

 

Anna und Leon Zwerling am Fenster 
und Balkon ihres selbst erbauten 

Hauses in Villach- Lind, Villach,  

um 1930. 
Foto: Privat, Ricarda Wulz, Klagenfurt 
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«Eisenbahnerausweis» 

von Anna Zwerling, 
Villach, 1919. 
Foto: Privat, Ricarda Wulz, 

Klagenfurt 

flächen bot, wie schon vorangegangene antisemitische Angriffe in Lands- kron gezeigt 

hatten. Dabei hatte der Bundesbahnbeamte Franz Jagritsch in einem Leserbrief wüste 

Attacken gegen seinen «jüdischen Vermieter» und «marxistischen Wohnungsfürsorge-

beamten» Leon Zwerling veröffentlicht: 

«Es wäre hoch an der Zeit, dass sich die nicht dem marxistischen Terror huldigenden 

Männer in der Gemeinde Landskron endlich aufraffen würden, da es ja doch eine deut-

sche Gemeinde ist und die Gemeindeinsassen doch noch nicht alle verjudet und so ver-

kommen sind, dass sie sich dies alles bieten lassen sollen.»38 

Zwerling liess seinem antisemitischen Mieter über dieselbe Zeitung ausrichten, dass er 

«nicht noch etwas dafür zahlen werde, dass er mein jüdisches Haus mit seiner geschätz-

ten Gegenwart beehrt».39 

Einen Tag nach Verwüstung seiner Wohnung im Zuge des Novemberpogroms 1938 

durch einen SA-Trupp erschien Julianne Welz bei dem geschockten Ehepaar Zwerling 

und bekundete ihr Interesse am Kauf des Hauses. Ihr Sohn, Haimo Welz, war am 10. 

November 1938 selbst im «Einsatz» gewesen. Gemeinsam mit Gleichgesinnten hatte 

dieser das Wochenendhaus der Familie Prassnik am Mag- dalenensee zerstört. 

Mit Bescheid des Finanzamtes Villach vom 23. Jänner 1939 wurde die JUVA für Leon 

Zwerling mit 3.000 Reichsmark festgelegt und grundbücherlich sichergestellt. Mit Be-

schluss des Amtsgerichtes Villach vom 15. Februar 1939 wurden zur Hereinbringung 

der JUVA auch die Bezüge des mittlerweile pensionierten Eisenbahnbediensteten ge-

pfändet und ihm selbst monatlich nur noch siebzig Reichsmark ausbezahlt. 

Die Versuche Zwerlings zur Deckung der JUVA ein Darlehen bei der Villacher Spar-

kasse zu erwirken, waren ergebnislos geblieben. Ganz im Gegenteil: Die Sparkasse for-

derte nun die beschleunigte Rückzahlung eines alten und laufenden Kredits. Angesichts 

dieser Zwangslage legte ihm das Finanzamt den raschestmöglichen Verkauf seiner Lie-

genschaft – womöglich an ein illegales Mitglied der NSDAP – nahe.41 Am 8. Februar 

1939 «verkaufte» Leon Zwerling seinen Besitz um 16.000 Reichsmark an den pensio-

nierten Telegrafenamtsdirektor und nationalsozialistischen Zellenleiter Franz Welz.42 

Zwerling hatte den Kaufpreis, der um ein Drittel unter dem ohnehin niedrig angesetzten 

Leon Zwerling galt innerhalb der Sozi-
aldemokratischen Arbeiterpartei als In-

tellektueller und als Analyst, der lieber 

Fragen stellte als absolute Wahrheiten 
verkündete,40 Villach, um 1930. 
Foto: Privat, Ricarda Wulz, Klagenfurt 
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Schätzwert lag und auf ein Sperrkonto überwiesen wurde, angenommen, da ihm das 

Wohnrecht für eine monatliche Miete von fünfzig Reichsmark zugesichert wurde.43 

Am 15. November 1942 wurde Leon Zwerling von der Gestapo aufgefordert, mit seiner 

Frau Villach zu verlassen und nach Wien zu übersiedeln, wo sich die Spur des Paares 

mehr oder weniger verliert. Leon Zwerling überlebte den Holocaust – aller Wahrschein-

lichkeit nach aufgrund des «arischen» Status seiner Frau – im zweiten Wiener Gemein-

debezirk. 

Im Oktober 1945 kehrten Leon und Anna Zwerling nach Villach zurück und bezogen 

auf Weisung der Gemeinde Landskron wieder ihr Haus, das sie per Gerichtsbeschluss 

vom 11. Juni 1948 offiziell zurückerstattet bekamen. 

Die Rückstellungskommission war in diesem Fall zum Schluss gekommen, dass Franz 

Welz nicht nur die «Regeln des redlichen Verkehrs» nicht eingehalten hatte, sondern 

auch die Zwangslage von Leon Zwerling und dessen berechtigter Angst vor einer De-

portation ausgenutzt und die Liegenschaft zu einem weit unter dem tatsächlichen Wert 

liegenden Preis erworben hatte.44 
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Alexander Verdnik 

Unser Recht – Euer Recht 

Unser Recht – nicht zufällig wählte der «Schutzbund der Rückstellungs-Betroffenen» 

diesen einprägsamen Namen für sein publizistisches Organ. Unbeeindruckt von der Ge-

setzgebung der Zweiten Republik insistierten ehemalige «Ariseure» auch nach Ende 

der Hitlerdiktatur auf ihrem vermeintlichen Recht, geraubtes jüdisches Vermögen wei-

terhin behalten zu können. Um nachvollziehen zu können, warum ehemalige «Ari-

seure» so vehement gegen rechtsstaatlich beschlossene Rückstellungsgesetze in den 

Kampf zogen, müssen einige Aspekte dieser Rechtsauffassung näher beleuchtet wer-

den. 

Die Forderungen der «Rückstellungsbetroffenen» – meist auch ehemalige NS- Partei-

gänger – beriefen sich in ihrer Argumentation vor allem auf den von den Nationalsozi-

alisten geschaffenen (pseudo)gesetzlichen Rechtsrahmen. Das heisst, dass sie nach 

Kriegsende gegen ein neues, ihrer Auffassung nach unrechtmässiges Rechtssystem zu 

Felde zogen, welches ihnen die im Nationalsozialismus erworbenen materiellen Vor-

teile streitig machte. 

Dabei vertraten sie mit Vehemenz die Ansicht, «arisiertes» Vermögen rechtens erwor-

ben zu haben. «Wir fühlen uns nicht nur im Recht, sondern wir sind im Recht und was 

Recht ist, muss auch Recht bleiben!»1, postulierte die Zeitschrift in der Märzausgabe 

von 1949. 

Der «Schutzbund der Rückstellungs-Betroffenen», im Folgenden kurz als Schutzbund 

bezeichnet, war Ende 1948 als Reaktion auf das Dritte Rückstellungsgesetz von ehe-

maligen «Ariseuren» gegründet worden,2 die sich vehement für eine Novellierung des 

Gesetzes aussprachen. Der vom Verband der Unabhängigen (VdU) unterstützte Schutz-

bund forderte vor allem die Schaffung eines Ausgleichsfonds für Verluste, die den ehe-

maligen Profiteuren bei einer Restitution entstehen würden. Präsident und Leitfigur der 

Vereinigung war Hans Oberhammer, gleichzeitig auch Verfasser unzähliger Artikel 

und Texte. Als Publikationsorgan und Sprachrohr des Schutzbundes fungierte die Mo-

natszeitschrift Unser Recht, gleichsam das österreichische Pendent zur deutschen Ver-

sion namens Die Restitution. 

Neben einen Stab von Juristen3 kamen darin zahlreiche «Rückstellungsbetroffene» zu 

Wort. Ferner sammelten und publizierten die Herausgeber sämtliche in Österreich er-

schienenen Texte, die sich dezidiert gegen die (ohnehin zaghafte) österreichische Rück-

stellungspolitik aussprachen: 

«30.000 Gerichtsverfahren in Österreich heraufbeschworen, in denen von Juden Rück-

stellungen im Werte von 100.000 Schilling, insgesamt also drei Milliarden Schilling, 

erzwungen wurden, obwohl jene Personen, die man heute als Ariseure bezeichnet, re-

elle Kaufpreise für die umstrittenen Sachgegenstände bezahlt haben. Weiter wurden 

zehntausende aussergerichtliche Vergleiche geschlossen, bei denen es sich um Vermö-

gen von etwa einer Milliarde Schilling handelt.»4 
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Unser Recht, November 1948. 
Quelle: Universitätsbibliothek Graz 

Im Wesentlichen bot die Zeitschrift ehemaligen «Ariseuren» und Nationalsozialisten 

eine österreichweite Plattform für ihre politische Agitation, zumal ab 1950 die Forde-

rung nach einer Volksabstimmung im Kontext des Dritten Rückstellungsgesetzes lauter 

wurde. Dabei wurden unter dem Deckmantel journalistischer Meinungsfreiheit sowohl 

gegnerische Parteien verunglimpft als auch sämtliche antisemitischen Register gezo-

gen. In der ersten Ausgabe gab der Vereinspräsident in klarer Opfer-Täter-Umkehr den 

Kurs vor: 
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«[W]enn jemand die Absicht, sich zu einer Leistung (freiwillige Besitzübertragung) zu 

verpflichten, abgegeben hat (...) und sich den ihm bekannten, behördlichen Vorschrif-

ten (wie Genehmigung des Vertrages durch die Vermögensverkehrsstelle) zu unterwer-

fen, im Veräusserungsvertrage in aller Rechtsform bekundet hat, wie könnte dann nach 

allen rechtlichen Regeln von einer Unfreiwilligkeit die Rede sein? Ja, es mussten wahre 

Tatbestände, Rechtswahrheiten erst umgekehrt werden, um den freiwilligen Verkäufer 

auf die gleiche Stufe mit dem zu setzen, dem Vermögenswert mit Gewalt entzogen 

wurde und bei dem allein die Elemente der Unfreiwilligkeit vorliegen. 

Ein rechtswidriger Wille konnte auch unter dem Gesichtspunkte nicht angenommen 

werden, dass die Kaufsumme nicht zuhanden des Verkäufers, sondern bei der behörd-

lich bestimmten Zahlstelle zum Erlag gebracht wurde, da dies verabredungsgemäss er-

folgte und den vertraglichen Abmachungen entsprach. Übrigens zeigten die Erfahrun-

gen (...), dass die deponierten Beträge – im Sinne der gewollten Absichten der freiwil-

ligen Veräusserer und einvernehmlich mit ihnen – zur Erfüllung ihrer Verbindlichkei-

ten und zu ihrem Vorteile (Steuerzahlungen u. dgl.) verwendet wurden.»5 

Unter dem Leitsatz «Unsere einzige Macht ist das Recht. Die Macht des Rechtes ist 

aber unbezwingbar» starteten die Rückstellungsverpflichteten ab 1948 einen wahren 

Kreuzzug gegen die Restitutionsgesetze und jene, die ihr «arisiertes» Vermögen rücker-

stattet haben wollten. Folgt man der Logik der «Rückstellungsbetroffenen», gab es in 

Österreich zwischen 1938 und 1945 zwar vereinzelt unrechtmässige «Besitzwechsel», 

in der Mehrzahl der Fälle sei es aber zu fairen Vertragsabschlüssen gekommen, bei 

denen kein Vertragspartner übervorteilt worden sei. 

Die Entlastungsstrategien waren mannigfach. Grundsätzlich ist von Seiten der Rück-

stellungsgegner in allen Fällen von «redlichem Erwerb» die Rede. Zu den diskursiven 

Strategien zählte ferner das Argument, dass man jüdischen Veräusserern mit dem Kauf 

ihres Eigentums lediglich einen Freundschaftsdienst erwiesen und ihnen damit das Le-

ben gerettet hätte. Daneben stilisierten sich die ehemaligen Profiteure selbst zu Opfern 

und verwiesen auf die eigene entbehrungsreiche Zeit während des Krieges: «Haben wir 

– in Kellerlöchern verkrochen – durch das Hinwegrollen der Kriegsmaschine über uns, 

nicht unsagbare Opfer an Gut und Leben gebracht?»6, fragte man Beifall heischend im 

März 1949. Zusätzlich sah man sich allerdings vor allem auch als Opfer der Rückstel-

lungsgesetzgebung, die angeblich im «Geiste der Vergeltung und ohne Umsicht von 

Eigensüchtigen gefordert», «von Ahnungslosen gutgeheissen», «von Befangenen aus-

gesprochen» und schliesslich «an Schuldlosen vollstreckt» worden sei.7 

Auf justizieller Ebene bestand eine bewährte Strategie darin, Rückstellungsverfahren 

mit allen juristisch möglichen Mitteln in die Länge zu ziehen. So brachten die Anwälte 

und ihre Mandanten immer wieder Einwände ein oder führten eine Vielzahl neuer Zeu-

gen an, die in den wenigsten Fällen Neues beisteuern konnten. Ihre Anhörungen sollten 

lediglich den Zeitraum bis zur erhofften Novellierung der Gesetze – sprich einer poten-

tiellen Neuauslegung der Fälle zu Gunsten der «Ariseure» – verkürzen. In wöchentli-

chen Verbandstreffen wurden die Mitglieder über ihre jeweiligen Rechtsmöglichkeiten 

beraten. Politische Schützenhilfe im Nationalrat erhielt der Schutzbund in erster Linie 
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vom VdU, der Vorläuferpartei der heutigen FPÖ. So brachte beispielsweise der Jurist 

und VdU-Abgeordnete Dr. Helfried Pfeifer im Mai 1950 im Nationalrat einen Antrag 

ein, wonach alle laufenden Verfahren nach dem Dritten Rückstellungsgesetz unterbro-

chen und keine Urteile gefällt werden bzw. bereits ergangene Urteile einfach nicht voll-

streckt werden sollten.8 

Von Anfang an sollte mit öffentlichen Kundgebungen entsprechender Druck auf die 

Regierung zur Rücknahme bzw. Novellierung des Dritten Rückstellungsgesetzes aufge-

baut werden. Am 26. Oktober 1948 rief der Schutzbund deshalb in Wien zu einer gros-

sen Demonstration auf. Einen Monat zuvor, am 26. September, hatten allerdings rund 

hundertfünfzig Antifaschisten eine Versammlung ehemaliger «Ariseure» gesprengt – 

ein Ereignis, das in Unser Recht naturgemäss als Terrorakt willkürlich agierender Ge-

walttäter diskreditiert wurde.9 

Aktiver Widerstand gegen den Schutzbund hatte sich tatsächlich lediglich seitens der 

KZ- Verbände formiert. Auf jüdischer Seite gestaltete sich dieser eher verhalten. Zu tief 

sassen das Trauma der Shoah und die Furcht vor neuen tätlichen Angriffen. So fochten 

allein die Rechtsanwälte geschädigter Juden vor den Rückstellungskommissionen einen 

nahezu aussichtlosen Kampf im Interesse ihrer Mandanten aus. 

Schaltungen der «Rückstellungs-

betroffenen» in der Zeitschrift 
Unser Recht, 

März, Mai, Juni 1949. 
Quelle: Universitätsbibliothek Graz 

Ein Beispiel für das politische Eingreifen des Schutzbundes ist der Fall des 1938 «ari-

sierten» Hotels Excelsior in Velden, das seit 1946 wieder von seiner rechtmässigen, 

ehemaligen Besitzerin Louise Hecht-Neustadtl zumindest verwaltet wurde.10 Sie war 

nach der Rückkehr aus ihrem Londoner Exil von den britischen Militärbehörden als 

öffentliche Verwalterin eingesetzt worden und hatte nun einen Rückstellungsantrag ge-

stellt, um ihr Eigentum auch de jure wiederzubekommen. Da der seinerzeitige «Ariseur» 

Erhard Brunner in einem Volksgerichtsverfahren aufgrund seiner illegalen NSDAP-

Mitgliedschaft bzw. seiner SA-Mitgliedschaft zu Vermögensverfall verurteilt worden 
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war, war sein Besitz an die Republik Österreich gefallen. An diese richtete sich auch 

der nunmehrige Rückstellungsantrag der Familie Hecht-Neustadtl. Wie in vielen ande-

ren Fällen zog sich das Verfahren in die Länge. Die meisten Zeugen konnten und woll-

ten sich an die Geschehnisse des Jahres 1938 schlichtweg nicht mehr erinnern.11 

1948 – Louise Hecht-Neustadtl und ihre Nachkommen warteten noch auf die Rückgabe 

ihres Besitzes und den Ausgang des Rückstellungsverfahrens – griff der Schutzbund 

ein und titelte in der Dezemberausgabe seines Publikationsorgans: «Durch das 3. Rück-

stellungsgesetz saniert».12 

In dem darauffolgenden Artikel – sämtliche Namen waren anonymisiert – wurde Hecht-

Neustadtls Sohn vorgeworfen, dass er den Betrieb mit Hilfe des Dritten Rückstellungs-

gesetztes über die Massen gut saniert hätte, um ihn lukrativ veräussern zu können. 

Louise Hecht-Neustadtl wiederum wurde lediglich in Anführungszeichen als «geschä-

digte Eigentümerin» geführt, während der «Ariseur» den Lesern als das eigentliche Op-

fer vorgestellt wurde. Nachdem der Anwalt der Familie 1949 eine Entgegnung verfasst 

und eine öffentliche Richtigstellung zu den Vorgängen rund um die Enteignung gefor-

dert hatte, kam das Blatt aufgrund der Gesetzeslage dieser Aufforderung zwar notge-

drungen nach, allerdings mit einer Kommentierung, die keinen Zweifel offenliess, was 

man von der Angelegenheit hielt: 

«So kann sich jeder unserer Leser selbst ein Urteil über den Wert einer unter Berufung 

auf das Pressgesetz geforderten Entgegnung bilden. Ein weiterer Kommentar ist über-

flüssig.»13 

ALTE UND NEUE VORURTEILE 

Insgesamt stand der sprachliche Duktus der Zeitung noch in unmittelbarer Nähe zur 

Terminologie des Nationalsozialismus. So sahen sich die «Rückstellungsbetroffenen» 

beispielsweise «felsenfest am Boden des Rechtes», entschlossen «bis zum Endsiege der 

Gerechtigkeit durchzuhalten»; als oberste Aufgabe galt es ferner, das Dritte Rückstel-

lungsgesetz «von seinem natur-, rechts- und sittenwidrigen Gehalt zu entkeimen» und 

«die Methoden der Gewalt und Willkür» aus der Rückstellungsgesetzgebung «auszu-

merzen».14 Bemerkenswert ist ferner der offen antisemitische Textcharakter: 

«Anonymer Ausländer. Kümmern Sie sich lieber um das, was in Ihrem Lande vorgeht 

und stecken Sie nicht die Nase in Dinge, die Sie nichts angehen. Ihre Abstammung 

verleugnen Sie zwar, Ihr ,daitsch’ aber verrät Ihre Tarnkappe.»15 

In keiner der sechsunddreissig Ausgaben von Unser Recht wurden geflüchtete österrei-

chische Juden je als Flüchtlinge bezeichnet, vielmehr vermutete das Blatt in den Rück-

stellungsklägern «ausländische Juden» mit eindeutigen Absichten, etwa «ganz unwahr-

scheinlich klingende Dinge als wahr hinzustellen».16 Ebenso kämpferisch wie antise-

mitisch gebärdete sich auch das 1949 gegründete VdU-Blatt Neue Front, die dem 

Schutzbund im Juli desselben Jahres auch den Artikel «Das neue Unrecht bei Rückstel-

lungsfällen» zum Nachdruck überliess. 
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«Wer das Verkehrsflugzeug der Swissair von Wien nach Zürich in der Zeit zwischen 

dem Anschluss und dem Kriegsbeginn öfter benutzt hat, weiss, dass diese Linie fast nur 

von Juden benutzt wurde, die einen Arier gefunden hatten, der ihnen ihren Besitz zu 

anständigem Preis ablöste und die nun nach Zahlung der 25prozentigen Reichsflucht-

steuer mit ihren in gute Auslandswährung transferierten restlichen Reichsmark ausreis-

ten.»17 

Im selben Artikel beschwerte sich der Autor über die aus Shanghai rückkehrenden 

Flüchtlinge, denen angeblich einzig und allein daran gelegen wäre, ihre rückgestellten 

Häuser so schnell wie möglich wieder zu verkaufen, um «mit dem Gelderlös über alle 

Berge» zu verschwinden. 

Die Neue Front sprach im Zusammenhang mit Restitutionsverfahren von einer «gera-

dezu unerträglichen Bevorzugung einzelner besitzender Juden», durch die, so frohlock-

te das Blatt, «ganz von selbst eine judenfeindliche Stimmung entstehen»18 würde. Tat-

sächlich hatten die beiden Medien und ihre Trägerorganisationen massiven Anteil da-

ran, dass der Antisemitismus auch nach 1945 kaum schrumpfte: Die stetigen und ge-

zielten Diffamierungen sowie das Bedienen alter antisemitischer Stereotypen liessen 

das in Österreich ohnehin latent antisemitische Klima bis 1951 stark ansteigen. 

Schaltung in Unser Recht, 

Mai/Juni 1951 
Quelle: Universitätsbibliothek Graz 

Der Israelitischen Kultusgemeinde Wien warf der Schutzbund vor allem vor, dass sie 

sich die Solidarität der politisch Verantwortlichen für die Restitutionsgesetze durch 

enge Kontakte zu Schlüsselfiguren angeblich erschlichen bzw. sich dadurch unlautere 

Vorteile verschafft hätten. Gegenüber jüdischer Kritik aus dem Ausland gab man sich 

freilich zurückhaltender. Hauptgrund dafür war vor allem die Präsenz der Alliierten, die 

Furcht vor Sanktionen oder etwaige negative Auswirkungen auf die laufenden Staats-

vertragsverhandlungen. Trotzdem blieben auch Antworten auf auswärtige Kritik nicht 

aus. So liess sich beispielsweise mit dem aus dem Wiener Kurier stammenden Artikel 

vom 20. Dezember 1949 über «Jüdische Kritik am Entwurf für das neue Wiedergutma-

chungsgesetz»19 gegen den Sprecher des American Jewish Committee, Max Isenbergh, 

gut Stimmung machen, nachdem dieser zuvor mehr als berechtigte Kritik an der «Am-

nestie der 500.000» geübt hatte – gemeint waren damit die vielen «minderbelasteten» 

Nationalsozialisten, die mit dem neuen Gesetz anlässlich der bevorstehenden National-

ratswahl wieder wahlberechtigt waren. Als 1950 jüdische Interessensvertreter schliess-

lich ihrer Sorge über den spürbar ansteigenden Antisemitismus Ausdruck verliehen hat-

ten, postulierte Unser Recht: 
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«Wir Österreicher sind von Natur aus keine Antisemiten. Man soll es gefälligst unter-

lassen, uns als solche zu bezeichnen, wenn wir um das Recht unseres Volkes kämp-

fen.»20 

Die Geschichte wie auch die Blattlinie sprechen allerdings sehr deutlich eine andere 

Sprache. Tatsächlich dokumentiert sich in den Anliegen der «Rückstellungsbetroffe-

nen» eine Fortsetzung nationalsozialistischer Machtfantasien, deren rassistische Kom-

ponente sich in den Texten der Zeitschrift spiegelt. Nicht nur, dass jeglicher Respekt 

vor den Opfern des nationalsozialistischen Raubzuges fehlt: Durch bewusst inszenierte 

Täter-Opfer-Umkehrungen evozierte man auch nach 1945 einen verstärkt anwachsen-

den Antisemitismus, der den Nachkriegsalltag von Holocaustüberlebenden als weitere 

Schmerzerfahrung prägte. 

Anmerkungen 

1  Unser Recht, Folge 9/10, März 1949, S. 5. 

2 Ab Mitte 1949 rückte auch das zu diesem Zeitpunkt gerade installierte Fünfte Rückstellungsgesetz in den 

Fokus der Kritik. 

3 Neben einigen anonymen Verfassern waren dies: Dr. Leo Feitzinger (Wien), Josef Reitter (Linz), Dr. Fritz 

Moser (Urfahr), Dr. Gustav Tiroch (Knittelfeld), Dr. Hans Judex (Pseudonym), Dr. Emmerich Stefenelli 

(Wien) und Dr. Arnuf Hummer (Wien). 

4 Unser Recht, Folge 34, Mai/Juni 1951, S. 11 (aus: Wiener Montag, 4. 6.1951). 

5 Unser Recht, Folge 1, September 1948, S. 4-5. 

6 Unser Recht, Folge 9/10, März 1949, S. 12. 

7 Unser Recht, Folge 1, September 1948, S. 1. 

8 Zu diesem Zeitpunkt war der Verwaltungsjurist Helfried Pfeifer aufgrund seiner eigenen NS- Vergangen-

heit bereits aus dem Universitätsdienst entlassen und in den dauernden Ruhestand versetzt worden. Zu 

seinen Arbeiten gehörte u. a. eine Sammlung von Rechtstexten, die den Prozess des «Anschlusses» auf 

Ebene des Verwaltu ngsrechtes dokumentieren. Vgl. Helfried Pfeifer, Die Ostmark. Eingliederung und 

Neugestaltung, Wien 1941. 

9 Vgl. Unser Recht, Folge 2, Oktober 1948, S. 1-2. 

10 Zur Familiengeschichte vgl. auch den Beitrag von Dieter J. Hecht und Louise Hecht in diesem Band. 

11 Vgl. KLA, RK2/47 sowie StLA, FLD, Arisierungsakten/Vorermittlungsakten, Banken-Friedländer. 

12 Unser Recht, Folge 5/6, Dezember 1948, S. 15. 

13 Unser Recht, Folge 9/10, März 1949, S. 14. 

14 Vgl. exemplarisch folgende Ausgaben: Unser Recht, Folge 1, September 1948, S. 3; Folge 14, Juli 1949, 

S. 1; Folge 16, September 1949, S. 5. 

15 Unser Recht, Folge 5/6, Dezember 1948, S. 16. 

16 Unser Recht, Folge 12, Mai 1949, S. 6. In diesem Fall hatte sich ein anonym gebliebener Verfasser unter 

der Überschrift «Eine Märchenerzählung» über den Arzt Dr. Felix Rosenberger aus Wien beschwert, 

dessen Praxis 1938 «arisiert» worden war. 

17 Unser Recht, Folge 15, August 1949, S. 6. 

18 Unser Recht, Folge 37, November/Dezember 1951, S. 5 (aus: Die Neue Front, 20.10.1951). 

19 Unser Recht, Folge 21, Jänner 1950, S. 9. 

20 Unser Recht, Folge 22, Februar 1950, S. 6. 
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Alexandra Schmidt 

…ist die Eheschliessung bis auf 

Weiteres zurückzustellen...»  
Der rassenpolitische Umgang mit «Mischehen» 

«Nur mehr 5 Juden in Kärnten»1, frohlockte die Kärntner Volkszeitung am 20. Mai 

1939. Tatsächlich dürften sich zu diesem Zeitpunkt noch mehr als fünf Menschen jüdi-

scher Herkunft in Kärnten aufgehalten haben, bei denen es sich vor allem um Personen 

handelte, die nach nationalsozialistischer Terminologie in sogenannten «Mischehen» 

mit «deutschblütigen» Partnern lebten oder als Nachkommen dieser Ehen als «Misch-

linge ersten Grades» ausgewiesen waren. 

Der Begriff der Mischehe hatte sich bis zur Zeit des Nationalsozialismus durchwegs auf 

interkonfessionelle Ehen bezogen. Nun, unter dem NS-Regime, wurde der Begriff rein 

rassistisch konnotiert und Ehe dementsprechend als «dauernde Lebensgemeinschaft 

zweier rassegleicher, erbgesunder Personen verschiedenen Geschlechts zum Zwecke 

(...) der Erzeugung rassegleicher, erbgesunder Kinder und ihrer Erziehung zu tüchtigen 

Volksgenossen»2 definiert. Eine «ungehemmte Fortpflanzung von Menschen mit 

schlechten Erbanlagen»3 galt es entlang dieser Weltanschauung unbedingt zu verhin-

dern. Die Einführung der Nürnberger Gesetze – in Deutschland im September 1935, in 

Österreich im Mai 1938 – bildete die legislative Grundlage zur Reinerhaltung der deut-

schen Blutsgemeinschaft. Das sogenannte «Blutschutzgesetz» stellte Eheschliessungen 

oder aussereheliche Beziehungen zwischen «Deutschblütigen» und «Angehörigen 

fremder Blutsgemeinschaften» unter Strafe. Bereits vor dem offiziellen Inkrafttreten der 

Rassengesetze in Österreich verkündeten die Freien Stimmen: 

«Alle Eheschliessungsorgane haben in jenen Traufällen, in denen ihnen bekannt ist oder 

nachgewiesen wird, dass der eine Beteiligte Vollarier, der andere Volljude ist, das Auf-

gebot oder die Eheschliessung bis auf Weiteres zurückzustellen.»4 

Die Verordnung bezog sich zunächst nur auf Personen mit mindestens drei jüdischen 

Grosseltern («Volljuden») und wurde später auch auf «Halbjuden» ausgedehnt, wäh-

rend die Ehe zwischen «Vierteljuden» und «Deutschblütigen» weitestgehend toleriert 

wurde. «Vierteljuden zu uns herüber, Halbjuden nur in Ausnahmen»5, kommentierte 

Joseph Goebbels die neuen Richtlinien. Bestehende Mischehen blieben vorerst unange-

tastet. 

Verstösse gegen das Blutschutzgesetz wurden als Rassenschande verurteilt und waren 

ein omnipräsentes Thema. Hier wurden keine Mühen gescheut, um den «Zorn der 

Volksgenossen gegen derartige Befleckungen»6 anzustacheln. Dabei betraf das Gesetz 



                                       
                                                                                                  

                                         
                                         

        
                                                   
                         

        
                                                  

                                          

                                                    

                                                       
                                              

                         

            

                             

             
             

     
          

              
          

                
             
        

        
                

                

                 
                 

     

                

       

                                
                    
                                     

            

              
            

     
          

            
          

               
               
        

              

      

       
     

    

                       

  
             

              

                                  
            

  
     

       
               
                  
              
       

                 

       

       
       

     

                            

  
             

                    
                                   
                                        
       
                                           
                                           
                                       

            
            

     

       
                 

          
               
             
      

               

    

     
    

                  

                                                              
                                                                                                     
                                                                                                         

                                                    
                     

110 

Grundlagen nationalsozialistischer Ras-

sen- und Ehepolitik, Zeitschrift für Stan-

desamtwesen, Berlin, 1936. 
Quelle: Verein Industriekultur und Alltags- 

geschichte, Villach 

sowohl eheliche Beziehungen als auch aussereheliche sexuelle Kontakte. Die Suche 

nach immer präziseren Details zu den verschiedenen Aspekten der Rassenschande lässt 

sich dabei nicht nur als Indiz für die irrwitzige Bürokratie der Nazis verstehen, sondern 

auch als Projektionsfläche verschiedenster pornografischer Fantasien.7 

Was aussereheliche Beziehungen betraf, erfuhr vor allem das antisemitische Klischee 

des jüdischen «Lüstlings» eine nach Rassekriterien pseudowissenschaftlich untermau-

erte Neuauflage. Dementsprechend betrafen die Verurteilungen in erster Linie jüdische 
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Männer, wohingegen Frauen aufgrund der Vorstellung von ihrer sexuellen Unmündig-

keit weitestgehend straffrei blieben. Vor diesem ideologischen Hintergrund muss auch 

Paragraf 3 des «Blutschutzgesetzes» verstanden werden, der in Österreich ab 1. August 

1938 in Kraft trat und Juden die Einstellung oder Weiterbeschäftigung von arischen 

Hausangestellten unter fünfundvierzig Jahren verbot. Mit dieser Verordnung sollten vor 

allem junge weibliche Hausangestellte vor sexuellen Übergriffen ihrer jüdischen 

Dienstgeber und etwaiger Folgen geschützt werden. Die Kärntner Presse versuchte die 

betroffenen Frauen, die mit diesem Gesetz ihre Arbeitsstelle verloren, zu beruhigen: 

«Durch die Einführung der Nürnberger Rassengesetze wird eine grosse Anzahl von 

Hausgehilfinnen ihre Dienststellungen in jüdischen Haushaltungen verlassen müssen. 

Die Dienststellen der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche-

rung sind angewiesen, sich um die anderweitige Unterbringung dieser Kräfte zu bemü-

hen.»8 

Was interkonfessionelle Eheschliessungen betraf, die vor 1938 geschlossen worden wa-

ren, gab es rechtlich gesehen auch im NS-Staat keine eindeutige gesetzliche Handhabe 

– weder zum Umgang mit jüdischen als auch nicht-jüdischen Ehepartnern. «Jüdischer 

Versippung» wurde hier auf anderen Ebenen entgegengetreten: in erster Linie durch 

massive und vielfach konzertierte Anfeindungen seitens der Nachbarschaft bzw. der 

Dorfgemeinschaft oder durch behördliche Schikanen aller Art, die auch den nicht-jüdi-

schen Teil der Partnerschaft betrafen. 

Im Raum Villach lässt sich dies etwa am Beispiel von Melitta Stein zeigen, die mit 

ihrem Mann, dem jüdischen Arzt Dr. Gustav Stein, in Stöcklweingarten am Ossiacher-

see lebte. Im Juni 1938 verstarb Gustav Stein und Melitta Stein wurde Witwe. Dies 

änderte allerdings nichts an antisemitischen Anfeindungen seitens der Nachbarschaft 

bzw. der lokalen Behörden. So sagte der damalige nationalsozialistische Gemeinderat 

in Sattendorf, Jakob Clementschitsch, im Zuge eines Rückstellungsverfahrens 1948 aus: 

«Ihr Mann hat die Bevölkerung von Sattendorf unentgeltlich behandelt. Ausserdem hat 

er auch im Villacher Krankenhaus unentgeltliche Operationen durchgeführt. Trotzdem 

wurde bei seinem Begräbnis von der NSDAP die strikte Weisung ausgegeben, dass bei 

seinem Begräbnis nicht mitgegangen werden dürfe. Die Feuerwehr, die er selbst ge-

gründet hat, durfte nicht ausrücken und es bestand die Weisung, das Begräbnis zu sa-

botieren. Auch sonst wurde Frau Stein gedemütigt und zwar dadurch, dass sich die 

Leute von ihr zurückgezogen haben und fühlte sie sich dadurch sehr gekränkt.»9 

Josefine Sandriesser, eine ehemalige Nachbarin der Steins, bestätigte in ihrer Zeugen-

aussage ergänzend: 

«Früher war sie geachtet als Frau Dr. Stein und dann ist jeder achtlos vorübergegangen. 

(...) Unter den Leuten hat es geheissen, man soll nicht zum Begräbnis gehen, man weiss 

nicht, was herauskommen könne dabei.»10 
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Auszug aus dem Formular «Vermögensantrag für Juden», den Me-

litta Stein aufgrund der jüdischen Herkunft ihres verstorbenen 
Mannes Gustav Stein auszufüllen hatte, Sattendorf, 23. Juli 1938. 
Quelle: Kärntner Landesarchiv, Klagenfurt 

«Da ich Arierin bin (Ariernachweis wurde dem diesbezüglichen 

Gesuch an den Herrn Reichsstatthalter für Österreich beigelegt), 
keine Kinder habe und Witwe bin, ersuche ich nochmals mich von 

den Pflichten, die für Juden gelten, zu befreien. Ich bin gerne be-

reit, den auf mich fallenden Betrag der Arbeitsfront zu spenden; 

erbitte mir die Bekanntgabe einer Befreiung.» 

n» 
fette OTM»fllaii|j»lt) IS bl» nnnbfeant»|rIfl nnpigeben. 

Aus Angst vor weiteren Anfeindungen und drohendem Vermögensentzug gab Melitta 

Stein ihr Haus an eine Nichte weiter und zog es schliesslich vor, ihr Leben in der Ano-

nymität grossstädtischen Lebens – in Graz – fortzusetzen. 

Ähnliche Erfahrungen machte Arabella Weissberger. Ihr Ehemann, der Villacher Notar 

Dr. Egon Weissberger, war zwar protestantisch, aufgrund seiner jüdischen Vorfahren 

jedoch massiven antisemitischen Übergriffen ausgesetzt. Gleich nach dem «Anschluss» 

wurde er verhaftet und gezwungen, seine Kanzlei am Villacher Hauptplatz aufzugeben. 

Als die Familie im Zuge der nationalsozialistischen Enteignungspolitik ihre Villa in Ve-

lden gegen ein Zinshaus in der Villacher Meerbothstrasse eintauschen musste und dort 

einziehen wollte, stiess sie auf den Widerstand der Nachbarschaft. Arabella Weissberger 

gab 1949 im Zuge eines von ihr angestrengten Rückstellungsverfahrens zu Protokoll: 

«Meine Hoffnung, hier Wohnung, Ruhe und ein kleines Einkommen zu finden, zerrann 

aber sehr bald in nichts. Als von uns in eine freie Wohnung dieses Hauses einige Mö- 
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belstücke eingestellt worden waren, hat der dort ebenfalls wohnende Falkensammer (...) 

gegen uns gehetzt und liess uns sagen, dass man es nicht dulden werde, wenn wir in 

dieses Haus einziehen würden, man wolle nicht mit Juden zusammenleben. (...) Als dann 

am 10. November 1938 unsere Wohnung in der Peraustrasse 33 zu Villach von den Na-

tionalsozialisten überfallen, ausgeplündert und alles was man nicht mitnehmen konnte, 

zerschlagen und auf die Strasse geworfen wurde, mein Gatte verhaftet und in das KZ 

Dachau kam, musste ich auch das Haus in der Meerbothstrasse verkaufen.»11 

Im März 1939 flohen Egon und Arabella Weissberger mit ihrer Tochter nach Jugosla-

wien und kehrten 1945 mittellos nach Villach zurück. 

Obwohl es keine eindeutige gesetzliche Grundlage zum Vorgehen gegen jüdische bzw. 

nicht-jüdische Ehepartner, die in Mischehen lebten, gab, so waren auch sie von den ein-

schneidenden Verfolgungs- und Enteignungsmassnahmen betroffen. Insbesondere dann, 

wenn es um die Aneignung von Eigentum und Vermögen ging, setzten sich die Natio-

nalsozialisten gerne über ihre eigene Judikatur hinweg und verwandelten «arischen» Be-

sitz kurzerhand in «jüdischen». Diese Erfahrung machten Josefine und Emil Richter, die 

seit 1929 in Sattendorf am Ossiachersee erfolgreich eine Pension betrieben. Rechtmäs-

sige Eigentümerin und Betreiberin der Strandpension Richter war die als «arisch» gel-

tende Josefine Richter. Ihr bereits 1905 zum Katholizismus konvertierter, aber mit jüdi-

schen Vorfahren «behafteter» Ehemann Emil Richter-Roland war Dramaturg, Schrift-

steller und Journalist und lebte abwechselnd in Wien und Sattendorf. Gemäss dem er-

klärten Ziel «den Ossiachersee judenfrei zu machen»12, hatten die Nationalsozialisten 

den Betrieb schon kurz nach dem «Anschluss» im Visier. 

Im Mai 1938 erreichte Emil Richter-Roland die Aufforderung seine Herkunft darzule-

gen, denn «um ein Unternehmen als arisches bezeichnen zu können, ist es unbedingt 

notwendig, dass beide Ehepartner den Ariernachweis erbringen».13 

Strandpension Richter,  

Sattendorf, um 1930.  
Foto: Sammlung Franz Schiestl, Villach 
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Bestätigung über den Raub des 
Radios von Josefine Richter durch 

die Gendarmerie, Sattendorf, 

23. November 1939. 
Quelle: Kärntner Landesarchiv, 

Klagenfurt 

Richter-Rolands Einspruch, dass diese Forderung nicht der geltenden Rechtslage ent-

spräche und der Betrieb alleiniges Eigentum seiner «arischen» Frau sei, hielt die NS-

DAP Sattendorf entgegen: 

«Allein, wenn Sie mit diesem Betrieb nichts zu tun hätten, müssen Sie den Ariernach-

weis in Ihrer Eigenschaft als Ehepartner der Konzessionsinhaberin doch erbringen. So-

lange dies nicht der Fall ist, wird Ihr Unternehmen als jüdisch bezeichnet.»15 

Der selbstbewusste Ton, in dem Emil Richter-Roland das Eigentum seiner Frau vertei-

digte, überforderte offenbar die lokalen Behörden. Am 23. Mai 1938 erging seitens der 

Nationalsozialistischen-Betriebszellenorganisation, Kreisleitung Villach (NSBO) ein 

Schreiben an die Kärntner Gauleitung mit der Bitte, die Angelegenheit Richter «durch 

Ihren Judenkommissär Kren raschest erledigen zu lassen (...), da Richter alle mögliche 

Propaganda für seine Pension in Sattendorf macht (...). Richter, der in seinem ganzen 

Aussem ein Volljude ist, behauptet, dass er nicht verpflichtet ist, den Ariernachweis zu 

erbringen».16 Zwei Monate später, am 3. Juli 1938, verwies der inzwischen hinzugezo-

gene Anwalt der Richters, Dr. Arnold Peter, in seiner Korrespondenz mit der Gaulei-

tung auf die zu diesem Zeitpunkt gültige Reichsgesetzgebung: 

«§ 5 (der ersten Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 14.11.1935) stellt einen er-

schöpfenden und endgültigen Judenbegriff auf. Es ist nicht zulässig, andere als unter 

die Begriffsbestimmung des § 5 fallende Personen als Juden zu bezeichnen und zu be-

handeln. (...) Jude ist demnach, wer von mindestens drei volljüdischen Grosseltern ab-

stammt. Danach ist Frau Richter arisch und ist auch durch die Ehe mit einem Juden 

nicht Jüdin geworden. Ich nehme an, dass Sie inzwischen auch selbst zu diesem Ergeb-

nis gekommen sind.»17 

Im Fall Richter wogen die wirtschaftlichen Interessen allerdings schwerer als all- fäl-

lige rechtliche Bedenken. Ende 1938, im Zuge der österreichweit einsetzenden Novem-

berpogrome, erschien die Gelegenheit günstig, den widerständigen Emil Richter-Ro-

land zu verhaften und nach Dachau zu deportieren. Josefine Richter entzog man im 

Zuge der Ereignisse die Betriebskonzession. Vor der Rückstellungskommission be-

schrieb Josefine Richter 1947 die bemerkenswerte Situation: 

Emil Richter-Roland und die 

Roland-Bühne 

Der 1876 in Wien geborene 

Emil Richter-Roland war zu-

nächst Direktor des Intimen 

Theaters in Wien, übernahm 

aber nach dem Ersten Welt-

krieg das Theater des Buda-

pester Orpheums, der ersten 

grossen jüdischen Theater-

gruppe Wiens. Nach der Über-

nahme wurde das Theater im 

zweiten Bezirk in Roland-

Bühne umbenannt, bot aber 

vom Repertoire her ähnliche 

Stücke wie zuvor das Buda-

pester Orpheum. Stars des 

Theaters waren die jüdischen 

Schauspieler Gisela Werbezirk 

und Fritz Grünbaum, gespielt 

wurden vor allem «Leopold-

städter jüdische Possen». Wie 

fast alle anderen Theater 

hatte auch die Roland-Bühne 

mit den Auswirkungen der 

Weltwirtschaftskrise zu kämp-

fen und wurde 1929 

geschlossen.14 
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Ausweisungsbescheid für 

Emil Richter- Roland, 
Sattendorf, 23. Novem-

ber 1938. 
Quelle: Kärntner 

Landesarchiv, Klagenfurt 

«Der stellvertretende Gauleiter für Kärnten, Kutschera, erschien bei mir und erklärte, 

er werde den Betrieb enteignen. Auf den Hinweis, dass keine gesetzliche Grundlage 

gegeben sei, erklärte er, dies werde trotzdem geschehen (...). Da wir nach Wien über-

siedeln mussten und mir klar war, dass ich den Besitz nicht halten konnte, zumal ja 

mein Mann Jude war und ich mich nicht entschliessen konnte, mich von meinem ge-

treuen Lebensgefährten zu trennen, blieb nichts anderes übrig als unter dem Druck der 

Verhältnisse den Besitz zu verkaufen.»18 

Ende 1938 begann für Partner in Mischehen ein eingeschränktes Leben in Angst – ge-

prägt von verschiedenen Schikanen, Niederträchtigkeiten und Ausnahmeregelungen. 

Hitler selbst hatte im Dezember des Jahres die Kategorien der «privilegierten» und 

«nichtprivilegierten» Mischehen eingeführt, die allerdings nie verbindliche Rechtsgül-

tigkeit erlangten. 

PRIVILEGIERTE UND NICHTPRIVILEGIERTE MISCHEHEN 

Eine privilegierte Mischehe lag vor, wenn die Frau Jüdin war und das Paar keine oder 

nicht-jüdisch erzogene (getaufte) Kinder hatte. Nichtprivilegiert waren kinderlose 

Paare, bei denen der Ehemann jüdisch war oder Paare, bei denen ein Ehepartner jü-

disch war und die Kinder jüdisch erzogen wurden. Eine Mischehe war für die Natio-

nalsozialisten offenbar eher zu ertragen, wenn die Frau Jüdin war. Damit wurde ent-

lang der nationalsozialistischen Ideologie die im Vergleich zum Ehemann deutlich 

geringere Stellung der Frauen innerhalb der Familie zum Ausdruck gebracht. 

Während nichtprivilegierte Familien in der Regel wie «Volljuden» behandelt wur-

den, kamen Paare in privilegierten Mischehen sowie ihre Kinder als «Mischlinge ers-

ten Grades» in den Vorzug bestimmter Ausnahmeregelungen. So mussten sie nicht, 

wie etwa in Wien, in eigens für Juden vorgesehene Häuser ziehen und auch nicht den 

ab September 1941 zwangsweise verordneten gelben Judenstern in der Öffentlichkeit 

tragen. 
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Kennzeichnend für den nationalsozialistischen Umgang mit Mischehen und «Mischlin-

gen» war, dass es bis zum Ende der NS-Herrschaft auf legislativer Ebene zu keinen 

definitiven Entscheidungen in der NS-Judikatur gekommen war. Während Vertreter der 

Partei, der SS und der Gestapo immer wieder radikale Massnahmen zur gänzlichen Eli-

minierung der Mischehe forderten, beharrte das Innenministerium auf überschaubaren 

und leicht umzusetzenden Verordnungen. Der Historiker Saul Friedländer interpretierte 

das politische Taktieren rund um die Mischehen als Beweis, dass auch das NS-Regime 

potentiell negativen Reaktionen seitens der Öffentlichkeit nicht gänzlich gleichgültig 

gegenüberstand.19 Tatsächlich betraf die Thematik einen grossen Teil der «arischen» 

Bevölkerung, auf deren Unterstützung das Regime vor allem seit Kriegsbeginn mass-

geblich angewiesen war. 

Der psychische Druck, dem beide Partner in einer Mischehe ausgesetzt waren, war den-

noch enorm. Insbesondere die Angst, dass der «arische» Partner den willkürlichen Schi-

kanen und ständigen Anfeindungen nicht standhalten und sich trennen würde, dürfte 

vor allem für den jüdischen Teil der Partnerschaft sehr belastend gewesen sein. Diese 

Angst war nicht unbegründet. Von Beginn an übte das NS-Regime enormen Druck auf 

die «arischen» Ehepartner aus, sich scheiden zu lassen und damit wieder «Teil der deut-

schen Blutsgemeinschaft» zu werden. Aus diesem Grund wurde per Erlass vom 6. Juli 

1938 auch die Annulierung einer Mischehe ohne grösseren bürokratischen Aufwand 

ermöglicht. Die Reaktionen darauf waren sehr unterschiedlich. Während viele Be-

troffene mit allen zu befürchtenden Konsequenzen an ihrer Ehe fest hielten, machten 

andere von diesem legislativen «Angebot» Gebrauch, in manchen Fällen auch nur zum 

Schein, um ihren «arischen» Ehepartner zu schützen. Etliche «jüdische» Ehepartner 

liessen sich nur pro forma scheiden und flüchteten ins Ausland, während der geschie-

dene «arische» Partner im Land bleiben und zumindest Teile des Vermögens bewahren 

konnte. Nicht wenige dieser geschiedenen Paare heirateten nach Kriegsende erneut. Zu 

ihnen zählte auch der Villacher Kaufmann Arthur Glesinger, der sich 1938 von seiner 

als «arisch» geltenden Frau Josefine scheiden liess und nach Palästina flüchtete. Nach 

seiner Rückkehr aus dem Exil 1946 heirateten die beiden ein zweites Mal. Auch die 

älteste Tochter der Glesingers, Herta, lebte in einer Partnerschaft mit einem nicht-jüdi-

schen Ehemann. Ihr Mann, Emil Klucka, der seit 1929 im Geschäft seiner späteren 

Schwiegereltern arbeitete und seit 1937 als stiller Teilhaber fungierte, versuchte 1938 

die drohende «Arisierung» des Betriebes abzuwenden und diesen selbst zu übernehmen. 

In zahlreichen Ansuchen verwies er auf seine angebliche oder tatsächliche Sympathie 

für die Partei: 

«Der grosse Widerspruch meines Lebens, aus dem ich keinen Ausweg finden kann, ist 

die Ehe mit meiner Frau. Ich habe aus dieser Ehe ein kleines Kind. Ich bitte Sie, Herr 

Reichskommissär zu prüfen, ob mein gesamtes persönliches Verhalten nicht den Um-

stand meiner Ehe aufwiegen kann, so dass mir rechtmässig die Übernahme des Ge-

schäftes Glesinger an vertraut werden könnte.»20 

Auf der Gegenseite bemühte sich allerdings der Kaufmann Peter Foiker mit allen er-

denklichen Mitteln, von der Villacher Kreisleitung die «kommissarische Verwaltung» 
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Hochzeitsfoto von Herta und Emil 
Klucka, Villach, 26. August 1933. 

Foto: Privat, Liselotte Cadamuro, 

Pordenone 

Josefine und Arthur Glesinger wäh-

rend ihrer ersten Ehe mit ihrer 

Tochter Herta, Leoben, 1915. Das 
Paar liess sich 1938 scheiden und 

heiratete 1946 nach der Rückkehr 

Arthur Glesingers aus Palästina  
erneut. 

Foto: Privat, Liselotte 

Cadamuro, Pordenone 

für das renommierte und gut gehende Glesinger-Geschäft übertragen zu bekommen: 

«Im Hinblick auf den Umfang des Geschäftes besteht die Gefahr einer Vermögensver-

schleppung, falls die weitere Abwicklung dem Juden überlassen wird»21, warnte er die 

Behörden. 

Wenig überraschend fiel die Entscheidung zugunsten von Peter Foiker aus. Klucka 

könne «durch seine Versippung» keinesfalls Berücksichtigung finden», zumal im Falle 

einer Übernahme durch Emil Klucka «nach wie vor das jüdische Kapital mitarbeiten 

oder stillschweigend daran beteiligt»22 wäre, erklärten die Sachbearbeiter der Vermö-

gensverkehrsstelle Klagenfurt. 

Im November 1938 war der Ausverkauf des Glesinger-Warenlagers beendet. Das Ge-

schäft wurde liquidiert, die Räumlichkeiten mietete Herbert Werner gemeinsam mit sei-

nem Kompagnon Hermann Weissenbacher. Die beiden Geschäftsleute hatten bis dahin 

im Leiningenhof das Sportwarengeschäft Werner & Weissenbacher betrieben und sa-

hen sich schon seit längerer Zeit nach einem günstiger gelegenen Geschäftslokal um.23 

Hermann Weissenbacher war 1934 wegen illegaler NS-Akti- vitäten zu einer mehrmo-

natigen Haftstrafe verurteilt worden, sein Partner Herbert Werner war von Mai bis Au- 
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gust 1934 im Anhaltelager Wollersdorf interniert.24 Nach dem Novemberpogrom zogen 

die Kluckas mit ihrer Tochter Liselotte und Hertas Mutter Josefine Glesinger nach Kla-

genfurt, wo sie auch das Kriegsende erlebten. 

Im Jänner 1939 wurden in Villach und Klagenfurt Eheberatungsstellen eingerichtet, die 

laut Kärntner Grenzruf zu. «den positiven und praktisch bereits durchführbaren Mass-

nahmen einer aufrechten, gesunden nationalsozialistischen Bevölkerungspolitik»25 ge-

hörten. Diese Eheberatungsstellen, denen kurze Zeit später auch bevölkerungspoliti-

sche Rechtsberatungsstellen angeschlossen wurden, waren Servicestellen des Rassen-

politischen Amtes der Gauleitung Kärnten. 

Zur amtlichen «Arbeit an der Reinerhaltung des Volkes» zählten u. a. die Ehrung kin-

derreicher Mütter und die rassenkundliche Schulungsarbeit durch Vorträge und Filme. 

Darüber hinaus beschäftigte sich das Rassenpolitische Amt mit dem Anlegen eines «Ju-

den- und Zigeunerkatasters» sowie der Erfassung «asozialer Grossfamilien».26 Nicht 

eindeutig belegt, aber sehr wahrscheinlich kümmerte sich diese Behörde auch um die 

Erfassung der Mischehen bzw. um die Kategorisierung der «Mischlinge». 

Anna und Leon Zwerling,  

Villach, um 1925. 

1942 wurden die in einer Mischehe 
lebenden Zwerlings gezwungen, 

Kärnten zu verlassen und nach 

Wien in eines der sogenannten  
«Judenhäuser» in der Leopoldstadt 

zu übersiedeln.  
Foto: Privat, Ricarda Wulz, Klagenfurt 

 

Arthur Glesinger war ein gross-

zügiger Förderer sozialdemokra-

tischer Organisationen, insbe-

sondere der Villacher Kinder-

freunde. Nach seiner Heimkehr 

aus dem Exil erhielt er keinerlei 

Entschädigung für sein geraub-

tes und zerstörtes Gut. Im März 

1948 verfasste er an Joseph 

Buttinger, dem ehemaligen Füh-

rer der Revolutionären Sozialis-

ten, folgende Zeilen: 

«Durch die Nationalsozialisten 

bin ich um mein ganzes Vermö-

gen gekommen und musste ich 

ohne Geldmittel nach Palästina 

emigrieren, wo ich mich schlecht 

und recht durchbrachte. Nach 

der Befreiung Österreichs kam 

ich wieder zu meiner hier geblie-

benen Familie (Christen) zurück. 

Ich dachte irgendeine Wieder-

gutmachung zu erhalten. Auch 

eine Anstellung, um die ich bei 

der Gemeinde ansuchte, wurde 

mir mit dem Hinweis auf mein 

vorgerücktes Alter verweigert. 

Ich habe nach langem Suchen 

nun wieder ein kleines Ge-

schäftslokal erhalten und habe, 

nachdem ich alle mir verbliebe-

nen Gegenstände, wie goldene 

Uhr, Fotoapparat und derglei-

chen, verkaufte, wieder mit ei-

nem Geschäfte begonnen.»27 
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Die Frage der Mischehe wurde im Zuge der Diskussionen um die «Endlösung der Ju-

denfrage» auf der Wannseekonferenz am 20. Jänner 1942 erneut diskutiert, ohne zu 

einer definitiven Entscheidung zu kommen. Auf einer Nachbesprechung am 6. März 

1942 sprach man sich prinzipiell für die Sterilisierung von «Mischlingen ersten Grades» 

und eine verpflichtende Auflösung von Mischehen aus, allerdings vertagte man die kon-

krete Regelung auf das Kriegsende.28 

Dies bedeutete konkret, dass es zwar nach wie vor keine definitive legislative Handhabe 

gegen Mischehen und «Mischlinge» gab, dass es allerdings in der Praxis zu zahlreichen 

Willkürakten kam. 

Insbesondere als sich die militärische Niederlage des Deutschen Reiches immer deutli-

cher abzeichnete, begann sich auch die Verfolgung sogenannter «Mischlinge» bzw. jü-

discher Ehepartner aus Mischehen zu radikalisieren und auszuweiten.29 Die Gestapo 

nutzte im Wesentlichen jede Gelegenheit um dieser Personengruppe doch noch habhaft 

zu werden. So hatte der Tod des «arischen» Ehepartners üblicherweise den Verlust des 

Schutzes und in der Regel auch die sofortige Deportation zur Folge. «Ich nenne das 

nationalsozialistische Witwerverbrennung»4, konstatierte 1944 der deutsch-jüdische 

Schriftsteller Viktor Klemperer, der selbst in einer interkonfessionellen Ehe lebte, die 

Gegebenheiten.30 

Unter den jüdischen Mischehepartnern und ihren Kindern wurden die Unsicherheit und 

die ständige Angst, doch noch deportiert zu werden, immer grösser. Jedes kleinste Ver-

gehen konnte die Trennung von der Familie und schlimmstenfalls den Tod bedeuten, 

wie auch im Falle der Villacher Jüdin Maria Gornik. 

DIE FRAUEN DER ROSENSTRASSE 

Im Februar und März des Jahres 1943 geschah in Berlin etwas, was in den zehn Jahren 

NS-Herrschaft bis dato niemand für möglich gehalten hatte: erfolgreicher und offener 

Widerstand gegen das Regime. 

Am 27. Februar hatte die Gestapo in einer Blitzaktion 15.000 Berliner Juden, darunter 

viele jüdische Ehepartner aus Mischehen und sogenannte «Mischlinge», festgenom-

men und in Sammellager gebracht, von wo aus ihre weitere Deportation erfolgen 

sollte. Eine dieser Sammelstellen befand sich in der Berliner Rosenstrasse. Dort fan-

den sich bereits kurze Zeit später eine Vielzahl nicht-jüdischer Ehefrauen und Mütter 

ein, die teils mit lautstarkem, teils mit stummem Protest die Freilassung ihrer Ehe-

männer und Kinder forderten – auch dann noch, als sie kurzzeitig mit Waffengewalt 

bedroht wurden. Immer mehr Menschen, die sich mit den Frauen solidarisierten, fan-

den sich in der Rosenstrasse zum Protest ein; Schätzungen zufolge sollen es täglich 

über 2.000 Menschen gewesen sein. Der Protest zeigte Erfolg. Nach und nach wurden 

alle Inhaftierten mit Ausweispapieren und Entlassungsscheinen offiziell freigelassen. 

Die Aktion ist der einzige bislang bekannte öffentliche Protest gegen die Deportation 

von Juden während der NS-Herrschaft, und sie zeigt, dass es keineswegs unmöglich 

war, mit Erfolg gegen die NS-Politik aufzutreten: «Wenn die verhältnismässig ge-

ringe Zahl von Frauen jüdischer Männer es zuwege gebracht hat, deren Schicksal zum 
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Guten zu wenden, so hätten diejenigen (...), die sich jetzt in so grosser Zahl als Gegner 

des Nazismus bezeichnen, auch die von ihnen angeblich nicht gewollten oder sogar 

verabscheuten Greueltaten verhindern können, sofern sie es ernstlich gewollt hätten», 

hielt der jüdische Rechtsanwalt Bruno Blau mit einiger Bitterkeit fest.31 

FALLBEISPIELE 

Maria Gornik 

Die am 20. April 1900 in Bursztyn (Galizien) geborene Maria Schönfeld und ihr aus 

Maribor stammender katholischer Ehemann Wilhelm Gornik lebten seit 1920 in Vil-

lach. Gemäss nationalsozialistischer Kategorisierung zählte das kinderlose Paar zu den 

«privilegierten Mischehen», was sie jedoch nicht vor antisemitischen Übergriffen und 

Denunzierungen, der Demolierung ihrer Wohnung in der Weiss- briachgasse im No-

vember 1938 und der darauffolgenden Delogierung seitens der Vermieter bewahrt 

hatte.32 

Die Gorniks hatten insofern noch Glück, dass sie in der Nähe ihrer Gemischtwaren-

handlung in der Oberfeldstrasse 31 eine neue Unterkunft fanden – kein einfaches Un-

terfangen für ein Ehepaar mit einem jüdischen Partner. Doch auch hier standen sie unter 

ständiger Beobachtung der Nachbarschaft – ein Umstand, der Maria Gornik zum Ver-

hängnis werden sollte. Am 3. Juli 1941 wurden die Gorniks gemeinsam mit Georg 

Wimmer, einem befreundeten Nachbarn, wegen angeblichen Abhörens ausländischer 

Radiosender verhaftet und in den Gestapo- Arrest in der Ankershofengasse gebracht. 

Die Denunzierung war seitens verschiedener Mitglieder der NSDAP-Ortsgruppe Vil-

lach-Warmbad, darunter auch eine Nachbarin des Paares, erfolgt. Während Wilhelm 

Gornik und Georg Wimmer die Vorwürfe relativ schnell entkräften konnten und wieder 

frei gelassen wurden, blieb Maria weiterhin in Haft. «Vermutlich wurde meine Frau 

auch aus rassischen Gründen nicht mehr freigelassen»,33 vermutete Wilhelm Gornik in 

einer Aussage im Jahre 1946 zu Recht. 

Die verzweifelten Bemühungen um die Enthaftung seiner Frau, die Wilhelm Gornik 

sogar bis nach Berlin führten, sowie seine konsequente Weigerung, sich scheiden zu 

lassen, waren den Behörden ein Dorn im Auge. Das gemeinsame Gemischtwarenge-

schäft der Gorniks am Kiesweg 10 in Villach-Auen «wurde mir auf Veranlassung des 

damaligen Kreisleiters Peter Piron am 15.10.1941 zwangsweise geschlossen»34, ver-

merkte Wilhelm Gornik in seiner Anzeige. Unterdessen war seine Frau Maria ins Ge-

stapogefängnis nach Klagenfurt überstellt worden, wo sie auf den zu dieser Zeit in Vil-

lach wohnenden Gestapobeamten Adolf Triebnig traf. Dieser gab in einer späteren Zeu-

genaussage an: 

«Ich kannte sie und ihren Mann, der ein gut ausgezeichneter Weltkriegsteilnehmer war. 

Ich wollte sie nicht ins KZ geben, denn sie hatte nur ein ,Mundwerk4, sonst war sie 

nicht so schlecht. Sie soll ihrem Mann im Weltkrieg im Osten das Leben gerettet haben. 

Ich habe bei meinem Chef (...) vorgesprochen und ersucht, den Antrag auf Einweisung 

ins KZ nicht stattzugeben.»35 
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Ob es sich bei dieser Aussage nur um den Versuch handelte, die eigene Beteiligung am 

Fall Gornik – nach 1945 immerhin gerichtsanhängig – in einem möglichst günstigen 

oder individuell unbeteiligten Licht erscheinen zu lassen, bleibt unklar.36 Dem angebli-

chen Rettungsversuch Adolf Triebnigs kam laut eigenen Aussagen jedenfalls ein Vor-

fall in die Quere, der das Blatt zu Ungunsten Maria Gorniks wendete. 

«Weimann sagte zu und Frau Gornik bekam nur eine Haftstrafe. Dann meldete einmal 

der Arrestmeister Brunner, dass mit dieser Frau kein Auskommen in der Zelle sei, die 

anderen Häftlinge weigerten sich, mit ihr zusammen zu sein und beschuldigten sie Trat-

schereien usw. Ich erklärte Frau Gornik, wie sie sich benehmen solle und dass ich ihr 

geholfen hätte. Dabei wurde sie ganz nervös und sagte: ,Um Gottes willen, ich habe 

nichts gemacht/ Sie schien hysterisch gewesen zu sein. Sie sagte: Der Arrestmeister 

setzt mir nur zu, ich habe nichts gemacht. Ich führte das Gespräch mit ihr in der Zelle 

des Arrestmeisters. Ich verlangte Aufklärung und endlich über Drängen gestand sie, 

dass der Arrestmeister sie in der Nacht missbrauchen wollte. (...) 

Sie beschuldigte nicht den anwesenden Arrestmeister Brunner, sondern den Arrestmeis-

ter-Stellvertreter, der auch im selben Alter war. (...) Ich liess Frau Gornik wieder in die 

Zelle führen und sprach darüber mit dem Arrestmeister. Dieser war paff und sagte, die 

Beamten könnten sich so etwas nicht bieten lassen. Ich musste ihm Recht geben und 

sagte, er solle die Meldung machen. Einige Zeit später kam mein Chef zu mir, warf mir 

den Akt auf den Tisch und sagte: Da haben sie ihre Gornik. Sie geht ins KZ. Ich konnte 

ihr dann nicht mehr helfen.»37 

Nach Aussage Triebnigs hatte Maria also einen Beamten der Vergewaltigung oder se-

xuellen Nötigung bezichtigt, was gleichzeitig auch den Tatbestand der «Rassenschan-

de» markierte. 

Die Aussage des Gestapomannes führt de facto in einen Bereich, der für die zeitge-

schichtliche Forschung nur schwer zugänglich ist: sexualisierte Gewalt in den Gefäng-

nissen und Konzentrationslagern. Betroffenen weiblichen Überlebenden war es nach 

dem Krieg kaum möglich, über sexuelle Gewalterfahrungen zu sprechen. Forschungen 

zu diesem Themenkomplex zeigen jedoch, dass die Liste der psychischen und physi-

schen Formen sexualisierter Gewalt lang ist und von demütigenden Blicken und anzüg-

lichen Beschimpfungen bis hin zu Vergewaltigungen reichte.38 

Ob es im Fall Maria Gorniks tatsächlich zu einem sexuellen Übergriff bzw. zu einer 

Anschuldigung dieser Art gekommen war, bleibt de facto unklar. In ihrem letzten Brief 

an ihren Mann kurz vor ihrem Abtransport nach Ravensbrück dementierte sie, jemals 

eine in diese Richtung gehende Äusserung gemacht zu haben. Ein Dementi könnte frei-

lich auch aus Scham gegenüber ihrem Mann erfolgt sein, oder weil sie begriffen hatte, 

dass sie sich mit dieser Aussage selbst geschadet hatte und nun versuchte, die damit 

eingeleiteten Folgen abzuwenden.39 Der Brief, den Wilhelm Gornik in einer Abschrift 

dem Gericht vorlegte und der offenbar aus dem Gefängnis geschmuggelt worden war, 

war auch das letzte Lebenszeichen, das Wilhelm Gornik von seiner Frau Maria erhielt: 
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«Lieber Jauze! 

Eben heute Freitag hat man mir mitgeteilt, dass ich morgen Früh in das Lager komme. 

Du kannst Dir kaum meine Verzweiflung vorstellen, nachdem man uns solche Verspre-

chungen gemacht hat. Zum Schluss hatte ich noch eine grosse Aufregung. Als ich un-

längst mit Herrn Tribnig in Anwesenheit des Herrn Hauptwachmeisters sprach, sagte 

ich ihm, dass mich Herr Wachtmeister G. nicht in Ruhe lässt, was er falsch auffasste, 

als wenn er mir zunahegetreten wäre. Ich erfuhr das durch ein Mädel welches bei Herrn 

Tribnig arbeitete. 

Ich wurde heute in die Kanzlei geholt, wo mir Herr Tribnig eine Mitteilung machen 

wollte. Sofort machte ich denselben auf seinen Irrtum aufmerksam, wofür er mich vor 

Herrn Hauptwachmeister misshandelte. Er machte die Bemerkung, dass ich dies noch 

büssen werde. 

Lieber Willi ich teile Dir dies nur aus dem Grunde mit, dass Du beim Herrn Kommissar 

vorbringst, dass ich unschuldigerweise misshandelt wurde. Viele Grüsse und Küsse von 

Deiner dich liebenden Mitzi. Ich wünsche Dir gesegnete Weihnachten und sei nicht 

verzweifelt, wir werden uns gesund wiedersehen.»40 

Kurz vor Weihnachten 1941 wurde Maria Gornik offenbar über Umwege ins nördlich 

von Berlin gelegene Frauenkonzentrationslager Ravensbrück gebracht, wo sie erst am 

21. Februar 1942 eintraf. Acht Monate später erfolgte ihre Deportation nach Auschwitz, 

wo sie am 16. Oktober 1942 ums Leben gebracht wurde.41 

 

Der Untere Kirchenplatz mit Blick auf das Haus in der Weissbriach-

gasse 1, wo die Gorniks bis zu ihrer Kündigung Ende 1938 neunzehn 
Jahre gelebt hatten, Villach, um 1920.  
Foto: Privat, Alexandra Schmidt, Villach 
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Johanna Deman mit ihrer Tochter 

Elsa, Wien, Jänner 1939.  
Foto: Privat, Elsa S., Villach 

Elsa Deman 

Anfang der 1920er Jahre verliess Johanna Planer den elterlichen Hof in Steindorf am 

Ossiachersee, um in Wien Arbeit zu suchen. Die wirtschaftliche Situation in Kärnten 

war angespannt und die Hauptstadt versprach zumindest interessantere Möglichkeiten 

für die damals knapp Zwanzigjährige, die noch neun Geschwister hatte. In Wien lernte 

Johanna Planer den dort gebürtigen, achtzehn Jahre älteren Geschäftsmann Robert De-

man kennen, dessen aus Ungarn eingewanderte Familie jüdischen Glaubens war. 1927 

heiratete das Paar, am 21. Dezember 1931 erblickte Tochter Elsa in Wien das Licht der 

Welt. Vor der Hochzeit waren beide Elternteile aus ihren jeweiligen Religionsgemein-

schaften ausgetreten. Dazu bemerkte Elsa Deman später: 

«Die Mama ist nach dem Krieg wieder dazu gegangen zur Kirche. Vom Vater weiss ich 

es nicht. Aber das hat ja nix geholfen beim Hitler, ob einer jetzt dabei war oder nicht.»42 

Elf Jahre nach der Eheschliessung galt die Partnerschaft der Demans entlang der gelten-

den Rassenlehre als Mischehe, ihre Tochter Elsa als sogenannter «Mischling ersten Gra-

des». Robert Deman verlor aus rassischen Gründen seine Arbeit. Johanna Deman, die 

zuvor für ein Geschäft Damenstrümpfe «repassiert» hatte, bemühte sich um eine besser 

bezahlte Arbeit, da sie nun als Alleinverdienerin den Lebensunterhalt der Familie zu 

bestreiten hatte. Angst und Misstrauen wurden zu ihren stetigen Begleitern, sie fühlte 

sich beobachtet und bedroht: 

«Dann ist sie in einen Maschinenschreibkurs und Stenografie gegangen, damit sie viel-

leicht in einem Büro einen Posten bekommen könnte. Hier sind alle aufgestanden – das 

hat sie mir oft erzählt – da haben sie eine Hitlerfeier gemacht und alle sind aufgestanden 

zum Hitlergruss. Die Mama hat das nicht getan, ich weiss nicht ob sie aufgestanden ist. 

Einer hat sie jedenfalls beobachtet, das hat sie gemerkt, weil die sind ja gleich gefahren 

mit allen ... Jetzt wusste sie nicht was tun. Bei einer Gelegenheit hat sie dann schnell 

ihre Sachen zusammengepackt. Dann hat die Nachbarin gesagt: ,Ach, gehen sie schon?» 

und sie hat gemeint ,Nein, nein ich hol’ nur was/ Dann ist sie gegangen und nicht mehr 

gekommen. Dort hätte sie nicht mehr hingehen können.»43 

Im Zuge des Novemberpogroms 1938 wurde auch Elsas Vater Robert Deman verhaftet 

und als «Schutzhäftling» nach Dachau deportiert. Nach seiner Freilassung beschloss Jo-

hanna Deman ihre Auswanderung nach England, um Mann und Tochter nachkommen 

zu lassen. Zeitgleich versuchte Robert Deman mit einigen anderen österreichischen Ju-

den in die Schweiz zu flüchten, was jedoch misslang. «Ein ganzer Zug voll ist dorthin, 

aber in der Schweiz haben sie sie nicht angenommen, die haben alle wieder zurückge-

schickt.»44 

Elsa blieb zunächst bei ihrer jüdischen Grossmutter Emma Steinschneider (geb. 27. Juni 

1875), für die die Situation in Wien allerdings immer gefährlicher wurde. Eine Tante 

holte schliesslich die damals achtjährige Elsa zu sich nach Villach. Mit Kriegsbeginn 

spitzte sich die Lage immer mehr zu: 
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«Die Mama ist mit dem letzten Schiff wieder her, weil die haben dann England den 

Krieg erklärt. Dann sind wir nach Wien gefahren und haben die Grossmutter besucht. 

Die Wohnung haben sie ihr natürlich weggenommen, sie hat eine schöne grosse Woh-

nung gehabt, und da haben sie ganz viele alte Frauen in ein Zimmer zusammengetan. 

Und sie hat gesagt: ,Es hat drinnen nie mehr als zwei Grad‘. So kalt war es. Sobald es 

geläutet hat, haben sie immer gezittert. Da haben sie immer eine abgeholt. Die Gross-

mutter hat einen Stern tragen müssen. Die Nazis haben ja gesagt, die Juden sind eine 

andere Rasse. Aber ich frag’ mich, warum haben sie dann einen Stern gebraucht?  

Eine andere Rasse muss man ja sehen.»45 

Elsas Grossmutter Emma Steinschneider wurde am 20. Mai 1942 aus der Sammelwoh-

nung deportiert und verstarb am 26. Mai im Lager Maly Trostinec. Elsas Vater, der am 

12. Februar 1897 in Wien geborene Robert Deman gehörte zu jenen Opfern, die im 

Zuge des ersten grossen Transportes nach Nisko am 20. Oktober 1939 ums Leben ge-

bracht wurden.46 Gemeinsam mit ihrer Mutter Johanna verbrachte Elsa die Kriegsjahre 

in Villach bei einer Tante. Mit der Anonymität der Grossstadt, die ihr in Wien oft zu 

Gute gekommen war, war es in Villach allerdings vorbei: 

«Am Anfang bin ich sehr angefeindet worden. Da sind immer Steine hinter mir herge-

flogen. ,Uiii die Volljüdin!‘ haben sie hinter mir geschrien, die Nachbarskinder.»47 

Elsa Deman wuchs in ständiger Angst vor der Gestapo und der Deportation auf. Tat-

sächlich wurde gegen Ende des Krieges der vermeintliche Schutz durch einen «ari- 

 

Der 1897 geborene Robert Deman 

(vorne, Erster von links) mit Familie, 
Wien, um 1910. 
Foto: Privat, Roberto Deman, Graz 
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schen» Elternteil immer brüchiger. Als schliesslich tatsächlich eine Verhaftung im 

Raum stand, kam die Rettung ausgerechnet von ihrem Onkel – einem «Mordsnazi»: 

«Eines Tages, als die Nazis schon eine Weile waren, haben sie beschlossen, mich und 

meine Mama abzuholen. (...) Und da hat der Onkel geholfen – obwohl er eigentlich eh 

eine Wut auf uns gehabt hat. Aber dass wir abgeholt werden, hat ihm dann doch nicht 

gepasst. ,Nein’, hat er gesagt, ,die hat sie ja ledig gehabt. Die ist ja nicht von einem 

Juden. Die ist von einem Italiener/ Und die Nazis haben es geglaubt und haben nicht 

nachgeforscht. Deshalb bin ich noch da.»48 
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Alexandra Schmidt, Werner Koroschitz 

«Da haben sie gezeigt, 

wer sie sind» 
Novemberpogrom 1938 

Die mit der NS-Machtübernahme im März einsetzende Verfolgung und Vertreibung der 

österreichischen Juden fand im November 1938 einen gut vorbereiteten vorläufigen Hö-

hepunkt. Am 7. November 1938 hatte der siebzehnjährige Herschel Feibel Grynszpan 

aus Empörung über die nationalsozialistische Judenpolitik, von der auch seine Familie 

betroffen war, in der deutschen Botschaft in Paris auf den Legationssekretär Ernst Edu-

ard vom Rath mehrere Schüsse abgegeben. Als vom Rath zwei Tage später seinen Ver-

letzungen erlag, nutzte die Reichsführung seinen Tod als Vorwand für eine beispiellose 

Welle der Gewalt gegen Juden im gesamten Deutschen Reich. Das Novemberpogrom 

wurde von den Nationalsozialisten nicht nur zynisch als «Reichskristallnacht» bezeich-

net (aufgrund des zerbrochenen Geschirrs), sondern auch als spontane Volkserhebung 

dargestellt. Zahlreiche Forschungsarbeiten haben diese Darstellung allerdings wider-

legt.1 Als vom Rath am späten Nachmittag des 9. Novembers starb, befand sich fast die 

gesamte NS-Elite in München auf ihrer alljährlichen Gedenkveranstaltung für die 

«Märtyrer» des Hitler-Putsches von November 1923.  

Einen Tag später notierte Joseph Goebbels in seinem Tagebuch: 

«Ich gehe zum Parteiempfang im alten Rathaus. Riesenbetrieb. Ich trage dem Führer 

die Angelegenheit vor. Er bestimmt: Demonstrationen weiterlaufen lassen. Polizei zu-

rückziehen. Die Juden sollen einmal den Volkszorn zu spüren bekommen. Das ist rich-

tig. Ich gebe gleich entsprechende Anweisungen an Polizei und Partei. Dann rede ich 

kurz dementsprechend vor der Parteiführerschaft. Stürmischer Beifall. Alles saust 

gleich an die Telephone. Nun wird das Volk handeln.»2 

Die Botschaft, die Goebbels in seinen nur mündlich erteilten Anweisungen aussandte, 

war unmissverständlich: Die Partei sollte nach aussen hin nicht als Anstifterin des Pog-

roms in Erscheinung treten. Von München ausgehend, wurden noch in der Nacht vom 

9. auf den 10. November auf Befehl der örtlichen NSDAP- Kreisleitungen im gesamten 

Deutschen Reich Pogrome ausgelöst, die mehrheitlich von SA-Truppen in Zivil getra-

gen wurden.3 

In Kärnten und anderen Bundesländern erfolgte der Beginn der Gewaltaktionen auf-

grund der zeitlichen Verzögerungen bei den Weisungserteilungen erst am Morgen des 

10. November. Zum Auftakt wurden laut Befehl in ganz Kärnten «gesunde männliche 

Juden, nicht zu hohen Alters»4, möglichst vermögend, festgenommen. Die Opfer wur-

den in die lokalen Gestapogefängnisse gebracht und zwei Tage später in die Konzent-

rationslager Dachau, Buchenwald oder Sachsenhausen deportiert. 



 

128 

Unter ihnen befanden sich auch etliche Villacher Juden, die, wie Philipp Lilian, Philipp 

Rosenthal, Osias und Ferdinand Fischbach und Erich Loewe, mehrheitlich nach Dachau 

gebracht wurden. Die Häftlingsdatenblätter der Gedenkstätte Dachau belegen, dass die 

jüdischen «Schutzhäftlinge» durchschnittlich zwischen zwei und vier Wochen im Kon-

zentrationslager verblieben. Nur Philipp Rosenthal wurde erst im Mai 1939 wieder ent-

lassen.5 Die Inhaftierungsaktion diente nicht nur der Einschüchterung, sondern vor al-

lem auch der Erpressung. Ihre Freiheit erhielten viele der «Schutzhäftlinge» erst dann 

zurück, wenn sie – sofern noch nicht erfolgt – einer «Arisierung» ihres Geschäftes zu-

stimmten oder bereit waren, der Forderung nach einer sofortigen Auswanderung Folge 

zu leisten. 

Den Verhaftungen folgten im gesamten Bezirk Villach die Zerstörungskommandos, die 

bei den zurückgebliebenen Ehefrauen, Kindern und älteren Menschen erwartungsge-

mäss auf kaum Widerstand stiessen. «Da haben sie gezeigt, wer sie sind»6, kommen-

tierte Elvira Itzhaki (geb. Friedländer) die Gewaltaktionen, von denen auch ihre in Kla-

genfurt lebende Familie betroffen war. 

Eine Chronologie der Ereignisse lässt sich anhand verschiedener Bezirksgerichtsakten 

und Interviews rekonstruieren. Ein Beteiligter bestätigte, dass Kreispropagandaleiter 

Kurt Ludwig am späten Vormittag des 10. Novembers «in unmittelbarer Nähe der Pest-

säule auf dem Hauptplatze auf einer Erhöhung stand und eine Brandrede gegen die Ju-

den hielt», um für die bald darauf einsetzenden Gewaltaktionen die nötige Resonanz zu 

schaffen. Währenddessen machten sich bereits einige Teilnehmer am Firmenschild des 

sich in unmittelbarer Nähe befindlichen Geschäftes von Philipp Lilian zu schaffen.7 

Kurt Ludwig hatte sich 1947 wegen des Vorwurfs, am 10. November 1938 die Bevöl-

kerung aufgehetzt zu haben, vor Gericht zu verantworten. Ludwig bestritt den Vorwurf 

der Anklage. Seiner Meinung nach habe es sich bei der «Veranstaltung» um einen fried-

fertigen Bummel der Menschen gehandelt. Das Strafverfahren seitens des österreichi-

schen Volksgerichts wurde nach einem Jahr aus Mangel an Beweisen eingestellt, ob-

wohl die Verdachtsmomente «nicht zur Gänze entkräftet» waren.8 Kurz nach Ludwigs 

Rede am Hauptplatz erging seitens der NSDAP-Kreisleitung per Radio die Aufforde-

rung an Betriebe und Schulen, «sofort zu schliessen bzw. unterrichtsfrei zu geben und 

gruppenweise in das Stadtzentrum zu ziehen, wo weitere Weisungen erfolgen wür-

den».9 

Als Zerstörungs- und Terrortruppen waren der SA-Sturm 1 und der SA-Pionier- sturm 

Villach auserkoren worden, deren Angehörige kurz vor Mittag durch Boten angewiesen 

wurden, sich an bestimmten Orten der Stadt zu sammeln. An den Sammelplätzen er-

folgte die Gruppeneinteilung, und die Männer erhielten genaue Instruktionen, welche 

jüdischen Geschäfte und Wohnungen zu demolieren seien. Etwa zeitgleich, kurz nach 

Mittag, schlugen die SA-Trupps bei den mehrheitlich ahnungslosen jüdischen Familien 

zu. Die Berichte von Betroffenen und anderen Zeitzeugen liefern ein eindringliches 

Bild der Ereignisse und verdeutlichen die traumatischen Erfahrungen. Der Villacher 

Anton Engelhart erinnerte sich als Augenzeuge in einem Interview: 

«An jenem Tag haben wir Nachmittagsunterricht gehabt. Als wir in die Schule gekom-

men sind, hat der Schulwart zu uns gesagt: ,Heute ist kein Unterricht, heute ist Juden- 
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FAMILIE AUERBACH 

Lothar Auerbach und seine Frau Hildegard, geb. Ring, waren aufgrund ihrer jüdi-

schen Herkunft 1936 gezwungen, ihren Bauernhof in Schlesien zu verkaufen. Sie 

flohen mit ihren drei kleinen Kindern nach Kärnten in die vermeintliche Sicherheit. 

In Schassbach bei Wolfsberg kaufte das Paar den Hölzlhof. Im Zuge des Novem-

berpogroms wurde Lothar Auerbach nach Dachau deportiert. Seine Familie erhielt 

am 18. November 1938 den Bescheid entweder sofort nach Wien zu übersiedeln 

oder auszureisen. 

Nach einem kurzen Zwischenaufenthalt in Berlin gelang es den Auerbachs, ihre 

Tochter Ruth Anfang Februar 1939 mit einem Kindertransport nach England in 

Sicherheit zu bringen. Wenig später konnte die gesamte Familie folgen. 

Hildegard Auerbach (Mitte) 

mit ihren Kindern Peter, 

Ruth und Michael sowie zwei 
Landarbeiterinnen an der 

Rückseite des Hölzlhofes, 

Schassbach, Ende 1938. 
Zum Zeitpunkt der Aufnahme 

befand sich Lothar Auerbach 

bereits im KZ Dachau. 
Foto: Privat, Jürgen und Ruth Schwiening, 

Market Bosworth (Grossbritannien) 

Postkarte von Lothar Auerbach an seine Familie, KZ Dachau, 3. Dezember 1938. 
Quelle: Privat, Jürgen und Ruth Schwiening, Market Bosworth (Grossbritannien) 

«Meine liebe Hilda und geliebte Kinder, 

Bin in grosser Sorge, da bisher ohne Nachricht hoffentlich ist alles gesund, ich 

auch. Setze Dich sofort mit Moster oder Fyn [Bekannte aus Dänemark] in Verbin-

dung um bis zum Erhalt des Permits dort sein zu können. Alles Vorbereiten zum 

Verkauf auch wenn Preis niedrig ist. Schreibe an Gildemeister Wien 1 Wollzeile 7 

wegen Transfermöglichkeiten. Versuche dringend schnellstens Permit telegraf. Zu-

sage engl. dänisches, oder ein anderes Visum zu erlangen ist. Melde Erhalt umge-

hend. Gestapo Klagenfurt am besten vielleicht persönliche Vorsprache mit entspre-

chenden Empfehlungen. (...) Herzlichst L.» 
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verfolgung.‘Wir sind also gleich in die Stadt gegangen. Beim Fischbach in der Italien-

erstrasse, gegenüber dem Buchmarkt ,Libro’, haben wir zugeschaut, wie die Sachen aus dem 

Fenster im 1. Stock herausgeflogen sind. Es waren SA-Leute in Uniform, die das gemacht 

haben. Die SA Leute sind von hinten über den Hof mit einer Leiter eingedrungen. Alles 

wurde auf die Strasse hinuntergeschmissen: Bücher, Geschirr, Silberbesteck, Bettwäsche, 

Lebensmittel, auch die Vorhänge wurden heruntergerissen. Was nicht durch das Fenster ge-

passt hat, ist zuerst zertrümmert worden. Zum Schluss sind grosse Stoffballen herunterge-

schmissen worden. (...) Öfter habe ich Frau Fischbach beim Fenster gesehen. Eine zweite 

Frau ist auch oben gewesen, die ist bei ihr gestanden und hat sie getröstet. Dann bin ich 

weitergegangen. Beim Glesinger (Oberer Kirchplatz) sind auch die Sachen auf der Strasse 

gelegen. (...) Der Hauptplatz war voller Menschen. Ein unglaublicher Tumult. Auf dem So-

ckel der Pestsäule sind Jugendliche gestanden, die immer wieder geschrien haben: ,Hoch 

hänge der Jude am Laternenpfahl‘ und ‚Jude verrecke im eigenen Drecke’. Daran kann ich 

mich ganz genau erinnern.»10 

Auch Edith Schnattler, eine andere Villacher Zeitzeugin konnte die Bilder des Pogroms, die 

sich ihr als elfjähriger Schülerin eingeprägt hatten, nicht mehr vergessen: 

«An jenem Tag, nach der Schule, sind in der Italienerstrasse, Ecke Technischer Hof, beim 

Fischbachgeschäft sehr viele Leute herumgestanden. Ich bin näher hingegangen. Dort war 

ein riesiger Haufen mit verschiedenen Sachen – Geschirr, aufgeschlitzte Mehlsäcke, zer-

trümmerte Möbel – auf dem Gehsteig. Rundherum lagen viele Postkarten verstreut. Eine 

Propagandafoto, November 

1938. 
Quelle: Kärntner Landesarchiv, 

Klagenfurt 
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Beim Novemberpogrom be-

schädigtes Silbertablett der  

Familie Fischbach, das sie als 
Erinnerungsstück bis heute  

bewahrt. 
Foto: Privat, Robert Fischbach, 

Branford (USA) 

Mina Fischbach, Villach, um 1930. 
Foto: Privat, Robert Fischbach,  

Branford (USA) 

Die traumatischen Erfahrungen des Jah-
res 1938 hinterliessen bei Mina Fisch-

bach irreversible gesundheitliche  

Schäden und führten auch zu ihrem  
verfrühten Tod am 24. August 1956. 

In einem Schreiben an den Hilfsfonds 

hielt ihr Mann Osias in diesem  

Zusammenhang fest: 

«Während sie bis zum 13.3.38 kernge-

sund war, trat mit der Besetzung hoher 

Blutdruck, Herzklopfen, Schwindelge-
fühle und dann ein Schlaganfall ein. 

(...) Ein weiterer stärkerer Schlaganfall 

wurde von ihr nach dem 10. November 
38 erlitten, als unsere Wohnung vom 

Pöbel kurz und klein geschlagen und 

ich ins KZ Dachau gebracht wurde. In 
Italien, Venezuela und den USA  

konnten wir uns keine Ärzte leisten.  

Die Diabetes meiner Frau wurde zu spät 
diagnostiziert und die Behandlung war 

erfolglos.»12 

davon habe ich aufgehoben. Ich konnte das Wort Galizien lesen. Ein Wort, das ich nie 

mehr vergessen habe. Aus dem offenen Fenster im ersten Stock hat Frau Fischbach her-

ausgeschaut. (...) Ich habe sie gekannt, weil meine Mutter dort öfter eingekauft hat. Sie 

hat die Hände über dem Kopf zusammengeschlagen und geschrien: ,Mein Gott, mein 

Gott, so hört doch endlich auf‘! Zwei Männer haben sie an der Schulter gepackt und 

zurückgerissen. Ich war erschrocken und habe Angst gehabt. Ich habe das alles nicht 

verstanden.»11 

Immer mehr Neugierige versammelten sich vor den Wohnungen ihrer jüdischen Mit-

bürger, um das Spektakel zu beobachten. Viele von ihnen applaudierten und beteiligten 

sich an den Ausschreitungen, in dem sie auf heruntergeworfenen Sachen herumtram-

pelten.13 Die Haupttäter – die Männer der SA-Trupps – gingen systematisch anhand 

vorbereiteter «Judenerfassungslisten» vor. Dabei beschränkten sie sich nicht nur auf 

diejenigen, die entlang der geltenden Rassenlehre als «rein» jüdische Familien galten, 

sondern hatten auch jene im Visier, die in sogenannten Mischehen lebten. Wilhelm Gor-

nik, der sich zur Zeit der Ausschreitungen in seinem Gemischtwarengeschäft in Villach-

Auen aufhielt, fand seine Frau Maria in ihrer Wohnung in der Weiss-briachgasse «ohn-

mächtig auf einem Haufen zerschlagener Gegenstände».14 Maria Gornik, die sich allein 

in der Wohnung befunden hatte, war der Zerstörungswut der Männer ohne weitere Zeu-

gen ausgeliefert. 

Aus den vorhandenen Dokumenten und Aussagen geht hervor, dass sich die Täter in 

vielen Fällen unter dem Vorwand, nach Waffen oder politischem Belastungsmaterial zu 

suchen, Zugang zu den Wohnungen und Häusern ihrer Opfer verschafften. Dies berich-

tete auch der pensionierte Eisenbahnbeamte Leon Zwerling, der zum Zeitpunkt des Po-

groms achtundsechzig Jahre alt war: 

«Am 10. November 1938 (...) erschienen in meinem Haus Villach, Oberer Heidenweg 

34 der Kaufmann Franz Wutte (...), der Malermeister Friedrich Maier (...), der Arbeiter 

Hubert Lattacher (...) und ein gewisser Hans Triebeinig. Ich war damals gerade im Gar- 
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Die Aufnahme aus dem Nachlass 

von Dr. Walther Fresacher zeigt 

die Demolierung der Wohnung 
von Dr. Egon Weissberger in 

der Peraustrasse 33, Villach, 

10. November 1938. 
Foto: Kärntner Landesarchiv, Klagenfurt 

Arabella Weissberger, die 
sich damals mit ihrer Tochter 

alleine in der Wohnung 

befand, hielt dazu fest: 

«Die Nazis brachen die 
Wohnungstüre auf und hatten 

dafür auch mehrere Werkzeuge 

mit. Sie machten sich über die 
Möbel her und warfen fast alles 

aus dem Fenster, zerschnitten 

die Vorhänge und Bilder und 
zerschlugen das schöne Geschirr. 
Dann warfen sie auch die Münzen 

ten beschäftigt. (...) Der Malermeister Friedrich Maier gab sich mir gegenüber als 

Sturmführer aus und forderte mich mit den Worten Jude, gib die Waffen heraus’ auf 

zur Waffenabgabe. Ich erwiderte, dass ich keine Waffen habe und sie beruhigt meine 

Wohnung nach solchen durchsuchen können. Es begaben sich dann alle Vorgenannten 

in meine Wohnung im ersten Stock. Auf die neuerliche Aufforderung zur Herausgabe 

von Waffen beteuerte ich keine zu besitzen, worauf Friedrich Maier das Kommando 

,los’ gab. Alle Personen, die gegen meinen Willen in meine Wohnung eingedrungen 

waren machten sich dann daran, meine Wohnungseinrichtung zu zerstören und es dau-

erte keine halbe Stunde, war fast meine gesamte Wohnungseinrichtung von 2 Zimmern, 

1 Küche, 1 Speis und 1 Badezimmer vollständig demoliert. Nach diesem Zerstörungs-

werk sind sie wieder fort und haben hinter sich die Wohnungstüre abgesperrt und den 

Schlüssel von aussen stecken lassen, so dass ich mit meiner Frau genötigt war, die 

Wohnung durch Herablassen vom Küchenbalkon zu verlassen. Meine Frau und ich 

wurden bei diesem Anlass auch mit den Worten ,Saujud’, JudenweibF und ähnliches 

beschimpft. In der Folge musste ich mit meiner Frau, da wir gar keine Betten hatten, 

mehrere Tage auf dem Boden liegen. Später erhielten wir von Verwandten Betten und 

Geschirr.»17 

aus der Sammlung meines Mannes 

auf die Strasse, und was sie an 
Schmuck und Edelsteinen fanden, 

zertraten sie entweder am Boden 

oder warfen es aus den Fenstern.»16 

Unter den nach dem Krieg angeklagten Beteiligten am Pogrom bei Leon und Anna 

Zwerling zeigte sich lediglich Friedrich Mayer (geb. 1904) geständig. Er beschrieb den 

Tathergang folgendermassen: 
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«Ich habe den 3 SA-Männern auf dem Wege bereits erklärt, was in der Wohnung des 

Zwerling zu machen ist, dabei gab ich ihnen den Auftrag, alles was in der Wohnung ist, 

zu zerstören. Wir gingen alle in die Wohnung des Zwerling und begannen dort mit der 

Zerstörung der Wohnungseinrichtung und dergleichen. Während ich mich in der Küche 

des Zwerling aufhielt, begaben sich Lattacher, Wutte und Triebeinig in das Schlafzim-

mer des Zwerling und begannen dort die Zerstörung der Gegenstände.»18 

Während Mayer im Zuge des Prozessgeschehens vor dem Volksgericht seine Tat be-

dauerte, bestritten seine einstigen Kameraden, in irgendeiner Form an der Verwüstungs-

aktion beteiligt gewesen zu sein. Keiner wollte etwas angerührt haben oder sich erin-

nern, wer für den zertrümmerten Radioapparat, das zerbrochene Geschirr, die zerrissene 

Bettwäsche und die herumliegenden Kleidungsstücke verantwortlich war. Ihren Aussa-

gen nach wäre es lediglich möglich gewesen, dass einer von ihnen beim Verlassen der 

Wohnung das Geschirr unabsichtlich zu Boden geworfen habe.19 

Einzelne SA-Trupps setzten ihre Zerstörungsaktionen noch bis in den späten Nachmit-

tag fort und dehnten ihren Aktionsradius auf die Villacher Peripherie aus. Sonia Gini, 

die mit ihrer jüdischen Mutter und ihrer Schwester möglicherweise vor den Ausschrei-

tungen aus der Innenstadt geflohen war, gab in einer 1948 erstatteten Anzeige gegen die 

Akteure des Pogroms zu Protokoll: 

«Im Jahre 1938 hatten meine Eltern Josef und Josefine Prassnik am Magdalenen- see 

ein Sommerhäuschen. Am 10.11.1938 hielt ich mich dort mit meiner Mutter Josefine 

Prassnik und meiner Schwester Herma Prassnik auf. An dem oben genannten Tage er-

schienen gegen 16.00 Uhr ungefähr 20 Männer in Zivil. Meine Mutter Josefine Prassnik 

Nationalsozialisten am 

Hauptplatz, unten links 
das Geschäft der Familie 

Lilian, Villach, 1938. 
Foto: Sammlung Franz Schiestl, Villach 

«Am Abend bin ich mit dem 

Fahrrad über den Hauptplatz 

nach Hause gefahren. Das 
Geschäft des Juden Phillip 

Lilian am unteren Hauptplatz 

war ebenfalls ausgeplündert. 
Viele Sachen sind auf dem Platz 

herumgelegen. Der Herr Lilian 

ist vor dem Geschäft auf einem 
Rucksack gesessen und hat 

geweint. Daran kann ich mich 

noch ganz genau erinnern.»15 
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ist Jüdin. Ich vermutete sofort, dass unsere Wohnung im Zuge der damaligen Aktionen 

gegen die Juden geplündert und zerstört werde. Meine Mutter sperrte die Eingangstüre 

ab; die Männer riefen zunächst, wir sollen die Tür öffnen, und drohten uns, sie würden 

hineinschiessen, wenn wir dies nicht tun. Hierauf öffnete [meine Mutter] die Tür, da sie 

Angst hatte, dass die Männer die Drohung in die Tat umsetzen würden. Einer dieser 

Männer, den ich jedoch nicht kenne, erklärte auf Befragen meiner Mutter, was sie wol-

len, er wolle Bootfahren. Ein anderer Mann erklärte hierauf, sie würden das Haus an-

zünden kommen. Auf die Frage meiner Mutter, wie er denn heisse, sagte der Betref-

fende: Sein Name wäre Pacher. Meine Mutter entgegnete hierauf, das Haus wäre nicht 

ihr Eigentum, worauf der betreffende Mann erwiderte, sie würden halt dann die Möbel 

zertrümmern. Meine Mutter holte hierauf den Herrn Michael Brandstätter [vom] nahe-

gelegenen Gasthaus, der dann bestätigte, dass weder die Möbel noch das Haus Eigen-

tum der Eltern wären. (...) An dieser Aktion waren beteiligt ein gewisser Strauss, Welz, 

Ing. Ritzberger und andere. Diese zerschnitten unsere Bekleidung und Wäschestücke. 

Mir verblieb nur ein Mantel unbeschädigt. Meine Mutter wurde von den Terroristen 

mitgenommen und kehrte erst nach 4 Tagen zurück. (...) Äusser unseren Dokumenten 

raubten die Eindringlinge nichts. Wohl aber vernichteten sie alle unsere Kleider (mit 

Ausnahme meines Wintermantels), Wäschestücke, Geschirr, Teppiche, Matratzen, kurz 

unsere gesamte Habe.»20 

Die Pogrome betrafen auch die Ortschaften rund um den Ossiachersee. Gemäss der 

Zielsetzung der dort ansässigen NSDAP-Ortsgruppen «den Ossiachersee judenrein zu 

machen»22 fanden sich am 10. November ortsansässige, aber auch Villacher «Volks- 

und Parteigenossen» ein, um plündernd und zerstörend ans Werk zu gehen. Das in St. 

Urban gelegene Sommerhaus von Arthur Glesingers Familie war eines der Ziele. Arthur 

Glesinger, der nach dem Krieg von Palästina nach Villach zurückgekehrt war, gab in 

seiner Anzeige 1946 zu Protokoll: 

«Ich zeige an, dass im November 1938 der Nationalsozialist Martin Geist mit zwei an-

deren mir nicht bekannten Männern, mittels Motorrad (Beiwagenmaschine) von Vil-

lach nach St. Urban fuhr und dort meine Einrichtung des Sommerhauses vernichtete, 

wodurch ich einen Schaden von ca. 4.000 Reichsmark erlitt (...). Ich selbst habe den 

Vorgang nicht gesehen, aber ich habe damals meinen Gewährsmann Kofler, der für 

mich jahrelang die Schlüssel vom Sommerhaus verwahrte, befragt und er gab mir da-

mals die Auskunft, dass drei Männer mit einem Motorrad erschienen sind und die 

Schlüssel von ihm verlangten. Er hat die Männer angeblich nicht gekannt, die Schlüssel 

aber trotzdem ausgefolgt. Er sagte mir, dass er dies nur unter Druck der drei Männer 

getan hat. Diese Männer hätten dann meine Wohnungseinrichtung im Sommerhaus de-

moliert, weil ich ein Jude bin. (...) Erst nach meiner Rückkehr aus der Emigration (...) 

habe ich erfahren können, (...) dass der Schwiegersohn des Bahnwächters Kofler in St. 

Urban, namens Martin Geist, der Anführer des Zerstörungstrupps war. Geist hat sich 

bei Kriegsschluss in Villach erschossen. Nun konnte ich auch das Verhalten meines 

Gewährsmannes Kofler verstehen, wenn sein eigener Schwiegersohn dabei war.  

Deshalb hat er auch angeblich niemanden erkannt.»23 
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Gertrude Schaier, geb. Schwarz, ver-

brachte ihre Ferien oft bei ihrer Ku-

sine Elsa Fischbach (rechts) am 
Magdalenensee, St. Magdalen, 1933. 

Foto: Privat, Gertrude Schaier, Triest 

Gertrude Schaier, geb. Schwarz, am 
Magdalenensee, St. Magdalen, 1933. 

Foto: Privat, Gertrude Schaier, Triest 

Die politischen Ereignisse des No-

vembers 1938 sind eng mit Gertrude 

Schaiers persönlichen Erinnerungen 
verknüpft: 

«Wir haben nach der sogenannten 

Kristallnacht geheiratet. Mein Vater 
hat einen Personenpass gehabt – 

durch seine Arbeit durfte er ins Aus-

land reisen und konnte zu meiner 
Hochzeit nach Triest kommen, aber 

meine Mutter musste als Geisel in 

Wien bleiben. Und so hat er sich ge-
rettet, weil sie zu meiner Mutter ge-

kommen sind und meinen Vater ge-

sucht haben. Sie wollten ihn abholen 
und nach Dachau bringen, so wie 

alle anderen. Und ich hab’ mich so 
gewundert – ich hab’ von nieman-

dem meiner Freunde weder ein Tele-

gramm noch einen Anruf bekommen 
zur Gratulation. Aber dann hab’ ich 

erfahren, dass sie alle in Dachau  

waren.»21 

 

Aus der unmittelbaren Nachbarschaft und jahrelangen Vertrauenspersonen waren 1938 

Täter und Mittäter geworden. Neben dem Haus der Glesingers fiel auch das Gut Berghof 

der Familie Loewe in Heiligengestade der Zerstörungswut der Männer zum Opfer, al-

lerdings waren an diesen Ausschreitungen andere Akteure beteiligt, darunter offenbar 

einige stadtbekannte Villacher Nationalsozialisten. Dagegen blieb das Eigentum der in 

Sattendorf ansässigen Familien Stein und Richter verschont. Laut Aussage des damals 

stellvertretenden Bürgermeisters von Treffen, Heinrich Schützenhofer, habe er selbst 

die bereits angerückten SA-Trupps von der Demolierung der beiden Häuser abhalten 

können, da es sich bei den Hausbesitzerinnen Melitta Stein und Josefine Richter um 

«arische» Frauen gehandelt hätte, deren jüdische Männer nicht (mehr) anwesend gewe-

sen seien.24 Tatsächlich war Gustav Stein im Sommer 1938 verstorben, und Emil Rich-

ter-Roland hielt sich zu diesem Zeitpunkt in Wien auf. 

Neben den jüdischen Wohnungen am Ossiachersee suchten die Schlägertrupps auch 

den Fabriksdirektor Dr. Gustav Baum in der Gemeinde Weissenstein bei Villach heim. 

Der SA-Mann Johann Miessbichler, der mit einem Stosstrupp vorher die Wohnung der 

Familie Weissberger aufgesucht und dabei nach eigener Aussage nur ein Buch angese-

hen hatte, wollte auch in Weissenstein «nichts gemacht» haben.25 Inzwischen bemühte 

sich die Reichsführung um einen Abbruch der Gewalttätigkeiten, da man Gefahr lief, 

die Kontrolle über die Ausschreitungen zu verlieren. Die Sorge galt freilich weniger 

den jüdischen Opfern, sondern vor allem den «arischen» Immobilien, die durch angren-

zende brennende Synagogen und Gebetshäuser gefährdet waren. 



                                        
                                           
                                             
                                     
                                            
                                        
                                          
                                          
                                             
                                            

                                        
                                         
                                                                                               
                                                                                           
                                                        

                                  
                                        

                

136 

Auch das jüdische Gebetshaus in Klagenfurt war am Vormittag des 10. November de-

moliert worden, fiel aber nicht, wie viele andere Synagogen und jüdische Einrichtun-

gen, den Flammen zum Opfer. Joseph Goebbels gab die Anweisung, dass die Aktionen 

«mit derselben Schnelligkeit, mit der sie entstanden sind, nunmehr eingestellt werden. 

Sie haben den von ihnen erwünschten und erwarteten Zweck erfüllt».26 Der damalige 

Gauleiter von Wien und ehemalige Kärntner Parteigenosse Odilo Globocnik berichtete, 
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dass die Anordnung zum Abbruch der Pogrome etwa um sechzehn Uhr eintraf. Die 

Ausschreitungen endeten allerdings erst drei Stunden später. 

Entweder war der Befehl nicht bis nach Velden durchgedrungen oder wurde dort 

schlichtweg ignoriert, denn dort begannen die Ausschreitungen überhaupt erst in den 

Abendstunden des 10. November – also zu einem Zeitpunkt, an dem andernorts die 

Gewaltaktionen schon ein Ende gefunden hatten. In Velden waren es vor allem die 

Sommerresidenzen und Hotels jüdischer Familien, die der Zerstörung anheimfielen. 

In der Kärntner Bevölkerung dürften die Gewaltaktionen zwar nicht durchwegs auf 

Zustimmung gestossen sein, allerdings beschränkten sich Mitleid und Empörung im 

Wesentlichen auf Äusserungen im privaten Bereich. Nur wenige hatten den Mut, öf-

fentlich Empathie und Solidarität zu zeigen. Bemerkenswert ist in diesem Kontext etwa 

der offenkundige Protest des damaligen evangelischen Superintendenten Johannes 

Heinzelmann, der Berichten zufolge während des Pogroms demonstrativ «im Luther-

rock einen bekannten Villacher Juden besuchte und dies auch jedem, den er traf, 

sagte».27 

Nach den erfolgten Pogromen legitimierten die politischen Eliten die vorangegangenen 

Ausschreitungen über Plakate und Medien: «Die empörte Bevölkerung machte ihrer 

judenfeindlichen Stimmung durch Umzüge, Zusammenrottungen und Sprechchöre 

Luft», lautete etwa die verharmlosende Zusammenfassung der Gewaltexzesse im 

Kärntner Grenzrufi zudem habe man «erhebliche Mengen von Waffen, kommunisti-

schem Hetzmaterial sowie von unangemeldeten Devisen»28 zutage gefördert. Die Aus-

schreitungen waren auch Thema einer politischen Versammlung, die am 12. November 

im zentral gelegenen Gasthof Kasino in Villach stattfand. Die Kärntner Volkszeitung 

berichtete darüber ausführlich: 

«War es am Donnerstag die in berechtigter Empörung überschäumende Volksseele, 

die sich in spontanen Aktionen Luft gemacht hatte, so war diese Kundgebung der Aus-

druck des unbeugsamen Willens, mit dem Judenproblem gründliche Abrechnung zu 

halten und die Abwehr seiner Übergriffe auf gesetzlichen Wegen durchzuführen. Der 

Ortsgruppenleiter Villach-Mitte Parteigenosse Czeitschner ergriff das Wort (...). 

Er betonte, dass die Einzelaktionen von den zuständigen Parteistellen weder gewollt 

noch befohlen worden waren, wenngleich sie angesichts des frechen jüdischen Über-

griffs psychologisch verständlich seien. (...) Wenn aber einige empfindliche Volksge-

nossen die Aktionen allzu sehr kritisierten, so möchten sie doch bedenken, welcher 

Schaden grösser gewesen sei, dass ein Radio oder ein Klavier auf die Strasse geworfen 

und zertrümmert, oder dass das Leben deutscher Menschen infolge des Terrors des mit 

Klerikalismus und Kommunismus verbündeten Judentum vernichtet wurde. (...) Be-

sondere Empörung rief hervor, dass im Hause des Juden Weissberger in der 

Peraustrasse ein Waffenlager gefunden wurde, wie dies ja auch in anderen Städten der 

Ostmark der Fall war.»29 

Die Novemberpogrome leiteten auch eine weitere Radikalisierung in der nationalsozi-

alistischen Judenpolitik ein. Bereits am 12. November hatten sich hochrangige Reprä- 
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Plakat der NSDAP, Villach, 

November 1938. 
Quelle: Museum der Stadt Villach 

sentanten der Reichsregierung, darunter auch zahlreiche Vertreter aus Österreich, in 

den Räumen des Reichsluftfahrtministeriums in Berlin versammelt, um unter der Füh-

rung Hermann Görings über die nächsten Schritte in der «Judenfrage» zu entscheiden. 

Bezeichnend für dieses Treffen, das eine Flut antijüdischer Gesetze nach sich zog, war 

auch die skrupellose Atmosphäre: «Mir wäre lieber gewesen, ihr hättet 200 Juden er-

schlagen und hättet nicht solche Werte vernichtet»30, fasste Göring in seiner Funktion 

als Wirtschaftsminister die Schadensbilanz des Pogroms zusammen. 

Das Novemberpogrom war, wie es der Historiker Raphael Gross in seinem gleichna-

migen Buch pointiert formulierte, «die erste Katastrophe vor der Katastrophe».31 
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Das vorrangige politische Ziel, nämlich die noch verbliebene jüdische Bevölkerung zu 

vertreiben, hatten die Nationalsozialisten grösstenteils erreicht: In der Folgezeit verliess 

der grösste Teil der Kärntner Juden das Land Richtung Wien, entweder um von dort aus 

– im Glücksfall – direkt die Ausreise antreten zu können oder um die überaus aufwen-

digen und schikanösen bürokratischen Hürden für die Flucht zu überwinden. 

Den Tätern des Novemberpogroms 1938 konnte vom Gericht eher in Ausnahmefällen 

eine unmittelbare Beteiligung an den Geschehnissen nachgewiesen werden. Die Zer-

störungen und Plünderungen jüdischer Geschäfte und Wohnungen, die häufig mit der 

Demütigung anwesender Juden einher gingen, waren von den Kreisleitungen der NS-

DAP gut vorbereitet und meist von Mitgliedern der SA in Zivil durchgeführt worden. 

In hohem Masse handelte es sich bei den Männern um verlässliche, ideologisch und 

weltanschaulich gefestigte Parteimitglieder. Beinahe alle Angeklagten waren «Illega-

le», die sich seit 1933 als Mitglieder in der NSDAP oder SA formiert hatten. 

Vor dem österreichischen Volksgericht zu verantworten hatten sich lediglich die offen-

kundigen Akteure, vorwiegend auf Basis von Paragraf 3 und 4 des Kriegsverbrecher-

gesetzes, wonach «Quälereien und Misshandlungen» sowie «Verletzungen der Mensch-

lichkeit und der Menschenwürde» einen strafbaren Tatbestand darstellten. Keine recht-

liche Handhabe gab es freilich im Kontext der vielen Schaulustigen, die sich an den aus 

Fenstern geworfenen Gegenständen zu schaffen machten oder die Täter bei ihren Aktio-

nen anfeuerten. 

Anklage konnte lediglich dann erhoben werden, wenn ein Täter «in ein persönliches 

Verhältnis zu einer bestimmten Judenfamilie getreten» und nachweislich in die Woh-

nung des Betroffenen eingedrungen war. Dabei wurde allerdings die Rechtsansicht ver-

treten, dass eine Person sich nicht aktiv an der Zerstörungsarbeit beteiligt haben musste, 

sondern dass allein die Anwesenheit bei den Gewaltaktionen als ausreichend erachtet 

wurde, um eine Verurteilung nach sich zu ziehen. Die Verteidigungslinie der Angeklag-

ten funktionierte meist nach demselben Muster. Sie argumentierten, die Wohnung erst 

nach vollendeter Demolierung betreten zu haben. Konnte ihnen nachgewiesen werden, 

dass sie sich zum Zeitpunkt der Verwüstungen in der Wohnung aufgehalten haben, so 

hatten sie sich an diesen nicht beteiligt. Wurde ihnen die Aneignung fremden Eigentums 

vorgehalten, so hatten sie dieses bloss vor Zerstörungen sicherstellen wollen. 

Die meisten Angeklagten kamen mit milden Schuldsprüchen davon. In den seltensten 

Fällen betrug das ausgesprochene Strafausmass ein Jahr Freiheitsentzug. Auffallend 

sind die häufigen Widerrufe belastender Zeugenaussagen, die – offensichtlich nach vor-

herigen Absprachen mit den Angeklagten – eingebracht wurden. Häufig wurde die 

Hauptverantwortung auch auf Personen abgeschoben, die für das Gericht nicht greifbar 

waren, entweder weil sie im Krieg gefallen waren oder sich in Kriegsgefangenschaft 

befanden. Viele Angeklagte versuchten, ihre Teilnahme am Novemberpogrom mit dem 

Hinweis auf ihren Kriegsdienst, wo sie «immer in vorderster Linie für das geliebte Va-

terland»32 gekämpft hätten, auszugleichen und bekundeten gleichzeitig ihren Willen für 

ihre Mithilfe am Wiederaufbau. Bemerkenswert für das gesamte Prozessgeschehen ist 

auch die Fülle an ärztlichen Gutachten und Zeugnissen, die den einst tatkräftigen Natio- 
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nalsozialisten schwere Erkrankungen und Beeinträchtigungen ihres Erinnerungsver-

mögens bescheinigten. Ein Teil der Pogromtäter flüchtete sich in Selbstmitleid und die 

Rolle unschuldig verführter Opfer. 

Die tatsächlichen Opfer bekamen im Zuge dieser Strafprozesse die erlittenen materiel-

len Schäden nicht abgegolten. Um eine Schadensvergütung geltend zu machen, hatten 

sie den zivilen Rechtsweg zu beschreiten, der sich über Jahre ziehen konnte. Die poli-

tischen Drahtzieher des Pogroms hatten sich selten vor dem Volksgericht zu verant-

worten, wie dies auch in der Urteilsbegründung vom Juli 1947 eingestanden wurde: 

«In Bezug auf die Strafzumessung bei den verurteilten Angeklagten sei vorausge-

schickt, dass es sich bei diesen offenbar nicht um die für die Geschehnisse in Villach 

Hauptverantwortlichen handelte, die im Kreise der höheren Parteifunktionäre zu su-

chen sind (...). Bei den in Rede stehenden Verurteilten handelt es sich daher in der 

Hauptsache um SA Leute mit verhältnismässig niedrigen Dienstgraden, die nur will-

fährig die Befehle der Vorgesetzten ausgeführt haben.»33 
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Werner Koroschitz 

Vertreibung aus Velden 

Gegen Ende des 19. Jahrhunderts begann sich das städtische Sommerfrischepublikum 

allmählich für den Erwerb dauerhafter Urlaubsdomizile zu interessieren. Anstatt sich 

den Sommer über in einem der Touristenzentren der Donaumonarchie einzumieten, 

wollte man die Ferien bevorzugt in der eigenen Villa verbringen und die Natur gemein-

sam mit Verwandten, Freunden und Gästen geniessen. Aufgrund der steigenden Nach-

frage wurden dementsprechend auch in Velden am Wörthersee Grundstücke und Lie-

genschaften gewinnbringend an auswärtige Interessenten veräussert. Unter den Käufern 

befanden sich u. a. auch Juden aus Wien, Graz, Böhmen und Mähren. Der Ankauf sol-

cher Liegenschaften war freilich nur einer kleinen wohlhabenden Elite möglich. Das 

Gros der jüdischen Familien und Gäste mietete sich nach wie vor privat in einer Pension 

oder in einem Gasthof ein – je nach Wunsch, Gelegenheit und finanziellem Spielraum. 

Der Veldener Gendarm und Postenkommandant Balthasar Schmölzet wusste 1905 über 

die Situation zu berichten: 

«Im sehr beliebten Badeorte pflegten sich Minister, hohe Militärs und Beamte als Ba-

degäste aufzuhalten. Auch mangelten nicht zahlreiche, sehr vermögende Villenbesitzer, 

die man mit ,von‘ betitelt hatte, wenn sie es auch ausser den Millionen Kleingeld, nicht 

alle waren.»1 

Es folgte eine Auflistung von Villenbesitzern, unter denen sich u.a. auch einige jüdische 

Familien befanden, die allesamt «zu den Glücklichen zählten, welche auch zum Auf-

blühen des Kurortes Velden, der Perle des Wörther-Sees, beispielgebend beigetragen»2 

hatten. 

Unter anderem hatte sich 1894 der in Villach stationierte jüdische k.k. Regimentsarzt 

Dr. Sigmund Ornstein erfolgreich um die Stelle eines Badearztes während der Sommer-

saison für Velden beworben. 1905 liess sich in Velden Dr. Gottfried Engstler als weite-

rer Kurarzt nieder, der sich anlässlich seiner Praxiseröffnung über «starke, gut einge-

führte jüdische Konkurrenz» und «deren kleinliches, nörgelndes Entgegenarbeiten» be-

klagte.3 

Neben vereinzelten judenfeindlichen Artikeln der deutschnationalen Presse gibt es 

keine Hinweise, dass sich die Ortsbewohner gegenüber jüdischen Gästen und Villenbe-

sitzern jenseits grundsätzlicher Skepsis von Vornherein feindselig verhalten hätten. Erst 

mit dem Ersten Weltkrieg stieg auch die Feindseligkeit gegenüber der jüdischen Bevöl-

kerung, deren 1867 errungener Status als gleichberechtigte Bürger nun teilweise wieder 

in Frage gestellt wurde. Postenkommandant Schmölzet hatte als überzeugter Deutsch-

nationaler in seinem Tagebuch die seiner Ansicht nach negativen Einflüsse des Juden-

tums für die Entwicklung des Kurortes Velden aus dem reichhaltigen Reservoir antise- 
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mitischer Vorurteile zusammengefasst. «Von Jahr zu Jahr mehr wurde der herrliche 

Kurort verjudet. Die Sendlinge aus dem gelobten Land vertrieben das übrige anständige 

Kurpublikum», subsumierte er düster.4 Unter den Mitgliedern der Veldener Kurkom-

mission befanden sich 1930 sowohl die jüdische Hotelbesitzerin Louise Hecht-Neu-

stadtl als auch der jüdische Anwalt Dr. Egon Weissberger, der neben seinem Zustän-

digkeitsbereich für Rechtsangelegenheiten auch viel zur kulturellen Belebung des Ortes 

beigetragen hatte. Die Kommission war zu diesem Zeitpunkt aber auch schon mit Natio-

nalsozialisten besetzt, etwa dem Lehrer Walter Unterwelz. 

Tatsächlich waren es neben nicht-jüdischen Ärzten und deutschnationalen Gendarme-

riebeamten vor allem nationalsozialistisch gesinnte Lehrer, die in der Anwesenheit jü-

discher Gäste und Eigentümer eine potentielle Gefahr für den Badeort ausmachten. In 

der Realität schädigten zu diesem Zeitpunkt vor allem die destabilisierenden national-

sozialistischen Terroranschläge die österreichische Wirtschaft. Insbesondere den Frem-

denverkehrsgemeinden bescherten die gezielten Attentate empfindliche Umsatzeinbus-

sen. In diesem Zusammenhang kam es bereits im Sommer 1933 zur Festnahme des Ve-

ldener Lehrers Rudolf Mösslacher, der als NSDAP-Ortsgruppenleiter massgeblichen 

Einfluss auf die Anhänger der mittlerweile verbotenen nationalsozialistischen Partei 

ausübte.5 Im Juni 1934 verübten die Nazis gleich mehrere Sprengstoffanschläge in Pört-

schach, und am 9. Juli 1934 detonierte spät abends eine Sprengstoffladung vor dem 

Hotel Excelsior von Louise Hecht-Neustadtl in Velden. Als Hintermänner des Attentats 

verdächtigte der zuständige Sicherheitskommissär die beiden Lehrer Walter Unterwelz 

und Lehrer Rudolf Mösslacher und drohte ihnen mit einer Überstellung ins Anhaltelage 

Wollersdorf.6 

Im Zuge des nationalsozialistischen Umsturzversuches vom 25. Juli 1934 verhaftete die 

Veldener Gendarmerie neununddreissig Putschteilnehmer, die «nach einiger Zeit, in-

folge Überfüllung der Arreste, wieder freigelassen und zum Teil im Anhalterlager 

Jugendliche begrüssen Rudolf Hess,  

Velden, 1939. Auch die nationalsozialis-

tische Prominenz gab sich in Velden ein 
Stelldichein. So zählte der Kurort u.a. 

Joseph Goebbels, Rudolf Hess,  

Arthur Seyss-Inquart oder Josef Bürckel 
zu seinen Gästen. 

Foto: Gemeinde- und Heimatarchiv Velden 
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Wollersdorf interniert»7 wurden. Aufgrund dieser Ereignisse hatte das Gros der Ur-

laubsgäste Kärnten jedenfalls fluchtartig verlassen. 

Mit «unbeschreiblichem Jubel» quittierte die Veldener Einwohnerschaft schliesslich 

die nationalsozialistische Machtübernahme. Noch am Abend des n. März 1938 versam-

melte sich ein Grossteil der Bevölkerung vor dem Gemeindeamt, um unter Führung der 

beiden Lehrer Unterwelz und Mösslacher den «Anschluss» zu feiern. 

Die Begeisterung fand auch in der Schulchronik ihren Niederschlag, wo anlässlich der 

Ereignisse das «Ende der jüdisch-klerikalen Herrschaft» sowie die Beseitigung von 

«Verbrechern, Juden und Verrätern» angekündigt wurden.8 Ebenso freudig begrüsste 

die Gemeinde das Wegbleiben jüdischer Gäste, die «in den vorhergehenden Jahren den 

Kurort für sich allein zu beanspruchen glaubten». Der «Ausfall der Juden» wurde dabei 

angeblich durch den Zustrom reichsdeutscher Urlauber ausgeglichen.9 Jüdische 

Stammgäste, die sich nach dem «Anschluss» wie gewohnt zur Sommerfrische am 

Wörthersee begaben, wurden nun des Ortes verwiesen. 

Im Juli 1938 wurde Joseph Goebbels in Velden enthusiastisch empfangen – die Begrüs-

sungsrede hielt Rudolf Mösslacher. 

In Velden begannen die antijüdischen Ausschreitungen erst am späten Nachmittag des 

10. Novembers, dafür aber umso gründlicher. Zuvor hatte am Karawanken- bzw. Adolf-

Hitlerplatz eine Propagandakundgebung mit örtlichen Parteifunktionären stattgefun-

den, wo Unterwelz die Menschen auf die gewaltsamen Ausschreitungen einstimmte.10 

Währenddessen wurden beim nahegelegenen Feuerwehrhaus zwei SA-Zerstörungs-

trupps zur Verwüstung jüdischer Häuser zusammengestellt. Unverzüglich begann die 

erste Abteilung bei den Villen der Familien Loewenfeld- Russ, Mayer und Freissler 

alles kurz und klein zu schlagen. 

 

Die Lehrer Rudolf Mösslacher und Wal-

ter Unterwelz (Dritter und Zweiter von 
rechts, stehend) zählten zu den verläss-

lichsten Nationalsozialisten der Gemein-
de, Volksschule Velden, 1932. 

Foto: Gemeinde- und Heimatarchiv Velden 
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Der andere Stosstrupp machte sich inzwischen bei der Villa Kern und der Villa Weishut 

zu. schaffen. Systematisch zertrümmerten die Männer Einrichtungsgegenstände, Ka-

chelöfen, Fenster, Fliesen, Klosettmuscheln, rissen Türstöcke aus den Verankerungen 

und Elekroleitungen aus den Wänden.11 

Die Verwüstung ihres Eigentums durch örtliche SA-Verbände – ehemalige Nachbarn 

und Bekannte – hatte die betroffenen Hausbesitzer nicht nur entsetzt, sondern vor allem 

zutieftst gekränkt. Im April 1939 verfasste Hans Loewenfeld-Russ einen Nekrolog für 

«sein geliebtes Velden»: 

«Am 10. November 1938 nachmittags drangen unter Leitung des Veldener Lehrer und 

,Kulturwartes’ der nationalsozialistischen Ortsgruppenleitung, Unterwelz eine Horde 

von etwa 20 Männern, die mit Beilen, Äxten und Pflastersteinen ausgerüstet waren, in 

unseren von ihnen als Jüdisch4 bezeichneten Besitz gewalttätig (...) ein. Binnen einer 

halben Stunde war die gesamte Einrichtung der Villa von Grund auf in vandalischer 

Weise vernichtet. Die Innentreppe, sämtliche Öfen, die Klosettanlagen, die Badezim-

mereinrichtung, alle Fenster, Butzenscheiben und Spiegel, die gesamte Wohnungsein-

richtung einschliesslich vieler ererbter und in langen Jahren gesammelten wertvollen 

alten Möbeln und Uhren wurden zerstört und zum Teile durch die Fenster auf die Bö-

schung hinabgeworfen. Luster und Vorhänge wurden herabgerissen, Bilder und Matrat-

zen zerschnitten, wertvolles Service und Glas zerschlagen, Balkone und Holzverklei-

dungen zertrümmert. Das Haus glich binnen Kurzem einer Ruine. Ein Klagenfurter 

Freund, der während des Weltkrieges vier Jahre an der Front gewesen war und das Haus 

kurz nach dem Zerstörungsakte besichtigte, erklärte mir, dass er während des ganzen 

Krieges eine derartige vandalische Zerstörung nie gesehen habe. 

Viele persönliche Erinnerungen an meine Eltern, die in diesem Hause jahrzehntelang 

gelebt und in demselben gestorben sind, viele Erinnerungen an meine Jugendzeit und 

jene meiner Kinder sind in wenigen Minuten in sinnloser Weise vernichtet worden. (...) 

Woran mein Herz mit allen Fasern gehangen ist, wurde zerstört und hat mir eine tiefe 

Wunde geschlagen, die nicht mehr vernarben kann. (...) Die Tatsache, dass in einem 

Lande, das sich rühmt, an der Spitze menschlicher Kultur zu schreiten, mitten im Frie-

den ein so brutaler rechtswidriger Akt geschehen kann, ohne dass die Täter zur Rechen-

schaft gezogen werden, dass der geistige Urheber der Tat, ein Lehrer mit dem anmas-

senden Titel,Kulturwart4 die Jugend, den Schatz jedes Volkes, weiter unterrichten darf, 

dass anständige Menschen nicht wagen dürfen, ihrer Meinung über eine solche Untat 

Ausdruck zu verleihen – spricht eine beredte Sprache und charakterisiert die Verhält-

nisse, unter denen wir leben und die Entartung der Sitten der heutigen Zeit. Eine spätere 

Generation wird ihr Urteil über die Schuldigen fällen!»12 

Es war schliesslich noch dieselbe Generation, die über die Novemberpogrome mit Frei-

sprüchen urteilte. Bei den 1946 eingeleiteten Untersuchungen gegen die Pogromteil-

nehmer bekannten sich alle Angeklagten als nicht schuldig. Sie verteidigten sich damit, 

dass sie zu diesem Zeitpunkt gar nicht in Velden gewesen wären, oder dem Geschehen 

nur als Zuschauer beigewohnt hätten. Schaulustige dürfte es jedenfalls in grosser Zahl 

gegeben haben, wusste doch ein Angeklagter von einem «ganzen Schwarm von Perso- 
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nen» zu berichten, die «neugierig bei der Zerstörung der Villen herumgestanden» 

seien.13 Andere rechtfertigten sich damit, dass sie bei den Zerstörungen zwar anwesend 

gewesen wären, sich aber nicht daran beteiligt hätten. Manche wären wiederum zu spät 

gekommen und hätten sich lediglich über die «herumliegenden Trümmer» gewundert.14 

Wieder andere wiesen beträchtliche Erinnerungslücken auf, die sie selbst mit einer stra-

paziösen Kriegsgefangenschaft erklärten.15 Zwei Beteiligte beteuerten, durch ihr muti-

ges Einschreiten die Villa Weishut vor weiteren Schäden bewahrt zu haben. Demnach 

hätten sie heimlich die elektrischen Sicherungen demoliert, woraufhin die Vandalen im 

nunmehr stockdunklen Haus ihr Vernichtungswerk notgedrungen beenden mussten.16 

Obwohl die jüdischen Besitzungen erwiesenermassen von heimischen SA-Männern 

zerstört worden waren, konnte bzw. wollte keiner der Zeugen nährere Angaben zu den 

beschuldigten Akteuren machen. Der von den Zerstörungstrupps angerichtete Schaden 

belief sich jedenfalls auf mehrere hunderttausend Reichsmark. 

Im November 1938 war freilich auch in Velden der systematische und bürokratisierte 

Raubzug an jüdischem Eigentum bereits in vollem Gange. Während erste Objekte von 

ihren jüdischen Besitzern bereits vor dem Novemberpogrom zwangsverkauft werden 

mussten, gerieten im weiteren Verlauf der «Arisierung» sämtliche «Judenvillen» in 

«arische Hände». 

VILLA SCHICK – FAMILIE KERN 

1899 hatte der in Wien lebende Holzhändler Leopold Kern die in Augsdorf gelegene 

Seevilla Schick käuflich erworben, desgleichen verfügte er über Grundbesitz in Neu-

bistritz, dem heutigen Nova Bystfice in Tschechien, nahe der österreichischen Grenze. 

Nach dem Tod von Leopold Kern (1842-1903) und seiner Gattin Helene Kern (1857-

1915) ging der Besitz zu gleichen Teilen an die sechs Kinder Walter, Bruno, Kurt, Ra-

oul, Lisbeth und Marianne über. 

Von der sukzessiven Enteignung der Kern’schen Vermögenswerte waren sowohl der 

Grossgrundbesitz in Neubistritz als auch die am 10. November 1938 verwüstete Villa 

am Wörthersee betroffen. Am 1. August 1940 verfügte die Gestapo Klagenfurt die Be-

schlagnahme des demolierten Hauses. Nachdem ihm der Reichsstatthalter von Kärnten 

die «Judenvilla» Kern zugesichert hatte, erwarb der Industrielle Dr. Anton Apold am 

16. Jänner 1941 das rund fünf Hektar grosse Areal samt Wohngebäude, Gärtner- und 

Bootshaus um 100.000 Reichsmark. 

Apold war seit Anfang 1934 NS DAP-Parteimitglied und Angehöriger der SA-Brigade 

6, deren Mitglieder überwiegend Grossindustrielle waren. In seiner Funktion als Gene-

raldirektor der Alpine Montangesellschaft und als Präsident der Wiener Merkur-Bank, 

einem Vertrauensinstitut der deutschen Reichsregierung, hatte er die illegale NS-Be-

wegung in Österreich mit den nötigen Geldern unterstützt. Nach dem Juliputsch 1934 

vermutete die seinerzeitige österreichische Regierung in Apold einen der finanziellen 

Hintermänner des Umsturzversuches. Sie entfernte ihn aus allen öffentlichen Wirt-

schaftsämtern und belegte ihn mit einer Geldstrafe von 349.000 Schilling. Als Ange-

höriger der führenden Wirtschaftsprominenz gehörte er zu jenen Österreichern, die den 

«Anschluss» Österreichs an das Deutsche Reich aktiv und federführend vorbereitet 
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hatten.17 Für seine Verdienste um die nationalsozialistische Bewegung wurde Apold 

nach dem «Anschluss» mit der Stelle des Aufsichtsratsvorsitzenden der Länderbank 

Wien AG belohnt. Für das Bankinstitut «arisierte» er ein Wohnhaus in Wien, dessen 

gesamten zweiten Stock er für seine eigenen Wohnbedürfnisse reservierte.18 Ebenfalls 

auf dem «Arisierungswege» hatte er von jüdischen Teilhabern der Reininghaus Braue-

rei AG ein Aktienpaket der Gösser Brauerei AG erworben. 

Der Ankauf des «Judenbesitzes» Kern, so Apolds spätere Aussage, sei allerdings «nicht 

nur keine Bereicherung, sondern ein schlechtes, empfindliches Verlustgeschäft»19 ge-

wesen. 

Als Treuhänder des Kern’schen Besitzes fungierte Veldens damaliger Bürgermeister 

Moritz Czeitschner, der nach erfolgtem Kaufabschluss auf die Mitarbeit des Grossin-

dustriellen und «Alten Kämpfers» in der Gemeinde zählen konnte. Czeitschner selbst 

war 1920 zum Landesobmann der Deutschen Nationalsozialistischen Arbeiterpartei 

avanciert, hatte sich seit 1927 in den Reihen der NSDAP betätigt und wusste als Bür-

germeister und Ortsgruppenleiter der Gemeinde Velden seine Machtbefugnisse entspre-

chend auszuschöpfen.20 Nach dem Krieg verhafteten britische Behörden Anton Apold 

und internierten ihn bis 1948 in verschiedenen Entnazifizierungslagern. Als Entlas-

tungszeuge wurde ausgerechnet sein früherer Parteigenosse Moritz Czeitschner einver-

nommen. 

Mindestens drei der Kern-Geschwister erlebten die Befreiung vom Nationalsozialismus 

nicht mehr: Der Arzt Dr. Walter Kern wurde am 26. Oktober 1942 vom KZ Theresien-

stadt nach Auschwitz deportiert. Sein Bruder Raoul starb in einem Lager in Budapest, 

Marianne Kern wurde in einem Lager in der Slowakei ums Leben gebracht. 

Die vormalige Villa Schick, zu 

Ehren von Helene Kern umbe-

nannt in Villa Helene, Velden, 
1912.  

Foto: Gemeinde- und Heimat- 

archiv Velden 
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VILLA SCHUR – FAMILIE SCHUR 

Der Wiener Industrielle Moritz Schur, der auch in der Tschechoslowakei Betriebsanla-

gen unterhielt, war Besitzer der grossen Villa Schur in Velden. Nach seinem Tod im 

Jahr 1936 wurde die ausgedehnte Liegenschaft unter seinen Kindern Johann, Helene 

und Emmy aufgeteilt. 

Im Jänner 1939 wandte sich auf Empfehlung des Veldener Bürgermeisters Moritz 

Czeitschner der in Berlin ansässige Reichsverband der Eisenbahnvereine an den 

Reichsstatthalter in Österreich mit der Bitte, die Grundstücke der jüdischen Eigentümer 

Johann Schur, Helene Schwarz (geb. Schur) und Emmy Goldschmidt (geb. Schur) als 

Erholungsheim für seine Gefolgschaftsmitglieder erwerben zu dürfen.21 Zu diesem 

Zeitpunkt war die Villa schon längst von der Gestapo «sichergestellt» worden. Die Plä-

ne der deutschen Eisenbahner scheiterten daher an den Kärntner Plänen, da die Gesta-

postelle Klagenfurt am 23. März 1939 «das villenartige Gebäude mit seinem parkähn-

lichen Grundkomplex am Südufer des Wörthersees» zur Errichtung eines Jugendhei-

mes heranzuziehen gedachte. 

Aus diesem Grund hatte sich «die Gemeinde Velden bereit erklärt, den Besitz um 5-

8.000 RM zu erwerben, um daraus eine Herberge für die HJ zu errichten. Obwohl der 

Wert des Besitzes wesentlich höher ist, erscheint der von der Gemeinde Velden in Vor-

schlag gebrachte Kaufpreis mit Rücksicht auf die geplante Verwer- tung angepasst . 

Die Vermögensverkehrsstelle empfahl zur Veräusserung des Schur’schen Vermögens 

einen Treuhänder, der in Folge zuerst den freihändigen Verkauf der im Gebäude be-

findlichen Einrichtungs- und Kunstgegenstände – wertvolle Bilder, Gobelins und Tep-

piche – durchführte.23 Die späteren Rückstellungsanträge von Johann Schur belegen, 

dass von der Schnäppchenjagd im Rahmen einer Versteigerung zahlreiche Veldener 

Bürger profitierten.24 Unter dem versteigerten Gut befanden sich nicht zuletzt auch 

mehrere Motor- und Segelboote. 

 

Villa Schur, Velden, 1909. 
Foto: Sammlung Johann Maurer, 

Onlinearchiv www.imbild.tv 

http://www.imbild.tv/
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Die Villa selbst wurde mit Bescheid der Gestapostelle Klagenfurt vom 14. Oktober 

1939 beschlagnahmt und bis Kriegsende als Gebietsführerschule verwendet.25 Die Mit-

glieder der Familie Schur konnten sich in England und Uruguay in Sicherheit bringen. 

Firmenbriefkopf von Arnold 
Weissbrunn, 1938. 

Quelle: Österreichisches 

Staatsarchiv, Wien 

genschaft, die in Folge als einer der wenigen Fälle reibungslos abgewickelt wurde.26 

Der örtliche Badearzt 
Dr. Sigmund Ornstein vor dem Emilien 

Heim, Velden, 1905. 
Foto: Gemeinde- und Heimatarchiv Velden 

VILLA ORNSTEIN – PAUL ORNSTEIN 

Das Emilien Heim war ursprünglich vom Veldener Badearzt Dr. Sigmund Ornstein an-

gekauft worden und befand sich 1938 im Besitz seines Erben Dr. Paul Ornstein. Als 

«jüdisches Vermögen» wurde die Villa am 10. November 1938 von SA-Männern de-

moliert. Otto Maier, der laut Paul Ornstein an diesem Tag «an der Spitze einer Na-

zibande in das Haus eindrang und eigenhändig an den Zerstörungen beteiligt war», hatte 

das Gebäude letztendlich per Kaufvertrag vom 24. März 1939 an sich reissen können.27 

Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang ein Schreiben an die Eigentumskontroll-

stelle der Bezirkshauptmannschaft Villach vom Februar 1947, in dem der zum öffentli-

chen Verwalter bestellte Wilhelm Reichhart auf die besonderen Umstände des damali-

gen Kaufabschlusses explizit hinwies: 

«In meiner Anmeldung entzogener Vermögen vom 24.10.1946 habe ich unter dem Ab-

satz: Bezeichnung des Eigentumsüberganges1 hinter den Namen des Verkäufers in 

Klammern Jude4 und hinter den Namen des Käufers in Klammer ,illegaler Naziaktivist‘ 

gesetzt. Nach meiner Auffassung ist es erforderlich, gerade bei dieser Eigentumsüber-

tragung auf diesen Umstand hinzuweisen, damit ein Sachbearbeiter über die damaligen 

Vertragspartner4 im Bilde ist. (...) Nun erscheint die Gattin des Otto Maier und be- 
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schwert sich darüber, dass ich auf die politische Vergangenheit ihres Gatten gegenüber 

dem dortigen Amte hingewiesen habe, obzwar danach, auch nach Ansicht des dortigen 

Amtes, angeblich nicht gefragt sei.»28 

Paul Ornstein begehrte am 17. Dezember 1946 von New York aus die Rückstellung 

seines Eigentums. Zu diesem Zeitpunkt hatte Otto Maier zwei Wohnungen der Villa 

vermietet, ein Zimmer samt Lagerraum stellte er der Gemeinde Velden unentgeltlich 

zur Verfügung. Die Benützung des ersten Stockes war ihm selbst vorbehalten. 

VILLA ANNI – CAMILLA WEISHUT 

Camilla Weishut, 1855 in Pilsen geboren und in Wien beheimatet, war 1938 dreiun-

dachtzig Jahre alt. Ihr gelang die Flucht in die benachbarte Schweiz. Mit Inkrafttreten 

der Elften Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom November 1941 ging ihr in Öster-

reich letzter, noch verbliebener Besitz in die Hände des Deutschen Reiches über. Am 

20. Februar 1942 kaufte die Gemeinde Velden mit Genehmigung von Gauleiter Rainer 

die Villa der im Exil befindlichen Camilla Weishut um 22.068 Reichsmark – um ein 

Drittel des geschätzten Wertes.29 

Sieben Tage nach dem für Velden so vorteilhaften Vertragsabschluss, verstarb Camilla 

Weishut mittellos in Lausanne. Ihre sich ebenfalls auf der Flucht befindlichen Nach-

kommen hatten sich in alle Himmelsrichtungen zerstreut. 

Das ursprüngliche Vorhaben der Gestapostelle Klagenfurt, den Besitz für gar nur 

10.000 Reichsmark an die Kärntner Landesregierung zu veräussern, um darin ein pflan-

zenbiologisches Institut zu errichten, war fallengelassen worden. Stattdessen adaptierte 

die Gemeinde das Gebäude für mehrere Mietwohnungen. Im Jänner 1946 war die ehe-

malige Villa mit sechs Wohnparteien belegt, sechs Räume hatten die britischen Mili-

tärbehörden beschlagnahmt.30 Im Rückstellungsvergleich vom 23. November 1950 an- 

 

Villa Anni bzw. Villa 

Weishut, Velden, 1906. 
Foto: Sammlung Johann Maurer, 

Onlinearchiv www.imbild.tv 

http://www.imbild.tv/
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erkannte die Marktgemeinde Velden die Eigentumsansprüche des in Sao Paulo leben-

den Erben Dr. Hans Weishut und verpflichtete sich, die in der Villa Anni untergebrach-

ten Wohnparteien anderwärtig unterzubringen. 

EDIHAUS – HERMINE FREISSLER 

Die Wiener Pensionistin Hermine Freissler erlebte das Novemberpogrom, dem auch ihr 

Landhaus zum Opfer fallen sollte, nicht mehr. Im Alter von neunundsechzig Jahren 

verstarb sie am 1. Juli 1938 in Velden. Das Edihaus, welches sich in den Akten biswei-

len auch unter der Bezeichnung Villa Wallner findet, wurde im Juni 1939 von der Ge-

stapo beschlagnahmt. Nachdem der Reichsminister für Inneres der verstorbenen Her-

mine Freissler und dem Alleinerben Fritz Flesch im Februar 1940 volks- und staats-

feindliches Verhalten attestiert hatte, stand der Einziehung des Besitzes nun auch for-

mal nichts mehr im Wege. Mit der Zustimmung Heinrich Himmlers vom 26. März 1940 

wurde das Edihaus an die Gemeinde Velden übergeben.31 Ab diesem Zeitpunkt war in 

den Räumlichkeiten der Villa der Gemeindekindergarten untergebracht. Am 30. Sep-

tember 1950 wurde dieser geschlossen und das Gebäude an den rechtmässigen Besitzer 

zurückerstattet. 
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Werner Koroschitz 

Familie Loewenfeid-Russ 
Seehof 

Franziska Mayer, Ehefrau eines Wiener Seidengrosshändlers und Grossmutter von 

Hans Loewenfeld, hatte den Seehof 1884 entdeckt,1 zu einer Zeit, als Velden noch nicht 

der mondäne Kurort, sondern eine einfache, kleine Sommerfrische war. In den darauf-

folgenden Jahren mietete sich die Familie während des Sommers immer im Seehof ein. 

Nach dem frühen Tod von Hans Loewenfelds Vater heiratete seine Mutter Gabriele 

Loewenfeld 1886 in Pörtschach den Reichstagsabgeordneten Dr. Viktor Russ. Die Kin-

der aus erster Ehe nahmen nun den Familiennamen Loewenfeld-Russ an. 

Dr. Viktor Russ, Velden, um 1910. 

Viktor Russ, 1920 in Velden verstorben, 
gehörte aufgrund seiner Verdienste um 

die Gemeinde zu den Ehrenbürgern der 

Gemeinde. Mit der Überreichung des 
Ehrendiploms durch Bürgermeister und 

Gemeinderat ging die Versicherung  

immerwährenden Dankes einher. 
Foto: Privat, Antonia Milroy, 

Ashland (USA) 

 

1890 erwarb die Familie den Wö/und machte sich an die Renovierung des Gebäudes. 

Zudem wurde eine Parkanlage geschaffen, ein Bootshaus errichtet und das Gärtnerhaus 

erweitert. Hinter den Adaptierungsarbeiten und Umgestaltungen des neuen Besitzes 

stand als treibende Kraft die Hausherrin Gabriele Russ, die 1912 auch die Villa Mignon 

errichten liess, um diese später an ihren Neffen Felix Mayer zu verkaufen. Zu dieser 

Zeit umfasste das Grundstück eine Gesamtfläche von 25.000 Quadratmetern. Für den 

1873 geborenen Hans Loewenfeld-Russ war der Seehof vor allem mit familiären Erin-

nerungen verbunden: 

«Die Villa Seehof hat meiner Grossmutter, meinen Eltern und mir und meiner Familie 

durch 50 Jahre zum Sommeraufenthalte gedient. In Velden habe ich die glücklichen  
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Ferien meiner Jugend, dann mit meiner Frau und mit meinen Kindern durch viele Jahre 

meine Urlaubszeit, in späterer Zeit auch oft über die Sommermonate hinaus, viele Mo-

nate zugebracht.»2 

Während des Ersten Weltkrieges arbeitete Hans Loewenfeld-Russ als Ministerialrat im 

Amt für Volksernährung. Mit Ausrufung der Ersten Republik avancierte er unter Karl 

Renner mit denselben Agenden zum Minister für Volksernährung (1918-1920). Trotz 

der heftigen antisemitischen und persönlichen Attacken der Kärntner Presse setzte sich 

Hans Loewenfeld-Russ angesichts der bevorstehenden Volksabstimmung für die 

Kärntner Anliegen ein. Im Frühjahr 1920 hatte er verschiedenste Massnahmen ergrif-

fen, um Kärnten vor dem «Abstimmungskampfe mit den erforderlichen Nahrungsmit-

teln zu versehen, so schwierig dies auch damals bei der allgemeinen Ernährungsnot 

gewesen war».3 Der Kärntner Heimatdienst verlieh ihm 1921 für sein Mitwirken an den 

Vorarbeiten zur Volksabstimmung ein Dank- und Anerkennungsdiplom, das im Zuge 

des Novemberpogroms 1938 zerstört wurde. In seinem Testament vom 4. Jänner 1944 

nahm Loewenfeld-Russ auf die Zerstörung dieser Auszeichnung Bezug: 

«Kaum zwanzig Jahre später im November 1938 hat eine Bande aufgehetzter Männer 

unter Führung des Veldener Lehrers Unterwelz den durch über ein halbes Jahrhundert 

meiner Familie gehörenden Landsitz in Velden in vandalistischer Weise verwüstet und 

zerstört, und auch die Ehrenurkunde des Kärntner Heimatdienstes, die in Glas und Rah-

men in meinem Zimmer hing, zerfetzt.»4 

Schliesslich verfügte er testamentarisch, dass die Urkunde nach seinem Ableben in zer-

störtem Zustand an die Kärntner Landesregierung zurückgestellt werden solle, «als ein 

Dokument dafür, wie dem Lande Kärnten geleistete Dienste von diesem vergolten wer-

den».5 

 

Familie Loewenfeld-Russ beim 
Frühstück, Velden, 1892. 
Foto: Privat, Antonia Milroy,  

Ashland (USA) 
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Der achtjährige Hans Loewenfeld-

Russ, Wien, 1881. 
Foto: Österreichisches Staatsarchiv, Wien 

Hans Loewenfeld-Russ als Freiwilliger, 

Wien, 1891.  
Foto: Österreichisches Staatsarchiv, Wien 

Hans Loewenfeld-Russ mit seiner  

Frau Dora und Enkeltochter Antonia, 

Wien, um 1944.  
Foto: Privat, Antonia Milroy, Ashland (USA) 

Nach seiner Demissionierung als Minister wurde Loewenfeld-Russ in der Privatwirt-

schaft tätig. Im Frühjahr 1938 zog er sich aus dem Berufsleben zurück und beabsichtigte 

seinen ständigen Wohnsitz nach Velden zu verlegen. 

Mit den Nürnberger Rassegesetzen wurde Hans Loewenfeld-Russ, dessen Familie be-

reits im 19. Jahrhundert zum Christentum konvertiert war, zum «Juden». Der im Okto-

ber 1938 über ihn angelegte Gauakt beschreibt den ehemaligen Minister als «jüdisch 

versippt, schlank, mittelgross mit Gesichtszügen, die den Mischling erkennen lassen».6 

Seit 1923 war Hans Loewenfeld-Russ rechtmässiger Besitzer des Seehofes. Nach wie 

vor pflegte er Kontakte zu Österreichs Spitzenpolitikern, die ihn in Velden auch regel-

mässig besuchten. In Ahnung der kommenden Ereignisse übertrug er im Dezember 

1937 die Villa an seine beiden verheirateten Töchter Maria Guttmayer und Gabriele 

Illing. Der im April 1938 aufgesetzte Schenkungsvertrag wurde von den Nationalsozi-

alisten allerdings als Tarnung begriffen und «als rein jüdischer» Betrieb unter besondere 

Beobachtung gestellt. Im Mai 1938 wurden die am See gelegenen Boots- und Badehüt-

ten auf Veranlassung der Bezirkshauptmannschaft Villach beschlagnahmt und versie-

gelt.7 Im Zuge des Novemberpogroms kam es zu umfassenden Zerstörungen, wobei das 

Ausmass «von jedem im Boot vorbeifahrenden Kurgast aus eigener Wahrnehmung fest-

gestellt werden» konnte: War doch das Seeufer mit den Scherben des zerschlagenen 

Porzellans und anderen ins Wasser geworfenen Stücken bedeckt.8 

Da es sich auch nach nationalsozialistischer Rechtsauffassung nicht mehr um «jüdi-

schen Besitz» handelte, forderten Maria Guttmayer und Gabriele Illing von der Kärnt-

ner Gauleitung eine Entschädigung des erlittenen Schadens in der Höhe von 70.000 

Reichsmark.9 Drei Jahre später verweigerte die Gauleitung die Begleichung der Scha-

denssumme, da es sich bei den Geschädigten ihrer Meinung nach um «Mischlinge ers-

ten Grades» handelte, deren Ehegatten noch dazu keine Verdienste für die NSDAP auf- 
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zuweisen hatten.10 Gleichzeitig war der Familie die Veräusserung ihrer Liegenschaft 

nahegelegt worden, da sich die NSDAP für den schönen Besitz am See interessierte. 

Kreis- und Ortsgruppenleiter gaben unmissverständlich zu verstehen, dass der Seehof 

trotz Übertragung «Judenbesitz» geblieben sei und unter allen Umständen in «arische 

Hände kommen» und Velden «schleunigst gänzlich judenfrei gemacht werden» müs-

se.11 

Aufgrund der immer aggressiver vorgetragenen Drohungen, sah sich die Familie 

schliesslich gezwungen, den Besitz weit unter dem tatsächlichen Wert zu veräussern. 

Mit Kaufvertrag von 1942 ging die Villa in den Besitz der reichsdeutschen Kurgäste 

Emma und Wilhelm Bliesterfeld über. 

Das 1947 angestrengte Entschädigungsverfahren endete schliesslich mit dem Rückkauf 

des Objektes durch Maria Guttmayer. Anschliessend verkaufte sie den Seehof an den 

Österreichischen Gewerkschaftsbund, der hier ein Erholungsheim für seine Mitglieder 

errichten liess. 

Hans Loewenfeld-Russ starb am 18. April 1945 nach langer und schwerer Krankheit im 

Haus seiner Schwiegersöhne in Lainz. Da Juden die Bestattung auf christlichen Fried-

höfen nicht mehr gestattet war, hatte Loewenfeld-Russ Ende Jänner 1944 noch testa-

mentarisch verfügt, dass seine Leiche «unter gar keinen Umständen auf einem jüdischen 

oder anderen Friedhofe» begraben werden dürfe.12 Für ihn kam nur eine Beisetzung in 

der Wiener Familiengruft in Frage. Aus diesem Grund wurde Loewenfeld-Russ von sei-

ner Frau vorübergehend im eigenen Garten beerdigt. Am 19. Juli 1945 wurde Loewen-

feld-Russ schliesslich in der Familiengruft am Wiener Zentralfriedhof beigesetzt. 

 

Maria Guttmayer, Schweiz, 

1950er Jahre.  
Foto: Privat, Antonia Milroy, 

Ashland (USA) 

 

Der Seehof Velden, um 1930. 
Foto: Privat, Antonia Milroy, Ashland (USA) 
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Werner Koroschitz 

Fami1ie Mayer 
Villa Mignon 

Felix Mayer wurde als Sohn einer jüdischen Kaufmannsfamilie 1875 in Wien geboren. 

Als Fünfzehnjähriger verbrachte er zum ersten Mal die Sommerferien bei seiner Tante 

am Seehof in Velden. Während seines Studiums trat er in die Studentenverbindung 

«Lese- und Redehalle der deutschen Studenten» in Prag ein und wurde schliesslich zu 

deren Präsidenten gewählt. Bestürzt nahm er die Mitteilung des Vaters über die jüdi-

schen Wurzeln seiner Familie zur Kenntnis, woraufhin er die Präsidentschaft der Prager 

Burschenschaft zurücklegte. 

Wenige Jahre nach Abschluss des Studiums wurde Dr. Felix Mayer 1905 in das Unter-

nehmen vom Schuh- und Lederfabrikanten Carl Riekh geholt. Zwei Jahre später heira-

tete er in Graz dessen Tochter Annie Riekh, mit der er vier Kinder hatte: Christa, die 

spätere Familienchronistin1, kam 1908 auf die Welt, ihr folgten Peter (1909), Hans 

(1910) und Friedrich (1915). 

Im Sommer 1916 mietete sich die kinderreiche Familie in der Villa Mignon in Velden 

ein, wo die älteren Kinder als erstes Schwimmunterricht erhielten. Spielgefährtinnen 

waren die benachbarten Mädchen Maria und Gabriele, die Töchter von Hans Loewen-

feld-Russ. 1917 erwarb Felix Mayer die Villa Mignon von seiner Tante Gabriele Russ, 

der Mutter von Hans Loewenfeld-Russ. 

 

Villa Mignon, Velden, 1913. 
Foto: Sammlung Johann  

Maurer, Onlinearchiv  

www.imbild.tv 

http://www.imbild.tv/
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Annie Mayer, Velden, 1925. 
Annie, die Tochter aus Felix 

Mayers zweiter Ehe, besuchte während 

ihrer Sommeraufenthalte am Wörther-
see Mitte der 1920er Jahre von Mai bis 

Oktober die Volksschule in Velden. 

Foto: Privat, Annie Corti alle  
Catene, St. Radegund 

Beruflich war Felix Mayer während des Ersten Weltkrieges mit der Abwicklung der 

Firmengeschäfte mit dem Militär betraut. Durch den Zusammenschluss einzelner 

Schuh- und Lederfabrikanten kam es mit Felix Mayer zur Gründung der Heeresausrüs-

tungs AG, woraus nach dem Ersten Weltkrieg die Humanic Leder und Schuh AG her-

vorgehen sollte. 

Im Dezember 1918 traf die Familie ein Schicksalsschlag, als die vierfache Mutter Annie 

Mayer-Riekh an der spanischen Grippe erkrankte und verstarb. Zwei Jahre später ehe-

lichte Felix Mayer die sechsundzwanzigjährige Elisabeth Heinisch. 1921 wurden die 

Zwillinge Annie und Jörg geboren. Um für die sechs Kinder Platz zu schaffen, wurde 

die Villa Mignon im selben Jahr um einige Zubauten – mehrere Giebel und eine Garage 

– erweitert. Dem neuen Erscheinungsbild entsprechend, wurde die Seevilla in Giebel-

haus umgetauft. 

1918 kaufte Felix Mayer von der Gemeinde das desolate Schloss Velden, um zu verhin-

dern, dass eine – wie die Gemeindeväter fürchteten – jugoslawische Gesellschaft zum 

Zug käme. Zu diesem Zweck hatte sich ein Konsortium gebildet, in dem neben zwei 

weiteren Industriellen auch die Gemeinde Velden vertreten war. Den grössten Anteil 

erwarb Felix Mayer selbst, der dadurch das zuvor von jugoslawischen Soldaten benutzte 

Schloss vor dem Verfall bewahrte. 

Die neu gegründete Schlosswirtschafi Velden GmbH bestand im Wesentlichen aus ei-

nem Mann, nämlich Felix Mayer, der sich bis zu seinem Ausstieg Anfang der 1930er 

Jahre um die Belange des Schlosses kümmerte und auf den auch die Idee zur Errichtung 

eines Schlosskinos zurückging. An der Kasse des Anfang der 1920er Jahre eröffneten 

Kinos sass die Veldenerin Emilie Litassy. Auch sie gehört zu den jüdischen Verfolgten, 

die ihre Deportation nach Theresienstadt nicht überlebte und 1943 ums Leben gebracht 

wurde. 

Vier von insgesamt sechs Mayer- 

Riekh-Kindern, Velden, 1925. 

Foto: Privat, Annie Corti alle  

Catene, St. Radegund 

Hans Loewenfeld-Russ hielt fest: «Im 

Jahre 1917 erwarb Felix Mayer die 
von Mama am Ostende unseres Besit-

zes erbaute ,Villa Mignon’ (...).  

In seinen jungen Jahren war er unser 
regelmässiger Gast, nun war er unser 

Nachbar geworden. Die grosse Gast-

freundschaft, die Felix ausübte, gestal-
tete seine Nachbarschaft manchmal 

recht lärmend, die ich bei aller Freund-

schaft, die mich mit Felix verband, oft 

störend empfand.»2 

 



 

160 

Im eingerichteten Schlosskino sahen die heranwachsenden Mayer-Kinder ihren ersten 

Spielfilm, ein Gruselstück mit Conrad Veidt3, der im Sommer 1930 als erster Gast im 

nunmehr vermieteten Giebelhaus abstieg. In den Folgejahren war es Bundespräsident 

Wilhelm Miklas, der seine Sommerferien im Giebelhaus verbrachte. Aus diesem Grund 

erlebte Miklas auch den nationalsozialistischen Putschversuch am 25. Juli 1934 in Ve-

lden. Ein von Wien entsandtes Sonderkommando, das sich des Präsidenten bemächti-

gen sollte, wurde vorher in Klagenfurt abgefangen; der Putsch scheiterte, doch in den 

Folgejahren verbrachte Miklas seine Sommerfrische unter massivem Polizeiaufgebot – 

rund hundert Personen waren zu seinem persönlichen Schutz abgestellt. Christa Mayer-

Riekh erinnerte sich daran, dass nach der Abreise des Präsidenten Hakenkreuze in den 

Schreibtischen gefunden wurden4 – ein deutliches Indiz, dass auch das engere Umfeld 

des Bundespräsidenten bereits von Nationalsozialisten durchsetzt war. 

Auch unter Felix Mayers engsten Vertrauten befanden sich fanatische Nationalsozialis-

ten. «In Velden sind die Leute vor ihm auf dem Bauch gelegen, nach dem ,Anschluss4 

hat ihn von denen keiner mehr gegrüsst»5, erinnerte sich seine Tochter. Um seine Kin-

der und die Firma vor weiteren Verfolgungen zu bewahren, unternahm Felix Mayer am 

16. März 1938 seinen ersten Selbstmordversuch. Seine Tochter Christa hielt dazu fest: 

«Die folgenden Tage war er im Allgemeinen Krankenhaus, unter dem unaufhörlichen 

Lautsprechergebrüll der Goebbels-Propaganda und dem ebenso pausenlosen Gedröhn 

der über Wien paradierenden Luftwaffe. Das war eine Hölle, in die ich ihn zurückgeholt 

hatte.»6 

Unterdessen versuchte Sohn Hans die Firma Humanic vor der «Arisierung» zu retten. 

Der Verwaltungs rat wurde mit «arischen» Freunden und Verwandten – darunter einige 

Parteigenossen – besetzt. Die gefährdeten Mitglieder der Familie traten ihre Anteile an 

Personen mit «einwandfreier Herkunft» ab, wobei diese Anteile nach Kriegsende ohne 

viel Aufhebens wieder zurückerstattet wurden. 

In Velden hatte man der Familie deutlich zu verstehen gegeben, dass ihre weitere An-

wesenheit im Kurort unerwünscht sei. Wenig überraschend war im Zuge des Novem-

berpogroms auch das Giebelhaus Ziel der Zerstörungswut. Felix Mayer hatte die See-

liegenschaft zwar bereits im Jänner 1938 an seine «arische» Frau Elisabeth überschrie-

ben, doch die Nationalsozialisten sahen in der Eigentumsübertragung wie so oft ledig-

lich eine Tarnung der Besitzverhältnisse. Um die Veräusserung der Liegenschaft zu 

erreichen, wurde die Familie von der Gestapo entsprechend unter Druck gesetzt. Aus 

Angst verhaftet zu werden, entschloss sich schliesslich Elisabeth Mayer schweren Her-

zens zum Verkauf des Familienanwesens. 

Im Oktober 1940 ging der Besitz je zur Hälfte an Leopold Körbler und das Ehepaar 

Fritz und Angela Frank über. Die neuen Eigentümer waren alleinige Gesellschafter der 

Wiener Back- und Schokoladenfabrik Idis. Zuvor hatte der schon in der Verbotszeit 

aktive Nationalsozialist Fritz Frank fünfzig Prozent der Firmenanteile des jüdischen 

Z&-Gesellschafters auf dem «Arisierungswege» erworben. Die Hälfte der «arisierten» 

Anteile liess er an seine Gattin überschreiben. Aus dem Betriebsgewinn der Schokola-

denfabrik finanzierten die «Ariseure» die «Arisierung» der Immobilie am Wörthersee.7 
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1949 stellte Elisabeth Mayer den Antrag auf Rückstellung ihres Eigentums, den die 

Antragsgegner mit dem Hinweis abschmetterten, dass sie als «Arierin» keinerlei Ver-

folgungen seitens des NS-Regimes ausgesetzt gewesen sei.8 Wenige Monate später ver-

zichtete die Antragsstellerin auf die Rückstellung der Liegenschaft, im Gegenzug 

wurde ihr ein fünfzehnjähriges Nutzungsrecht eines penibel ausgewiesenen Seezugangs 

sowie die Errichtung einer Badehütte zugestanden.9 

 

Felix Mayer in der Nähe von Zell 

am See, Schmittenhöhe, 1939. 
Foto: Privat, Annie Corti alle Catene, St. Radegund 

«Im September 1942 bekam mein Vater eine 

Vorladung von der Gestapo am Morzinplatz. 

Er ging nicht hin, sondern emigrierte in die 
Ewigkeit. Es war ihm das gelungen, woran 
ich ihn im März 1938 gehindert hatte.»10 
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Dieter J. Hecht, Louise Hecht 

Das Hotel Excelsior  

in Velden 
Eine Familie behauptet sich 

Vor 130 Jahren begann der Wiener Rechtsanwalt Theodor Neustadtel (1842-1908), am 

Südufer des Wörthersees (Gemeindegebiet Velden/Augsdorf) in grossem Ausmass 

Grund zu kaufen. Im Verlauf mehrerer Jahre erwarb er insgesamt einige Hektar Wald 

und Wiesen und etwa einen Kilometer Seegrund. Auf diesem Areal erbaute er in den 

folgenden Jahren die Villen Anna (heute: Cap Wörth, ÖGB) und Neustadtel (heute: 

Villa Augsdorf), die Villa Miralago und die Villa Excelsior (1976 abgerissen).1 

 

Villa Augsdorf,  

Velden, um 1930.  
Foto: Privat, Nachlass 

Hecht-Neustadtl, Wien 

Neustadtel hatte nicht nur an der landschaftlichen Schönheit des Wörthersees Gefallen 

gefunden, er erkannte auch das wirtschaftliche Potential des Gebietes für den begin-

nenden Tourismus. Seine Bautätigkeit stand von Anfang an nicht nur im Zeichen bür-

gerlicher Repräsentation einer aufstrebenden Familie; er plante vielmehr den Aufbau 

eines Tourismusbetriebes im Rahmen der damals beliebten Villen-Hotelanlagen. Somit 

gehörte er zu den Tourismuspionieren des ausgehenden 19. Jahrhunderts, die den Aus-

bau der Eisenbahn zur Erschliessung entfernter Regionen nutzten.21899 gründete er da-

her gemeinsam mit prominenten Politikern, wie dem Grafen Ladislaus Aichelburg und 

dem Feldmarschallleutnant Latterer von Lintenburg sowie dem Architekten Ludwig 

Tischler den Genossenschaftsbetrieb Hotel und Bad «Cap Wörth» zwecks Erbauung  
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eines Luxushotels. Der Mittelpunkt des neuen Betriebes mit angeschlossenem Seebad 

sollte die auf einem Felsen über dem See errichtete Villa Excelsior werden. Trotz der 

Beteiligung prominenter Persönlichkeiten aus Politik und Wirtschaft konnte Neustadtel 

sein Hotelprojekt aber nur teilweise verwirklichen. 

«VILLA ANNA, EIN REIZENDER BAU» 

Bereits im Jahre 1892 hatte Theodor Neustadtel sein erstes Bauprojekt begonnen, näm-

lich die nach seiner Frau benannte Villa Anna am Cap Wörth. Anna Popper (1854-

1940), die Tochter des bekannten Spirituosenfabrikanten Adolf Popper, hatte er zwan-

zig Jahre zuvor, am 9. Mai 1872 in Plzeh (Pilsen), geheiratet. Zu dieser Zeit galt Neu-

stadtel, der bereits im November 1870 zum Gerichts-Auscultanten (Referendar) beim 

niederösterreichischen Oberlandesgericht ernannt worden war,3 als vielversprechender 

jüdischer Jurist in Wien. Er entstammte einer alteingesessenen Kaufmannsfamilie in 

Mladä Boleslav (Jungbunzlau) mit einer weitverzweigten Familie in ganz Böhmen. Das 

Ehepaar Neustadtel hatte fünf Kinder, Arthur (1873-1943), Martha (1874-1943), Louise 

(1879-1946), Walter (1881-1914) und Ernst (1895-1942). 

Ab den 1880er Jahren verbrachte die Familie ihre Sommer in Velden am Wörthersee – 

zunächst in gemieteten Räumlichkeiten, später in den eigenen Villen. 1894 beschrieb 

der Autor Rudolf Waizer die Villa Anna mit folgenden Worten: 

«(...) ein reizender Bau, der 17 mit allem Comfort ausgestattete Zimmer, Dienerschafts-

räume und drei vollständige Küchen enthält. Zur Villa gehören ferner ein hübscher Park 

mit schattigen Spazierwegen, Turn- und Lawn-Tennis-Plätze, sowie eine Wandelbahn 

und ein grosses, hübsches Boots- und Badehaus im See. Auch über eine eigene Dampf-

schiffstation, sowie Landungsbrücken für Kiel- und Segelboote verfügt der, Herrn Hof-

gerichts-Advokaten Dr. Th. Neustadtel in Wien 1, Petersplatz 10, gehörige Besitz, der 

durch seine Lage und die allen neuzeitlichen Anforderungen entsprechenden Einrich-

tungen jedenfalls zu den schönsten am Wörthersee gezählt werden darf.»4 

Zu diesem Zeitpunkt waren rund achtunddreissig Prozent von insgesamt zweiundacht-

zig Veldener Häusern und Villen im Besitz von Ortsfremden, die Hälfte davon gehörte 

Wienern.5 Ende Mai bzw. Anfang Juni pflegte Anna Neustadtel mit ihren Kindern und 

Hausangestellten nach Velden zu übersiedeln, um den Betrieb über die Sommersaison 

bis September oder Oktober zu führen. Theodor Neustadtel stiess meist im Juli und 

August für kürzere Perioden zur Familie. 

Die Gäste rekrutierten sich vor allem aus Wien und Budapest. Um 1900 erfreute sich 

der Wörthersee laut Kurlisten bei ungarischen Touristen grosser Beliebtheit. Die meis-

ten Gäste waren Fabrikanten, Beamte und Adelige mit ihren Familien. Zu langjährigen 

Stammgästen der Familie Neustadtel zählten neben Verwandten die Industriellen Karl 

Duschnitz und Ernö Strasser. Wie viele ihrer Standesgenossen fuhren Letztere mit ih-

rem gesamten Personal, d.h. mit Köchin, Stuben- und Kindermädchen sowie Diener-

schaft, auf Sommerfrische. Familien, die gemeinsam mit ihrer Entourage sechs, acht, 

oder zehn Personen zählten, waren keine Seltenheit. Der Aufenthalt dauerte meistens 
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mehrere Wochen bzw. Monate. Die Sommerfrische wurde zu einem gesellschaftlichen 

Treffpunkt, wo Freundschaften geknüpft und Geschäfte wie auch Ehen angebahnt wur-

den.6 Zur Unterhaltung und zum Kennenlernen dienten Tennisplätze, Rad- und Boots-

fahrten, Konzerte und Tanzveranstaltungen, oder man traf sich beim Schwimmen. 

«NEUSTADTEL, MIRALAGO, EXCELSIOR» 

Zwischen 1895 und 1905 konnte Theodor Neustadtel seinem Betrieb drei weitere Villen 

hinzufügen. Die Familienmitglieder lebten fortan abwechselnd in den verschiedenen 

neu erbauten Häusern. 1895 entstand zunächst die stilistisch im Historizismus gehaltene 

Villa Neustadtel mit acht Zimmern und Nebenräumen. Von Grösse und Form war sie 

eine familiärere Variante der Villa Anna, die von grossen Familien zur Gänze gemietet 

werden konnte. Ab Sommer 1902 stand auch die Villa Miralago zur Verfügung – eine 

Villa in italienischem Stil, die auf aufgeschüttetem Grund direkt am Wasser erbaut 

wurde. Mit achtzehn Zimmern auf drei Etagen bot sie weiteren Gästen ein exklusives 

Ferienerlebnis. Im Jahr 1905 war schliesslich die Villa Excelsior fertiggestellt, die den 

Betrieb um einundzwanzig Zimmer mit Säulenterrassen auf drei Etagen erweiterte. Bis 

zu diesem Zeitpunkt wurde der Betrieb von Anna Neustadtel geführt. 

Die Gästeliste lässt auf betuchte Kundschaft schliessen, die Auslastung muss laut erhal-

tenen Geschäftsunterlagen allerdings als lediglich durchschnittlich angesehen werden. 

Den Ausbau des Betriebes finanzierte einerseits Theodor Neustadtel mit seiner An-

waltskanzlei und andererseits die Geschäftspartner aus der Genossenschaft Hotel und 

Bad «Cap Wörtha. Der Bau der eindrucksvoll über dem See thronenden Villa Excelsior, 

für den umfangreiche Sprengarbeiten notwendig gewesen waren, überstieg jedoch Neu-

stadtels Finanzkraft. Hinzu kam sein unsteter Lebenswandel mit vielen Frauenbekannt-

schaften in Wien, während seine Familie in Velden weilte. Dem finanziellen Ruin im 

Jahr 1906 folgte sein Tod im Jahr 1908 im Alter von sechsundsechzig Jahren. 

Die Rettung des Unternehmens wurde in der Folge der damals dreissigjährigen Tochter 

Louise Neustadtl übertragen. Bis zu diesem Zeitpunkt hatte sie ihre Mutter jeden Som-

mer im Betrieb unterstützt; darüber hinaus besuchte sie ab 1895 auch Vorlesungen über 

Geschichte und Literatur, u. a. im «Verein zur Abhaltung akademischer Vorträge für 

Damen» bei Alfred Przibram. Zur Vorbereitung auf ihre neue Aufgabe als Hotelfach-

frau absolvierte sie im Winter 1905/06 ein halbes Jahr lang eine Ausbildung bei Anna 

Sacher in Wien. Der Sommer 1906 markierte die erste Saison unter ihrer Leitung. Sie 

reorganisierte den Betrieb und gab dem Komplex zunächst den Namen Pension Excel-

sior. In den nächsten Jahren wurden die Villen umgebaut und für den Hotelbetrieb adap-

tiert; dazu gehörten u. a. der Bau einer privaten Wasserleitung zur Einleitung von Fliess-

wasser in die einzelnen Zimmer, die Elektrifizierung der Häuser sowie der Anbau eines 

Speisesaals und eines Bootshauses. Ihre Bemühungen zeitigten Erfolg; die Gästeanzahl 

stieg beträchtlich. Neben Stammgästen wie der Familie Duschnitz finden sich nun auch 

die Familien von Siegmund Hertzberg-Fränkl, August Lederer und Graf Széchenyi un-

ter den Gästen. 
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Louise Hecht-Neustadtl, um 

1920. Foto: Privat, Nachlass 

Hecht-Neustadtl, Wien 

Die finanzielle Konsolidierung des Betriebes erfolgte in mehreren Schritten. Zunächst 

übernahm die Steiermärkische Sparkassa in Graz den gesamten Besitz und beauftragte 

Louise Neustadtl mit dessen Führung und Modernisierung. Um einen Teil der Schulden 

zu bezahlen, musste jedoch die Villa Anna mit dem Grossteil des Grundbesitzes, darun-

ter nahezu ein Kilometer Seegrund, veräussert werden. Die Käuferin war Anna Filii aus 

Klagenfurt. Ihre Erben verkauften die Villa samt Grundbesitz im Jahr 1922 an Prinz 

Livio Borghese.7 

Die Villa Miralago erwarb zunächst der Industrielle Leopold Stein, ein Onkel von 

Louise Neustadtl. Bereits ein Jahr später kaufte die Steiermärkische Sparkassa die Villa 

Miralago zurück und gliederte sie wieder in den Betrieb ein. Innerhalb von nur fünf 

Jahren gelang es Louise Neustadtl, nicht zuletzt mit Hilfe ihres Onkels Stein, den Be-

trieb von der Steiermärkischen Sparkassa zurückzukaufen und weiter als Familienbe-

trieb zu führen.8 Nach dem Rückkauf baute sie den Betrieb weiter aus; so liess sie bei-

spielsweise Holzbalkone bei der Villa Miralago und Terrassen bei der Excelsior hinzu-

fügen. Die Gästelisten des Betriebes bis zum Ersten Weltkrieg spiegeln den wirtschaft-

lichen Aufschwung. Prominente jüdische Familien wie die Thorsch, Doctor und 

Schapringer, aber auch Künstler wie Arnold Rose und die Journalistin Alice Schmutzer 

zählten zu ihren Gästen. 

Nach den Saisonen übersiedelte Louise Neustadtl wieder nach Wien, wo sie ab 1909 als 

«Hospitantin» an der juridischen Fakultät der Universität Wien studierte. Über den Jah-

reswechsel 1913/14 reiste Louise Neustadtl nach London, wo sie den Rechtsanwalt Otto 

Hecht heiratete. Die Ehe wurde zunächst geheim gehalten; erst im Frühjahr 1918 machte 

das Paar die Verbindung publik. Ab 1918 führte sie auch den Doppelnamen Hecht-

Neustadtl. Die Genehmigung hierfür erhielt sie allerdings erst zehn Jahre später von der 

Kärntner Landesregierung. Im Jahr 1914 trafen Louise Neustadtl zwei Schicksals-

schläge: Seit Mai dieses Jahres galt ihr Bruder Walter Neustadtl, ein Leutnant der k.k. 

Armee, der im albanischen Grenzgebiet stationiert war, als vermisst.9 Und am 1. August 

verliessen infolge des Kriegsausbruchs alle Gäste das Hotel. 

Bis 1918 stellte das Hotel eine immense wirtschaftliche Belastung dar. Nach dem 

Kriegseintritt Italiens hatten die Behörden den Grossteil Kärntens zum Kriegsgebiet er-

klärt, wo kein Tourismus erlaubt war. Diese Politik setzte sich auch in den Jahren 1916 

und 1917 fort. Dennoch mussten Abgaben und Erhaltungskosten entrichtet werden. Erst 

1918 begann sich die Situation allmählich zu entspannen. Ein erhaltenes Gästebuch be-

legt zumindest eingeschränkten Fremdenverkehr ab August dieses Jahres. Mit Kriegs-

ende gehörte das Excelsior zu jenem Gebiet, das vom SHS-Staat (dem im Dezember 

1918 gegründeten Königreich Serbien, Kroatien und Slowenien) beansprucht wurde. 

Die Demarkationslinie verlief quer durch Velden. Da das Passieren der neuen Grenze 

schwierig war, wohnte Louise Hecht- Neustadtl mit ihrer Familie im Sommer 1919/20 

zunächst in Velden. 

Die Eingliederung der Fremdenverkehrswirtschaft in das neue Verwaltungs- und Wirt-

schaftsgebiet belegen unter anderem die auf Slowenisch verfassten Steuer- und Vermö-

genserklärungen der Jahre 1919/20. Nach der endgültigen Aufhebung der Demarkati-

onslinie am 6. August 1920 konnte Louise Neustadtl wieder vollständig über ihren Be-

sitz verfügen. Die Mitglieder der Plebiszitkommission hielten sich zeitweise in der Villa 

Miralago auf, darunter wohl auch Prinz Livio Borghese, der wenige Jahre später die  



 

166 

 

Hotel Excelsior mit Villa 

Mira Iago, um 1930. 
Foto: Privat, Nachlass  

Hecht-Neustadtl, Wien 

Villa Cap Wörth kaufte.10 Louise Hecht-Neustadtl gelang es, das Hotel trotz der verän-

derten politischen Lage mit den damit verbundenen Schwierigkeiten weiterzuführen. 

Da der Tourismus auch nach der Volksabstimmung weiterhin mit grossen Problemen, 

vor allem mit Lebensmittelmangel, zu kämpfen hatte, entschlossen sich führende Veld-

ner Unternehmen zur Gründung der Wörth GmhHzur Beschaffung ausländischer Le-

bensmittel für die Kärntner Kurorte. Die erste Sitzung fand am 15. November 1920 

unter Teilnahme von Gottfried Engstler, Christoph Mösslacher und Louise Hecht-Neu-

stadtl im Excelsior statt. Dem vorbereitenden Komitee gehörten dann auch An ton Bul-

fon, Otto Moro, An ton Wrann und Louises jüngster Bruder Ernst Neustadtl als Schrift-

führer an. Letztere hatte in den 1920er Jahren die Pension Pundschu gepachtet. Inner-

halb weniger Wochen beteiligten sich Betriebe aus ganz Kärnten an diesem Unterneh-

men. Insgesamt konnte ein Kapital von über einer Million Kronen aufgebracht werden. 

Die meisten Unternehmer zeichneten Anteile in der Höhe von 10.000 und 20.000 Kro-

nen. Nur drei investierten eine Summe von 100.000 Kronen, nämlich Mösslacher, die 

Schlosshotel Velden GmbH und Hecht-Neustadtl. Die erste Generalversammlung fand 

am 30. Januar 1921 in Klagenfurt statt. Unter den fünf Geschäftsführern war Ernst Neu-

stadtl, im zwölfköpfigen Aufsichtsrat Louise Hecht-Neustadtl als einzige Frau. Um ihre 

eigene Versorgungsbasis direkt zu verbessern, kaufte Louise Hecht-Neustadtl 1921 mit 

ihrem Mann die Sima-Hube in Schiefling von einem nach Jugoslawien ausgewanderten 

Kärntner Slowenen. Die Landwirtschaft diente unter anderem der Versorgung des Ho-

tels. 

Ihr Engagement für den Tourismus in Velden zeigt sich auch anhand ihrer Arbeit in der 

Kurkommission. Über die Wahl für die Kurkommission schrieb Gottfried Engstler am 

26. März 1923: 

«Gnädige Frau wissen wahrscheinlich schon, dass Sie bei der Kurkom. Wahl die meis-

ten Stimmen erhielten (7 mehr als der nächste), dabei aber doch durchgefallen sind, da 
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bei einer Anzahl Stimmzettel aus Versehen der Maschinschreiberin ,Herr Dr. H.‘ stand. 

Infolgedessen bekam mehr als ^ der Stimmen Ihr Herr Gemahl, so dass beide Teile erst 

im Ersatz gewählt erschienen. Es fanden sich jedoch sofort unter den Gewählten zwei 

Gentlemen, die ihre Stellen niederlegten, so dass gnädige Frau gewählt erschienen sind, 

es gibt doch immer humoristische Zufälle!» 

Engstlers Briefe der Jahre 1923/24 geben Einblick in die Arbeit der Kurkommission. 

Sie zeigen aber auch, dass die Kommission Neustadtls Wiener Kontakte wiederholt für 

ihre Zwecke nutzen konnte, beispielsweise für die Vermittlung einer Modeschau von 

Ella Zirner-Zwieback oder Verbindungen mit dem Wiener Verkehrsbüro. Der unge-

wöhnlich engagierten und erfolgreichen Geschäftsführung von Louise Hecht- Neustadtl 

verdankte das Hotel Excelsior während der 1920er und 1930er Jahre den Aufstieg zu 

einem der führenden Hotels am Wörthersee. Das Haus beherbergte zahlreiche promi-

nente Gäste aus dem In- und Ausland. Der geschäftliche Erfolg äusserte sich auch in 

räumlicher Expansion, die zum Zubau eines weiteren Gebäudes, der Villa 4 mit drei-

undzwanzig Zimmern, hinter der Villa Excelsior führte. Im Jahr 1924 errichtete Louise 

Hecht-Neustadtl im Zuge des Umbaus auch einen Sprungturm. Im selben Jahr wollte 

sie im Rahmen der Kurkommission einen Golfclub in Velden initiieren. Sie verhandelte 

mit Richard Stern, dem Präsidenten des Wiener Golfclubs, scheiterte aber an den zu 

hohen Kosten. Doch im Jahr 1927 gehörte das Excelsior zu den Stiftern des ersten 

Kärntner Golfklubs in Dellach, der nur zehn Autominuten vom Hotel entfernt lag. 

Im Jahr 1929 Jahre zählte das Excelsior nach weiteren Um- und Zubauten mit achtzig 

Zimmern zu den grössten und elegantesten Hotels in Velden. Seinen Gästen bot das 

Hotel eine eigene Hochquellenwasserleitung, Autoboxgaragen, ein Hotelautomobil, 

Tennis- und Crocketplätze mit Trainern, einen Kinderspielplatz, rhythmische Gymnas-

tik, Bar und Tanzsaal, Ruderboote, einen Schwimmtrainer, Kabanen, Kindermilch aus 

eigener Landwirtschaft und vieles mehr.11 Als Schwimmtrainer fungierte unter anderem 

Zsigo Wertheimer, der die Schwimmersektion des jüdischen Wiener Sportclubs 

Hakoah in der Zwischenkriegszeit zu internationalen Erfolgen geführt hatte. Das Hotel 

hatte damals rund vierzig Angestellte. Unter den Gästen befanden sich die Schriftsteller 

Alfred Polgar und Alexander Roda-Roda sowie der Industrielle Oskar Trebitsch, aber 

auch Gäste aus Grossbritannien und Ägypten, etwa Minister Youssef Soliman Pascha. 

Die Tausend-Mark-Sperre vom 27. Mai 1933 schädigte die wirtschaftliche Lage des 

Excelsior nachhaltig. Einen weiteren Tiefschlag markierte ein Bombenattentat, das 

Kärntner Nationalsozialisten am 9. Juli 1934 auf das Hotel verübten.12 Der Sachschaden 

betrug zwar lediglich rund 5.000 Schilling, doch die Abreise von Gästen und die fol-

genden Stornierungen führten schlussendlich zu beträchtlichen Verlusten.13 

Louise Hecht-Neustadtl veranlasste die nötigen Reparaturen und versuchte, den Betrieb 

auch unter den veränderten politischen Verhältnissen weiterzuführen. Am 26. Juli 1937 

veranstaltete sie beispielsweise einen Kärntner Bauernball, an dem Bundespräsident 

Wilhelm Miklas mit seiner Frau Leopoldine, der Kärntner Landeshauptmann Arnold 

Sucher und weitere Prominente teilnahmen, u.a. der brasilianische Botschafter in Brüs-

sel Carlos Martins Pereira e Souza, der Wiener Geschäftsmann Robert Gerngros und 
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der englische Reeder Leslie Runciman of Doxford.14 Im August 1937 zählte Eugen 

Prinz von Schweden zu den Gästen des Excelsior. 

«ARISIERUNG» 

Nach dem «Anschluss» im März 1938 durfte Louise Hecht-Neustadtl ihr Hotel nicht 

mehr betreten. Als kommissarischen Leiter setzte die nationalsozialistische Vermögens-

verkehrsstelle Klagenfurt den Vertreter Alexander Huber ein. Der kommissarische Lei-

ter zahlte jedoch keine Beiträge an die Kärntner Landeskrankenkasse, weshalb diese im 

August 1938 wegen einer relativ geringen Schuld von RM 11.677 die Zwangsverstei-

gerung veranlasste. Die Kärntner Landeshypotheken Bank, die Hauptgläubigerin, war 

bei der Zwangsversteigerung am 14. Februar 1939 die einzige Bieterin und ersteigerte 

das Hotel um RM 293.151. 

Zwei Monate später kaufte Standartenführer Erhard Brunner, der sich bereits vor der 

Versteigerung für das Hotel interessiert hatte, das Hotel um RM 320.000, also um einen 

Bruchteil des tatsächlichen Wertes, von der Landeshypotheken Bank, wobei er bereits 

eine Kreditzusage über RM 500.000 von der Golddiskontbank Berlin und der Volksbank 

Altenheim bekommen hatte.15 Eduard Brunner lebte mit seiner Familie im Hotel und 

führte es mit mässigem Erfolg bis 1945. Haus und Landwirtschaft litten unter zahlrei-

chen Mängeln. Zudem plünderte die lokale Bevölkerung gegen Kriegsende einen Teil 

des Inventars. Erst als das englische Militär das Hotel «besetzte», konnte der Rest gesi-

chert werden.16 

Louise Hecht-Neustadtl und ihr Mann konnten im März 1939 nach London flüchten, 

wo sich ihr Sohn Walter (1919-1972) bereits seit Sommer 1938 befand; ihr Bruder 

Arthur Neustadtel war zu diesem Zeitpunkt mit seiner über achtzigjährigen Mutter Anna 

 

Kärntner Bauernball im Hotel Excel-

sior. In der Mitte Bundespräsident Wil-

helm Miklas mit seiner Frau Leopol-
dine, rechts hinten Louise Hecht-Neu-

stadtl, Velden, 26. Juli 1937.  
Foto: Privat, Nachlass Hecht-Neustadtl, 

Wien 
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Neustadtel von Reichenberg nach Prag übersiedelt. Anna Neustadtel verstarb am 7. Au-

gust 1940 in Prag; Arthur Neustadtel wurde am 17. Dezember 1941 nach Theresienstadt 

deportiert und am 18. Dezember 1943 von dort nach Auschwitz; Martha Fröschels, geb. 

Neustadtl flüchtete aus Wien nach Prag, von wo sie am 9. Juli 1942 nach Theresienstadt 

und am 15. Dezember 1943 nach Auschwitz deportiert wurde. Ernst Neustadtl flüchtete 

ebenfalls von Wien nach Prag, von wo er am 17. Dezember 1941 nach Theresienstadt 

und am 1. April 1942 nach Piaski deportiert wurde. Alle Geschwister von Louise Hecht-

Neustadtl wurden in der Shoah ermordet.17 Die beiden Kinder von Arthur Neustadtel 

konnten nach Kolumbien flüchten; Tochter und Frau von Ernst Neustadtl nach Gross-

britannien. 

NACHKRIEGSZEIT 

Louise Hecht-Neustadtl kehrte mit ihrer Familie im August 1946 aus dem englischen 

Exil nach Wien zurück. Im Oktober 1946 erreichte sie bei den Behörden in Villach ihre 

Einsetzung als öffentliche Verwalterin des Hotels Excelsior. Im Sommer 1947 eröffnete 

sie das Hotel erneut. In diesem Jahr wurde das Excelsior als einziges Kärntner Hotel in 

die sogenannte «Ausländeraktion» der Stelle für Wiederaufbau des österreichischen 

Fremdenverkehrs einbezogen. Um die Republik Österreich mit dringend benötigten De-

visen zu versorgen, mussten ausländische Urlauber in jenen Hotels einen Teil des Auf-

enthaltes in Devisen bezahlen. Das Excelsior, eines von zwanzig beteiligten Hotels, er-

wirtschaftete alleine insgesamt ein Fünftel aller eingebrachten Devisen. Gleichzeitig 

bemühte sich die Familie um Rückstellung ihres Besitzes. Der Prozess gegen den nati-

onalsozialistischen Betreiber Brunner, der zunächst noch im Entnazifizierungslager 

Wolfsberg interniert war, und die an der «Arisierung» beteiligten Banken zog sich je-

doch über mehrere Jahre, bis zum Frühjahr 1951.18 Den effektiven Wiederaufbau des 

Hotels verhinderte Louise Hecht-Neustadtls plötzlicher Tod im Dezember 1947, verur-

sacht durch eine Lungenentzündung. In Folge dessen sollte das Hotel in der Saison 1948 

geschlossen bleiben. Bereits am 16. April 1948 sprach das Landesfremdenverkehrsamt 

Kärnten diesbezüglich eine unverhohlene Drohung aus: 

«Wie uns von zuverlässiger Seite mitgeteilt wird, haben Sie nicht die Absicht, Ihren 

Fremdenbeherbergungsbetrieb am Wörthersee ,Hotel Excelsior’ im heurigen Jahr zu 

eröffnen. (...) Sollten Sie bei Ihrem Beschluss verharren, so werden wir uns an die Bri-

tische Besatzungsmacht mit dem Ersuchen wenden, Ihren Betrieb für Besatzungszwe-

cke anzufordern und dafür einen anderen Betrieb am Wörthersee freizugeben. Das Lan-

desfremdenverkehrsamt erwartet, dass Sie bis spätestens 30. April 48 das Amt verstän-

digen, ob Sie bereit sind, ihren Betrieb im heurigen Jahre zu eröffnen. Erhalten wir bis 

zu diesem Termin keine Benachrichtigung, so nehmen wir an, dass Sie bei Ihrem Ent-

schluss bleiben. Dann wird das Landesfremdenverkehrsamt auch seinen Weg gehen, 

der der Förderung des Fremdenverkehrs im Lande Kärnten dient.» 

Der angedrohten neuerlichen Enteignung setzte die Familie eine eigene Intervention bei 

den britischen Militärbehörden entgegen. Diese zeitigten nicht zuletzt deshalb Erfolg, 
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weil Louise Hecht-Neustadtls Sohn Walter sechs Jahre lang britischer Soldat gewesen 

war. Der spätere britische Hochkommissar General John Winterton schrieb im März 

1949 an Ernst Kolb, damals Bundesminister für Handel und Wiederaufbau, dass das 

Hotel Excelsior vom britischen Militär nicht beschlagnahmt werde. Im selben Monat 

debattierte der Kärntner Landtag unter expliziter Bezugnahme auf das Hotel Excelsior 

über die ungerechte Beschlagnahmungspolitik des britischen Militärs.19 

Von 1949 bis 1961 führte das Österreichische Verkehrsbüro das Hotel gemeinsam mit 

der Familie, wobei die operativen Aufgaben vom Verkehrsbüro durchgeführt wurden. 

Im Jahr 1961 übernahm die Familie wieder die alleinige Leitung des Hotels. In einer 

Nacht Ende Februar 1969 kam es im Zuge eines Vandalenaktes an den zentralen Ge-

bäuden des Hotels ( Villa Excelsior und Villa 4) zu nachhaltigen Zerstörungen und Be-

schädigungen. Die Zimmertüren wurden aufgebrochen und rund vierundvierzig Zim-

mer devastiert: alle Matratzen, Polster und Decken mit Rasierklingen aufgeschlitzt, die 

Vorhänge abgeschnitten, die Tapeten von der Wand gerissen und zerschnitten, die Lam-

pen zerschlagen und ihre Halterungen aus den Wänden gerissen, Porzellan und Gläser 

zerschlagen, die Möbel grossteils zerstört und über die Treppen geworfen und im Spei-

sesaal grössere Mengen menschlicher Fäkalien hinterlassen. Laut Polizeibericht galten 

einige Jugendliche des Gewerkschaftsheims Cap Wörth als verdächtig; die Schuldigen 

wurden jedoch nie gefasst. Das Hotel war gegen Vandalisierung nicht versichert. Die 

Familie konnte den entstandenen Schaden nicht ersetzen und beschloss daher den Ver-

kauf des zerstörten Teils. 

Inmitten der Verkaufsverhandlungen starb der Besitzer Walter Hecht im Jahr 1972. 

Seine Frau Gertrude Hecht versuchte, den Betrieb zu retten, indem sie den geplanten 

Teilverkauf energisch vorantrieb. Doch interessierte Käufer erhielten von der Gemeinde 

Velden so hohe Auflagen, dass sich niemand zum Kauf entschliessen wollte. Da der 

Betrieb nicht wie zuvor weitergeführt werden konnte, kündigten die lokalen Banken 

1975 die Kredite. Eine Zwangsversteigerung, die einer abermaligen Enteignung der Fa-

milie gleichgekommen wäre, schien unvermeidbar. Der zu diesem Zwecke beauftragte 

lokale Gutachter schätzte den Betrieb nur mehr auf die Hälfte des Wertes von 1972. 

Dem unermüdlichen Einsatz von Gertrude Hecht ist es zu verdanken, dass im Jänner 

1976 schliesslich ein holländischer Geschäftsmann einen Teil des Betriebes (Villa 

Excelsior und Villa 4) einige Tage vor der Zwangsversteigerung kaufte. Die Villen 

Augsdorf und Miralago blieben damit zunächst in Familienbesitz und die Schulden 

konnten beglichen werden. Aufgrund des wirtschaftlichen Schadens mussten zwischen 

1976 und 1981 weitere Anteile des Betriebes veräussert werden. Der verbleibende Rest 

wurde gründlich modernisiert und wird bis heute von der Familie geführt. Trotz aller 

Widerstände und Schwierigkeiten konnte sich die Familie Neustadtl-Hecht mit dem 

Hotel Excelsior also über nunmehr vier Generationen am Wörthersee behaupten. 

 

Speisesaal des Hotel 

Excelsior, Velden, 1950. 
Foto: Privat, Nachlass Hecht-

Neustadtl, Wien 
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Werner Koroschitz 

…wo eine Lebens- 

möglichkeit besteht» 

Vertreibung und Flucht 

NATIONALSOZIALISTISCHE VERTREIBUNGSPOLITIK 

Die NS-Propaganda vom «privilegierten Emigranten», der gemütlich im Ausland lebte, 

hatte seine Wirkung nicht verfehlt: Im Bewusstsein der österreichischen Nachkriegsge-

sellschaft blieben die Flüchtlinge auch nach Kriegsende vielfach jene «vaterlandslosen 

Gesellen» Goebbels’scher Rhetorik, die es sich im Ausland gut gehen liessen, während 

man daheim unter dem «Bombenterror» der Alliierten zu leiden hatte. Bis heute ist die 

Terminologie schwierig. So werden Juden, die ab März 1938 erzwungenermassen das 

Land verlassen hatten, nach wie vor als «Emigranten» oder «Auswanderer» bezeichnet, 

womit ihnen ein Handlungsspielraum beigemessen wird, den sie in Wirklichkeit nie 

hatten. «Vertriebene» und «Verbannte» nannte der Exilant Bertolt Brecht seine Lei-

densgenossen, die so wie er aus Nazideutschland geflohen waren: 

«Immer fand ich den Namen falsch, den man uns gab: 

Emigranten. 

Das heisst doch Auswanderer, Aber wir 

Wanderten doch nicht aus, nach freiem Entschluss 

Wählend ein anderes Land. Wanderten wir doch auch nicht 

Ein in ein Land dort zu bleiben, womöglich für immer. 

Sondern wir flohen. Vertriebene sind wir, Verbannte. 

Und kein Heim, ein Exil soll das Land sein, das uns da aufnahm.»1 

Kaum einer der Verfolgten floh und wählte in freier Entscheidung ein anderes Land. 

Man nahm, was sich bot. Atlanten wurden aus Bücherschränken hervorgeholt, um jene 

exotisch klingenden Länder aufzuspüren, wohin man sich in Sicherheit zu bringen 

hoffte. Zermürbt von schikanösen und oft äusserst gefahrvollen Behördenläufen war-

tete die jüdische Bevölkerung meist mittellos auf Einreisegenehmigungen aus bis dahin 

kaum wahrgenommenen Staaten wie Uruguay, Venezuela, Barbados, Kuba oder 

Shanghai. 

Oder sie hofften bloss, wie der Villacher Rechtsanwalt Marcell Glesinger, in ein Land 

auswandern zu können, «wo eine Lebensmöglichkeit besteht».2 Auch Heinrich Hirsch, 

Dentist aus Velden am Wörthersee, wünschte sich als Auswanderungsziel bescheiden 

ein Land, welches ihm ermöglichte, seiner Familie «das tägliche Brot zu geben».3 Mar- 
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cell Glesinger flüchtete schliesslich in den Nahen Osten (Palästina) und Heinrich Hirsch 

verschlug es letztendlich über den Landweg in den Fernen Osten (Shanghai). 

Zu Beginn ihres Romanes «Shanghai fern von wo» zitiert Ursula Krechei die Unterhal-

tung zweier Emigranten, worin einer der beiden auf die Nennung Shanghais als Flucht-

ziel bestürzt mit «Was? So weit?» reagierte. Vieldeutig antwortete sein Gesprächs-

partner mit der Frage «Weit von wo?»4 

Ansuchen von Oskar 
Salter an den österrei-

chischen Hilfsfonds 

um Zuerkennung einer 
Invalidenrente, 

New York, 

14. September 1963. 
Quelle: Österreichisches 

Staatsarchiv, Wien 
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\ N 2) ^ N Anmerkung von Oskar Salter im Antragsformular 

an den Hilfsfonds, New York, März 1977. 

Quelle: Österreichisches Staatsarchiv, Wien 

Wie in anderen Bundesländern quittierte die jüdische Bevölkerung im Raum Villach 

die nationalsozialistische Ausgrenzungs- und Entrechtungspolitik zunächst mit Unglau-

ben. Sie hoffte auf ein baldiges Ende des Spuks und verhielt sich dementsprechend ab-

wartend. Die anfängliche Zurückhaltung eines Grossteils der jüdischen Bevölkerung 

basierte vor allem auf einem Vertrauen in rechtsstaatliche Prinzipien in einer zivilisier-

ten Gesellschaft. Der Glaube an verfassungsrechtliche und sittliche Normen ging viel-

fach mit der Annahme einher, dass der Terror sich bald wieder legen würde. Nur wenige 

flüchteten daher unmittelbar nach dem «Anschluss» ausser Landes. 

Regina Spierer erinnerte sich, dass sich viele Kärntner Juden in dem Glauben wiegten, 

dass «es eh nicht so schlimm wird». Zweifel und Besorgnis schlugen angesichts der 

massiven Gewalt allerdings rasch in Angst um, sodass die letzte Hoffnung im Laufe des 

Jahres 1938 schwand, bis «alle nur noch raus wollten».8 Sogar im März 1938 hatten 

noch viele gehofft, dass sich das NS-Regime nicht lange halten werde oder dass es zu-

mindest zu einer Mässigung antijüdischer Aktionen kommen würde. Verständlicher-

weise wog man zwischen einer ungewissen Zukunft in der Emigration und einem Ver-

bleib in der Heimat ab, und solange die Illusion einer «Normalisierung» der Situation 

bestand, wollten sich die wenigsten auf die Risiken und Entbehrungen eines Lebens in 

der Fremde – ohne materielle Sicherheit und familiären Rückhalt – einlassen. 

Mit ihrem aus Villach stammenden Ehemann Wolf Spierer hatte Regina am 17. März 

1938 Nazi-Österreich den Rücken gekehrt. Erstes Etappenziel war Paris, weitere Statio-

nen sollten folgen. Hermann Jonas, Inhaber der Seebacher Maschinenfabrik, befand 

sich hingegen in Frankreich auf Urlaub, als die Hitlertruppen unter dem Jubel der Be-

völkerung Österreichs Grenzen passierten. In weiser Voraussicht zog er es vor, erst gar 

nicht mehr in seine Heimat zurückzukehren. Die Aufforderung der Nationalsozialisten 

zur umgehenden Rückkehr ignorierte Jonas, ahnend, dass dies «einem Selbstmord 

gleichbedeutend gewesen wäre».10 

Regina Spierer aus Klagenfurt beschrieb 

den Verlust der Heimat: 

«Was sie uns angetan haben, war furcht-

bar, aber dass sie uns die Heimat ge-

nommen haben, und sie haben uns die 

Heimat genommen, das ist nicht zu ver-

zeihen. Ich war so Österreicherin like 

you, dass ich Jüdin daneben war, okay, 

das war meine Religion. I am right, aber 

wir gehörten hierher und mit Recht! Ich 

bin dort geboren, ich habe das Land ge-

liebt, es war genauso meine Heimat, wie 

es die Heimat von jemand anderem ist. 

Die Heimat genommen, Leben ist aus, 

finito. Dass man weiterlebt, das ist 

schrecklich. Ich habe dasselbe Recht zu 

Klagenfurt gehabt, wie everybody else. 

Ich habe es geliebt, so wie jeder andere, 

es war meine Heimat.»9 

Regina Spierer, Kärnten, um 1938. 
Foto: Privat, Uriel Spierer, New York 
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Dreherei der Seebacher Maschinenfabrik, Seebach bei Villach, 1928. Foto: 
Verein Industriekultur und Alltagsgeschichte, Villach 

HERMANN JONAS 

Hermann Jonas war seit 1923 Mitinhaber der Seebacher Maschinenfabrik und ab 

1930 deren alleiniger Besitzer. Unmittelbar nach dem «Anschluss» wurde die Fabrik 

beschlagnahmt und unter «kommissarische Verwaltung» gestellt. Jonas, der sich im 

Ausland aufhielt, sah sich gezwungen, den Besitz an den früheren Gesellschafter Jo-

sef Fitzek und dessen Kompagnon Franz Haber zu veräussern. Der Kaufpreis von 

60.000 Reichsmark kam nach Abzug sämtlicher «Judenabgaben» auf ein Sperrkonto. 

Im September 1939 wurde das Werk in die neu gegründete Firma Kärntner Maschi-

nenfabriken, Egger, Fitzek, Moschner & Co eingegliedert.11 1948 stellte der mittler-

weile in die USA emigrierte Hermann Jonas den Antrag auf Rückstellung, die mit 

einer aussergerichtlichen Einigung endete. 

Kaum ein Land war an der Aufnahme mittelloser Juden interessiert. Zahlreiche Anrai-

nerstaaten Österreichs sperrten angesichts zunehmender Flüchtlingsströme ihre Gren-

zen oder verordneten eine Visumpflicht. Obwohl die Einreise nach Italien im Vergleich 

zu jener in die Tschechoslowakei, nach Ungarn, Jugoslawien oder die Schweiz anfangs 

noch relativ unproblematisch zu bewerkstelligen war, wurde sie von den in Kärnten 

lebenden Juden kaum ins Auge gefasst. 

Verlief die Auswanderung in den ersten Wochen nach dem «Anschluss» noch im indi-

viduellen Rahmen, so übernahm die Israelitische Kultusgemeinde (IKG) in Wien seit 

ihrer Wiederzulassung im Mai 1938 wichtige Koordinations- und Vermittlungsaufga-

ben. Die IKG erlebte dadurch einen tiefgreifenden Funktionswandel. Konzentrierten 

sich ihre Aufgaben bis zum «Anschluss» auf religiöse, kulturelle und soziale Angele-

genheiten, so war sie nun zu einer Institution zur Organisation der jüdischen Auswande- 
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rung und zu einer Fürsorgeeinrichtung geworden. Daneben versuchten das Palästina-

Amt, der Zionistische Landesverband für Österreich und diverse zionistische Jugend-

bewegungen so vielen Menschen wie möglich die Ausreise zu ermöglichen. Die Be-

schaffung der dafür notwendigen Einreisevisa und Devisen waren dabei die vordring-

lichsten Aufgaben dieser Institutionen. 

Auf lokaler Ebene wurde die Politik der Vertreibung mit eiskaltem Kalkül durchgeführt. 

Erklärtes Ziel der regionalen und lokalen NS-Behörden war die Umsetzung der Forde-

rung nach einem «judenreinen» Gau Kärnten. In enger Zusammenarbeit mit den Stadt-

verwaltungen, Landräten und Kreisleitungen wurden die auf Gau- und Reichsebene er-

arbeiteten Richtlinien zur Judenvertreibung mit grösstmöglicher Effizienz umgesetzt. 

Da eine direkte Auswanderung von Kärnten ins Ausland kaum möglich war und sich 

diese angesichts der Ungeduld der Nazis als zu langwierig gestaltet hätte, setzten die 

lokalen NS-Behörden alles daran, die im Lande verbliebenen Juden nach Wien umzu-

siedeln, wo sich auch die wichtigen Auswandererstellen und Hilfskomitees befanden. 

Da für die meisten Länder eine Visumpflicht bestand und sich deren Botschaften ledig-

lich in der Bundeshauptstadt befanden, war der Umzug nach Wien in den meisten Fällen 

die zentrale Voraussetzung, überhaupt eine Fluchtmöglichkeit zu finden. Zudem wurde 

das Leben in der Kleinstadt, wo jeder jeden kannte und man sich den alltäglichen Schi-

kanen kaum entziehen konnte, immer unerträglicher. Obwohl die jüdische Bevölkerung 

auch in Wien unter den Schlägertrupps zu leiden hatte, konnte man in der Anonymität 

der Grossstadt zumindest den sehr persönlich angelegten Anfeindungen und Gehässig-

keiten entgehen. 

Angesichts des engmaschigen Terrornetzwerkes der Nazis ein bescheidener Vorteil, 

dem mit Erlass der «Polizeiverordnung über die Kennzeichnung der Juden» im Septem-

ber 1941 ein Ende gesetzt wurde. Ab diesem Zeitpunkt waren sämtliche Juden ab dem 

sechsten Lebensjahr zum Tragen des Judensterns verpflichtet. 

Gedemütigt und mit dem gelben Zwangskennzeichen an der Brust, bewegte sich auch 

der pensionierte Eisenbahner Leon Zwerling auf Villachs Strassen: gesenkten Blickes, 

wie sich Zeitzeugen erinnern, und stets neben dem Gehsteig, da Juden sogar die Benüt-

zung des Bürgersteiges verboten war.12 Mitte November 1942 übersiedelte er über An-

weisung der Gestapo gemeinsam mit seiner nicht-jüdischen Frau Anna nach Wien.13 

Für gewöhnlich wurden die Zwangsumgesiedelten in Wien in Sammelwohnungen ein-

gewiesen, die bereits von mehreren jüdischen Familien belegt waren. 

Bevor das NS-Regime zur systematischen Vernichtung jüdischen Lebens überging, 

trachtete es zunächst danach, die «Judenfrage» mittels Auswanderung zu «lösen». Der 

damit einhergehende Terror – die planmässige Entrechtung, Ausgrenzung, Enteignung 

und wirtschaftliche Beraubung – sollte die jüdische Bevölkerung zum raschen Verlas-

sen des Landes veranlassen. Mit der im August 1938 geschaffenen «Zentralstelle für 

jüdische Auswanderung» in Wien unter der Leitung des damaligen SS-Untersturmfüh-

rers Adolf Eichmann wurde die Vertreibung der Juden nun zentral gelenkt. Quartier 

bezog die Zentralstelle im enteigneten Palais von Louis Rothschild im vierten Wiener 

Gemeindebezirk – eine symbolträchtige Wahl, galten doch die Rothschilds in der NS-

Propaganda als Prototyp des «internationalen Finanzjudentums». 
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Die Auswanderungsansuchen durften ab diesem Zeitpunkt nur mehr an die Zentralstelle 

gerichtet werden, wo die Auswanderungswilligen unter Drohungen und Erpressungen 

auch noch ihrer letzten finanziellen Mittel beraubt wurden. 

Sämtliche mit der Auswanderung befassten Ämter waren nun im Palais untergebracht, 

wo die Menschen gleichsam im Fliessbandverfahren abgefertigt wurden, wie ein jüdi-

scher Funktionär aus Berlin berichtete: 

«Es ist wie ein automatisch laufender Betrieb. (...) Auf der einen Seite kommt der Jude 

herein, der noch etwas besitzt, einen Laden oder eine Fabrik oder ein Bankkonto. Nun 

geht er durch das ganze Gebäude, von Schalter zu Schalter, von Büro zu Büro, und 

wenn er auf der anderen Seite herauskommt, ist er aller Rechte beraubt, besitzt keinen 

Pfennig, dafür aber einen Pass, auf dem steht: ,Sie haben binnen 14 Tagen das Land zu 

verlassen, sonst kommen Sie ins Konzentra- tionslager’.»14 

Die effiziente österreichische Abschiebetechnik fand bald im gesamten Reich Anwen-

dung. 

FRANZ NOVAK (1913-1983) 

Eichmann verstand es, die systematische Judenvertreibung mit einem skrupellosen 

Beutezug zugunsten der deutschen Wirtschaft zu verbinden. Als «Belohnung» für die 

generalstabsmässig durchgeführte Vertreibungspolitik wurde Eichmann später mit 

der Koordination und Organisation der «Endlösung» beauftragt. In der «Zentralstelle 

für jüdische Auswanderung» bewährte sich zum ersten Mal auch der Wolfsberger 

Franz Novak, dessen Organisationstalent von Eichmann früh erkannt und gefördert 

wurde. 

Im Frühjahr 1940 holte Eichmann seinen ehemaligen Mitarbeiter Novak nach Berlin 

ins Reichssicherheitshauptamt. Als Transportoffizier im neu gegründeten Eichmann-

referat für «Juden- und Räumungsangelegenheiten» koordinierte SS-Hauptsturmfüh-

rer Novak die Deportationszüge zu den Konzentrations- und Vernichtungslagern. Bei 

seinem ersten Prozess 1964 in Wien verteidigte er sich mit der Behauptung, dass 

Auschwitz für ihn lediglich ein Bahnhof gewesen sei. 

Unter totalem Vermögensverzicht zu Gunsten des Staates wurden besser situierten Ju-

den nun Einreisemöglichkeiten in verschiedene Aufnahmeländer verschafft. Fünf Pro-

zent des enteigneten Vermögens flossen dabei in einen eigens dafür geschaffenen Aus-

wanderungsfonds, aus dem die Flucht mittelloser Juden finanziert werden sollte. 

Neben persönlichen Habseligkeiten durften die Vertriebenen bei der Ausreise nicht 

mehr als zehn Reichsmark mit sich führen. Das gesamte übrige Vermögen ging spätes-

tens mit Inkrafttreten der Elften Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom November 

1941 in den Besitz des Staates über. Alle Juden, die das Reichsgebiet verlassen hatten, 
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verloren die deutsche Staatsbürgerschaft. Auf Basis der Verordnung waren sie damit 

ausgebürgert und ihr gesamtes Vermögen verfiel automatisch an das Deutsche Reich. 

Nach dem im Oktober 1941 verhängten Auswanderungsverbot fielen die damit einher-

gehenden Judendeportationen in den Zuständigkeitsbereich der Zentralstelle. Aus dem 

bis 1941 eingenommenen Vermögen, das ursprünglich zur weiteren Finanzierung der 

Auswanderung vermögensloser Juden vorgesehen war, wurden nun die Kosten für ih-

ren Abtransport in die Vernichtungslager bestritten. 

Bestätigung über die 1939 erfolgte 

Abgabe von Wertgegenständen an das 

Wiener Dorotheum von Robert Brat-

mann Wien, 28. Februar 1963. 

Robert Bratmann war bis März 1938 
bei der Seebacher Maschinenfabrik be-

schäftigt; ihm gelang die Flucht nach 

England. 
Quelle: österreichisches Staatsarchiv, Wien 
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Die Gestapo erklärt das Vermögen 

des Juden Robert Bratmann aufgrund 
der Elften Verordnung zum Reichs-

bürgergesetz für verfallen, Kla-

genfurt, 15. Dezember 1942. 
Quelle: Österreichisches 

Staatsarchiv, Wien 

Zu den Schwierigkeiten ein Aufnahmeland zu finden, kam der bürokratische Spiessru-

tenlauf, da die Behörden die Ausreise der Menschen durch eine Vielzahl von behin-

dernden Regelungen erschwerten. Der administrative Leidensweg begann schon in der 

jeweiligen Heimatgemeinde: Vom zuständigen Finanzamt war eine Steuerunbedenk-

lichkeitsbescheinigung einzuholen, die von der Devisenstelle Wien überprüft und 

schlimmstenfalls für ungültig erklärt wurde. Unerlässlich war auch die Bestätigung 

über die ordnungsgemäss abgeführte Reichsfluchtsteuer. Dem Reisepassantrag war ein 

vom jeweiligen Polizeikommissariat ausgestelltes Sittenzeugnis beizulegen. Bei der 

Ankunft in Wien musste zuerst eine Unterkunft gefunden werden, um danach tagelang 
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von Amt zu Amt zu eilen. Das zeitaufwendige Anstellen um Papiere und Visa konnte 

sich dermassen hinziehen, dass währenddessen die auf drei Monate befristete Gültigkeit 

der Unbedenklichkeitsbescheinigung ablief und das ganze Prozedere von Neuem auf-

genommen werden musste. Ähnlich verhielt es sich bei den ausgestellten Reisepässen, 

die verfielen, wenn die von der Zentralstelle gestellte Ausreisefrist nicht eingehalten 

werden konnte. Die Suche nach Fluchtmöglichkeiten war geprägt von Demütigungen, 

Angst, Verzweiflung und Resignation: 

«Noch vor der Zulassung zur Zentralstelle waren alle Steuern zu begleichen, beim Fi-

nanzamt die Reichsfluchtsteuer zu bezahlen, in der Kultusgemeinde (nach dem Novem-

berpogrom) die Judenabgabe zu bestreiten und Listen allen beweglichen Vermögens 

abzugeben mit einer Schätzung, der alle Wert- und Schmucksachen unterlagen und der 

entsprechend ein ioo%iger Steuerzuschlag zu entrichten war. Das gesamte Vermögen 

musste der Bank mit einer unwiederbringlichen Vollmacht, die im Treuhandvertrag un-

terzeichnet wurde, übergeben und von Zoll und Polizei Belege für die beglichenen Steu-

ern beigebracht werden. Darunter auch eine Hundesteuer, die man drei Monate voraus-

zuzahlen hatte und die auch dann eingetrieben wurde, wenn man keinen Hund be-

sass.»15 

Das Novemberpogrom 1938 überzeugte die bis dahin in Kärnten verbliebenen Juden, 

dass sie das Land so schnell wie möglich verlassen mussten. Während ein Grossteil der 

Männer im Zuge des Pogroms verhaftet und in Konzentrationslager deportiert wurde, 

sahen sich die zurückgebliebenen Frauen vor die Aufgabe gestellt, alles Notwendige 

für die Ausreise vorzubereiten. Wer aus dem Konzentrationslager entlassen wurde, 

Im Verlauf des Jahres 1938 

wurde eine Flut an diskrimi-

nierenden Verordnungen und 

Gesetzen erlassen. Ab Juli 

1938 hatten Juden eine mit 

«J» versehene Kennkarte bei 

sich zu führen, die sie bei al-

len Vorsprachen unaufgefor-

dert vorzuweisen hatten. Auch 

die Reisepässe waren ab Ok-

tober 1938 auf diese Weise 

gekennzeichnet. Spätestens 

ab Jänner 1939 waren sie ver-

pflichtet, die Zusatzvornamen 

«Sara» oder «Israel» anzu-

nehmen. Ab September 1941 

folgte die öffentliche Kenn-

zeichnung durch den «Juden-

stern» an der Kleidung. 

Reisepass von Dr. Hermann Tersch,  

ausgestellt in Wien, 3. August 1939.  
Quelle: Privat, Edith Strauss, Chicago 

 

Kennkarte von Edith Tersch,  

ausgestellt in Wien, 9. Mai 1939.  
Quelle: Privat, Edith Strauss, Chicago 
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Max Fischbach, 

drei Monate vor seiner 
Einlieferung ins KZ 

Dachau, Klagenfurt, 

September 1938. 
Quelle: Österreichisches 

Staatsarchiv, Wien 

Max Fischbach, Einliefe-
rungsschein ins Konzen- 

trationslager, Dachau, 

28. November 1938. 
Quelle: Österreichisches 

Staatsarchiv, Wien 

Max Fischbach, fünf Monate 

nach seiner Entlassung aus 

dem KZ Dachau, Wien, 
Mai 1939. 

Quelle: Österreichisches 

Staatsarchiv, Wien 
musste sich sofort bei der Gestapo melden und eine schriftliche Erklärung abgeben, 

dass er Kärnten bis Jahresende verlassen werde. Im Konzentrationslager offenbarte sich 

den Internierten eine ungeahnte Dimension menschlicher Grausamkeit. Dem Klagen-

furter Kaufmann Max Fischbach bescherte der dreimonatige KZ-Aufenthalt in Dachau 

nicht nur psychische, sondern auch bleibende körperliche Schäden. Während ihn die 

KZ-Aufseher brutal misshandelten, musste seine Frau Edith mit ihrem zweijährigen 

Sohn Paul und der sechs Monate alten Evelyn die Ausreiseformalitäten erledigen. Dabei 

gestaltete sich die Suche nach einem Aufnahmeland immer problematischer: Noch im 

Juli 1938 glaubte die Klagenfurter Kaufmannsfamilie nach Australien oder Nordame-

rika auswandern zu können,16 wenige Monate später, im Jänner 1939, hoffte man in-

ständig, vom kleinen Antillenstaat Barbados aufgenommen zu werden.17 Letztendlich 

fand Max Fischbach mit seiner Familie Unterschlupf in Venezuela, wo er seinen Bru-

der, den Villacher Kaufmann Osias Fischbach, wiedersah. Dieser war im Zuge des Pog-

roms ebenfalls nach Dachau deportiert worden, während seine Frau Mina der Zerstö-

rung ihres Hab und Gutes hilflos zusehen musste. Im Zuge des Pogroms erlitt sie einen 

Schlaganfall, von dessen Folgen sie sich bis zu ihrem Tod nicht mehr erholte. Für eine 

ärztliche Behandlung fehlten den mittellosen Flüchtlingen die finanziellen Mittel. 

Dr. Hermann Tersch 

wird die erzwungene 

Annahme des Zusatz- 

vornamens «Israel» 

bestätigt, Wien, 1939. 
Quelle: Privat, Edith 

Strauss, Chicago 
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Die Suche nach Fluchtmöglichkeiten war begleitet von der aufwendigen Organisation 

lebenswichtiger Papiere und täglichem Warten vor den Ämtern. Die Gefahr, von SA-

Männern oder HJ-Pimpfen misshandelt und öffentlich gedemütigt zu werden, war all-

gegenwärtig. Je länger die Wartezeit auf eine Einreisebewilligung dauerte, desto 

schwieriger gestaltete sich das Verlassen des Landes. Die Zeit des Bangens und Hoffens 

wurde zunehmend zum Wettlauf mit dem Tod. 

Binnen kurzer Zeit wurden die Warteschlangen vor den Konsulaten immer länger. Das 

System der Vereinigten Staaten staffelte die Einwanderung in einem Quotensystem 

nach nationaler Herkunft, was oft monatelange Wartezeiten bedeutete, bis für die je-

weilige Länderquote wieder Visa ausgestellt wurden. Dazu benötigte der Antragsteller 

die Bürgschaft eines Amerikaners. 

Unter dem zunehmenden Druck griffen einige zu ungewöhnlichen Mitteln. Hermann 

Tersch durchforstete beispielsweise systematisch amerikanische Telefonbücher nach et-

waigen Namensgenossen und Adressen jüdischer Organisationen. Im Telefonbuch von 

Chicago fand er schliesslich den einzigen Tersch, dem er vergebens einen verzweifelten 

Bittbrief um Zusendung eines Affidavits schrieb. Überraschenderweise erhielt die Fa-

milie Tersch im Juli 1939 ein Affidavit von Raimund Law aus Chicago. Dieser war 

Präsident der Halsted Exchange National Bank Chicago und wollte aus christlicher 

Nächstenliebe einer jüdischen Familie zur Flucht aus Nazideutschland verhelfen. Eine 

jüdische Frauenorganisation legte ihm einen Stapel von Bittgesuchen vor. Seine Wahl 

fiel auf die Familie von Hermann Tersch.18 Hermanns Bruder Norbert Tersch fehlte 

hingegen das nötige Glück: Anfang 1940 schien die Ausreise des gelernten Buchhalters 

zum Greifen nahe. Doch die zweijährige Wartezeit hatte mittlerweile sämtliche finan-

zielle Mittel aufgezehrt, die Bezahlung der Überfahrt war ungewiss, eingeholte Bestä-

tigungen und Bescheinigungen drohten zu verfallen19, noch dazu hatte der Ausbruch 

des Krieges die Fluchtmöglichkeiten erheblich eingeschränkt. Norbert Tersch wurde am 

15. Februar 1941 nach Polen deportiert. 

Stefan Zweig, der 1942 im brasilianischen Exil verstarb, hielt in seiner Autobiografie 

Die Welt von Gestern fest, was jüdisches Flüchtlingsschicksal bedeutete: 

«Über Nacht war ich abermals eine Stufe hinuntergeglitten. Gestern noch ausländischer 

Gast und gewissermassen Gentleman, der hier sein internationales Einkommen veraus-

gabte und seine Steuern bezahlte, war ich Emigrant geworden, ein ,Refugee’. (...) Aus-

serdem musste jedes ausländische Visum auf diesem weissen Blatt Papier von nun an 

besonders erbeten werden, denn man war misstrauisch in allen Ländern gegen die 

,Sorte‘ Mensch, zu der ich plötzlich gehörte, gegen den Rechtlosen, den Vaterlandslo-

sen, den man nicht notfalls abschieben und zurückspedieren konnte in seine Heimat wie 

die andern, wenn er lästig wurde und zu lang blieb. (...) All die Erniedrigungen, die man 

früher ausschliesslich für Verbrecher erfunden hatte, wurden jetzt vor und während ei-

ner Reise jedem Reisenden auferlegt. Man musste sich photographieren lassen von 

rechts und links, im Profil und en face, das Haar so kurz geschnitten, dass man das Ohr 

sehen konnte, man musste Fingerabdrücke geben, erst nur den Daumen, dann alle zehn 

Finger, musste überdies Zeugnisse, Gesundheitszeugnisse, Impfzeugnisse, polizeiliche 

Führungszeugnisse, Empfehlungen vorweisen, musste Einladungen präsentieren kön- 

Hermann und Josefine Tersch mit ihren 

Kindern Gertrude und der Neugebore-

nen Edith, Wien, 14. Juli 1928. 
Foto: Privat, Edith Strauss, Chicago 

Adolf und Amalia Tersch zogen mit 
ihrem einjährigen Sohn Hermann 1896 

von Wien nach Villach, wo sie am 

Hauptplatz 27 wohnten. Adolf Tersch 
war Angestellter bei der Staatsbahn in 

Villach. 1899 kam ihr zweites Kind 

Norbert in Villach zur Welt. 
Nach dem frühen Tod von Amalia, zog 

die Familie 1912 wieder nach Wien. 

Hermann Tersch hatte die siebente 
Klasse im Peraugymnasium absolviert. 

Nach dem Abschluss des Jurastudiums 
heiratete Hermann Tersch in Wien Jo-

sephine Wilhelm, mit der er zwei Töch-

ter hatte: Gertrude (1924) und Edith 

(1928). 
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nen und Adressen von Verwandten, musste moralische und finanzielle Garantien bei-

bringen, Formulare ausfüllen und unterschreiben in dreifacher, vierfacher Ausferti-

gung, und wenn nur eines aus diesem Schock Blätter fehlte, war man verloren. (...) 

Wenn wir beisammensassen, dieselben die früher Gedichte Baudelaires gesprochen und 

mit geistiger Leidenschaft Probleme erörtert, ertappten wir uns, dass wir über Affidavits 

und Permits redeten, und ob man ein Dauervisum beantragen solle oder ein Touristen-

visum; eine kleine Beamtin bei einem Konsulat zu kennen, die einem das Warten ab-

kürzte, war im letzten Jahrzehnt lebenswichtiger als die Freundschaft eines Toscanini 

oder eines Rolland.»20 

Trotz steigender Aufmerksamkeit der Weltöffentlichkeit erklärte sich kaum ein Land 

bereit, eine grössere Anzahl von Flüchtlingen aufzunehmen. Auf Initiative von US-Prä-

sident Roosevelt hielten die wichtigsten Aufnahmeländer im Juli 1938 im französischen 

Evian eine internationale Flüchtlingskonferenz ab. Das Ergebnis war enttäuschend, da 

die Vertreter von zweiunddreissig Nationen grundsätzlich an ihrer rigorosen Einwan-

derungspolitik festhielten. Die spätere israelische Ministerpräsidentin Golda Meir, die 

in Evian als Beobachterin teilnahm, schrieb in ihren Erinnerungen: 

«Dazusitzen, in diesem wunderbaren Saal, zuzuhören, wie die Vertreter von 32 Staaten 

nacheinander aufstanden und erklärten, wie furchtbar gern sie eine grössere Zahl 

Flüchtlinge aufnehmen würden und wie schrecklich Leid es ihnen tue, dass sie das lei-

der nicht tun könnten, war eine erschütternde Erfahrung.»21 

Die unnachgiebige Haltung gegenüber jüdischen Flüchtlingen brachte Australiens De-

legierter auf den Punkt: «Da wir kein wirkliches Rassenproblem haben, verspüren wir 

auch keine Neigung, durch eine ausländische Masseneinwanderung eines zu importie-

ren.»22 Bezeichnenderweise waren es einzig und allein die Aborigines, die Mitte No-

vember 1938 vor dem deutschen Generalkonsulat in Melbourne gegen das stattgefun-

dene Novemberpogrom protestierten.23 Auch Kanadas Premierminister Mackenzie 

King befürchtete, dass die Lösung eines internationalen Problems ein internes nach sich 

ziehen könne. Seinen Tagebuchaufzeichnungen zufolge, sollte es in Kanada zu keiner 

unkontrollierten «Mischung mit fremdem Blut» kommen.24 King war es auch, der sämt-

liche Ländereien rund um seinen Wohnsitz in Kingsmere aufkaufte, um dem Zuzug 

jüdischer Nachbarn vorzubeugen.25 Letztendlich war das Resultat der Evian-Konferenz 

Wasser auf den Mühlen der NS-Propaganda: «Niemand will sie, weil man die Nachteile 

der Verjudung klar erkannt hat», frohlockte der Völkische Beobachter nach dem Schei-

tern der Konferenz.26 

Unter dem Druck einer sensibilisierten Öffentlichkeit liberalisierte die britische Regie-

rung nach dem Novemberpogrom ihre Einwanderungspolitik. Sie erleichterte die Ein-

reise für österreichische Juden, insbesondere für Kinder und Jugendliche. Erwachsene 

erhielten das ersehnte Permit nur unter bestimmten Voraussetzungen. Um den ange-

spannten Arbeitsmarkt nicht zu belasten, durften jüdische Frauen ausschliesslich An-

stellungen annehmen, die nicht an eine Arbeitsbewilligung gebunden waren, wie z.B. 

im Haushalt oder im Dienstleistungsgewerbe. Männer bekamen hauptsächlich dann ei- 
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ne Aufenthaltsbewilligung, wenn sie den Nachweis einer Weiterreise erbringen konn-

ten. Die Medizinerin Nora Ohrnstiel flüchtete Ende 1938 von Wien nach England, wo 

sie als Köchin Beschäftigung fand. Im September 1939 heiratete sie im englischen Bath 

den ebenfalls aus Wien stammenden Norbert Rockeach. Wenig später emigrierte das 

frisch vermählte Ehepaar in die USA, wo Noras Mutter Ada Ohrnstiel im Sommer 1938 

Zuflucht gefunden hatte. Ihr Ehemann Karl Ohrnstiel, der bis 1923 bei der Staatsbahn-

direktion Villach als Oberbaurat tätig gewesen war, wurde im November 1941 nach 

Minsk und anschliessend in das Vernichtungslager Treblinka deportiert. 

 

PALÄSTINA 

Von links: Herta, Grete und Herbert 

Glesinger, Villach, um 1928. 
Herbert gelang 1938 die Flucht nach 

England, wo er mit Ausbruch des Krie-

ges auf der Isle of Man interniert wurde. 
Nach seiner Entlassung war er in 

Coventry auf dem Gut von Lady Herbert 

beschäftigt. Herbert Glesinger kehrte 
nach dem Krieg nach Villach zurück, 

wo er in den 1950er Jahren einen Würs-

telstand an der Draubrücke eröffnete. 
Foto: Privat, Lieselotte Cadamuro, Pordenone 

Elsa Fischbach am Magdalenensee bei 

Villach, Sommer 1933. 
Im Rahmen der Jugend-Alijab gelangte 

die Villacherin Elsa Fischbach im Som-

mer 1938 nach Palästina – das führende 
Aufnahmeland für Flüchtlinge aus  

Kärnten. 
Foto: Privat, Gertrude Schaier, Triest 

Auf der verzweifelten Suche nach Fluchtmöglichkeiten und mit dem Schwinden der 

Chancen, in eines der bevorzugten Aufnahmeländer wie USA oder Grossbritannien zu 

gelangen, kam Palästina als Auswanderungsziel eine immer grössere Bedeutung zu. 

Waren die gezielt auf Auswanderung fokussierten zionistischen Verbände und Jugend-

bünde Österreichs vor dem «Anschluss» noch relativ klein gewesen, so schnellten deren 

Mitgliederzahlen ab Frühjahr 1938 rapide in die Höhe. Mit dem Beitritt zu einer der 

zionistischen Bewegungen hofften die Menschen, ihre Auswanderungschancen – oder 

zumindest die ihrer Kinder – im Rahmen der Kinder- und Jugend-Alijah zu erhöhen.27 

Für die Einreise nach Palästina war, ebenso wie für manche südamerikanische Staaten, 

der Nachweis landwirtschaftlicher Kenntnisse erforderlich. Jugendliche, die auf eine 

Auswanderung nach Palästina hofften, wurden daher in eigens dafür eingerichteten Um-

schulungslagern auf die bevorstehende Arbeit im Kibbuz vorbereitet. Allein die Jugend-

Ä/z)4Ä rettete tausenden österreichischen Kindern und Jugendlichen das Leben, wobei 

Palästina oft erst nach dramatischen Irrfahrten erreicht werden konnte. 
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In Palästina verfolgte Grossbritannien als Mandatsmacht eine zunehmend restriktive 

Flüchtlingspolitik. Beunruhigt durch die seit 1936 andauernden arabischen Unruhen, 

die sich gegen jüdische Zuwanderung und zionistische Aktivitäten richteten, versuchte 

die britische Regierung die Araber zu besänftigen und beschränkte im Mai 1939, gerade 

zu einem Zeitpunkt wachsender Gefahr für die jüdische Bevölkerung im Deutschen 

Reich, die Einwanderungsquote nach Palästina auf ein Minimum. Neben hoher politi-

scher und militärischer Kosten zur Niederschlagung der arabischen Aufstände gaben 

vor allem übergeordnete strategische und ökonomische Territorialinteressen den Aus-

schlag für Grossbritanniens unnachgiebige Haltung. 

Als Reaktion auf die britische Position forcierten zionistische Organisationen die ille-

gale Einwanderung nach Palästina. Die meisten der legalen wie auch illegalen Trans-

porte führten anfangs über Kärnten zu den Adriahäfen Italiens und Jugoslawiens. Jüdi-

sche Flüchtlingszüge waren der Kärntner Bevölkerung schon vor 1938 ein vertrauter 

Anblick. Eine Sekretärin aus Spittal/Drau schilderte die aus Deutschland kommenden 

Judentransporte: 

«Am Nachmittag ist immer ein Schnellzug gekommen, der in Villach stehengeblieben 

ist. Die Züge waren vollgestopft mit Leuten – alles Juden – die nach Israel gefahren 

sind. Ich bin ja auf dem Land aufgewachsen und da sah ich nun zum ersten Mal so 

richtig vornehme Frauen, mit viel Schmuck, mit geschminkten Lippen, mit gefärbten 

Haaren und mit sehr viel Gepäck. Da haben wir dann gesagt: ,Gemma Juden 

schau’n‘.Da habe ich eigentlich das erste Mal bewusst Juden gesehen.»28 

«ARNOLDSTEIN-TRANSPORT» 

Anfang August 1938 war ein aus rund achthundert Personen bestehender Sonderzug 

von Wien Richtung Italien abgereist. Unter der zum Teil aus Mitgliedern der zionisti-

schen Jugendorganisation Betar zusammengesetzten Gruppe befand sich auch der Vil-

lacher Leo Lilian. Ziel des Transportes war die Hafenstadt Fiume (Rijeka), von wo aus 

ein griechisches Frachtschiff Richtung Palästina auslaufen sollte. Die italienischen Be-

hörden verweigerten jedoch die Einreise, da das Schiff noch nicht eingetroffen war. Bis 

zur Ankunft des Transportschiffes sollte der Zug samt Fahrgästen am Bahnhof in 

Arnoldstein abgestellt werden. Gemeinsam mit anderen zionistisch gesinnten Juden 

setzte sich die Klagenfurterin Lotte Weinreb für die Versorgung der Wartenden ein.29 

Eichmann drohte beinahe täglich, den gesamten Sonderzug nach Dachau umzuleiten 

und beorderte ihn schliesslich zwei Wochen später nach Wien zurück, um, wie er sich 

ausdrückte, «die Komödie von Arnoldstein zu beenden».30 Aus Angst tatsächlich nach 

Dachau deportiert zu werden, verliess Leo Lilian auf der Rückfahrt nach Wien kurzfris-

tig den Zug,31 schloss sich allerdings bald wieder der Gruppe an, für deren Transport 

neue Pläne geschmiedet wurden. Unter Benützung der Donau, einem internationalen 

Wasserweg, sollten künftige Schwierigkeiten mit Transitvisa umgangen werden. Die 

geplante Route führte im konkreten Fall von Wien stromabwärts zu einem rumänischen  



 

186 

 

Jüdische Flüchtlinge bei ihrem 

unfreiwilligen Aufenthalt in 

Arnoldstein, August 1938. 
Foto: Privat, Gabriele Anderl, Wien 

Schwarzmeerhafen und von dort mit hochseetauglichen Schiffen weiter nach Palästina. 

Wenige Tage vor dem Novemberpogrom verliessen über 1.000 Juden auf den teuer ge-

mieteten DDSG-Dampfern Minerva und Grein das Reichsgebiet. Zur «Arnoidstein-

gruppe» waren zuvor dreihundert weitere Personen dazugestossen, unter ihnen hundert-

fünfzig Häftlinge aus Dachau, die das Land auf Druck der nationalsozialistischen Be-

hörden sofort verlassen mussten. 

Die Weiterfahrt der Flüchtlinge, die zuvor in Arnoldstein festgesessen hatten, wäre 

schliesslich beinahe noch an der britischen Kriegsmarine gescheitert, die eine Landung 

des überfüllten Schiffes in Palästina mit allen Mitteln vereiteln wollte. Mit List gelang 

es, die Kriegsschiffe zu täuschen und etappenweise alle Passagiere geheim an Land zu 

bringen. 

Mit Kriegsbeginn im September 1939 wurden die illegalen Palästina-Transporte immer 

schwieriger. Die grossen, seriösen Schifffahrtslinien hatten sich an den illegalen Fahr-

ten bisher kaum beteiligt – zu gross war die Furcht vor wirtschaftlichen Repressionen 

seitens der Briten. Umgekehrt boten sich für Schiffseigentümer, die schon zuvor von 

zweifelhaften Geschäften und Schmuggel gelebt hatten, lukrative Unternehmungen und 

gewinnbringende Chancen. Im Deutschen Reich zeichnete sich indes ein Wandel der 

politischen Stossrichtung ab – von der Vertreibung zur Vernichtung. 

INTERNIERT AUF MAURITIUS 

Noch vor dem offiziellen Auswanderungsstopp im Oktober 1941 verliess einer der letz-

ten illegalen Palästinatransporte von Wien aus das Reichsgebiet. Die gesamte Aktion 

stand von Beginn an unter keinem guten Stern. Aufgrund technischer Probleme, Intri-

gen, Streikdrohungen und Geldmangels kam es zu einer beinahe einjährigen Verzöge-

rung der Abreise. Die Initiatoren des Transportes konnten sich in Wien des Andranges 

verzweifelter Menschen kaum noch erwehren. Gleichzeitig nutzten die Gestapo und die 
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«Zentralstelle für jüdische Auswanderung» die Gelegenheit und befahlen die Mitnahme 

weiterer Personen – vielfach alter und kranker Menschen. Schliesslich war die ur-

sprünglich mit fünfhundert Menschen geplante Auswanderergruppe auf achthundert-

sechzig Personen angewachsen. Im Bewusstsein ihrer Monopolstellung forderte die 

DDSG nun völlig überhöhte Preise zur Beförderung der Flüchtlinge. Dabei machte die 

Schiffslinie ein äusserst einträgliches Geschäft, da sie die Order erhalten hatte, auf dem 

Rückweg ihre gesamte Personenflotte zum Transport zehntausender Volksdeutscher 

aus Bessarabien32 einzusetzen. Warum die Aktion «Heim ins Reich» nicht gewinnbrin-

gend nutzen? Anstatt ohne Passagiere stromabwärts zu fahren, liess man sich die Hin-

fahrt von jüdischen Flüchtlingen teuer bezahlen. Damit verdiente das Unternehmen also 

doppelt und profitierte auf diese Weise von der nationalsozialistischen Politik. Nach-

dem noch jüdische Flüchtlinge aus dem «Altreich», dem «Protektorat» und aus Danzig 

hinzu gekommen waren, legten Anfang September 1940 vier DDSG- Dampfer mit ins-

gesamt 3.500 Menschen an Bord von Wien und Bratislava Richtung Schwarzmeerküste 

ab. Zusammengepfercht auf drei Hochseedampfern hatten die Passagiere im rumäni-

schen Tulcea erneut drei Wochen bis zur Weiterfahrt auszuharren. Nachdem es schon 

zu Engpässen bei der Versorgung mit Lebensmitteln und Trinkwasser gekommen war, 

stachen die drei, unter panamesischer Flagge registrierten Dampfer namens Milos, Pa-

cific und Atlantic endlich in See. Auf den alten, verrosteten und für kaum mehr als hun-

dert Passagiere eingerichteten Schiffen herrschten unbeschreibliche Zustände. Lebens-

mittel waren knapp, und als auf zwei Schiffen auch noch die Kohle zur Neige ging, 

wurde alles verfügbare Holz an Bord samt Interieur und Rettungsbooten verheizt. An 

Bord ^Atlantic war zudem eine Typhusepidemie ausgebrochen. 

Alle drei Flüchtlingsschiffe wurden im November 1940 von der britischen Marine ab-

gefangen und mit Patrouillenbooten in den Hafen von Haifa gebracht. Die Briten de- 

Die Krankenstation der 

Atlantic mit der auf das Flach-
dach gemalten Flagge Panamas, 

November 1940.  
Foto: Privat, Gabriele Anderl, Wien 
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Die Passagiere sammeln alles ver-

fügbare Holz der Atlantic, um es 
anschliessend zu verfeuern,  

November 1940.  
Foto: © Vincent C. Frank, Basel 

monstrierten Härte und verfügten die Deportation der Flüchtlinge in eine britische Ko-

lonie. Zu diesem Zweck sollten die Passagiere aller drei Boote auf den ebenfalls in die 

Jahre gekommenen französischen Luxusliner Patria überführt werden. 

Im Morgengrauen des 25. November begannen die Briten mit dem Transfer der letzten 

Passagiere. Kaum war die Aktion angelaufen, erschütterte eine Explosion die Patria 

und sie sank innerhalb weniger Minuten auf Hafengrund. Um die Weiterfahrt des 

Dampfers zu sabotieren, hatte das Kommando der zionistischen Untergrundarmee 

Haganah am Schiffsrumpf eine zu stark bemessene Sprengladung angebracht, die den 

Dampfer nicht wie geplant für einige Tage ausser Gefecht setzen sollte, sondern gleich 

zum Sinken brachte. 

Zweihundertsiebenundsechzig Menschen wurden bei dem Unglück getötet, hunderte 

verletzt. Unter den Todesopfern befand sich auch die Klagenfurterin Rosa Friedländer. 

Ihr Ehemann Ignaz und Sohn Max überlebten. Letzterer fand in einem Kibbuz Auf-

nahme und verübte im Alter von vierzehn Jahren Selbstmord.33 Mit Ausnahme der 

Überlebenden der Patria, denen die Briten den weiteren Verbleib in Palästina gestatte-

ten, wurden alle anderen Flüchtlinge nach Mauritius deportiert. Eine zuvor von den 

Flüchtlingen organisierte Widerstandsaktion gegen ihre Verschickung wurde mit mili-

tärischer Gewalt beendet. Am 9. Dezember 1940 verschiffte die britische Regierung 

1.580 Personen mit zwei Dampfern auf die Zuckerrohrinsel im Indischen Ozean. Dort 

angekommen, blieben sie bis Kriegsende im alten mauritischen Zentralgefängnis Beau 

Bassin interniert. 

Den hartnäckigen Bemühungen zionistischer Organisationen war es zu verdanken, dass 

den Internierten nach Beendigung des Krieges seitens der britischen Behörden die Ein-

wanderung nach Palästina genehmigt wurde. Unter den Leidgeprüften befand sich auch 
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der Villacher Fabrikant Josef Sternschuss, der vor Antritt seiner traumatischen Flucht 

ins Exil über ein Jahr in den Konzentrationslagern Dachau und Buchenwald inhaftiert 

war. 

IM EXIL 

Rund 16.000 österreichische Juden, die nach dem März 1938 in die Nachbarländer Un-

garn, Jugoslawien, Tschechoslowakei oder in westeuropäische Länder wie Frankreich, 

Belgien und die Niederlande geflohen waren, gerieten während des Krieges erneut in 

die Fänge der Nationalsozialisten und wurden mehrheitlich ermordet.34 Am 13. März 

1938 lebten in Österreich knapp 182.000 Menschen, die nach den Nürnberger Gesetzen 

als Juden galten.35 Als die Auswanderung bis auf ganz wenige Ausnahmen im Oktober 

1941 eingestellt wurde, waren rund 128.000 Juden zwangsweise ausgewandert bzw. 

geflohen.36 Sie überlebten in über achtzig Staaten der Erde – von den Vereinigten Staa-

ten bis Shanghai, von Südamerika bis Palästina. 

Schwer gestaltete sich der Aufbau einer neuen Existenz, fern der vertrauten Umgebung 

und oft getrennt von der Familie. Das neue Umfeld erzeugte bei vielen Menschen 

Ängste, tiefe Existenzkrisen und Unsicherheit, zumal sich die Neuankömmlinge mit ei-

ner Fülle von Problemen konfrontiert sahen. Die meisten Aufnahmeländer schränkten 

von Vornherein den Rechtsstatus der Flüchtlinge ein. Mit Kriegsausbruch wurden ös-

terreichische Flüchtlinge, wie in den USA und in Grossbritannien als «feindliche Aus-

länder» eingestuft, was nicht nur das Misstrauen der einheimischen Bevölkerung er-

regte, sondern mitunter die Internierung in ein Lager nach sich zog. Auch die Arbeits-

suche gestaltete sich überaus schwierig. Vor allem Besserqualifizierte hatten Mühe eine 

adäquate Beschäftigung zu finden. Vielfach waren es nun die Frauen, die oft mit min-

derqualifizierten Erwerbsarbeiten für den Lebensunterhalt ihrer Angehörigen Sorge tru-

gen. 

Um die vierköpfige Familie zu ernähren, übernahmen auch der Villacher Rechtsanwalt 

Dr. Marcell Glesinger und seine Frau Sophie in Tel Aviv alle möglichen Gelegenheits-

arbeiten. An die bitteren Jahre erinnert sich sein Sohn David: 

«Und dann kamen wir nach Israel. Mein Vater mit einem Doktortitel, mit dem er nichts 

anfangen konnte. Keine Sprache, kein Beruf, weil als Rechtsanwalt hätte er erst die 

Sprache und die Gesetze lernen müssen. Kein Geld, zwei kleine Kinder, denen man zum 

Essen geben muss. Mit dem Doktortitel hat er als Strassenbauer gearbeitet, später war 

er diplomierter Nachtwächter. Er hat sich schwer geplagt. Wir waren zwei kleine Kinder 

und haben nicht verstanden, warum meine Eltern kaum etwas gegessen haben. Wenn 

meine Schwester und ich sie gefragt haben, warum sie nichts essen, antworteten sie, 

dass sie schon gegessen hätten. Erst später haben wir kapiert, dass nicht genug zum 

Essen da war. Schuhe hat man mir einmal in ein paar Jahren gekauft. Wenn die Schuhe 

zu klein waren, wurden sie vorne abgeschnitten, sodass die Zehen rausschauten. So ha-

ben wir viele Jahre gelebt, eigentlich bis in die 1950er Jahre. Nachher war auch hier 

Krieg. 1948, da war es auch schwer. Mein Vater hat in der Nacht als Nachtwächter 

gearbeitet, meine Mutter hat später, in den 1950er Jahren im Kinderheim als Lehrerin 

gearbeitet. 

Die beiden in Villach geborenen 

Geschwister David und Ora 

Glesinger, Tel Aviv, um 1942. 
Foto: Privat, David Glesinger, Tel Aviv 
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Sie fuhr Sonntags raus und kam Donnerstags zurück. Mein Vater ist abends um sechs Uhr weggegangen und 

um sechs Uhr in der Früh zurückgekommen. Wir waren allein zuhause.»37 

Die unbekannten Traditionen und Sitten, die ungewohnten klimatischen Verhältnisse, die fremden Essge-
wohnheiten – all dies erzeugte Gefühle von Entwurzelung und Orientierungslosigkeit. Heimweh gehörte zu 

den häufigsten emotionalen Erfahrungen der Flüchtlinge. Ferner löste die Trennung von der alten Heimat, 

der alten Wohnung, dem gewohntem Arbeitsumfeld oder der Schule, nicht zuletzt der Verlust von Verwand-
ten, Freunden und Bekannten vielfach Depressionen aus, von denen sich insbesondere ältere Menschen nur 

schwer erholten. Jungen Menschen fiel das Einleben in eine neue Umgebung für gewöhnlich leichter und sie 

identifizierten sich schneller mit der neuen Heimat als die ältere Generation, die sich bisweilen ihr restliches 

Leben immer als Fremde in der Fremde fühlten. 

 

♦ 

Leo Fischbach, New York, 1945. 
Leopold Fischbach, der als 

Sechsundzwanzigjähriger in 

die USA geflüchtet war und 
hier namentlich zu Leo wurde, 

fühlte sich uneingeschränkt als 

US-Amerikaner, nicht zuletzt 
aufgrund der Tatsache, dass er 

keinerlei Antisemitismus verspürte.39 

Foto: Privat, Leo Fischbach, 
Boca Raton (USA) 

 

Edith (links) und Gertrude Tersch,  

Wien, 1938. 
Foto: Privat, Edith Strauss, Chicago 

 

Ein wichtiges Kriterium zur In-

tegration in den jeweiligen Auf-

nahmeländern war das Erler-
nen der Sprache. Edith Tersch, 

geboren 1928, gelang dies sehr 

rasch: 

«All I knew was Please and 
Thank you, maybe half a dozen 

another words. Then I went to 
school and I learned English 

because even though I was 

eleven years old, they put me 
in first grade. So I learned Eng-

lish and I sat there like a Dum-
mie, but after a few weeks 

they put me in second grade. 
After the first year I was back 

up in the seventh class or 
where ever I was graduated; 

I made mistakes on a few tests 

but I was a pretty good  

student.»38 



  
 
 191 

Anmerkungen 

1  Zit. nach Daniela Elmauer, Salzburger Juden im Exil, in: Helga Embacher (Hg.), Juden in Salzburg.  

History Cultures Fates, Salzburg 2002, S. 84-101, hier: S. 84. 

2 Fragebogen Dr. Marcell Glesinger, Fürsorge-Zentrale der Israelitischen Kultusgemeinde Wien,  

Auswanderungsabteilung, Wien, 17.5.1938. Archiv der IKG Wien, Bestand Jerusalem, A/W 2590, 71. 

3 Fragebogen Heinrich Hirsch, Fürsorge-Zentrale der IKG Wien, Auswanderungsabteilung,  

Wien, 30.7.1938. Archiv der IKG Wien, Bestand Jerusalem, A/W 2589, 3. 

4 Ursula Krechei, Shanghai fern von wo, München 2010, S. 5. 

5 Gertrude Rothschild Collection. Leo Baeck Institute, New York City, AHC, AR 10887. 

6 Fragebogen Oskar Salter, Fürsorge-Zentrale der Israelitischen Kultusgemeinde Wien, Auswanderungs-

abteilung, Wien, 5.7.1938. Archiv der IKG Wien, Bestand Jerusalem, A/W 2590, 195. 

7 Oskar Salter, Ansuchen an den Fonds zur Hilfeleistung an politisch Verfolgte, New York City,  

24. November 1957. ÖStA, AdR, BMF, 06/HF, ZI. 27.078. 

8  Interview von Werner Koroschitz mit Regina Spierer, New York, 1.11.2007. 

9  Ebd. 

10  Hermann Jonas an die Rückstellungskommission beim Landesgericht Klagenfurt, Graz, 5.2.1948.  

KLA, LG Klagenfurt, RK 67/48, Sch. 19. 

11  Ebd. 

12 Verein Erinnern, Interviews – Zeitzeugen erinnern sich. Villacher Juden: Der 11. November 1938 –  

Das Judenpogrom. Die Situation nach dem Anschluss, unter: www.net4you.com. 

13 Leon Zwerling an die Rückstellungskommission beim Landesgericht Klagenfurt, Villach, 30.7.1947. 

KLA, LG Klagenfurt, RK 100/47, Sch. 7. 

14  Zit. nach Gabriele Anderl, Emigration und Vertreibung, in: Erika Weinzierl/Otto D. Kulka (Hg.), Ver-

treibung und Neubeginn. Israelische Bürger österreichischer Herkunft, Wien 1992, S. 167-337, hier:  

S. 179. 

15  Herbert Rosenkranz, Verfolgung und Selbstbehauptung. Die Juden in Österreich 1938-1945, Wien 1978, 

S. 124. 

16  Fragebogen Max Fischbach, Fürsorge-Zentrale der IKG Wien, Auswanderungsabteilung,  

Wien, 12.7.1938. Archiv der IKG Wien, Bestand Jerusalem, A/W 2589, 3. 

17  Fragebogen Max Fischbach, Fürsorge-Zentrale der IKG Wien, Auswanderungsabteilung,  

Wien, 23.11939. Archiv der IKG Wien, Bestand Jerusalem, A/W 2590, 52. 

18  Interview von Werner Koroschitz mit Edith Strauss, Chicago, 14.4.2013. 

19  Fragebogen Norbert Tersch, Fürsorge-Zentrale der IKG Wien, Auswanderungsabteilung, Wien, 

6.3.1940. Archiv der IKG Wien, Bestand Jerusalem, A/W 2590, 245. 

http://www.net4you.com/


 

192 

Anmerkungen 

20 Stefan Zweig, Die Welt von Gestern. Erinnerungen eines Europäers, Frankfurt/Main 2006, S. 463 £ 

21 Golda Meir, My Life, New York 1975, S. 158. Zit. nach Robert Probst, Die Ahnungslosen von Evian, in: 

Süddeutsche Zeitung, 17.5.2010. 

22 Ebd. 

23 Konrad Kwiet/Suzanne Rutland, Australien, in: Wolfgang Benz (Hg.), Handbuch des Antisemitismus. 

Judenfeindschaft in Geschichte und Gegenwart, Bd. 1: Länder und Regionen, München 2008, S. 36-42, 

hier: S. 36. 

24 Charles Small, Kanada, in: Wolfgang Benz (Hg.), Handbuch des Antisemitismus. Judenfeindschaft in 

Geschichte und Gegenwart, Bd. 1: Länder und Regionen, München 2008, S. 187-195, hier: S. 189. 

25 Don Gillmor/Achille Michaud/Pierre Turgeon (Hg.), Canada. A people’s history, Vol. 2, Toronto 2001, 

S. 176. 

26 Völkischer Beobachter, 13.7.1938, S. 3. 

27 Das hebräische Wort Alijah wird als Begriff für die jüdische Einwanderung nach Palästina verwendet und 

bedeutet wörtlich übersetzt soviel wie Aufstieg. 

28 Norbert Schausberger (Hg.), 1938 – Zeitzeugen in Kärnten. Erinnerungen von Kärntnern an die Okkupa-

tion Österreichs, Klagenfurt 1988, S. 132. 

29 August Walzl, Die Juden in Kärnten und das Dritte Reich, Klagenfurt 2009, S. 210. 

30 Vgl. Gabriele Anderl, Emigration und Vertreibung, in: Erika Weinzierl/Otto D. Kulka (Hg.), Vertreibung 

und Neubeginn. Israelische Bürger östereichischer Herkunft, Wien-Köln-Weimar 192, S. 167-309, hier: 

S. 277 ff. 

31 Interview mit Arie (Leo) Lilian, Yad Vashem Archives, 0.3 Testimonies Department, Item 6606547. 

32 Bessarabien ist die Bezeichnung einer historischen Landschaft an der südosteuropäischen Schwarzmeer-

küste – ein Gebiet, das sich über das heutige Moldawien und die Ukraine erstreckt. 

33 August Walzl, Juden in Kärnten, S. 228. 

34 Thomas Albrich, Die Jahre der Verfolgung und Vernichtung unter der Herrschaft von Nationalsozialis-

mus und Faschismus 1938 bis 1945, in: Thomas Albrich (Hg.), Jüdisches Leben im historischen Tirol. 

Bd. 3: Von der Teilung Tirols 1918 bis in die Gegenwart, Innsbruck 2013, S. 187-356, hier: S. 257. 

35 Jonny Moser, Demographie der jüdischen Bevölkerung Österreichs, Wien 1999, S. 16. 

36 ÖBB-Holding AG (Hg.), Verdrängte Jahre. Bahn und Nationalsozialismus in Österreich 1938-1945. Be-

gleitdokumentation zur gleichnamigen Ausstellung, Wien 2012, S. 55. 

37 Interview von Werner Koroschitz und Alexandra Schmidt mit David Glesinger, Tel Aviv, 30.9.2013. 

38 Interview von Werner Koroschitz mit Edith Strauss, Chicago, 14.4.2013. 

39 Interview von Werner Koroschitz mit Leo Fischbach, Boca Raton, 4.8.2003. 



 

193 

Werner Koroschitz 

Fluchtwege 

«ALL HABSBURGERS» – DIE FISCHBACH FAMILIEN 

Osias und Mina Fischbach übersiedelten 1909 von Klagenfurt nach Villach; ihre beiden 

Söhne Ferdinand (1908) und Rudolf (1909) waren zu diesem Zeitpunkt ein Jahr bzw. 

wenige Wochen alt. 1916, mitten im Ersten Weltkrieg, kam in Villach noch Tochter 

Elisabeth zur Welt. 

Moritz Fischbach, der Bruder von Osias, war 1912 mit seiner Frau Amalia und ihrem 

Baby Leopold von Klagenfurt nach Villach gezogen, 1914 wurde ihr zweiter Sohn Josef 

geboren. Später fand Leopold Fischbach die Wahl der Namensgebung der beiden Fa-

milien interessant: «My name is Leopold, my brother’s name is Josef, and the names of 

my uncle’s children are Ferdinand, Rudolf, Elisabeth – all Habsburgers!»1 

Die Erinnerungen Leopolds an seine Kindheit waren geprägt von einem allgegenwärti-

gen Antisemitismus – sei es in der Schule oder in der Nachbarschaft, wo Villacher Bür-

gerfamilien ihren Kindern den Umgang mit Juden untersagt hatten. Gertrude Schwarz, 

eine Kusine aus Wien, erinnerte sich an ihre Erfahrungen: «Villach war extrem antise-

mitisch. In der Schule hat man mit den jüdischen Kindern nicht gesprochen.»2 

Leopold (Leo) Fischbach 

Leopold Fischbach wurde am 12. August 1912 in St. Ruprecht bei Klagenfurt als Sohn 

von Moritz und Amalia Fischbach geboren. Kurz nach seiner Geburt übersiedelte die 

Familie nach Villach in die Klagenfurterstrasse 44, wohin später auch die mit ihnen 

verwandte Familie Fischer zuzog. 1914 kam Leopolds Bruder Josef zur Welt. Mit Be-

ginn des Ersten Weltkrieges wurde Moritz Fischbach zur Armee eingezogen und die 

wirtschaftliche Situation der Familie verschlechterte sich drastisch. Amalia war nun mit 

zwei Kleinkindern allein und kämpfte ums Überleben der Familie. 

Krieg, Gewalt und Ausgrenzungserfahrungen prägten die Kindheitserfahrungen von 

Leopold und Josef. Als Kleinkind wurde Leopold während des Ersten Weltkrieges 

Zeuge und Opfer einer gewaltigen Explosion am Villacher Hauptbahnhof, in deren Rah-

men sämtliche Fenster und Türen der Fischbach-Wohnung zerstört wurden – eine trau-

matische Schockerfahrung. Daraufhin plünderte die ausgehungerte Bevölkerung mas-

senhaft die Lebensmittellager des zerstörten Bahnhofes. 

Nach der Rückkehr des Vaters eröffnete dieser ein kleines Bekleidungsgeschäft in der 

Lederergasse 12, das der Familie in wirtschaftlicher Hinsicht ein leidliches Auslangen 

brachte. 

Die Zwischenkriegszeit, in die auch Leopolds Schulzeit fiel, war bereits durch ein aus-

gesprochen judenfeindliches Klima geprägt.3 Nach Abschluss der Unterstufe im Perau- 
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gymnasium besuchte Leopold Fischbach die Textilschule in Wien und erhielt damit 

eine Ausbildung in den Bereichen der Strick- und Wirkwarenfertigung. Nach Schulab-

schluss eröffnete er eine eigene kleine Strickerei, sah sich jedoch wegen mangelnden 

Eigenkapitals bald gezwungen, eine schlecht bezahlte Lohnarbeit anzunehmen. Um 

1928 verliessen auch Leopolds Eltern, Amalia und Moritz Fischbach, Villach und über-

siedelten nach Schwaz in Tirol, wo sie ein Geschäft führten. 1933 folgten sie ihrem 

Sohn nach Wien, wo Moritz Fischbach als Angestellter im Textilunternehmen eines 

nahen Verwandten Beschäftigung fand. Leopolds Kusine Gertrude Schaier erinnerte 

sich in einem Interview an die Gedanken der jungen Fischbachs, die in Wien im März 

1938 schockiert den Jubel um den «Anschluss» miterlebt hatten: 

«Die Wiener waren begeistert. Ich kann mich erinnern, wie Hitler im offenen Auto mit 

erhobener Hand vor unserem Haus am Stubenring vorbeigefahren ist. Und jahrelang 

haben wir noch gedacht: wenn wir damals eine Bombe hinuntergeworfen hätten, wär’ 

das Schicksal der ganzen Welt anders gewesen. Wir haben die ganze Nacht Bücher 

verbrannt. Weil man durfte keine Bücher von jüdischen Autoren zu Hause haben. Alle 

haben nur versucht, ein Visum ins Ausland zu bekommen. Das war die ganze Beschäf-

tigung – sobald als möglich auszuwandern, und es war sehr schwer.»4 

Leopold Fischbach gelang die Flucht: Er erhielt von einer in New York lebenden Tante 

ein Affidavit zugesandt, so dass er sich am 15. September 1938 auf der Westerland in 

Antwerpen nach Amerika einschiffen konnte. Zwölf Tage später, am 27. September 

1938, erreichte er den New Yorker Hafen: 

«When I arrived in New York City and I saw the Statue of Liberty, I couldn’t stand. 

I was so excited. My uncle, my cousin and my friend were at the pier and they brought 

me to my aunt in Brooklyn.»5 

Anfangs war es für Leopold Fischbach äusserst schwierig, sich in der ungewohnten 

Umgebung zurechtzufinden. Ohne Sprachkenntnisse und nur mit Hilfe seiner Verwand-

ten machte er sich auf Arbeitssuche. 

Seinen ersten Job quittierte er nach einer Woche, nachdem ihn sein Arbeitgeber um 

einige Dollar betrogen hatte. Gleich darauf fand er – aus dem österreichischen Leopold 

war mittlerweile Leo geworden – für die nächsten zwei Jahre eine Arbeit als Handma-

schinenstricker. Hier, in der Bronx, arbeitete er von sechs Uhr morgens bis zehn Uhr 

abends, lediglich in der Mittagspause nahm er eine Kleinigkeit zu sich: eine Suppe um 

zehn Cent. 

1940 heiratete Leo in New York die ebenfalls geflüchtete Wienerin Edith Schwarz. 

Bald nach der Hochzeit eröffnete er in der Bronx eine eigene Strickwarenerzeugung für 

Kleider und Kostüme. Der Kleinbetrieb entwickelte sich im Laufe der Jahre zu einem 

erfolgreichen Unternehmen, das in den 1970er Jahren fünfundsiebzig Mitarbeiter be-

schäftigte. 1976 ging Leo in den Ruhestand und übersiedelte nach Florida, wo seine 

Frau Edith 1994 verstarb. Leo Fischbach starb 2009 im Alter von siebenundneunzig 

Jahren. 

Leopold Fischbach, Wien, 

August 1938. Foto: Privat, 

Leo Fischbach, Boca Raton 

(USA) 

 

Leo Fischbach mit seiner Frau 

Edith, New York, 1945. 
Foto: Privat, Leo Fischbach, Boca Raton 

(USA) 
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Josef Fischbach beim Fischen an der 

Drau, Villach, um 1927.  
Foto: Privat, Leo Fischbach,  

Boca Raton (USA) 

Josef Fischbach 

Josef Fischbach wurde kurz vor Kriegsbeginn, am 24. April 1914, in Judenburg gebo-

ren. In Villach besuchte er die Volksschule und das Unterstufengymnasium. Wie sein 

älterer Bruder Leopold erlernte Josef in der Wiener Textilschule das Strickerei- und 

Webereihandwerk,6 arbeitete jedoch bis zur nationalsozialistischen Machtübernahme 

bei der Städtischen Versicherungsanstalt der Gemeinde Wien. Zwischenzeitlich half er 

seinem Bruder, der im Kabinett seiner Eltern eine kleine Lohnstrickerei eingerichtet 

hatte.7 

Im November 1938 gelang ihm die Flucht nach New York, wo er zunächst bei seiner 

Tante lebte. Auch für ihn gestaltete sich die Arbeitssuche schwierig, bis er endlich Be-

schäftigung in einer Hutfabrik fand. Im Dezember 1940 heiratete er in Manhattan Greta 

Breindler, die aufgrund ihrer jüdischen Abstammung ebenfalls von Wien über England 

in die USA geflüchtet war. 

In den nun folgenden Jahren teilte sich das Paar die Wohnung mit Josefs Bruder Leo 

und dessen Frau Edith. Josef Fischbach eröffnete schliesslich ein Kinderbekleidungs-

geschäft, während Greta bei einer Versicherungsgesellschaft als Angestellte arbeitete. 

Auch Josef und Greta Fischbach übersiedelten – so wie der Bruder – im Ruhestand nach 

Florida und erfüllten sich damit einen typisch amerikanischen Traum. Hier starb Josef 

allerdings bereits 1978, Greta im Jahr 2003. 

Über Österreich hatten die beiden nach ihrer Flucht selten gesprochen – zu schmerzlich 

waren die Erinnerungen: «They did not like to talk about it. They didn’t want to go back 

to Vienna. I remember my mother always saying ,1 don’t want to go’.»8 

«When I was born, the first thing I re-

member, my parents had a children 

clothing store. They had this business 
for many years and they had a different 

store where they sold uniforms for 

nurses and doctors and things like this. 
And my mother worked in an insurance 

company. My father was in the store 

and then my mother would come home 
around three or four o’clock and she 

would stay in the store till they close. 

And my father would go out at night 
and drive a Taxi.»9 

 

Josef und Greta Fischbach mit ihrer 1949 geborenen Tochter Michele, USA, um 1965. 
Foto: Privat, Michele Grunfeld, Boca Raton (USA) 
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Elsa Meisel, geb. Fischbach 

Elisabeth – geboren 1916 in Villach – war 

das jüngste Kind von Osias und Mina Fisch- 

bach. Ende 1938 gelangte sie im Rahmen der 

Jugend-d/z)^ nach Palästina, wo sie in der 

Landwirtschaftsschule der Women’s Inter- 

national Zionist Organization (WIZO) 

in Nahalal untergebracht war.10 Erst nach 

Kriegsende gelangte sie zu ihrer Familie nach 

New York, wo sie 1946 Rudolf Meisel hei- 

ratete; drei Jahre später kam ihr Sohn Peter 

zur Welt. 

Elsa Meisel, geb. Fischbach, mit 

ihrem Sohn Peter, USA, 1957. 
Foto: Privat, Robert Fischbach, Branford (USA) 

Rudolf Fischbach 

Rudolf Fischbach besuchte nach der Volks- 

und Bürgerschule in Villach wie sein älterer 

Bruder die Handelsakademie in Klagenfurt.11 

Er erlernte den Beruf eines Kaufmannes und 

erhielt 1935 vom Magistrat Villach die Gewer- 

beberechtigung für den Gross- und Export- 

handel für Bijouteriewaren. Standort des 

Schmuckgewerbes war die elterliche Adresse 

in Villach, Italienerstrasse 2. Fünf Tage vor 

dem Novemberpogrom 1938 war Rudolf die 

Ausreise in Richtung USA gelungen, wo er 

als Vertreter für verschiedene Küchenbedarfs- 

artikel vor allem Restaurants und Hotelbe- 

triebe besuchte. 1946 heiratete er Elis Beck, 

1948 kam ihre Tochter Monica zur Welt. 

Nach längerem Aufenthalt in Massachusetts 

übersiedelte die Familie nach Denver. 

Ferdinand und Rudolf Fischbach (rechts), 
Villach, um 1915. 
Foto: Privat, Susan Tribbitt, New York 
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Ferdinand Fischbach,  

Villach, um 1925. 
Foto: Privat, Gertrude Schaier, Triest 

Ferdinand Fischbach bei einem 

Bergrennen in Kärnten, um 1930. 

Neben seiner Tätigkeit als  
Handelsvertreter war Ferdinand 

Fischbach von 1935 bis März 

1938 Mitgesellschafter der 
Villacher Zylinderschleiferei 

Machalcik & Co.13  

Seinem beruflichen Interesse für 
den Kraftfahrzeugbau entsprach 

auch seine Leidenschaft  

für den Automobilsport.  
Foto: Privat, Robert Fischbach,  

Branford (USA) 

Ferdinand Fischbach 

Ferdinand war das älteste Kind von Osias und Mina Fischbach. Nach der Volksschule 

absolvierte er die Handelsakademie in Klagenfurt,12 wo er bei Verwandten wohnte. Da-

nach besuchte er für drei Jahre die Textilschulen in Wien und Brünn. Nach dem Schul-

abschluss war er ab 1933 als selbständiger Exporteur für Lederröcke nach Italien tätig. 

Von 1937 bis Anfang November 1938 setzte er diese Tätigkeit als Handelsvertreter der 

Firma Tiller AG’m Wien fort. Ferdinand liebte nicht nur schnelle Autos, sondern auch 

den rasanten Skisport. Im Winter war er stundenlang mit Skiern in Kärntens Bergen 

unterwegs, im Sommer verbrachte er seine Freizeit gerne am nahe bei Villach gelege-

nen Magdalenensee, wo er ein kleines Badehäuschen besass.14 

Im Juni 1938 hatten seine Eltern nach einer gemeinsamen Fluchtmöglichkeit mit ihren 

Kindern zu suchen begonnen. Die Ereignisse im November des Jahres machten allfäl-

lige Hoffnungen und Pläne vorerst zunichte. Im Zuge des Pogroms wurde Ferdinand 

gemeinsam mit seinem Vater Osias verhaftet und ins KZ Dachau deportiert. 

Wenige Monate nach seiner Entlassung aus Dachau gelang Ferdinand im April T939 

gemeinsam mit den Eltern die Flucht über Italien nach Venezuela, wo sie krank und 

traumatisiert gemeinsam mit anderen Verwandten Zuflucht fanden. 1941 konnte Ferdi-

nand mit seinen Eltern in die USA emigrieren. In der Zwischenzeit hatte er in Venezuela 

ein Business mit Essiggurken begonnen, das ihm ein wenig Geld für seinen Neubeginn 

in den Vereinigten Staaten einbrachte.15 Im August 1942 meldete sich Ferdinand zur 

US-Army, wo er in Burma gegen japanische Einheiten zum Einsatz kam. Sein Wunsch, 

in Europa gegen die Nationalsozialisten zu kämpfen, war nicht in Erfüllung gegangen. 

Zurück in New York widmete er sich gemeinsam mit seinem Vater Osias dem Burlap 

Bag Business. Das heisst, sie klapperten mit einem Lastwagen die Farmen in New Jer- 
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sey und Connecticut ab, sammelten gebrauchte, von Mäusen zerfressene Getreidesäcke 

aus Jute, reinigten und reparierten diese in New York und verkauften sie an Viehfutter-

produzenten weiter. Um seiner Kundschaft näher zu sein, entschied sich Ferdinand 

1949, ein Grundstück in Branford im Bundesstaat Connecticut zu erwerben, wo heute 

noch seine beiden Söhne Robert und Gerald mit ihren Familien leben. Als die Futter-

mittelfirmen ihre Ware mit riesigen Trucks auszuliefern begannen und Getreidesäcke 

nicht mehr benötigt wurden, baute Ferdinand eine eigene Farm und züchtete neben Kü-

hen und Schweinen vor allem Hühner. Nachdem auch das Hühnergeschäft allmählich 

nachliess, begann er mit der Aufzucht von Kapaunen – kastrierte Masthähne, die inner-

halb weniger Monate sechs bis sieben Kilo erreichen. 

1948 hatte Ferdinand Fischbach die aus dem Burgenland vertriebene Friederike Schey 

geheiratet. Auch sie stammte aus einer jüdischen Kaufmannsfamilie, die im burgenlän-

dischen Grosspetersdorf ein Geschäft betrieben hatte. Nach Haft und Verlust sämtlicher 

Besitztümer flüchtete sie Ende August 1938 mit ihren Eltern über die Hafenstadt Genua 

nach New York, wo sie am 8. September mit sechzehn Dollar in der Tasche ankam: 

«Meine Mutter hat in New York als Bedienung in einer Cafeteria gearbeitet. Und mein 

Vater hat nie gesagt, was er eigentlich macht, bis ich ihm einmal nachgegangen bin. Er 

hat als Tellerwäscher gearbeitet. Er hat mich gebeten, es nicht meiner Mutter zu erzäh-

len.»16 

Ferdinand und Friederike Fischbach hatten sich gut auf ihrer Farm eingelebt. 1950 und 

1952 kamen ihre beiden Söhne Robert und Gerald zur Welt. Zu ihren Erinnerungen an 

den Vater gehören unter anderem die Albträume, die ihn Zeit seines Lebens plagten. 

Ferdinand starb im Februar 1986, Friederike im Jahr 2012. 

Ferdinand Fischbach auf seiner Hüh-

nerfarm beim Hühnermetzgen im Bundes-

staat Connecticut, Branford, 1962.  
Foto: Privat, Robert Fischbach, Branford 

(USA) 

Friederike und Ferdinand Fischbach, 
Branford, 1962. Friederike Fisch-

bach, die auf der Farm eine Praxis 

für Elektrolysebehandlungen einge-
richtet hatte, nahm nicht nur die 

amerikanische Staatsbürgerschaft an, 

sondern fühlte sich auch als Ameri-
kanerin: «Früher habe ich beim 

Sprechen vom Deutschen ins Engli-

sche übersetzt, und heute, wenn ich 
deutsch spreche, denke ich englisch 

und manchmal übersetze ich etwas 

vom Englischen ins Deutsche, you 
know? Also ich bin Amerikane-

rin.»17 
Foto: Privat, Robert Fischbach,  

Branford (USA) 
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FAMILIE SPIERER 

Mathias (1878) und Frime Spierer (1877) waren 1913 mit ihren Kindern Marianne 

(1904), Lea (1905) und Wolf (1908) von Galizien nach Villach gezogen, wo sie ab 15. 

Jänner 1913 zunächst am Hans-Gasser-Platz und kurz darauf in der Dietrichsteingasse 

gemeldet waren.18 Die Wohnungswechsel deuten an, dass die Familie noch nicht ganz 

Fuss gefasst hatte bzw. erst dabei war, sich in Villach allmählich einzurichten. Die Ad-

resse Widmanngasse 22, an der die Familie ab 15. März 1914 gemeldet war, wurde bis 

zu ihrer Übersiedelung nach Völkermarkt im Jahr 1928 zum dauerhaften Wohnsitz.19 

Dass es die Spierers nach Villach gezogen hatte, dürfte vor allem daran gelegen haben, 

dass hier bereits ihnen bekannte Familien lebten. Gemeinsam mit dem ebenfalls aus 

Galizien stammenden Ignaz Fischer eröffnete Mathias Spierer ein Manufakturwaren-

geschäft in der Rathausgasse 8. Damit schien sich auch die ökonomische Situation der 

Familie stabilisiert zu haben, da es ihnen nun möglich war, ihren Kindern eine längere 

Schulausbildung zu ermöglichen. 

Marianne schloss die Handelsschule in Klagenfurt ab20 und erlernte im Anschluss daran 

den Beruf einer Kontoristin. Im Alter von einundzwanzig Jahren zog sie nach Wien, 

behielt allerdings bis 1928 ihren ordentlichen Wohnsitz in Villach. Ihr Bruder Wolf 

besuchte das Gymnasium in Villach21 und absolvierte 1931 die Staatsprüfung an der 

Technischen Hochschule in Wien.22 Als Ingenieur war es ihm damals kaum möglich, 

in Österreich Arbeit zu finden, weshalb er für einige Zeit nach Frankreich ging. 

 

Marianne, Wolf und Lea 

Spierer, Villach, um 1916. 
Foto: Privat, Gabriel Shenhar, 

Westport (USA) 



 

200 

 

Vorne Frime und Mathias 

Spierer mit ihrem Enkel 

Kurt Scharfberg. Hinten 
(von links nach rechts) 

Arthur Kant mit Gattin 

Lea (geb. Spierer), Joseph 
und Marianne Scharfberg 

(geb. Spierer), Wolf Spierer, 

Kärnten, um 1934. 
Foto: Privat, Gabriel Shenhar, 

Westport (USA) 

Lea heiratete 1933 in Klagenfurt den Wiener Handelsangestellten Arthur Kant. Zu die-

sem Zeitpunkt war sie bereits Filialleiterin in einem Geschäft in Saalfelden. Trauzeuge 

der Braut war der angesehene Villacher Geschäftsmann Osias Fischbach.23 Mathias 

Spierer war inzwischen mit seiner Frau nach Völkermarkt verzogen, wo er 1929 ein 

Textilwarengeschäft eröffnete. Daneben betrieb er in Bad Eisenkappel einen ebenfalls 

neu eingerichteten Gemischtwarenhandel. Marianne war von Beginn an als Kontoristin 

in den elterlichen Betrieben angestellt. Am 8. Juni 1930 heiratete sie im Bethaus in der 

Klagenfurter Platzgasse den ebenfalls aus Galizien zugezogenen Handelsangestellten 

Joseph Scharfberg. In diesen Tagen vollzog sich auch der Umzug der Frischvermählten 

nach Eisenkappel, wo sie das Geschäft von Mathias Spierer übernommen hatten, der in 

den folgenden Jahren gemeinsam mit seinem Sohn Wolf die Völkermarkter Firma Ma-

thias Spierer & Sohn, Galanteriewaren und Konfektion führte. 

Am 26. Dezember 1937 ehelichte Wolf Spierer die Klagenfurter Kaufmannstochter Re-

gina Fischbach,24 deren Vater Jonas zwischen 1933 und 1938 jüdische Flüchtlinge aus 

Nazideutschland – oft monatelang – in seiner Wohnung beherbergt hatte. Diese ver-

suchten ab 1933 über Italien nach Palästina zu gelangen – dabei «haben sie bei uns 

gewohnt und gegessen, arme Burschen meistens».25 

Wolf und Regina Spierer flüchteten bereits am 17. März 1938 nach Paris. Völlig mit-

tellos kam das Paar in Frankreich an – jene zehn Reichsmark, die pro Person ausgeführt 

werden durften, hatten nur bis in die Schweiz gereicht. Arbeit zu finden, war nun obers-

tes Gebot. 

Regina fand Beschäftigung als Schneiderin und verdiente das dringend benötigte Geld 

für das tägliche Überleben. Wolf Spierer war offiziell noch polnischer Staatsangehöri-

ger, weshalb ihm die Abschiebung nach Polen drohte. Nach vielen bürokratischen Mü-

hen erhielt das Paar schliesslich vom britischen Konsulat die Einreisegenehmigung 

nach Palästina, wo sie im Juli 1938 mit einem Schiff aus Marseille ankamen: 
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«Drei Monate waren wir in Paris und dann sind wir nach Israel. Das war furchtbar, das 

kann man sich nicht vorstellen. Wenn mein Mann in der Früh weggegangen ist – er hat 

in einem englischen Lager gearbeitet – habe ich nie gewusst, ob er am Abend nach 

Hause kommt. Er ist durch das arabische Viertel gefahren, da haben sie sich im Bus auf 

den Boden gelegt und die Fenster geöffnet, damit die Kugeln durchgehen konnten. Und 

das jeden Tag! Man hat nie gewusst was passiert.»26 

Aufgrund seiner technischen Ausbildung und seiner Englischkenntnisse hatte Wolf 

Spierer zunächst Arbeit als Mechaniker in einem nördlich von Haifa stationierten briti-

schen Militärlager gefunden. Später, während des Israelischen Unabhängigkeitskrieges 

gegen die arabischen Anrainerstaaten (1947-1949) war er als Lastwagenfahrer im Ein-

satz und versorgte die Front mit Nachschub. In dieser Phase lebten die Spierers mit 

ihrem 1944 geborenen Sohn Uriel in der damals mehrheitlich von deutschen Juden be-

wohnten Stadt Naharija. 

Regina und Wolf Spierer mit ihrem 
Sohn Uriel, Haifa, 1945. 

Foto: Privat, Uriel Spierer, New York 

Uriel Spierer zum Purimfest, Haifa,  

um 1950. 
Foto: Privat, Uriel Spierer, New York 

«Niemand hat mich gefragt. Ich wollte 

nicht nach Amerika, ich habe in Israel 
meine Freunde gehabt. Meine Eltern 

haben mich in Bridgeport gelassen, bei 

meinen Grosseltern, die Eltern von 
meiner Mutter. Das war aber auch 

schwer für mich, weil ich hab’ die 

nicht gekannt und ich war in einem 
fremden Land.»28 

 

Nachdem die Kampfhandlungen 1949 eingestellt worden waren, übersiedelte die Fami-

lie nach Haifa. Hier wechselte Wolf Spierer ins Taxigewerbe, wobei er sich sein Fahr-

zeug mit einem Partner teilte. Die entbehrungsreichen Jahre in Israel blieben Regina 

Spierer in lebhafter Erinnerung: 

«My god, my god! Nichts zu essen haben wir gehabt, gelebt haben wir oft tagelang nur 

von Orangen. Bis nach dem Krieg das erste Paket aus Amerika gekommen ist, da waren 

meine Eltern schon in den USA. Da haben wir gegessen, das ist schwer zu beschreiben, 

wie wir das erste Mal so richtig zum Essen gekriegt haben! Israel was terrible. Furchtbar 

schwer! Der Bub hat nichts gegessen, von der Luft hat er gelebt.»27 

Allmählich begann sich das Leben zu normalisieren. Wolf Spierer fand eine besser be-

zahlte Anstellung als Ingenieur und 1953 kam ihr zweites Kind zur Welt. 1957 fasste 

das Paar den Entschluss, Israel zu verlassen und in die USA auszuwandern. In Israel 

verblieben lediglich Uriels Tanten, Lea und Marianne, sowie seine Grosseltern Mathias 
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und Frime Spierer, denen ebenfalls – völlig mittellos – die Flucht nach Palästina gelun-

gen war. Bereits im August 1938 war das Scharfberg-Geschäft in Eisenkappel in den 

Besitz des Parteigenossen Fritz Engel übergegangen, der gleichzeitig als «kommissari-

scher Verwalter» des Spierer-Geschäftes in Völkermarkt fungierte.29 Nach der Erinne-

rung einer Mitarbeiterin hatte sich die Geschäftsübernahme in Eisenkappel folgender-

massen abgespielt: 

«Der Scharfberg sitzt an der Kassa, und der Engel kommt und sagt er muss aussa. Und 

der hat raus müssen von seinem Platz hinter der Kassa, und der Engel hat sich reinge-

setzt, das war gleich nach der Machtübernahme. Die Frau Scharfberg hat so geweint, 

wie sie aus dem Geschäft hinausgehen hat müssen. Er, der Scharfberg, hat zu mir ge-

sagt, ich soll nicht mit ihm reden, weil mir das schadet.»30 

Gemeinsam mit Mathias und Frime Spierer konnten sich Joseph und Marianne Scharf-

berg mit ihrem fünfjährigen Sohn Kurt im Dezember 1938 nach Palästina retten, wo sie 

sich in Haifa niederliessen. Auch Mariannes Schwester Lea hatte die Flucht nach Pa-

lästina geschafft, allerdings erst Ende des Jahres 1939. Ihr Mann Arthur Kant, Besitzer 

eines Manufaktur- und Modewarengeschäftes in Saalfelden, war im Zuge des Novem-

berpogroms 1938 in das KZ Dachau verschleppt worden. Die betagten Eheleute Ma-

thias und Frime Spierer konnten sich nicht mehr an die fremde Umgebung gewöhnen. 

Völlig mittellos und krank waren sie auf die finanzielle Unterstützung ihrer Kinder Ma-

rianne und Wolf angewiesen.31 Marianne und Joseph Scharfberg schienen die schwieri-

gen Anfangsjahre in einem Land, dessen Sprache und Bräuche ihnen fremd waren, bes-

ser bewältigt zu haben. Bald nach ihrer Ankunft eröffneten sie in Haifa ein kleines Le-

bensmittelgeschäft, um später zum vertrauten Handel mit Textilwaren zurückzukehren. 

In der belebten Hertzel Strasse unterhielten sie ein Geschäft für Kleidung und Galante-

rie, in dem Herren- und Damenbekleidung, Unterwäsche, Krawatten und Tücher ver- 

 

Die Familie Scharfberg vor ihrem 
Textilwarengeschäft in der Hertzel 

Strasse, Haifa, 1951.  
Foto: Privat, Gabriel Shenhar,  

Westport (USA) 
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kauft wurden. Über das Geschäft vermerkte Marianne im Alter von vierundsechzig Jah-

ren – genau drei Jahrzehnte nach ihrer Flucht – in einem Brief nach Saalfelden: «Mein 

Mann und ich arbeiten noch sehr fleissig. Wir haben ein gleiches Geschäft wie in Ös-

terreich und dürfen uns nicht beklagen. Wir wünschen uns nur, dass Friede auf der Welt 

sei.»32 

FAMILIE LOEWE 

Erich Loewe (links) beim Skifahren auf 

der Gerlitze, Winter 1936/37. 
Foto: Privat, Franz Lauritsch, Landskron 

Der Komponist Alban Berg (1885-1935) hatte seit seiner frühesten Kindheit die Ferien 

auf dem Berghof, dem Familienbesitz seiner Eltern, in Heiligengestade am Ossiachersee 

verbracht. Selbst in den Kriegsjahren flüchtete er, wenn sich die Gelegenheit dazu bot, 

an das vertraute Gewässer. Als der Erste Weltkrieg zu Ende war, ging die Gutsverwal-

tung des Berghofes für kurze Zeit in seine Hände über.33 Schliesslich konnte der Besitz 

nicht mehr gehalten werden und Alban Bergs Mutter Johanna verkaufte das Anwesen 

1920 an die italienische Familie Caregnato. 

Die Schuhleistenfabrik in Heiligen- 
gestade, um 1930.  

Foto: Privat, Franz Lauritsch, Landskron 

 

1923 erwarb der 1892 in München geborene Dr. Erich Loewe das landwirtschaftliche 

Gut, das er bis zu seiner Vertreibung durch die Nationalsozialisten erfolgreich bewirt-

schaften sollte. Loewe hatte an der Universität München das Studium der Philologie 

absolviert und danach in Rom und Paris Kunstgeschichte studiert. Schliesslich arbeitete 

er mit Archäologen an Ausgrabungen in Ninive, Bagdad und Babylon.34 Im Ersten 

Weltkrieg war er als deutscher Nachrichtenoffizier in der Türkei im Einsatz. 

Neben der Landwirtschaft nahm Erich Loewe in Heiligengestade gemeinsam mit sei-

nem Bruder Adolph die von ihnen neu eingerichtete Holzwaren- bzw. Schuhleistenfab-

rik in Betrieb. Die umgebaute Dienstwohnung der Fabrik stand die kommenden Jahre 

Alban Berg als Urlaubsdomizil zur Verfügung, wo er u.a. an seiner Oper Lulu arbeitete. 
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Landwirtschaftliche Arbeiten am 

Berghof, Heiligengestade, 1925. 

Neben ausgedehnten Weide-, 
Acker- und Waldflächen 

umfasste der Berghof grosszügige 

Rinder- und Pferdestallungen. 
Zur Bewirtschaftung des Gutes 

beschäftigte Erich Loewe 

zahlreiche landwirtschaftliche 
Arbeitskräfte und Hauspersonal. 

Damit war er einer der wichtigsten 

Arbeitgeber der Region. 
Foto: Privat, Franz Lauritsch, Landskron 

Im Sommer 1928 schwärmte der Komponist gegenüber seinem väterlichen Freund 

Arnold Schönberg über die Vorzüge seines Arbeitsplatzes am Ossiachersee: 

«Wir haben nahe vom See ein recht komfortables Häuschen ganz für uns allein (Elek-

trisches Licht, Telephon, fliessendes Wasser). Ich kann ohne zu stören u. ohne gestört 

zu werden am gemieteten Piano arbeiten u. wir sind dem Berghof u. seinen derzeitigen 

liebenswürdigen Besitzern u. den sonstigen Seehotels (auch durch Autobusse u. Motor-

boote) nahe genug, um uns nicht wie in einer Wildnis einsam zu fühlen.»35 

Bei den «liebenswürdigen Besitzern» handelte es sich um den musisch veranlagten 

Erich Loewe und seine Ehefrau Luise. Loewe selbst war Maler und Mitglied des Kärnt-

ner Kunstvereins, an dessen 50. Jubiläumsausstellung er 1937 teilnahm. In seiner Ara 

entwickelte sich der B^r^^insgesamt zu einem Künstlerzentrum, wo sich Maler, Schrift-

steller und Musiker einfanden.36 Die soziale Einstellung des vertriebenen Gutsherrn 

blieb bis heute im Gedächtnis: 

«Die Loewes haben im Winter die Sattendorfer Schule gratis mit Milch beliefert, die 

ist an die ärmeren Schulkinder ausgeschenkt worden. Wenn die Loewe-Mädels Ge-

burtstag hatten, ist fast die ganze Schule hinüber zum jB^Z/^geführt worden, dort sind 

dann Spiele veranstaltet worden.»37 

«Die Loewe-Mädels» Irmingard und Roswitha wurden 1925 und 1926 in Villach gebo-

ren. Roswitha wurde von der Gutsköchin Maria Lauritsch gemeinsam mit deren eige-

nem Sohn Franz gestillt.38 Irmingard und Roswitha besuchten die Volksschule Satten-

dorf, danach das Peraugymnasium in Villach.39 

Luise Loewe mit ihrer Tochter 
Roswitha, Heiligengestade, 1926. 
Foto: Privat, Franz Lauritsch, Landskron 
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Die Nationalsozialisten bereiteten nicht nur dem idyllisch anmutenden Familienleben 

am See ein Ende, sondern auch der wirtschaftlichen Existenz der Loewes. Während 

Erich sich bereits im KZ Dachau befand, wurden seine Frau und Töchter zu Opfern des 

Novemberpogroms. Roswitha Kubin erinnerte sich an die Ereignisse im November 

1938: 

Irmingard Loewe (dritte Sitzreihe, 

Zweite von rechts) besuchte die  

Volksschule in Sattendorf,  
Schuljahr 1932/33.  

Foto: Privat, Gertraud Kramer, Sattendorf 

«Im Sommer wurden die Töchter vom 
Verwalter des Berghofes mit dem  

Motorboot von Heiligengestade nach 

Sattendorf in die Schule geführt, im 
Winter ging’s mit dem Pferdeschlitten 

über den vereisten See.»40 

«Meine Mutter hat zu einem Bauernhof unterhalb vom Berghof geheiratet. Sie war viel 

oben bei den Loewes. In der ,Kristallnacht‘, das war fürchterlich! Da sind sie gekom-

men – die Frau war allein mit ihren Kindern im Haus. Mit Bajonetten haben die Nazis 

sämtlich Fauteuils aufgeschlitzt, den wunderschönen Glasschrank haben sie umgewor-

fen! Fürchterlich, fürchterlich, wie die Nazis da gewütet haben. Die Frau Loewe ist 

dann mit ihren Töchtern zu meiner Mutter heruntergekommen und hat bei ihr übernach-

tet.»41 

Den an der Plünderung und Verwüstung beteiligten Personen konnte nach 1945 auf-

grund zu vager Zeugenaussagen eine konkrete Tatbeteiligung nicht eindeutig nachge-

wiesen werden, sodass das Volksgericht von einer weiteren Verfolgung Abstand nahm 

und die Ermittlungen einstellte. Erich Loewe traf im KZ Dachau wahrscheinlich auf 

seinen Schwiegervater Jakob Bernheimer, der im Zuge des Novemberpogroms in Mün-

chen ebenfalls verhaftet worden war. Nachdem beide mit Hilfe von Luise Loewe aus 

dem Konzentrationslager entlassen wurden, suchten die Loewes nach einer Ausreise-

möglichkeit. Schliesslich gelang ihnen die Flucht nach Kanada – allem Anschein nach 
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über die Route von Frankreich nach England, von wo aus sie kurz vor Kriegsbeginn 

Westkanada erreichten.42 

Während des Krieges fand Erich Loewe Arbeit in einer Wollspinnerei in Vancouver. 

Trotz der für ihn ungewohnten Arbeit, mit der er den Lebensunterhalt der mittellos ge-

machten Familie bestritt, widmete er sich auch weiterhin der bildenden Kunst. Seine 

Werke waren hauptsächlich in den Galerien und Museen in British Columbia zu sehen. 

Auch in seiner neuen Heimat stellte Loewe sein soziales Engagement unter Beweis. Ab 

Mitte der 1950er Jahre erteilte er mit grosser Leidenschaft körperlich beeinträchtigten 

Jugendlichen Kunstunterricht und vermittelte dabei u.a. auch die Technik der Mundma-

lerei.43 

Der Gutshof Berghof war in Abwesenheit der Familie 1941 zugunsten der Deutschen 

Arbeitsfront (DAF) «arisiert» worden. Wegen der Besitzrückgabe wandte sich Erich 

Loewe nach Beendigung des Krieges an das Vermögensreferat der Kärntner Landesre-

gierung, das in weiterer Folge nichts mehr von sich hören liess und sich später lapidar 

für «unterlaufene Irrtümer» bei ihm entschuldigte.44 Unterdessen war schon am 15. No-

vember 1945 der ÖGB zum öffentlichen Verwalter des DAF-Vermögens bestellt wor-

den. Dieser begründete seinen Einspruch gegen die Rückstellung des «arisierten» Ei-

gentums damit, dass die Liegenschaft schon vor März 1938 überschuldet gewesen sei 

und deshalb an die DAF zwangsversteigert worden sei.45 Tatsächlich war das 1934 bei 

der Villacher Sparkasse aufgenommene Darlehen von 25.000 Schilling im Verhältnis 

zur Grösse des Betriebes lächerlich gering. Die 1939 eingeleitete Versteigerung des Be-

triebes sollte dem Raub lediglich einen gesetzlichen Anstrich verleihen. Nach zahlrei-

chen Einsprüchen wurde Erich Loewe der Gutshof schliesslich 1951 zurückerstattet. Da 

Loewe nicht mehr die Absicht hatte nach Kärnten zurückzukehren, veräusserte er die 

Liegenschaft im folgenden Jahr. 

Erich Loewe hatte am 5. März 1945 die kanadische Staatsbürgerschaft angenommen 

und verstarb 1967 in seiner neuen Heimat Vancouver, seine Frau Luise 1981. Tochter 

Irmingard Loewe arbeitete als Sekretärin bei verschiedenen Firmen in Vancouver und 

verstarb 2003. Ihre Schwester Roswitha war als Krankenschwester tätig und starb 2012 

ebenfalls in Vancouver.46 

FAMILIE HIRSCH 

Velden – Wien – London – Shanghai 

Wie viele andere jüdische Flüchtlingsfamilien wurde die Familie Hirsch während der 

Flucht getrennt und überlebte auf zwei Kontinenten verstreut. Bis zu einem ersten Wie-

dersehen sollten zehn Jahre vergehen. Die Familiengeschichte lässt sich grob anhand 

der unveröffentlichten Lebenserinnerungen von Hans Hirsch nachzeichnen.47 

Dessen Vater Heinrich Hirsch war am 14. Juli 1897 als Sohn eines galizischen Einwan-

dererehepaares in Wien zur Welt gekommen. Nach dem Ersten Weltkrieg, den er als 

Sanitäter hautnah miterlebt hatte, absolvierte er eine Dentisten- und Zahntechnikeraus-

bildung. Kurz vor seiner im April 1922 erfolgten Eheschliessung mit der ebenfalls aus 
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Wien stammenden (nicht-jüdischen) Rosa Vater war er zum evangelischen Glauben 

iibergetreten. Wenige Monate nach der Geburt ihres Sohnes Hans im September 1924 

übersiedelte das Ehepaar nach Velden, wo Heinrich Hirsch eine Dentalpraxis eröffnete. 

Die Zugezogenen lebten sich rasch ein und beteiligten sich am gesellschaftlichen Leben 

der Gemeinde. Heinrich Hirsch war Mitglied des örtlichen Männergesangvereines, be-

geisterter Tarockspieler und gern gesehener Eiskunstläufer bei Veldens Winterfesten. 

Im August 1932 kam in Klagenfurt Tochter Dora zur Welt. Ihr älterer Bruder Hans 

besuchte nach der örtlichen Volksschule ab 1934 das Villacher Peraugymnasium. 

Der «Anschluss» im März 1938 bedeutete eine drastische Veränderung. Hans war zum 

ersten Mal in seinem Leben mit seinen jüdischen Wurzeln konfrontiert – im Leben der 

evangelischen Familie hatte dies bisher keine Rolle gespielt. 

Argwöhnisch beobachtete er nun die Aufmärsche der Nazis, die mit Hakenkreuzen be-

flaggten Städte und Dörfer, die Menschenmassen, die voller Begeisterung Hitler und 

Göring zujubelten. Im Villacher Gymnasium erteilte der evangelische Religionslehrer 

den Unterricht nun in SA-Uniform, die Unterrichtsstunden begannen mit einem «Heil 

Hitler» und Hans lernte Nazilieder singen. Besondere Erwähnung verdient auch seine 

Beschreibung der Bücherverbrennung im Schulhof des Gymnasiums. Damit liegt näm-

lich mittlerweile die zweite Aussage eines Zeitzeugen vor, in dessen Erinnerung auf 

eine Bücherverbrennung in Villach Bezug genommen wird.48 Dies ist insofern bedeut-

sam, da für Österreich mit Ausnahme der Bücherverbrennung am Salzburger Residenz-

platz am 30. März 1938 keine weiteren öffentlichen Bücherverbrennungen dokumen-

tiert sind. Auch wenn der Schulhof tendenziell eher dem semi-öffentlichen Raum zuzu-

rechnen ist, so erscheint doch signifikant, dass auch hier die Verbrennung von Biblio-

theksbüchern vollzogen wurde. 

«We had a ceremonial book burning. The director marched up and threw books on the 

burning heap before the assembled classes in the courtyard. There were constant cele-

brations about this or that and a lot of new songs had to be learned. I remember the 

Horst-Wessel-Lied and ,Eine Fahne flattert uns voran’.»49 

In Hans’ Heimatgemeinde Velden wiederum war es seinem Vater Heinrich Hirsch nun 

nicht mehr erlaubt, bei den alljährlich stattfindenden Feierlichkeiten im Gedenken an 

die Opfer des Ersten Weltkrieges teilzunehmen – und das, obwohl er für seinen Einsatz 

an der Ostfront und am Balkan sogar mit einer Tapferkeitsmedaille ausgezeichnet wor-

den war. Die Dentalpraxis musste geschlossen werden, das Auto der Marke Steyr wurde 

konfisziert. Schliesslich übersiedelte die Familie im Juli 1938 zu Verwandten nach 

Wien, um dort nach Ausreisemöglichkeiten zu suchen. Das Novemberpogrom erlebte 

und überlebte die Familie unbeschadet in Wien – vor allem dank des dortigen Haus-

meisters, der den SA-Trupps energisch gegenübertrat und die Anwesenheit jüdischer 

Familien in Abrede stellte. Da der Verbleib in Österreich immer gefährlicher wurde, 

versuchte Heinrich Hirsch illegal von Deutschland nach Belgien zu gelangen, um von 

dort die Ausreise seiner Familie zu organisieren. Dieser Plan ging nicht auf und er kehr- 
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te nach Wien zurück. In der verzweifelten Hoffnung als gelernter Haushaltsgehilfe eine 

Arbeitserlaubnis und das nötige Visa für England zu erhalten, liess Heinrich sich da-

raufhin in einer Privatschule zum Butler ausbilden. Seine Frau Rosa wiederum hoffte, 

als gelernte Schneiderin das vielbegehrte britische working permit z\i bekommen. 

Schliesslich gelang im Sommer 1939 die Rettung beider Kinder. 

Am 14. Juli 1939 verliess Hans mit dem vom Wiener Westbahnhof abgehenden Kin-

dertransport Österreich Richtung britische Insel, wo die in Lederhosen, Knickerbocker 

und Trachtenkostümen gewandeten Flüchtlingskinder in der «Rivers- mead Home and 

Training School for Refugee Children from Central Europe» im Nordwesten von Eng-

land untergebracht wurden. Im Juli 1939 brachte ein weiterer Kindertransport die knapp 

siebenjährige Dorli ins südwestliche England in Sicherheit. 

 

Rosa und Heinrich Hirsch mit Sohn 

Hans, Velden, um 1928.  
Foto: Privat, Andrea Hirsch, Swindon 

(Grossbritannien) 

Hans Hirsch vor dem Kindertrans-
port-Memorial an der Liverpool  

Station, London, 5. März 2008. 
Foto: Privat, Andrea Hirsch, Swindon 

(Grossbritannien) 

Als Heinrich Hirsch schliesslich das englische Einreisevisum für Ende August 1939 

erhielt, schien einem Wiedersehen der Familie in England zunächst nichts mehr im 

Wege zu stehen. Doch mit der Kriegserklärung Grossbritanniens an das Deutsche Reich 

vom 3. September blieb auch dieser Weg in die Freiheit versperrt. Stattdessen wurde 

Heinrich Hirsch im Mai 1940 in ein Zwangsarbeitslager bei Eisenerz eingeliefert. Rosa, 

die den Nationalsozialisten als «Arierin» galt, bemühte sich weiterhin verzweifelt um 

eine Ausreisemöglichkeit für ihren Ehemann, dessen Gesundheit im Lager litt. 

Letzte Fluchtmöglichkeit bot schliesslich Shanghai. Teile der Stadt hatten damals als 

internationale Konzession exterritorialen Status. Dies bedeutete, dass man ohne Visum 

einreisen konnte. Als mit dem Kriegseintritt Italiens an der Seite des Deutschen Reiches 
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am 10. Juni 1940 der Seeweg entfiel, verblieb nur noch der ungleich beschwerlichere 

und gefährlichere Landweg nach Asien. Unter Aufbringung ihrer letzten Geldreserven 

und mit Unterstützung ihrer Familie besorgte Rosa Hirsch schliesslich die erforderli-

chen Einreise- und Transitvisa für ihren Mann. Es sollte ein Abschied für mehrere Jahre 

werden. Mit einem fiktiven Einreisevisum für die Dominikanische Republik flüchtete 

Heinrich Hirsch am 15. Februar 1941 in den Fernen Osten. Der Weg führte ihn von 

Russland mit der transsibirischen Eisenbahn an die Grenze zur Mandschurei. Dabei 

durchquerte er die von den Japanern besetzte chinesische Provinz und erreichte 

schliesslich per Schiff am 7. März 1941 den rettenden Hafen von Shanghai. 

Was er abseits der berühmten Skyline von Shanghai und seinen Prachtstrassen zu sehen 

bekam, war eine von kloakenartigen Wasserläufen durchzogene Stadt, die vor allem 

auch einer Unmenge an Moskitos und Ratten Lebensraum bot. Neben Tropenkrankhei-

ten wie Typhus, Malaria und verschiedenen Durchfallerkrankungen machte den euro-

päischen Flüchtlingen vor allem auch das dortige Klima zu schaffen: hohe Luftfeuch-

tigkeit, monatelange Regenzeiten, Temperaturen über vierzig Grad Celsius im Sommer 

und Minusgrade im Winter. Die meisten der rund 18.000 Exilanten, darunter über 4.000 

österreichische Juden, lebten in dem von den Japanern zerbombten Stadtteil Hong-

kew.50 In Massenunterkünften oder in ärmlichen Zimmern waren sie auf die täglichen 

Ausspeisungen jüdischer Hilfskomitees angewiesen. 

Einige der Flüchtlinge entfalteten ein grosses Mass an Fantasie zur Verbesserung der 

tristen Lebensumstände. Mit improvisierten Materialien entwickelten sich alsbald klei-

ne Lebensmittelläden, KJeidergeschäfte, Cafés, Restaurants, Theater, Apotheken und 

Arztpraxen, sodass die Gegend nach und nach ein mitteleuropäisches Gepräge annahm 

und bald als Klein Berlin und Klein Wien bekannt wurde. Bald nach seiner Ankunft 

eröffnete auch Heinrich Hirsch in der 15 Wayside Road eine kleine Praxis. Die notwen-

digsten Utensilien hatte er aus seiner Heimat mitgebracht. Als Startkapital dienten ihm 

250 Gramm Gold, die er in die Blechbeschläge seines Holzkoffers eingearbeitet hatte. 

Mit dem japanischen Angriff auf Pearl Harbour im Dezember 1941 änderte sich die 

Situation dramatisch. Das mit Deutschland verbündete Japan besetzte den bislang noch 

freien internationalen Teil Shanghais. 1942 versuchten die Nationalsozialisten die Ja-

paner davon zu überzeugen, die im Februar desselben Jahres bei der Berliner Wannsee-

konferenz beschlossene «Endlösung der Judenfrage» nun auch in Shanghai umzuset-

zen. In dieser Frage folgten die Japaner allerdings nicht den Wünschen ihres Bündnis-

partners,51 sondern errichteten stattdessen eine designated area in Hongkew für «staa-

tenlose Flüchtlinge». De facto betraf dies in erster Linie geflohene Juden aus Mitteleu-

ropa, die mit dem Inkrafttreten der Elften Verordnung zum Reichsbürgergesetz 1941 

ihre deutsche Staatsbürgerschaft verloren hatten. Die von dieser Massnahme betroffe-

nen Flüchtlinge mussten in der Folge ihre ausserhalb des ausgewiesenen Gebietes lie-

genden Wohnungen und Geschäfte aufgeben und in das Ghetto übersiedeln, das nur mit 

Erlaubnis der Japaner verlassen werden durfte. Die Errichtung des Ghettos führte zu 

einer wesentlichen Verschlechterung der Lebensbedingungen, unter denen auch Hein-

rich Hirsch litt. Der Einzug amerikanischer Truppen in Shanghai im Spätsommer 1945  
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brachte nicht das sofortige Ende des Exils. Oft vergingen noch Jahre, ehe die Flücht-

linge die chinesische Hafenstadt tatsächlich verlassen konnten. 

Von Seiten der österreichischen Bundesregierung wurden den Flüchtlingen in Shanghai 

alle möglichen bürokratischen Hindernisse in den Weg gelegt. Staatsbürgerschaftsan-

suchen blieben monatelang unerledigt, über Unterbringungskosten wurde gefeilscht 

und die unterschiedlichsten Institutionen wurden um eine Beurteilung über die Heim-

kehr der Flüchtlinge gebeten. Hinsichtlich des hohen Ärzteanteils unter den Shanghai-

Heimkehrern warnte die Ärztekammer dringend vor einer «Medizinerschwemme» – 

unbeeindruckt davon, dass der österreichische Kabinettsrat angesichts akuter Seuchen-

gefahr kurz zuvor noch den in Wien herrschenden Ärztemangel beklagt hatte. In diesem 

Zusammenhang hatte Staatskanzler Renner auch die Reaktivierung ausser Dienst ge-

stellter «Naziärzte» angeregt. 1946 waren von über zweitausend Wiener Ärzten rund 

achthundert als politisch belastete Personen nicht wahlberechtigt.52 

Im Jänner 1947 startete Heinrich Hirsch mit dem grössten und ausschliesslich aus ös-

terreichischen Juden bestehenden Rückkehrertransport (764 Personen) an Bord der Ma-

rine Falcone Richtung Heimat. Die von der UNRRA bewerkstelligte Fahrt führte durch 

den Suezkanal nach Neapel und von dort mit dem Zug nach Wien, wo die nach Shang-

hai geflüchteten Exilanten am 13. Februar 1947 eintrafen. Nach sechs Jahren Trennung 

gab es nun ein Wiedersehen mit seiner Frau Rosa, die den Krieg bei ihren Eltern in 

Wien verbracht hatte. Ihre silberne Hochzeit beging das wiedervereinte Paar noch in 

Wien, kurz darauf kehrten sie nach Velden zurück, wo Heinrich Hirsch erneut eine 

Dentistenpraxis eröffnete. Rückblickend sah Heinrich Hirsch in Shanghai vor allem ein 

«elendes Loch», das ihm allerdings das Leben gerettet hatte.53 

Weihnachten 1948 besuchte Heinrich Hirsch erstmals seine Kinder in England. Sein 

Sohn Hans hatte die englische Matura bestanden und bereitete sich inzwischen auf den 

Abschluss seines Chemiestudiums vor. Er hatte beschlossen, in England zu bleiben, wo 

er 1953 in die Forschungs- und Entwicklungsabteilung der Firma Kodak eintrat. Nach 

neun Jahren Trennung hatte sich die mittlerweile fünfzehnjährige Dora von ihren Eltern 

stark entfremdet. Nach längerem Zögern kehrte sie dennoch mit ihrem Vater nach Kärn-

ten zurück. 

Im Zusammenhang mit der Rückkehr der Shanghai-Flüchtlinge 1947 war es in Öster-

reich auch zu verschiedenen medialen Berichten, u. a. zu einem Filmbeitrag in der Wo-

chenschau, gekommen. In einem Wiener Kino, wo der Beitrag gezeigt wurde, kam es 

einem Bericht von Simon Wiesenthal zufolge zu einer bezeichnenden Szene: Als der 

Kommentator bemerkte, «es sind Juden, die nach Österreich zurückkehren, um am 

Wiederaufbau in der Heimat teilzunehmen», habe man im Publikum wüstes Lachen 

gehört und die Rufe: «Vergasen!»54 

 

Heinrich Hirsch wenige Monate 

vor seinem Tod am 31. Dezember 

1969, Velden, Sommer 1969. 
Foto: Privat, Brigitta Gfrerrer, Velden 
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Alexandra Schmidt 

«Ich habe jeden Tag 

gebetet, dass er  

wiederkommen soll» 
Opfer der Shoah 

Nach dem Grynszpan-Attentat hatte die NS-Propaganda gezielt eine Verbindung zwi-

schen der «Bedrohung des Deutschen Reiches durch das internationale Judentum» und 

dem Schicksal der auf deutschem Reichsgebiet befindlichen Juden hergestellt. Von die-

sem Zeitpunkt an stand die NS-Judenpolitik in engem Zusammenhang mit den Kriegs-

aktivitäten und wurde Teil eines grösseren demografischen Projekts, das auf die «rassi-

sche» Umstrukturierung Osteuropas abzielte.1 Rückblickend liess Hitlers Wortwahl bei 

seiner Reichstagsrede vom 30. Jänner 1939 diese Stossrichtung bereits erahnen: 

«Wenn es dem internationalen Finanzjudentum inner- und ausserhalb Europas gelingen 

sollte, die Völker noch einmal in einen Weltkrieg zu stürzen, dann wird das Ergebnis 

nicht die Bolschewierung der Erde und damit der Sieg des Judentums sein, sondern die 

Vernichtung der jüdischen Rasse in Europa.»2 

Mit dem Einmarsch der deutschen Truppen in Polen im September 1939 und dem er-

klärten Ziel, Lebensraum für Volksdeutsche im Osten zu schaffen, näherte man sich 

dieser Vision in einem ersten Schritt an: Alle Nichtdeutschen und «Volksschädlinge» 

sollten aus den eroberten Gebieten vertrieben und an die Grenzen des deutschen Ein-

flussbereiches, insbesondere in den Bezirk Lublin, deportiert werden. 

Die ersten Deportationen von Juden und Polen setzten unter massiven Gewaltexzessen 

Ende 1939 ein; zeitgleich wurden interimistisch zahlreiche Ghettos geschaffen, in denen 

die jüdische Bevölkerung bis zu ihrer endgültigen Deportation konzentriert wurde. Ko-

ordinator der Deportationen war der Österreicher Adolf Eichmann, der inzwischen zum 

Sonderbeauftragten für Deportationen unter der Führung Reinhard Heydrichs, dem Lei-

ter des Reichssicherheitshauptamtes, ernannt worden war. Sein effizientes Modell der 

Vertreibung der österreichischen Juden war bei der Parteispitze so gut angekommen, 

dass man Eichmanns Fähigkeiten nun auch bei der kommenden «ethnischen Flurberei-

nigung» des Ostens einzusetzen gedachte.3 Später sollte Eichmanns Organisations-

schema auch bei den Massendeportationen in die Vernichtungslager Anwendung fin-

den. 

Eichmann war auch verantwortlich für das sogenannte Nisko-Projekt, bei dem rund 

fünftausend jüdische Männer als Zwangsarbeiter beim Aufbau eines geplanten «Juden-

reservates» in der Kleinstadt Nisko – etwa neunzig Kilometer südwestlich von Lublin 
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– eingesetzt wurden. Im Rahmen dieser Aktion gelangten von Wien aus zwei Trans-

porte nach Nisko. Der erste am 20. Oktober 1939 mit neunhundertzwölf Männern und 

der zweite am 27. Oktober 1939 mit sechshundertzweiundsiebzig Männern. Die Erstel-

lung einer Liste von tausend bis zweitausend «Auswanderern» war der IKG übertragen 

worden, wobei die «Interessenten» für diesen Transport getäuscht wurden: Die IKG war 

gezwungen worden, in einer Aussendung an die jüdische Bevölkerung den betroffenen 

Personen einen weitgehenden Handlungsspielraum zum Aufbau einer neuen Existenz 

zuzusichern. Tatsächlich wurde jedoch nur ein kleiner Teil der aus Wien kommenden 

Transporte, etwa zweihundert Männer, für die Arbeiten im Lager ausgewählt. Die 

grosse Mehrheit war zuvor mit Schreckschüssen über die deutsch-sowjetische Demar-

kationslinie gejagt worden. Ein Grossteil dieser Männer bemühte sich in der Folge bei 

den sowjetischen Behörden um Rückkehrmöglichkeiten nach Wien, weshalb sie vom 

NKWD – Stalins Geheimpolizei – als unzuverlässig eingestuft und in Zwangsarbeitsla-

ger überstellt wurden. Aus diesen Lagern kehrten 1957 lediglich rund hundert Männer 

nach Wien zurück.4 

Auf dem ersten Transport vom 20. Oktober 1939 befand sich auch der 1897 geborene 

Wiener Handelsvertreter Robert Deman, dem eine Rückkehr nach Wien nicht vergönnt 

sein sollte. Seine Frau, die gebürtige Steindorferin Johanna Planer, war nach dem Ab-

schied von ihrem Mann 1939 mit ihrer gemeinsamen Tochter Elsa nach Villach ge-

flüchtet, wo sie bei Angehörigen Unterschlupf fanden. Seine Tochter Elsa erinnerte 

sich: 

 

Robert Deman, Wien, um 1930. 

Foto: Privat, Elsa S., Villach 

«Aus Tarnopol hat er uns einmal eine Karte geschrieben. Das war das letzte, was ich 

gehört hab’ von ihm. Er ist mir sehr abgegangen. Ich hab’ jeden Tag gebetet, dass er 

wieder kommen soll.»5 

Obwohl die von Eichmann geplanten Deportationen aufgrund verschiedener logisti-

scher, behördlicher und institutioneller Schwierigkeiten Anfang 1940 zunächst noch 

einmal kurzfristig eingestellt werden mussten, lässt sich feststellen, dass die mit Kriegs-

beginn einsetzenden und begangenen Gewalttaten und Deportationen seitens der in Po-

len operierenden NS-Verbände eine «Grauzone mörderischer Freizügigkeit»6 geschaf-

fen hatten, die den Übergang zum systematisierten Töten und Morden für die daran 

beteiligten Einsatzkräfte erleichtert hatte. Mit jedem weiteren eroberten Gebiet wuchs 

die Anzahl der «Volksschädlinge», die es zu beseitigen galt. 

Anfang des Jahres 1941 entschied die Reichsführung, dass die im Reichsgau Wien noch 

wohnhaften rund sechzigtausend Juden – darunter auch etliche zwangsübersiedelte 

Kärntner – aufgrund der in Wien herrschenden Wohnungsnot so schnell wie möglich 

ins sogenannte Generalgouvernement, d.h. in die im Osten eroberten Gebiete, abge-

schoben werden sollten. Im Februar 1941 begannen die ersten Deportationen. Innerhalb 

der folgenden zwei Monate wurden rund siebentausend Wiener Juden in den Osten, 

hauptsächlich in den Bezirk Lublin, verschleppt.7 

Der 1899 in Villach geborene Buchhalter Norbert Tersch war einer von fast tausend 

Männern, Frauen und Kindern, die gemeinsam am 15. Februar 1941 mit dem ersten von 
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Norbert Tersch, Wien, 1938. 
Foto: Privat, Edith Strauss, Chicago 

fünfundvierzig Deportationszügen den Wiener Aspangbahnhof mit dem Ziel Opole, ei-

ner Kleinstadt südlich von Lublin, verliessen. Die zur Deportation bestimmten Men-

schen waren zuvor in einem der Sammellager im zweiten Wiener Gemeindebezirk kon-

zentriert worden, wo sie bis zu ihrem endgültigen Abtransport seitens der IKG notdürf-

tig verpflegt worden waren. Im zweiten Bezirk befanden sich diese Lager in der Kleinen 

Sperlgasse 2a, in der Malzgasse 16, in der Castallezgasse 35, ferner gab es ein weiteres 

in einem Altersheim in der Seegasse 9 im neunten Bezirk.8 

Die Wiener Juden wurden in das zu diesem Zeitpunkt bereits völlig überfüllte Ghetto 

Opole gebracht. Nach bisherigen Kenntnissen überlebten nur achtundzwanzig Perso-

nen, Norbert Tersch befand sich nicht darunter. Genauer Todesort und -zeitpunkt sind 

bis heute unbekannt. 

Der Überfall der Wehrmacht auf die Sowjetunion am 22. Juni 1941 markierte in vieler-

lei Hinsicht einen politischen Wendepunkt. Die Vernichtung der jüdischen Bevölkerung 

wurde zunehmend zu einem wichtigen Kriegsziel in direkter Verbindung mit den Er-

eignissen an der Front. Insbesondere jenseits der alten polnisch-sowjetischen Grenze 

hatten die Kommandostellen mit der Gleichung Jude=Partisan=Jude eine neue zentrale 

Legitimationsformel geschaffen, die das bisherige «Plünderer»-Synonym für Juden er-

setzte. Die neue Losung lautete: «Wo der Partisan ist, ist der Jude, und wo der Jude ist, 

ist der Partisan». Damit waren Kriegsführung und Vernichtungspolitik in einer Kampf-

parole miteinander verknüpft und untrennbar verbunden.9 

Entlang der Marschroute der deutschen Truppen durch die Sowjetunion war ab Sommer 

1941 eine Mordmaschinerie in Gang gesetzt worden, im Rahmen derer sich der deut-

sche Angriffskrieg definitiv zum Vernichtungskrieg wandelte und eine gänzlich neue 

Dimension des Tötens erreicht wurde. Neben der sogenannten Intelligenzia waren es 

Mitteilung über den Tod von Wolf-

gang Böhm im Konzentrationslager 

Dachau, Dachau, 30. April 1942. 
Der Exportkaufmann Wolfgang 

Böhm wurde am 24. Dezember 1894 

in Berlin geboren. Seit dem 2. Sep-
tember 1940 war er in Villach im 

Hotel Europa gemeldet. Am 11. Ok-

tober 1941 wurde er in das Konzent-
rationslager Dachau deportiert und 

als Jude unter der Häftlingsnummer 

27849 registriert. 
Er starb am 23. April 1942 in 

Dachau.10 

Quelle: Archiv derKZ-Gedenkstätte 

Dachau 
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zunächst die jüdischen Männer, bald aber auch Frauen und Kinder, die dem Mordpro-

gramm verschiedenster Einheiten von SS, Polizei und Wehrmacht zum Opfer fielen.11 

Zeitgleich starben in den polnischen Ghettos, die ursprünglich vor allem als Durch-

gangslager eingerichtet worden waren, zehntausende Juden an Hunger, Seuchen und an 

den Gewaltexzessen des Lagerpersonals. Damit war der Vertreibungs- und Umsied-

lungsprozess in einen Vernichtungsprozess übergegangen und gleichzeitig engstens mit 

dem Frontgeschehen verzahnt. 

Am i. September 1941 erfolgte im Deutschen Reich die Einführung des «Judensterns», 

den alle Personen, die nach den Nürnberger Rassegesetzen als Volljuden galten, zu tra-

gen hatten. Der Zeitpunkt der Einführung war nicht zufällig gewählt. Der Vormarsch 

gegen die Sowjetunion war ins Stocken geraten und die Stimmung angesichts dessen 

erstmals ein wenig gedämpft. Die Absicht, die Juden mit einem Abzeichen zu versehen, 

da sie sich als «Miesmacher und Stimmungsverderber» betätigen würden, wurde von 

Goebbels am 12. August 1941 in seinem Tagebuch explizit vermerkt.12 

Die kurz darauf tatsächlich eingeführte Zwangskennzeichnung bedeutete nicht nur die 

absolute Kontrolle und Isolierung der jüdischen Bevölkerung in der Öffentlichkeit, son-

dern erleichterte insbesondere auch das Aufspüren der Opfer für die geplanten Massen-

deportationen. 

Mitte Oktober ordnete Himmler ein Ausreiseverbot für die noch verbliebene, inzwi-

schen völlig mittellose jüdische Bevölkerung an. Am 20. Januar 1942 entschieden am 

Berliner Wannsee fünfzehn politische Entscheidungsträger in einer etwa eineinhalb-

stündigen Sitzung mit anschliessendem Frühstück über das Schicksal der noch verblie-

benen europäischen Juden. Unter der Leitung Reinhard Heydrichs wurden in lockerer 

Atmosphäre die Richtlinien für den kommenden Völkermord besprochen. Juden über 

fünfundsechzig Jahre, Kriegsinvaliden oder solche, die mit dem Eisernen Kreuz ausge-

zeichnet worden waren, sollten in das neu gegründete «Altenghetto» Theresienstadt 

verbracht werden; arbeitsfähige Juden wiederum sollten der deutschen Kriegswirtschaft 

als billige Arbeitssklaven zugeführt und alle Arbeitsunfähigen – Schwache, Alte, Kin-

der und Kranke – ausnahmslos getötet werden. 

Zum Leiter der kommenden Vernichtungsaktion, die nach dem Tod Reinhard Heyd-

richs – am 4. Juni 1942 von tschechischen Partisanen getötet – «Aktion Reinhard» ge-

nannt wurde, wurde der Kärntner Odilo Globocnik bestimmt, zu diesem Zeitpunkt Lei-

ter von SS und Polizei in der Region Lublin.13 Ihm zur Seite stand der Klagenfurter 

Kaffeehausbesitzer Ernst Lerch. 

Ihre Beteiligung am Massenmord in Polen sollte ohne rechtliche Konsequenzen blei-

ben. Globocnik entzog sich seiner Verantwortung mithilfe von Zyankali, seinem Adju-

tanten Ernst Lerch gelang die Flucht aus dem Entnazifizierungslager Wolfsberg. 1971 

kam es angesichts seiner Beteiligung an der «Aktion Reinhard» und dem Massenmord 

an rund 1,8 Millionen Juden in Klagenfurt zu einer Anklageerhebung. Auf Antrag des 

Staatsanwaltes wurde die Hauptverhandlung jedoch im Mai 1972 nach wenigen Tagen 

abgebrochen und nie wieder aufgenommen. Bis zu seinem Tod 1997 lebte Ernst Lerch 

unbehelligt in Klagenfurt.14 
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Schreiben derNS-Vermögens- 

verkehrsstelle Klagenfurt an die 

NS-Vermögensverkehrsstelle Wien 
bezüglich der Veräusserung des 

Besitzes von Oskar Janowitzer an 

Franz und Lina Ebner, Klagenfurt, 
23. Februar 1939. 

Quelle: Steiermärkisches 

Landesarchiv, Graz 

DR. OSKAR JANOWITZER 

Der am 17. Juni 1874 in Wien geborene Rechtsanwalt Dr. Oskar Janowitzer besass 

im Villacher Bezirk Lind ein Haus in der Theodor-Körner-Str. 26 (heute August-

Jaksch-Strasse), das er im Zuge der nationalsozialistischen Enteignungspolitik so-

wie seiner Zwangsübersiedlung nach Wien 1939 seinem Mieter, dem Arzt und 

NSDAP-Mitglied Dr. Franz Ebner, verkaufte. 

Von Wien aus wurde Janowitzer am 23. November 1941 deportiert. Der Transport, 

der rund zweitausend Menschen umfasste und von Wien ursprünglich mit dem Ziel 

in das Ghetto Riga startete, wurde ins litauische Kowno umgeleitet, wo alle depor-

tierten Zuginsassen unmittelbar nach der Ankunft am 29. November 1941 erschos-

sen wurden.15 
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KARL OHRNSTIEL 

Karl Ohrnstiel wurde am 5. Jänner 1885 in Kasejovice nahe bei Pilsen geboren. Nach 

seinem Studium kam er um 1920 als leitender technischer Angestellter zur Staats-

bahnzentrale nach Villach, verliess die Draustadt jedoch 1923 mit seiner Frau Ada 

(geb. Moeller) und der 1917 geborenen Tochter Nora zuerst Richtung Wiener Neu-

stadt und später nach Wien. 

Während Ada und Nora Ohrnstiel 1939 über Adas Heimatstadt Triest 1940 in die 

USA flüchten konnten, blieb Karl Ohrnstiel in Wien zurück. Am 28. November 1941 

wurde er nach Weissrussland in das Ghetto Minsk deportiert; sein genaues Todesda-

tum ist unbekannt. 

Ada Ohrnstiel, der mit ihrer Tochter die Flucht gelungen war, sah sich mit fünfzig 

Jahren zum ersten Mal damit konfrontiert, ihren Lebensunterhalt allein verdienen zu 

müssen. Ihre Kreativität und ihr schneiderisches Geschick liessen sie schliesslich zu 

einer gefragten Hutdesignerin avancieren. Ende der 1940er Jahre eröffnete sie in Port-

land ein eigenes Hutgeschäft, später übersiedelte sie nach Palo Alto. Ada starb am 16. 

April 1996 im biblischen Alter von 106 Jahren. Ihre Urenkelin Linsey Corbin gewann 

2012 in Kärnten den Iron Man.16 

Bereits im November 1941 hatte man mit der Errichtung des Vernichtungslagers Belzec 

begonnen, das im März 1942 in Betrieb genommen wurde. Bis Mitte 1942 folgten die 

Lager Sobibór und Treblinka. 

Das Lagerpersonal bestand zu einem Grossteil aus Personen, die bereits einschlägige 

Erfahrungen im Rahmen des nationalsozialistischen Euthanasieprogrammes bei der Er-

mordung beeinträchtigter Menschen gesammelt hatten. Wie damals verwendete man 

zur Tötung zunächst auch in den drei neu errichteten Lagern Abgase von Dieselmotoren 

mit einem hohen Anteil an Kohlenmonoxid, später stieg man auf das «effektivere» 

Schädlingsbekämpfungsmittel Zyklon-B um.17 Zur Beseitigung der Leichen wurden 

durchwegs jüdische Häftlinge eingesetzt, die üblicherweise nach einer gewissen Zeit 

durch andere ersetzt und selbst ermordet wurden.18 In Belzec, Sobibór und Treblinka 

gingen allein bis Jahresende 1942 etwa 1,3 Millionen Juden in den Tod, bis zum Ende 

der «Aktion Reinhard» im Oktober 1943 sollten noch weitere ca. 600.000 jüdische Op-

fer folgen. Viele starben bereits auf den Transporten in die Todeslager.19 

Die in den Lagern erbeuteten Wertgegenstände und Kleidungsstücke der Opfer wurden 

bei Besuchen Globocniks in seiner Kärntner Heimat bei Blasmusik, Chorgesang und 

Jubel an Bedürftige verteilt.20 

Während die «Aktion Reinhard» im Generalgouvernment ihren ersten Höhepunkt er-

reichte, wurden Dutzende Transporte mit älteren Juden aus dem gesamten Reichsgebiet 

nach Theresienstadt verbracht, wo viele aufgrund ihres Alters und der katastrophalen 

Bedingungen nicht lange überlebten. Leopold Blau, der seit 1904 in Villach gelebt und 

mit seiner Frau Elsa Blau das Kaufhaus Elba in der Weissbriachgasse betrieben hatte, 

war achtundsechzig Jahre alt, als er am 29. Juni 1942 nach Theresienstadt deportiert 

wurde. Seine Frau Elsa war schon zuvor in ihre tschechische Heimat abgeschoben wor- 
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den. Sie überlebte in einem Versteck. Zwischen 19. September und 22. Oktober 1942 

verliessen elf Züge mit etwa neunzehntausend Personen Theresienstadt Richtung Treb-

linka. Im Transport vom 23. September 1942 befand sich auch Leopold Blau.21 

 

Emilie Litassy, Velden, um 1930. 
Quelle: Gemeindearchiv Velden 

 

EMILIE LITASSY 

Emilie Litassy, die an der Kinokasse im späte-

ren Roten Salon des Schlosshotels in Velden ar-

beitete und zu den Mitorganisatoren des traditi-

onellen Veldner Eisfestes gehörte, war am 13. 

August 1942 mit Transport Nr. 35 nach There-

sienstadt deportiert worden. Zu diesem Zeit-

punkt war sie fünfundsiebzig Jahre alt. «Lasst 

mich doch hier in Velden sterben, ich bin doch 

alt und meine Füsse tun mir so weh»,22 soll sie 

einer Überlieferung zufolge die Gestapobeam-

ten bei ihrer Verhaftung angefleht haben. In ih-

rer vom KZ Theresienstadt ausgestellten To-

desanzeige wurde der 11. Juli 1943 als Sterbe-

datum und eine «Herzmuskelentartung» als To-

desursache angegeben.23 

Ab Mitte 1942 funktionierte der den ganzen Kontinent überziehende nationalsozialisti-

sche Vernichtungsfeldzug in seinen grundlegenden Operationen als wohl organisiertes, 

administrativ-bürokratisches System,24 an dessen Optimierung laufend gearbeitet 

wurde. Die Ausweitung der Deportationen wurde durch den Bau und Ausbau neuer oder 

bestehender Vernichtungslager (etwa Auschwitz-Birkenau) ermöglicht, die Optimie-

rung der Tötungsmaschinerie wiederum hatte durch den Einsatz des Schädlingsbekämp-

fungsmittels Zyklon-B eine gewaltige Steigerung erfahren. Am 2. Oktober 1942 erging 

von Reichsführer SS Heinrich Himmler die Weisung, die im Deutschen Reich gelege-

nen Konzentrationslager «judenfrei» zu machen und sämtliche Juden nach Auschwitz 

und Lublin zu überstellen.25 Genau diese Weisung wurde auch der Villacherin Maria 

Gornik, die seit 21. Februar 1942 als Häftling in Ravensbrück war, zum Verhängnis. 

Nur vier Tage nach Himmlers Weisung wurde sie mit einem Transport von über fünf-

hundert Jüdinnen, darunter neunundzwanzig Österreicherinnen, am 6. Oktober 1942 

nach Auschwitz deportiert und dort am 16. Oktober 1942 ermordet.26 

Im gesamtpolitischen Kontext des Deutschen Reiches begann sich Ende 1942 die Funk-

tion der Konzentrationslager auf deutschem Reichsgebiet zu verändern. 
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Bislang hatte die Repression und Vernichtung von politischen Gegnern sowie der aus 

rassischen Gründen verfolgten Menschen im Vordergrund gestanden. Doch der Kriegs-

verlauf und der daraus resultierende Mangel an Arbeitskräften in der Industrie und der 

Bauwirtschaft erforderten eine völlige Neubewertung der KZ-Häftlinge. Die NS-Füh-

rung betrachtete sie in zunehmendem Ausmass als ausbeutbares Reservoir an Arbeits-

kraft, die insbesondere der Rüstungsindustrie und der Bauwirtschaft zugeführt werden 

sollte. Dafür schloss die SS zunehmend Vereinbarungen mit staatlichen und privaten 

Rüstungsbetrieben und Bauunternehmen. Nahe den Fabriken und Baustellen richtete 

die SS insbesondere in den Donau- und Alpengauen mehr als vierzig «Aussenlager» für 

den Arbeitseinsatz von Häftlingen ein. In diesem Kontext kam es 1941 auch zur Errich-

tung eines Konzentrationslagers am Loibipass in Kärnten. Das «Stammlager» Maut-

hausen übernahm dabei die Rolle eines Verwaltungszentrums und eines Durchgangsla-

gers, von wo aus Häftlinge in die «Aussenlager» verteilt wurden und die Reproduktion 

der Arbeitskraft für die einzelnen Fabriken und Baustellen reguliert wurde.27 Ein halbes 

Jahr später, am 21. Juni 1943, ordnete Heinrich Himmler die Liquidierung sämtlicher 

jüdischer Ghettos im Osten an. Die arbeitsfähigen Juden sollten nun in den verschiede-

nen Konzentrationslagern zur Zwangsarbeit herangezogen, die anderen direkt in den 

Vernichtungslagern ermordet werden. Ludwig Severin Hausmann, am 10. Oktober 

1916 in Villach als Sohn des dort stationierten Oberleutnants Bernhard Hausmann ge-

boren, war zu einem unbekannten Zeitpunkt zunächst in das Konzentrations- 

ERNST UND MARGARETHE KOPEINIG 

In einem Schreiben der Reichsregierung an die deutsche Botschaft in Bratislava hiess 

es am 16. Februar 1942, dass die deutsche Reichsregierung bereit sei, nunmehr zwan-

zigtausend junge, kräftige slowakische Juden in den Osten zu schicken, um den Man-

gel an Arbeitskräften zu beheben.28 

Ab Mitte März 1942 begann die Deportation der hierin angekündigten Arbeitskräfte 

in den Bezirk Lublin. Im Transport vom 12. April des Jahres befand sich unter den 

über tausend deportierten slowakischen Juden auch das Geschwisterpaar Ernst und 

Margarethe Kopeinig. Ernst Kopeinig war am 7. Dezember 1912 in Trvna in der Slo-

wakei geboren, seine Schwester Margarethe zwei Jahre später am 7. Oktober 1914. 

Mit ihren Eltern Josef und Irene Kopeinig (geb. Schönfeld) und vier weiteren Ge-

schwistern lebten die beiden seit 1933 in Bleiberg bei Villach, wo der Vater Josef 

Kopeinig als Schuhmacher tätig war. 

Ob die gesamte Familie 1938 in ihre ehemalige Heimat floh oder dorthin abgescho-

ben wurde, ist unbekannt – wie das Schicksal der Mehrheit der Familienmitglieder. 

Lediglich Ernst und Margarethe hinterliessen in den Akten der Behörden letzte Spu-

ren: Ernst Kopeinig wurde am 22. Mai 1942 von Lublin nach Auschwitz überstellt, 

wo er im Alter von dreissig Jahren am 9. Juli 1942 starb. Margarethe Kopeinigs letztes 

Lebenszeichen ist der Tag ihrer Deportation am 12. April 1942.29 
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Auszug aus den Geburtenmatriken der 

IKG Graz mit Vermerken über die 
Geburt von Ludwig Severin 

Hausmann. 
Quelle: Archiv Israelitische 

Kultusgemeinde, Graz 

lager Plaszow30 südöstlich von Krakau deportiert worden, wo der aus Wien stammende 

und für seine Gewaltexzesse berüchtigte SS-Hauptsturmführer Amon Göth als Lager-

kommandant fungierte. Am 10. August 1944 wurden insgesamt 4.589 männliche Juden 

aus dem Konzentrationslager Plaszow in das österreichische KZ Mauthausen überstellt, 

darunter auch der achtundzwanzig Jahre alte Ludwig Hausmann. Bruno Erbsmann, der 

sich mit Ludwig Hausmann gemeinsam auf diesem Transport befand, beschrieb die Si-

tuation: 

«Die halbe Nacht verbrachten wir dicht gedrängt auf dem Appellplatz in Plaszow lie-

gend. Um 1 Uhr nachts trieben uns die SS-Männer wie eine Schafherde weiter. Unter 

Schreien und Schlägen pferchten uns unsere Schergen zu neunzig oder hundert pro 

Waggon in einen Zug. Unsere Hundertschaft kam in einen Kühlwaggon, der vollständig 

mit Blech ausgeschlagen war. Es gab nicht einmal [kleinste] Fenster wie in den anderen 

Waggons. Am Anfang war es kalt, später wurde es langsam wärmer, bis wir schliesslich 

keine Luft mehr bekamen. Die Menschen rangen nach Luft. Sie lagen wie niedergemäht 

am Boden, einer auf dem anderen und hatten nicht einmal mehr die Kraft, um zu einem 

kleinen Schlitz in der Tür zu kriechen, durch welchen ein wenig Luft hereinwehte. Man-

che begannen gegen die Wag- gonwände zu hämmern. Daraufhin betrat ein kleiner SS-

Mann den Waggon und schlug die Leute blutig, die dem Eingang am nächsten standen. 

Er sagte, dass wenn er noch ein Geräusch aus dem Waggon hören würde, dann würde 

er den Waggon mit Benzin übergiessen und anzünden. Erst um 6 Uhr Früh liessen sie 

uns in einen anderen Waggon. Am Nachmittag fuhren wir los. Die Fahrt war ein Alp-

traum, die Augustsonne brannte unbarmherzig auf uns nieder. Man bekam kaum Luft, 

es stank und wir waren dichter gedrängt als Sardinen in einer Dose. Wir bekamen kein 

Wasser. Wir konnten weder zur Seite gehen, noch stehen, noch sitzen. Diese Quälerei 

dauerte drei Tage und drei Nächte lang. Als wir ankamen, waren bereits viele Leichen 

unter uns.»31 
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Ludwig Hausmann überlebte die Tortur des Transports und wurde unmittelbar nach der 

Ankunft im Stammlager Mauthausen in das Aussenlager Melk weitergeleitet, wo die 

Häftlinge zur Rüstungsproduktion der Steyr Daimler Puch AG unterirdische Stollen an-

zulegen hatten. Von April 1944 bis April 1945 starben allein im Aussenlager Melk über 

fünftausend Häftlinge aufgrund mangelnder Sicherheitsvorkehrungen, an Unterernäh-

rung, Misshandlungen und vorsätzlichen Tötungen durch die Wachmannschaften. 

Ludwig Hausmann starb zwei Monate nach seinem Eintreffen im Lager Melk am 30. 

Oktober 1944.32 

 

Gestapo-Fotos, die nach Marie-

Louise Mayers Verhaftung angefer-

tigt wurden, Wien, November 1939. 
Foto: Wiener Stadt- und Landesarchiv 

(Gestapo, Kl-Gestapo Kartei: Marie 

Louise Mayer) 

MARIE LOUISE MAYER 

Marie Louise Mayer wurde als Marie Louise Gottlieb am 27. Dezember 1882 in Wien 

geboren und wuchs in grossbürgerlichen Verhältnissen auf. 1904 heiratete sie den 

kaufmännischen Direktor Otto Mayer, 1905 und 1907 folgten die Kinder Helene und 

Karl. Seit 1917 war das Ehepaar Mayer im Besitz der in Augsdorf bei Velden gelege-

nen Villa Bonaventura. Seit Ende der 1920er Jahre arbeitete Marie Louise Mayer als 

Schriftstellerin und schrieb verschiedene Lustspiele, die zum Teil mit grossem Erfolg 

an den Wiener Bühnen aufgeführt wurden. Auch als Feuilletonistin beim Neuen Wie-

ner Tagblatt und bei der Neuen Freien Presse fand ihre Arbeit Anklang. 1936 starb 

ihr Mann Otto. Nach dem «Anschluss» hatte sie sich als Jüdin monarchistischen Wi-

derstandskreisen angeschlossen und wurde als Mitglied des Legitimistenzirkels rund 

um Erich Thanner und Johann Müller mit dem Aufbau einer Frauengruppe beauftragt. 

Ihre Wiener Wohnung in der Floragasse 7 diente als Treffpunkt vieler Oppositioneller 

und dürfte schon frühzeitig unter Beobachtung der Gestapo gestanden haben. Marie 

Louise Mayer wurde gemeinsam mit einigen Mitstreitern im November 1939 verhaf-

tet und am 26. April 1944 nach Auschwitz deportiert, wo sich ihre Spur verliert. 1946 

gaben ihre Kinder die Hoffnung auf eine mögliche Rückkehr ihrer Mutter auf und 

liessen sie offiziell für tot erklären.33 
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Quelle: Yad Vashem Archives, Jerusalem 

MARKUS SCHAIER 

Rückseite einer Postkarte von Markus Schaier an seinen Freund Friedrich Schatz-

mayer aus dem seit August 1941 von der Wehrmacht besetzten Kolomyia, Ukraine, 

6. November 1941. Im März 1942 wurde Kolomyia in ein Ghetto umgewandelt. 

Die insgesamt vier Postkarten aus Kolomyia, die Schaier an seinen sozialdemokra-

tischen Klagenfurter Freund schrieb, markieren das letzte Lebenszeichen des Ehe-

paares Schaier. Markus Schaier, geb. am 23. April 1887 im polnischen Tlumacz, 

lebte mit seiner ebenfalls polnischen Frau in Klagenfurt. Im Ghetto von Kolomyia 

verliert sich die Spur des Paares, dessen Kinder im Exil überlebten. Die hier abge-

druckte Postkarte gehört zu den wenigen Schriftstücken, die aus diesem Ghetto er-

halten geblieben sind. 

CHARLOTTE KLARFELD 

Charlotte Klarfeld, geb. am 7. April 1888 als polnische Staatsbürgerin und wohn-

haft in Wien, war Besitzerin der Villa Clotilde in Velden. Im Oktober 1938 flüchtete 

sie in ihre Heimatstadt Lemberg, während ihr Besitz in Velden «arisiert» wurde. In 

Lemberg wurde sie im September 1941 von der Gestapo verhaftet und in das Ver-

nichtungslager Auschwitz-Birkenau deportiert. Ihr genaues Todesdatum ist unbe-

kannt. Auch ihr Ehemann Sigmund Leo Klarfeld starb während der Shoah.34 
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FALLBEISPIELE 

Moritz und Amalia Fischbach 

Moritz und Amalia Fischbach lebten mit ihren Söhnen von 1912 bis 1928 in Villach, 

wo sie ein Bekleidungsgeschäft und eine Haderngrosshandlung besassen. Über eine 

kurze Zwischenstation in Schwaz in Tirol verzog das Paar schliesslich nach Wien, wo 

Moritz Fischbach in der Textilfabrik eines nahen Verwandten Arbeit gefunden hatte. 

Den beiden Söhnen Leopold und Josef war im Herbst 1938 die Flucht in die Vereinigten 

Staaten gelungen, wo sich Verwandte der weitverzweigten, ursprünglich aus Galizien 

stammenden Familie niedergelassen hatten. Die Bemühungen der Eltern, die notwendi-

gen Papiere für ihre eigene Flucht zusammen zu sammeln, um den Söhnen in die USA 

nachzufolgen, blieben allerdings erfolglos. Daraufhin wurde Leo Fischbach von Ame-

rika aus aktiv: 

«Ich hörte, dass Kuba für fünfhundert Dollar pro Person Visa ausstellen würde. Aber 

ich hatte das Geld nicht, da ich in Amerika erst am Anfang stand. So sprach ich eine 

meiner amerikanischen Kusinen an und sagte: Ich kann meine Eltern herausholen, wenn 

ich die Visa für Kuba beschaffen kann. Sie sagte, sie habe das Geld auch nicht, sie könne 

aber in ihrem Namen einen Kredit für mich aufnehmen. Ich solle ihr eben siebeneinhalb 

Dollar die Woche zurückzahlen. Das war damals viel Geld für mich, da ich nur zwanzig 

Dollar pro Woche verdiente. Aber ich machte es natürlich, kaufte die Visa, schickte sie 

meinen Eltern und sie schifften sich auf der St. Louis ein.»35 

Moritz und Amalia Fischbach gingen am 13. Mai 1939 in Hamburg an Bord. Auch 

Moritz’ Bruder Jonas, Kaufmann aus Klagenfurt, und seine Frau Amalia, geb. Dull, 

hatten es geschafft, an Bord dieses Schiffes zu kommen. Mit über neunhundert jüdi-

schen Flüchtlingen legte die St. Louis schliesslich ab. Bei Havanna fand die Reise vor-

erst ein Ende. Die kubanischen Behörden verweigerten dem Schiff die Landung. Leo 

Fischbach berichtete über diese Situation: 

«Sie landeten in Kuba und mein Onkel, meine Tante und ihre Tochter waren bereits 

dort. Sie waren mit dem letzten Schiff angekommen. Mein Onkel stand am Hafen und 

hat gewunken, hat sie gesehen – aber Kuba hat sie nicht hereingelassen.»36 

Die Besatzung wandte sich nun hilfesuchend an die amerikanische Regierung, die dem 

Schiff allerdings ebenso strikt die Aufnahme verweigerte. Das Schiff kreuzte einige Zeit 

vergeblich die amerikanische Ostküste entlang, bis die deutsche Reederei die St. Louis 

schliesslich zurück nach Hamburg beorderte. Die Passagiere gerieten in Panik. Sie 

wussten, was eine Rückkehr ins Deutsche Reich zu diesem Zeitpunkt bedeutete. 

In letzter Minute gelang es, die über neunhundert Passagiere in Antwerpen an Land 

gehen zu lassen. Etwa ein Viertel der Flüchtlinge konnte von hier nach England Wei-

terreisen, der Rest wurde auf Belgien, Frankreich und Holland aufgeteilt – Länder, die 

allerdings bald selbst von der Wehrmacht besetzt wurden. Damit fand für einen grossen 
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Teil der Passagiere der St. Louis die zunächst erfolgreiche Flucht doch ein Ende im 

Deutschen Reich. Moritz und Amalia Fischbach wurden nach ihrer Ankunft in Antwer-

pen nach Südfrankreich gebracht, wo Moritz Fischbach zunächst in einem Lager inter-

niert war. Nähere Umstände dieser Haft sind unbekannt. Zwei Monate nach seiner Frei-

lassung starb Moritz Fischbach im Alter von einundfünfzig Jahren in Frankreich.37 

Amalia wurde im Gefangenenlager Drancy nordöstlich von Paris festgehalten. Von dort 

wurde sie am 6. November 1942 nach Auschwitz deportiert und unmittelbar nach der 

Ankunft des Transportes am 8. November ermordet.38 

Auszug aus der Passagierliste der 

St. Louis mit Angaben zur Vertei-
lung der Flüchtlinge auf unter-

schiedliche Länder, 1939. 
Quelle: United States Holocaust 

Memorial Museum, Washington 

Jonas und Amalia Fischbach waren ebenfalls in Frankreich gelandet. Sie waren im La-

ger von Les Milles in der Nähe von Aix-en-Provence interniert. Das Paar überlebte dank 

des Einsatzes eines französischen Ehepaares. Wenige Tage vor der Räumung des La-

gers und der bevorstehenden Deportation der Insassen in die verschiedenen Konzentra-

tionslager des Deutschen Reiches befreiten André Don- nier und seine Frau Georgette 

mehrere Insassen des Lagers und versteckten die Fischbachs in ihrem Gartenhaus. In 

seiner Arztpraxis behandelte André Donnier auch verwundete Mitglieder der Re-

sistance. Im Mai 1943 wurde er verraten und die Gestapo durchsuchte seine Wohnung 

und Ordination. Die Fischbachs hatten Glück und blieben unentdeckt. André Donnier 
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verbrachte daraufhin mehr als ein Jahr in Gestapohaft. Mittlerweile kümmerte sich 

seine Frau Georgette um das Klagenfurter Ehepaar und brachte sie von Versteck zu 

Versteck. Nach der Befreiung half ihnen die Französin bei der Ausreise in die USA. In 

der Gedenkstätte von Yad Vashem wurden André und Georgette als Gerechte aus den 

Völkern aufgenommen. Bis heute kommen die Nachkommen der Familien im Geden-

ken an ihre Eltern jährlich in Frankreich zusammen.39 

Heinrich Rosenthal 

Heinrich Rosenthal wurde am 18. April 1925 als älterer Sohn von Philipp und Adele 

Rosenthal (geb. Stift) in Wien geboren. Vermutlich im März 1931 übersiedelten die 

Rosenthals nach Villach in die Peraustrasse 16. Im Villacher Adressbuch von 1938 ist 

der Beruf von Philipp Rosenthal mit Schriftsteller angegeben. 

Noch im März 1938 zog die Familie zurück nach Wien. Im Zuge der Ereignisse rund 

um das Novemberpogrom wurde Philipp Rosenthal verhaftet und als «Schutzhäftling» 

nach Dachau überstellt, wo man ihn – im Verhältnis zum Zeitpunkt der Festnahme – 

ungewöhnlich lange, bis Mai 1939, festhielt. Nach seiner Freilassung aus Dachau ver-

liert sich seine Spur. Adele Rosenthal bemühte sich während der Inhaftierung ihres 

Mannes darum, zumindest Heinrich in Sicherheit zu bringen. Im März 1939 war er 

schliesslich eines von rund zehntausend jüdischen Kindern, die zwischen Ende Novem-

ber 1938 und 1. September 1939 mit speziellen Kindertransporten das ausländische Exil 

erreichten. Heinrich gelangte zusammen mit anderen Kindern und Jugendlichen aus 

Wien nach Frankreich, wo sich die jüdische Hilfsorganisation Organisation Oeuvre de 

Secours aux Enfants (OSE) um sie kümmerte und Heinrich zunächst in das Kinderheim  

 

Heinrich Rosenthal, um 1938. Foto: 

Aus Beate Klarsfeld/Serge Klarsfeld, 

Endstation Auschwitz, 2008. 

 

Heinrich Rosenthal (Erster von links 

stehend) mit anderen Flüchtlingskin-

dern aus dem Kinderheim Château de 
la Guette in der Nähe von Paris, um 

1939. Foto: United States Holocaust 

Memorial Museum, Washington 
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Château de la Guette östlich von Paris brachte. Die Kosten für Rettung und Unterbrin-

gung der Kinder übernahm zur Gänze die jüdische Bankiersfamilie Rothschild. Mit dem 

Einmarsch der deutschen Truppen in Frankreich im Juni 1940 wurden sämtliche von 

der OSE betriebenen Kinderheime evakuiert und die Kinder nach Südfrankreich in Si-

cherheit gebracht. Im Zuge dieser Ereignisse gelangte Heinrich Rosenthal nach Brives-

Charensac, ein kleiner Ort in der Auvergne, wo er die Berufsschule besuchen konnte. 

Im Sommer 1942 willigte das mit dem Deutschen Reich kollaborierende Vichy-Regime 

ein, zehntausend Juden aus den vierzig Departements der unbesetzten Zone an die Nazis 

auszuliefern. Gleichzeitig stellte man den Polizei- und Verwaltungsapparat zur Ausfor-

schung und Verfolgung der Juden zur Verfügung. 

Bei einer Grossrazzia am 26. August 1942 wurde auch der inzwischen siebzehnjährige 

Heinrich Rosenthal aufgegriffen und der Gestapo übergeben, die ihn in das Sammel- 

und Durchgangslager Drancy zwanzig Kilometer nordöstlich von Paris einlieferte. Aus 

dem als «Vorzimmer des Todes» bekannt gewordenen Lager gingen ab August 1942 

regelmässige Transporte in Richtung Polen. 

Heinrich wurde am 9. Februar 1943 mit Transport Nr. 46 in das Vernichtungslager 

Auschwitz deportiert und allem Anschein nach unmittelbar nach seiner Ankunft ermor-

det.40 

Norbert Troller 

Norbert Troller wurde als jüngstes von fünf Kindern am 12. Jänner 1896 in Brünn ge-

boren. Nach seiner Matura rückte er 1915 als Soldat ein und begann nach dem Ende des 

Ersten Weltkrieges ein Architekturstudium in seiner Heimatstadt. Seine Studien ver-

vollständigte er in den Jahren 1925 bis 1927 in Wien an der Akademie der Bildenden 

Künste, unmittelbar danach eröffnete er ein eigenes Architekturbüro in Brünn. 

Im Zuge der im März 1938 einsetzenden «Arisierungen» tauchte Norbert Troller in den 

Akten als Besitzer eines Seegrundstückes in Velden auf. Das offenbar attraktiv gele-

gene Seegrundstück fiel zu einem geringen Preis von 2.600 Reichsmark in die Hände 

des aus Berlin stammenden Ingenieurs Dr. Otto Knab, der in einem Schreiben an die 

NS DAP-Gauleitung Wien ankündigte, auf dem arisierten Grundstück «eine kleine 

Villa und einen märchenhaft schönen Obst- und Rosengarten»41 zu errichten. Im Vor-

feld des Arisierungsverkaufes hatte Knab seine Kontakte spielen lassen und sich bei 

den zuständigen Behörden als Verfasser diverser wissenschaftlicher Abhandlungen 

«zum Vorteil der Regierung unseres Führers Adolf Hitler»42 empfohlen – offenbar um 

seinen Kaufabsichten Nachdruck zu verleihen und das Verfahren zu beschleunigen. 

1939 musste Norbert Troller sein Architekturbüro in Brünn schliessen. Eindringlich be-

schreibt er in seiner in den USA verfassten Autobiografie Theresienstadt – Hitlers Gift 

to the Jews die Atmosphäre aus Angst, vorsichtigem Optimismus und tiefster Verzweif-

lung, die sich unter der jüdischen Bevölkerung in Tschechien auszubreiten begann. 

Im Oktober 1941 begannen die Deportationen, die zunächst noch ausschliesslich reichs-

deutsche jüdische Flüchtlinge betrafen. Mit Beginn des Jahres 1942 weitete das NS-Re- 
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gime die Deportationen schliesslich auch auf tschechische Juden aus, wovon nun auch 

Norbert Troller betroffen war: 

«Eines Morgens fand ich den rosaroten Zettel unter meiner Tür. Obwohl wir von den 

Transporten wussten, war es trotzdem ein schrecklicher Schock, wenn es einen selbst 

traf. Ich hatte ein ungutes Gefühl im Bauch und war gelähmt vor Angst. Ich musste 

mich dazu zwingen die Vorbereitungen zu treffen, die ich schon lange im Kopf hatte. 

(...) Jeder Deportierte war angewiesen eine Inventarliste über das Mobiliar sowie eine 

Inventarliste über Wertgegenstände, Schmuck, Geld, Vorräte, Immobilienvermögen 

etc. mitzubringen, um den Nazi-Verbrechern den Diebstahl an den ,Untermenschen‘ zu 

erleichtern, und natürlich hatten die ,Untermenschen‘ kein Recht sich zu beschwe-

ren.»43 

Im März 1942 wurde Norbert Troller in das Ghetto Theresienstadt deportiert, das zwar 

unter Kontrolle der Nationalsozialisten stand, perfiderweise aber unter jüdische Selbst-

verwaltung durch den sogenannten «Judenrat» gestellt worden war.44 Dort traf er auch 

auf seine Schwester Alice Perlhafter und ihrer Tochter Dora, die wenige Wochen vor 

ihm deportiert worden waren. Nach den obligatorischen ersten drei Wochen, die jeder 

arbeitsfähige männliche Ghettobewohner mit dem Ausheben von Gräbern zuzubringen 

hatte, wurde Troller, seinen beruflichen Fähigkeiten entsprechend, im Architekturbüro 

des Ghettos eingesetzt. Während seiner Zeit an dieser Arbeitsstelle gelang es Norbert 

Troller immer wieder, verschiedene Papiere aus dem Büro zu entwenden, um darauf-

heimlich Skizzen zum Ghettoalltag anzufertigen und für diese Unterlagen auch sichere 

Verstecke zu finden. 

Der Überlebenskampf war geprägt von regelmässig stattfindenden Selektionen, die der 

«Judenrat» – ein von Gestapo und SS gewählter Begriff – selbst durchzuführen hatte. 

Die Rolle der Judenräte (Ältestenräte) in den Ghettos wird bis heute kontrovers disku-

tiert: Einerseits waren sie gezwungen, mit den NS-Behörden zu kooperieren, anderer-

seits versuchten sie über verschiedenste Massnahmen, den Lebenswillen der Ghettobe-

wohner zu stärken und möglichst viele Menschen zu retten. Der ständige Kampf ums 

eigene Überleben, der den dortigen Alltag bestimmte, machte den Überlebenden nach 

dem Krieg schwer zu schaffen: 

«Es war ein ständiger, verzweifelter Kampf zu vermeiden, für einen Transport ausge-

wählt zu werden und nicht in den Tod irgendwo im Osten transportiert zu werden. In 

Todesangst vergass man, anfangs langsam, dann aber bedenklich schnell, die Regeln 

von Moral, Anstand, Hilfsbereitschaft sowie alle anderen Regeln, die Teil unserer Er-

ziehung (...) gewesen waren.»45 

Troller versuchte, so gut es ging, sich und seine Familienangehörigen zu schützen und 

zu stützen. Dies gelang nur bis zum Frühherbst 1942. Zu diesem Zeitpunkt wurden seine 

Schwester und Nichte zur Deportation bestimmt. Am 5. September 1942 erreichte ein 

Transport aus dem Ghetto Theresienstadt den Bahnhof von Raasiku, rund zwanzig Ki-

lometer von Tallinn. Am Bahnhof fand eine neuerliche Selektion der rund tausendfünf-

hundert jüdischen Gefangenen statt, wobei nur ein Bruchteil zur Zwangsarbeit selektiert 

wurde. Das Gros der Menschen wurde mit Bussen in ein nahegelegenes Sand- und  

Theresienstadt (Terezin) 

taucht in der Erinnerungskul-

tur sowohl unter dem Begriff 

«Ghetto» als auch als «Kon-

zentrationslager» auf. Ende 

1941 ursprünglich als Sam-

mel- und Durchgangslager 

für die jüdische Bevölkerung 

des Protektorats Böhmen 

und Mähren entstanden, 

handelte es sich ab 1942 

vordergründig um ein Kon-

zentrationslager für Juden 

aus ganz  Europa. Aus pro-

pagandi stisehen Zwecken 

wurde Theresienstadt zum 

einen als «Altenghetto», zum 

anderen auch als «jüdische 

Mustersiedlung» in- und aus-

ländischen Besuchern vorge-

führt. Zu diesem Zweck kam 

es formell und rein äusserlich 

zur Verstärkung einiger Ele-

mente der Selbstverwaltung, 

wie sie etwa auch im War-

schauer Ghetto vorzufinden 

waren. 
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Cover von Norbert Trollers 1991 veröf-

fentlichter Autobiografie Theresien-

stadt mit einer seiner in Theresienstadt 
angefertigten Zeichnungen, 

Chapel Hill, 1991. 
Quelle: Privat, Alexandra Schmidt, Villach 

Waldgebiet im heutigen Dorf Jägala gefahren. Dort hatten sie Kleidung und Wertsachen 

abzugeben, bevor sie erschossen und in zuvor ausgehobenen Massengräbern verscharrt 

wurden.46 Trollers Nichte Dora gehörte zu den wenigen Überlebenden. 

Norbert Troller selbst hatte bis September 1944 in Theresienstadt achtundzwanzig Se-

lektionen überstanden, bis es schliesslich auch ihn traf. Einige seiner eigenen sowie von 

anderen Inhaftierten angefertigten Zeichnungen waren aus dem Ghetto herausge-

schmuggelt worden, auf Umwegen in die Schweiz gelangt und dort den Nationalsozia-

listen in die Hände gefallen. Sofort erging an die nationalsozialistische Lagerleitung der 

Auftrag zur Ausforschung der Urheber. Im September 1944 erfolgte Norbert Trollers 

Überstellung nach Auschwitz, wo er zunächst zur Zwangsarbeit eingesetzt wurde. Sein 

Beruf rettete ihm vermutlich das Leben. Er überredete einen an Architektur interessier-

ten Kapo (ein sogenannter Funktionshäftling, der als Mitarbeiter der Lagerleitung fun-

gierte und entsprechende Privilegien genoss) dazu, ihm im Austausch gegen zusätzliche 

Essensrationen Unterricht zu erteilen. Nach der Befreiung von Auschwitz durch die 

russische Armee am 27. Jänner 1945 schlug sich Norbert Troller nach Krakau durch. 

Einmal mehr halfen ihm seine Zeichnungen im täglichen Überlebenskampf, indem er 

Bilder gegen Essen eintauschte. Kurz nach Kriegsende kehrte er nach Brünn zurück. 

Nur wenige Familienmitglieder hatten überlebt. 

Was seine in Theresienstadt versteckten Zeichnungen betraf, war sich Troller sicher, 

dass diese aufgespürt und vernichtet worden waren. Durch einen Zufall erfuhr er im 

Juni 1946 jedoch von einer anderen überlebenden Ghettoinsassin, dass die Bilder nach 

seiner Überstellung nach Auschwitz von einigen Ghettobewohnern in eine Kissenhülle 

eingeschlagen und unter einem Dachbalken versteckt worden waren. Zum zweiten Mal 

in seinem Leben trat Norbert Troller die Reise nach Theresienstadt an und wurde tat-

sächlich an der beschriebenen Stelle fündig. Seine Skizzen befinden sich heute im Leo 

Baeck Institute in New York und gehören zu den wichtigsten Zeugnissen des Theresi-

enstädter Ghettoalltages. 

Norbert Troller selbst emigrierte 1948 in die USA und arbeitete zunächst als Architekt 

beim National Jewish Welfare Board. Rund sechzig Synagogen wurden nach seinen 

Plänen in den Vereinigten Staaten gebaut. Von 1959 bis 1978 betrieb er erfolgreich und 

mit zahlreichen Preisen bedacht ein eigenes Architekturbüro in New York, wo er am 

24. Dezember 1981 im Alter von fünfundachtzig Jahren verstarb.47 



 

230 

Anmerkungen 

1  Christopher R. Browning, Der Weg zur «Endlösung». Entscheidungen und Täter, Bonn 1998, S. 16. 

2  Reichtagsrede von Adolf Hitler, 30.1.1939. Zit. nach Volker Ullrich, Adolf Hitler. Die Jahre des Auf-

stiegs 1889-1939, Frankfurt/Main 2013, S. 752. 

3 Vgl. Marianne Enigl/ Christa Zöchling, Der Weg in den Holocaust. Vor 70 Jahren begannen die Massen-

deportationen, in: Profil, 12.12.2009. 

4 Vgl. dazu Jonny Moser, Die Apokalypse der Wiener Juden, in: Historisches Museum der Stadt Wien 

(Hg.), Wien 1938, Wien 1988, S. 287-297, hier: S. 295. Vgl. auch DÖW-Ausstellungstext, Die ersten 

Deportationen nach Polen 1939, unter: http://ausstellung.de.doew.at. 

5 Interview von Werner Koroschitz mit Elsa S., Villach, 13. 3. 2013. 

6 Saul Friedländer, Das Dritte Reich und die Juden. Die Jahre der Vernichtung 1939-1945, München 2006, 

S. 214. 

7 Ebd., S. 165. 

8 Angelika Königseder, Po lizeihaftlager, in: Wolfgang Benz/Barbara Diestel (Hg.), Der Ort des Terrors. 

Geschichte der nationalsozialistischen Konzentrationslager, Bd. 9: Arbeitserziehungslager, Ghettos, Ju-

gendschutzlager, Polizeihaftlager, Sonderlager, Zigeunerlager, Zwangsarbeiterlager, München 2009,  

S. 19-52, hier: S. 45. 

9 Ausführlicher dazu vgl. exemplarisch das Kapitel Vom Massenmord zur Ausrottung bei Lisa Rettl/ Peter 

Pirker, «Ich war mit Freuden dabei» Der KZ-Arzt Sigbert Ramsauer. Eine österreichische Geschichte, 

Wien 2010, S. 91. 

10  Schreiben der Lagerkommandantur Dachau an den Vater von Wolfgang Böhm, Dachau, 30.4.1942.  

Archiv der Gedenkstätte Dachau, Tote im Lager, Benachrichtigung der Angehörigen, A 3001. 

11  Vgl. Christopher R. Browning, Der Weg zur «Endlösung», S. 34 ff. 

12 Tagebuchaufzeichnung von Joseph Goebbels, 12.8.1941. Zit. nach Peter Longerich, «Davon haben wir 

nichts gewusst!», Die Deutschen und die Judenverfolgung 1933-1945, München 2006, S. 165. 

13 Ausführlicher vgl. Siegfried J. Pucher, «...in der Bewegung führend tätig». Odilo Globocnik – Kämpfer 

für den «Anschluss», Vollstrecker des Holocaust. Mit einem Vorwort von Karl Stuhlpfarrer (Dissertatio-

nen und Abhandlungen 41/Disertacije in razprave 41), Klagenfurt/Celovec 1997. 

14 Hans Haider, Kärntner Juden. Gedemütigt – Verfolgt – Vertrieben – Ermordet, Villach 2007, S. 47 ff. 

15  Saul Friedländer, Die Jahre der Vernichtung, S. 294; Zum Todesdatum vgl. auch DÖW,  

Datenbank Shoah-Opfer. 

16  Teresa Strasser, Sharp-mind, survival skills keep 105-year-old vital, in: Jewish Weekly, 9.2.1996, unter: 

www.jweekly.com; Vgl. auch Eric Espe, People: Ada Ohrnstiel, Palo Alto’s oldest resident, Paloalto-

Online, 6.3.1996, unter: www.paloaltoonline.com. 

17 Katrin Reichelt, Gaskammern, in: Wolfgang Benz (Hg.), Handbuch des Antisemitismus. Judenfeindschaft 

in Geschichte und Gegenwart, Bd. 4: Ereignisse, Dekrete, Kontroversen, Berlin 2011, S. 141-142, hier  

S. 142. 

18  Vgl. Richard Glazar, Die Falle mit dem grünen Zaun. Überleben in Treblinka, Frankfurt/Main 1992. 

19  Saul Friedländer, Die Jahre der Vernichtung, S. 507 ff., Vgl. auch Ernst Klee/Willi Dressen/Volker Riess 

(Hg.), «Schöne Zeiten». Judenmord aus der Sicht der Täter und Gaffer, Frankfurt/Main 1988, S. 208 ff. 

20  Hans Haider, Kärntner Juden, S. 48. 

21  Auskunft des ITS Bad Arolsen gemäss Kartei Theresienstadt, Doc.No. 5020519. 

22  Vgl. Velden 2000. Informationsmedium der Sozialdemokraten der Gemeinde Velden, Juni 1995,  

Ausgabe 3, S. 1. 

http://ausstellung.de.doew.at/
http://www.jweekly.com/
http://www.paloaltoonline.com/


 

231 

Anmerkungen 

23 Digitalisierte Todesfallanzeige, Original im National Archives Prague, Terezin Initiative Institute, unter: 

www.holocaust.cz (27. 1. 2014). 

24 Vgl. Saul Friedländer, Die Jahre der Vernichtung, S. 506. 

25 Vgl. Cornelia Schmitz-Berning, Vokabular des Nationalsozialismus, Berlin 2000, S. 351. 

26 Judith Buber Agassi, Die jüdischen Frauen im Konzentrationslager Ravensbrück. Wer waren sie?, Berlin 

2010, S. 69 ff. Der Name Maria Gornik findet sich auf der hier beigefügten CD mit Namen und Daten der 

Inhaftierten. 

27 Vgl. Lisa Rettl/ Peter Pirker, «Ich war mit Freuden dabei», S. 154 f. 

28 Vgl. Carlo Mottogno, Sonderbehandlung in Auschwitz, unter: http://vho.org. 

29 Vgl. Wilhelm Baum/Peter Gstettner/Hans Haider/Vinzenz Jobst/Peter Pirker (Hg.), Das Buch der Namen. 

Die Opfer des Nationalsozialismus in Kärnten, Klagenfurt-Wien 2010, S. 62, 125, 568 f. 

30 Das Lager Plaszow wurde 1940 als Zwangsarbeiterlager errichtet und am 10. Jänner 1944 in ein Kon-

zentrationslager umgewandelt. Zu Hausmanns Aufenthalt in Plaszow vgl. DOW, Datenbank Shoah-Op-

fer. Hausmann ist hier unter der Schreibweise Hausman geführt. 

31 Bruno Erbsmann, «Als wir ankamen, waren bereits viele Leichen unter uns», unter: www.mauthausen-

memorial.at (8.12.2013). 

32 Todesdatum vgl. DÖW, Datenbank Shoah-Opfer. 

33 Biografische Angaben vgl. Christine Kanzler, Marie-Louise Mayer, unter: http://www.univie.ac.at/bio-

grafiA/projekt/Widerstandskaempferinnen/Mayer_Louise.htm sowie DÖW, Datenbank Shoah-Opfer. 

34 Vgl. DÖW, Datenbank Shoah-Opfer sowie August Walzl, Die Juden in Kärnten und das Dritte Reich, 

Klagenfurt 2009, S. 190 und 225. 

35 Interview von Werner Koroschitz mit Leo Fischbach, Boca Raton, 4.8.2003. 

36 Ebd. 

37 Ebd. 

38 Ebd. 

39 Zu dieser Geschichte verfasste Georgette Donnier einen zwölfseitigen Bericht, der von Susan S. Tribbitt, 

der Enkelin von Jonas und Amalia Fischbach, ins Englische übersetzt wurde. Eine Zusammenfassung des 

Berichtes findet sich auf der Webseite von Yad Vashem, The Righteous Among The Nations, Family 

Donnier. 

40 Beate und Serge Klarsfeld, Endstation Auschwitz. Die Deportation deutscher und österreichischer Kinder 

aus Frankreich. Ein Erinnerungsbuch, Köln 2008, S. 7 ff. und S. 113. 

41 Otto Knab in einem Brief an Raimund Gruss in Wien, Berlin 26. 6. 1939. StLA, FLD, Arisierungsakten 

Norbert Troller. 

42 Otto Knab in einem Schreiben an die Vermögensverkehrsstelle Wien, 29.7.1939. StLA, FLD, Arisie-

rungsakten Norbert Troller. 

43 Norbert Troller, Theresienstadt – Hitlers Gift to the Jews, Chapel Hill 1991, S. 11 f.  

(Übersetzung aus dem Englischen durch die Verfasserin). 

44 Vgl. Vojtech Blodig, Alltag im Theresienstädter Ghetto, in: Institut Theresienstädter Initiative/ DÖW 

(Hg.), Theresienstädter Gedenkbuch, Prag 2005, S. 39-52, hier S. 39. 

45 Ebd., S. 35. 

46 Vgl. Kaspar Näf, Der Holocaust und die Konzentrationslager in Estland, unter:  

http://stolpersteine-langen.de (Deportationsorte/ Raasiku). 

47 Norbert Troller, Theresienstadt, S. XXI ff. 

http://www.holocaust.cz/
http://vho.org/
http://www.mauthausen-memorial.at/
http://www.mauthausen-memorial.at/
http://www.univie.ac.at/biografiA/projekt/Widerstandskaempferinnen/Mayer_Louise.htm
http://www.univie.ac.at/biografiA/projekt/Widerstandskaempferinnen/Mayer_Louise.htm
http://stolpersteine-langen.de/


 

232 

Werner Koroschitz 

«Wiedergutmachung» 

und Restitution 
Rechtliche und gesellschaftliche Rahmenbedingungen 

Noch gezeichnet von den traumatischen Erfahrungen in den Konzentrationslagern und 

den schwierigen Lebensverhältnissen im Exil kehrten nach Kriegsende nur einige we-

nige Villacher Juden in ihre Heimat zurück. Diese kleine Gruppe an Heimkehrern hatte 

im Wesentlichen gehofft, an ihr Leben vor 1938 anschliessen, ihre Wohnungen bezie-

hen und wieder ihren gewohnten Geschäften nachgehen zu können. 

Die Realität sah freilich anders aus und war vor allem von weitgehendem Unverständ-

nis, Ablehnung und Kälte geprägt. Als Emil Friedländer 1952 bei einem Besuch seiner 

Heimatstadt Klagenfurt auf eine ehemalige Nachbarin traf, entgegnete diese auf seine 

Bemerkung, dass er nun in Israel lebe, ungerührt: «Ach so, ich dachte der Hitler hätte 

alle Juden erledigt.»1 

Ehemalige Nationalsozialisten, Mitläufer und Nutzniesser des Regimes hatten sich 

mittlerweile selbst zu Opfern von Bombenkrieg und Kriegsgefangenschaft stilisiert, so-

dass die Wahrnehmung jüdischer Heimkehrer sie unsanft mit ihrer eigenen Vergangen-

heit konfrontierte. Aus den ehemaligen Nationalsozialisten waren nun tatkräftige Ak-

teure des Wiederaufbaus geworden, was die Tatsache vergessen liess, dass sie selbst 

zur Zerstörung des Landes massgeblich beigetragen hatten. 

Die Erinnerungen der Opfer waren in dieser Situation politisch und gesellschaftlich 

mehr als unerwünscht. Zu den Gehässigkeiten kam der unsensible Umgang der (Kärnt-

ner) Behörden hinzu, wo beispielsweise für die Anmeldung von Radiogeräten weiterhin 

Formulare aus der NS-Zeit Verwendung fanden. Darin hatten Antragsteller noch 1947 

versichern müssen, dass «keine Juden in der Wohnung leben» würden.2 

In einer im August 1946 veröffentlichten Meinungsumfrage sprachen sich sechsund-

vierzig Prozent der Bevölkerung gegen eine Rückkehr der Juden nach Österreich aus, 

eine Meinung, die sich auch auf Ebene der politischen Eliten und ihrer Politik wider-

spiegelte.3 Goebbels’ seinerzeitige Polemiken über Emigranten, die es sich in den Kaf-

feehäusern von London, Paris und New York angeblich gut gehen liessen, wurden von 

Politikern der Zweiten Republik vielfach reflexartig übernommen. So vertrat sogar der 

ehemalige KZ-Häftling Leopold Figl im November 1945 – einen Monat vor seiner Er-

nennung zum österreichischen Bundeskanzler – bei einer Versammlung in Salzburg die 

Meinung, dass «es für die Emigranten sicherlich bequemer war, in ihren Clubsesseln 

zu sitzen, als für Österreich zu leiden».4 Die Äusserung Figls war weder Ausnahme 

noch Entgleisung. Sie reflektierte im Wesentlichen die Einstellung der österreichischen 

Mehrheitsbevölkerung gegenüber jüdischen NS-Opfern und anderen Opfergruppen. 
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Diese teils latente, teils offen zur Schau getragene antisemitische Grundhaltung fand im 

politischen Umgang der österreichischen Bundesregierung rund um die Zuerkennung 

von Entschädigungsleistungen an jüdische Holocaustüberlebende seine direkte Ent-

sprechung. 

Das zentrale, staatspolitische Anliegen der neu gegründeten Republik war, von den Al-

liierten gemäss der Moskauer Deklaration von 1943 als erstes Opfer Hitlerdeutschlands 

und als befreiter Staat anerkannt zu werden. 

Die sogenannte «Opferthese» sollte Österreich nicht nur vor der Zahlung etwaiger Re-

parations- und Entschädigungszahlungen bewahren, sondern wurde innenpolitisch auch 

zum zentralen Argument, das es der österreichischen Staatsregierung erlaubte, Entschä-

digungsforderungen seitens der Vertriebenen und Verfolgten erfolgreich abzuschmet-

tern bzw. sogar selbst Reparationszahlungen zu fordern. Im Sommer 1945 lehnte Ös-

terreich demnach jede Mitverantwortung am Holocaust kategorisch ab: 

«Die Judenverfolgungen erfolgten während der Dauer der Besetzung Österreichs durch 

deutsche Truppen. Die Verfolgungen wurden durch reichsdeutsche Behörden angeord-

net und mit ihrer Hilfe durchgeführt. Österreich, das damals infolge der Besetzung 

durch fremde Truppen keine eigene Regierung hatte, hat diese Massnahme weder ver-

fügt, noch konnte es sie verhindern. Nach Völkerrecht hätte sich daher der Entschädi-

gungsanspruch der österreichischen Juden gegen das Deutsche Reich und nicht gegen 

Österreich zu richten.»5 

Weder rechtliche noch moralische Bedenken, sondern handfeste aussenpolitische sowie 

finanzielle Interessen veranlassten Österreich schliesslich, in der Frage von Entschädi-

gungsansprüchen zumindest verbal ein wenig Kompromissbereitschaft zu signalisieren: 

«Bei der Entschädigung der jüdischen Opfer darf man allerdings nicht übersehen, dass 

Österreich zu seinem Wiederaufbau auch finanzielle Unterstützung braucht. Wie bereits 

erwähnt, spielen die Juden in der Finanzwelt eine sehr grosse Rolle. Es wäre daher we-

nig angezeigt, sie durch allzu grosse Kleinlichkeit bei der Entschädigung ihrer verfolg-

ten Glaubensgenossen zu verstimmen.»6 

Was dieses Beispielzitat verdeutlicht ist vor allem, wie tiefgehend der Antisemitismus 

in Österreich verankert war: Sogar im Bemühen, die öffentliche Weltmeinung für sich 

einzunehmen, rekurrierte die österreichische Regierung auf althergebrachten, antisemi-

tischen Stereotypen wie jenem vom «reichen Juden» und knüpfte damit nahtlos an die 

judenfeindlichen Polemiken vor 1945 an. 

Zwei Aspekte charakterisieren die österreichische Nachkriegspolitik: Einerseits wurde 

den Flüchtlingen ihre Heimkehr nach Österreich erschwert, andererseits machte man 

ihnen zum Vorwurf, dass sie nichts zum Wiederaufbau Österreichs beitragen würden. 

Eine Doppelmoral, die sich auch in der überaus nachteiligen Entschädigungspraxis nie-

derschlagen sollte. 
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OPFERFÜRSORGEGESETZ 

Am 17. Juli 1945 wurde das erste Opferfürsorgegesetz beschlossen, das vorerst auf ehe-

malige Widerstandskämpfer beschränkt blieb. Auch hier spielte die Moskauer Deklara-

tion von 1943 und die Opferthese eine Rolle: Die Alliierten hatten Österreich zwar die 

Anerkennung als erstes Opfer Hitlerdeutschlands in Aussicht gestellt, allerdings nur, 

wenn es auch einen eigenständigen Beitrag zur Befreiung leisten würde. Dementspre-

chend galten die Betonung und das Herausstreichen des Widerstandes gegen das NS-

Regime in den Jahren 1945 bis 1955 als österreichische Staatsräson. 

Die Logik der Opferthese bedeutete im Umkehrschluss allerdings auch, dass eine Zuer-

kennung von Entschädigungsleistungen an Juden ein Eingeständnis für die eigene Mit-

schuld und Mittäterschaft am nationalsozialistischen Herrschaftssystem signalisiert 

hätte. Aus diesem Grund wurden als Opfer des Nationalsozialismus 1945 nur jene Per-

sonen begriffen, die aufgrund ihres politischen Einsatzes für ein freies, demokratisches 

Österreich zu Schaden oder ums Leben gekommen waren. Mit der Akzentuierung des 

österreichischen Widerstandes schufen die österreichischen Gründerparteien SPÖ, KPÖ 

und ÖVP im Wesentlichen einen Opferbegriff ohne Juden. 

Die Opferfürsorge war eine «Wiedergutmachungsleistung», die sich an der Sozialund 

Fürsorgegesetzgebung orientierte, d. h. die Bewilligung von Entschädigungen war von 

der konkreten sozialen Situation der Betroffenen abhängig. Demzufolge stellte eine er-

teilte Entschädigung lediglich eine Fürsorgezuwendung dar.7 Da aber viele Überlebende 

ihren Aufenthaltsort nicht in Österreich hatten, meist keine österreichische Staatsbür-

gerschaft mehr besassen und auch nicht im aktiven Widerstand gegen das NS-Regime 

tätig gewesen waren, blieben die Vertriebenen in den unmittelbaren Nachkriegsjahren 

von einer Inanspruchnahme der Fürsorgeleistungen ausgegrenzt. 

Verhandlungen mit jüdischen Organisationen über Entschädigungsansprüche lehnte 

Österreich unter Berufung auf die Moskauer Deklaration anfangs rundweg ab. «Öster-

reich hat nichts gutzumachen, weil es nichts verbrochen hat», lautete die 1946 vom spä-

teren ÖVP-Minister für Handel und Wiederaufbau Ernst Kolb lancierte Behauptung, 

die in den nächsten Jahren von Vertretern aller politischen Lager gebetsmühlenartig 

wiederholt werden sollte.8 

Erst entsprechender Druck von Seiten der US-Amerikaner und Briten veranlasste die 

österreichische Bundesregierung, Verhandlungen mit jüdischen Interessensvertretun-

gen aufzunehmen – allerdings nicht ohne diese wiederholt auszusetzen und bewusst in 

die Länge zu ziehen, wie es der sozialistische Innenminister Oskar Helmer in einer Mi-

nisterratssitzung 1948 empfohlen hatte.9 In derselben Sitzung, die bezeichnenderweise 

am 9. November 1948, dem zehnten Jahrestag des Novemberpogroms, stattfand, stellte 

zudem ÖVP-Landwirtschaftsminister Josef Kraus die Frage, «warum gerade jetzt eine 

Rasse besondere Privilegien bekommen soll».10 Gemeint war damit das «Begehren 

amerikanischer Kreise» zur Schaffung eines Fonds für verarmte jüdische Rückwande-

rer. Oskar Helmer, der die NS-Zeit unbeschadet als Angestellter einer Versicherungs-

gesellschaft überdauert hatte, sah darüber hinaus «überall nur jüdische Ausbreitung» 

und befürchtete soziale Ungerechtigkeiten, da «auch den Nazis 1945 alles weggenom-

men worden ist».11 
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So nimmt es nicht wunder, dass unter dem Hinweis auf beschränkte Staatsfinanzen jü-

dische Entschädigungsansprüche schlichtweg abgelehnt wurden, wohingegen re-

gistrierte Nationalsozialisten nach der Minderbelastetenamnestie 1948 grosszügig ihre 

Gehälter nachbezahlt und ihr beschlagnahmtes Vermögen zurückerstattet erhielten – 

nicht selten handelte es sich dabei um ehemals «arisierte» Besitztümer, deren rechtmäs-

sige Eigentümer der Verfolgungs- und Vernichtungspolitik des NS-Regimes zum Opfer 

gefallen waren. Im selben Ausmass, wie sich die Regierungsparteien um die Stimmen 

der 1949 erstmals wieder wahlberechtigten Nationalsozialisten bemühten, trachteten sie 

danach, die Entschädigungsansprüche von jüdischer Seite zu unterwandern und zu mi-

nimieren. 

Schritte auf dem Gebiet der «Wiedergutmachung» wurden von der Bundesregierung 

meistens erst dann unternommen, wenn dies in Hinblick auf die Staatsvertragsverhand-

lungen opportun erschien. Direkt oder indirekt ausgeübter Druck seitens der Alliierten 

spielte dabei eine wesentliche Rolle. So empfahlen die in Österreich stationierten US-

Behörden dem State Department in Washington dezidiert, Bundeskanzler Leopold Figl 

unter Druck zu setzen, damit vier Jahre nach Kriegsende endlich Fortschritte in der 

Frage der «Wiedergutmachung» für österreichische Juden, die nach wie vor in grösster 

Armut lebten, erzielt werden könnten.12 «Man muss sich wundern, dass Österreich nicht 

noch Ansprüche an die Juden, an die jüdischen Weltorganisationen stellt»,13 bemerkte 

der Bund werktätiger Juden im Dezember 1953 lakonisch zu den Entschädigungsver-

handlungen in Österreich. Insgesamt vier Jahre hatte sich die Gruppe der «rassisch Ver-

folgten» gedulden müssen, bis ein entsprechender Nationalratsbeschluss vom Februar 

1949 auch ihnen erste Rentenansprüche gewährte. 

Im darauffolgenden Jahrzehnt erfuhr das Gesetz noch zahlreiche Änderungen, doch erst 

die zwölfte Novelle des Opferfürsorgegesetzes von 1961 brachte die von Opferverbän-

den lang geforderte Erweiterung der Anspruchsberechtigten. Erstmals erhielten nun 

auch Träger von «Judensternen» und Jugendliche, die zum Schulabbruch gezwungen 

waren, eine «Wiedergutmachung», ebenso wie jene Personen, die aufgrund der in Ös-

terreich geltenden nationalsozialistischen Gesetze Einkommensverluste erlitten hatten. 

Entschädigungsberechtigt waren ab 1961 auch sogenannte U-Boote – Personen, die im 

Verborgenen – oft mit falschen Identitäten – die NS-Zeit überlebt hatten, Rückkehrer 

aus Mauritius, Shanghai oder Karaganda14, Überlebende aus den Ghettos sowie all jene, 

die in alliierten Internierungslagern angehalten wurden. Letzteres war wiederum ein 

deutliches Zugeständnis an ehemalige Wehrmachts- und SS Angehörige. 

Der Grossteil der Entschädigungsleistungen war jedoch weiterhin an die österreichische 

Staatsbürgerschaft gebunden, wodurch all jene Österreicher, die im Exil aufgrund ihrer 

Flucht und der hierauf erfolgten Ausbürgerung eine andere Staatsbürgerschaft anneh-

men mussten, aus dem Kreis der Anspruchsberechtigten ausschieden. Im Ausland le-

bende Personen, die keine österreichische Staatsbürgerschaft mehr besassen, hatten 

bloss Anspruch auf Haftentschädigung, auf Abgeltung von Internierungszeiten, ebenso 

wurden sie für das Tragen des «Judensterns» sowie ein erzwungenes Leben im Verbor-

genen entschädigt. Die Abgeltung von Berufs- und Ausbildungsschäden blieb hingegen 

auch weiterhin österreichischen Staatsbürgern vorbehalten. 
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Erst am 22. Mai 1969 mit der 20. Novelle zum Opferfürsorgegesetz – ein knappes Vier-

teljahrhundert nach Kriegsende – konnte sich die Republik Österreich schliesslich dazu 

durchringen, «erzwungene Flucht» als Schädigungsgrund anzuerkennen. Zu diesem 

Zeitpunkt war der Kreis anspruchsberechtigter Opfer allerdings bereits beträchtlich ge-

schrumpft und die Hinhaltetaktik hatte sich für die Republik Österreich bezahlt ge-

macht. 

HILFSFONDS 

1956 wurde – nicht ohne aussenpolitischen Druck – der «Fonds zur Hilfestellung an 

politisch Verfolgte, die ihren ständigen Wohnsitz und ständigen Aufenthalt im Aus-

land» haben eingerichtet. Gespräche über die Einrichtung eines derartigen Fonds wur-

den mit Vertretern jüdischer Organisationen parallel zu den Staatsvertragsverhandlun-

gen geführt. Die bald gebräuchliche Bezeichnung Hilfsfonds sollte abermals darauf ver-

weisen, dass es sich dabei nicht um eine verpflichtende Unterstützung, sondern «um 

eine sozialen Beweggründen entsprechende Hilfeleistung» handeln würde.15 

Der mit 550 Millionen Schilling dotierte Hilfsfonds sah einmalige und bescheidene 

Zahlungen für nicht zurückgekehrte Vertriebene vor. Anspruchsberechtigt waren Per-

sonen, die aus politischen Gründen (u. a. auch wegen Abstammung, Religion oder Na-

tionalität) verfolgt worden waren, am 13. März 1938 die österreichische Staatsbürger-

schaft besessen oder davor zehn Jahre ununterbrochen in Österreich gelebt hatten. Die 

Abgeltungen waren nach Ausmass der erlittenen gesundheitlichen Schäden und sozia-

len Bedürftigkeit bemessen. Wer fortdauernde Zuwendungen aus dem Opferfürsorge-

gesetz bezog, war von Zahlungen des Hilfsfonds ausgeschlossen und umgekehrt.16 In 

Negierung des grossen Empfängerkreises empörten sich Funktionäre der ÖVP-Kame-

radschaft der politisch Verfolgten über die Entschädigungspraxis des neu eingerichteten 

Fonds: 

«Wir haben volles Verständnis für die im Ausland nicht versorgten Kameraden. Sicher 

gibt es dort alte Leute, denen man die Heimkehr nicht mehr zumuten konnte. Allerdings 

können wir uns des Eindrucks nicht erwehren, dass hier mancher gar nicht mehr die 

Absicht hatte, österreichischen Boden zu betreten, seine Volksverbundenheit also sehr 

problematisch war, und trotzdem fordert er heute von Österreich Wiedergutma-

chung.»17 

Quintessenz dieser Polemik war schliesslich die Forderung, dass bei den Wiedergutma-

chungsleistungen die politischen Opfer, «die in der Heimat verblieben sind und alles 

für Österreich getan und auf sich genommen haben», vorrangig behandelt würden. 

Die rechtsgerichtete Presse reagierte auf die Einrichtung des Hilfsfonds mit offen anti-

semitischen Kommentaren. Unter dem Titel «Geschenk Österreichs an die Juden» er-

regten sich die Kärntner Nachrichten über die «Erpressermethoden der israelitischen 

Kultusgemeinde».18 Beifall zollte das FPÖ-Organ dem Abgeordneten Fritz Stüber,19 der 

den Regierungsmitgliedern in der Parlamentsdebatte vom 18. Jänner 1956 vorwarf, 

«den Forderungen der internationalen Judenschaft erlegen» zu sein.20 Dabei unterstellte  
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Antrag von Leo Arie Sobel an 

den Hilfsfonds, eingebracht 

durch Rechtsanwalt Dr. Gott-
fried Weidenfeld, Wien, 

10. Juli 1957. 

Leo Sobel betrieb von 1931 
bis 1938 ein Geschirrgeschäft 

in der Lederergasse 12. Nach 

dem «Anschluss» wurde sein 
Kaufhaus unter «kommissari-

sche Verwaltung» gestellt und 

liquidiert. Leo Sobel gelang 
mit seiner Frau Esther und 

Tochter Lily die Flucht nach 
Palästina. 

Quelle: Österreichisches 

Staatsarchiv, Wien 

Stüber den jüdischen Vereinigungen «Geschäftemacherei» und betonte einmal mehr, 

dass die Juden selbst schuld am Antisemitismus seien. 

Gegen diese Behauptungen erhob vor allem der kommunistische Abgeordnete Ernst 

Fischer entschieden Einspruch: «Aus seiner Rede sprach die verbrecherische Gesin-

nung, die Millionen Menschen in einen entsetzlichen Tod getrieben hat, aus seiner Rede 

sprach die kannibalische Auffassung des Antisemitismus, die mit den Gaskammern und 
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Konzentrationslagern geendet hat. Stüber sprach wie einst Goebbels und Hitler von der 

,Weltmacht‘ und ,Weltverschwörung’ des Judentums. Ich habe nur darauf gewartet, 

dass er auch von den ,Weisen von Zion’ sprechen wird»21, reagierte Fischer mit Empö-

rung. Zur Sache selbst forderte allerdings auch er eine bevorzugte Behandlung für die 

«in Österreich lebenden Geschädigten des Faschismus». Den Grossteil der Vertriebe-

nen vermutete er in Amerika, welches «als das reichste Land der Erde» selbst Fürsor-

gemassnahmen für diese Menschen treffen solle.22 

Nicht minder heftig ging es bei der Parlamentsdebatte zur zwölften Novelle des Opfer-

fürsorgegesetzes und zum Gesetz über die Bildung eines Abgeltungsfonds zugunsten 

politisch Verfolgter am 22. März 1961 zu. Die FPÖ hatte sich einmal mehr zum Sprach-

rohr geschädigter Nationalsozialisten und aller Kriegsopfer gemacht, weshalb FPÖ-Ab-

geordneter Willfried Gredler eine «Wiedergutmachung an alle nach gleichem Recht» 

verlangte.23 Danach setzte Gredler mit der Auflistung jener Summen fort, die Österreich 

auf diesem Gebiet schon aufgebracht habe, um mit dem Appell zu enden: «Beenden 

wir doch endlich diese leidigen Probleme, die das Budget, die die Verhandlungen be-

lasten, die geeignet sind, die Atmosphäre dieses Hohen Hauses zu vergiften!»24 

Am 22. März 1961 wurde schliesslich der «Fonds zur Abgeltung von Vermögensver-

lusten politisch Verfolgter» (Abgeltungsfonds) errichtet. Die Entschädigung erstreckte 

sich damit auf Bankkonten, Wertpapiere, Bargeld, Hypothekarforderungen und Zah-

lungen diskriminierender Abgaben (z.B. die sogenannte Reichsfluchtsteuer oder Juden-

vermögensabgabe). Die Erhebungen des Abgeltungsfonds gestalteten sich allerdings 

schwierig. Neben Grundbuchrecherchen mussten Untersuchungen bei den Finanzlan- 

Aufenthaltsbescheinigung der Gemeinde 

Fellach für Josef Sternschuss, Fellach, 
24. Mai 1956. Bezeichnenderweise 

wurde bei der Ausstellung der Bestäti-

gung der von den Nationalsozialisten 
verordnete Zusatzvorname Israel wei-

terverwendet. 
Quelle: Österreichisches Staatsarchiv, Wien 

Eidesstattliche Erklärung von Leo Arie 
Sobel, der die Erwerbslosigkeit seines 

Villacher Geschäftsfreundes Philipp 

Lilian bestätigt, Nathanya, 22. Oktober 
1956. 
Quelle: Österreichisches Staatsarchiv, Wien 
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Die Prüfung der beim Hilfs-

fonds eingelangten Anträge 

war eine aufwendige Ange-

legenheit. Die Anmeldungen 

durchliefen mehrere Kon-

trollen, Staatsbürgerschaf-

ten mussten geprüft, 

Wohnsitzbescheinigungen 

eingeholt und Vermögens-

verhä1tnisse der Antrag-

steller erhoben werden. 

desdirektionen, Börsekammern und Bankinstituten durchgeführt werden. Vor allem in 

der Provinz mangelte es an dafür geeigneten Rechtsanwälten, die das dazu nötige Wis-

sen um die Vorgänge im Jahr 1938 und gleichzeitig entsprechende ökonomische Kom-

petenzen mitbrachten. 

Auf aussenpolitischer Ebene war im April 1961 in Bad Kreuznach ein Treffen der Fi-

nanz- und Aussenminister der Republik Österreich und der Bundesrepublik Deutsch-

land angesetzt. Auf dieser Konferenz sollten alle aus der NS-Ära und Nachkriegszeit 

offenen Fragen geklärt werden. 

Im daraus resultierenden Bad Kreuznacher Abkommen erklärte sich die deutsche Seite 

bereit, insgesamt fünfundneunzig Millionen deutsche Mark für die Erweiterung des Op-

ferfürsorgegesetzes, den Abgeltungsfonds und eine Aufstockung des Hilfsfonds beizu-

tragen. Österreich verpflichtete sich im Gegenzug, mit Hilfe der von Deutschland zur 

Verfügung gestellten Summe einen mit sechshundert Millionen Schilling dotierten 

Fonds einzurichten. Die Mittel des daraufhin geschaffenen Neuen Hilfsfonds wurden 

für «Zuwendungen an Geschädigte geleistet, die einen Berufsschäden erlitten oder ihr 

Studium unterbrechen mussten, und die aus politischen Gründen welcher Art immer 

verfolgt wurden, wegen ihrer Verfolgung aus Österreich ausgewandert sind und am 13. 

März 1938 österreichische Staatsbürger waren und nunmehr ihren Wohnsitz oder stän-

digen Aufenthalt im Ausland haben».25 

Kritisch hatte die Bundesrepublik Deutschland die österreichische Argumentationslinie 

zur Frage der «Wiedergutmachung» verfolgt und im kleinen Kreis mit Österreichs Bot-

schafter Josef Schöner hielt der deutsche Bundeskanzler Konrad Adenauer im Herbst 

i960 mit seiner Meinung nicht hinter dem Berg: «Die Österreicher seien eigentlich un-

mögliche Leute, was besonders ihre Haltung nach dem Kriege beweise. Schliesslich 

seien sie am Nationalsozialismus nicht weniger Schuld als die Deutschen und hätten 

1938 mit mehr Begeisterung mitgemacht, als dies damals in Deutschland noch üblich 

war. Schliesslich liege Mauthausen in Österreich, und österreichische Divisionen hätten 

die Dämme in Holland gesprengt. Die Österreicher seien ein unbelehrbares Volk, wie 

ihre Haltung in der Frage der Wiedergutmachung beweise, die man als indiskutabel 

bezeichnen müsse. Die Bundesrepublik habe bisher mehr als vier Milliarden an Wie-

dergutmachung bezahlt, Herr Raab aber keinen Groschen»,26 berichtete der Botschafter 

seinem Chef Aussenminister Bruno Kreisky in einem streng vertraulichen Schreiben 

aus Bonn. 

Tatsächlich beinhaltete die Entschädigungspraxis für die Anspruchsberechtigten eine 

Vielzahl von Unzulänglichkeiten und Widrigkeiten, derer man sich allerdings erst drei 

Jahrzehnte später wieder anzunehmen begann. Erst der im Zuge der «Waldheim-De-

batte» 1986 einsetzende Wandel des österreichischen Geschichtsbewusstseins und der 

erneute internationale Druck in Sachen Entschädigungspolitik veranlassten die Repub-

lik Österreich zu weiteren Vorstössen. 

1995 kam es zur Gründung des Nationalfonds der Republik Österreich für die Opfer 

des Nationalsozialismus, im Jahr 2000 wurde der Versöhnungsfonds und 2001 der All-

gemeine Entschädigungsfonds ins Leben gerufen – nicht zuletzt angesichts des erneuten 

internationalen politischen Drucks auf die neue Bundesregierung in schwarz-blauer Ko-

alition. Der neu eingeschlagene Kurs in der Entschädigungspolitik liess in Kärnten die 

Wogen in rechten Kreisen entsprechend hochgehen: 2001 wandte sich der Kärntner  
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Heimatdienst (KHD) in einer Protestaktion gegen die «56 Jahre nach Kriegsende immer 

unverschämter werdenden Sühneforderungen».27 Gleichzeitig verurteilte der KHD in 

althergebrachtem Stil «amerikanische Opferorganisationen», die aus «gewinnsüchtigen 

Überlegungen» eine Aussöhnung mit den Juden bislang verhindert hätten.28 Konse-

quenterweise erschienen jüdische Entschädigungsforderungen erneut Schuld am beste-

henden und lautstark vorgetragenen Antisemitismus zu haben. In der Kampagne gegen 

die «tägliche Nazi-Hetze», «Milliardenzahlungen an NS-Opfer», «Kollektivschuld und 

Sippenhaftung» unterschlug der KHD naturgemäss den Umstand, dass sich die Mass-

nahmen der Republik Österreich zugunsten der NS-Opfer im Vergleich zu deren real 

erlittenen materiellen Verlusten eher bescheiden ausgenommen hatten. Tatsächlich hat-

te sich die Republik Österreich im Umgang mit den ehemaligen Nationalsozialisten 

weit grosszügiger gezeigt. Deren Rehabilitierung war nämlich nicht nur durch nach-

sichtige Strafverfahren und umfangreiche Amnestieerlässe, sondern ebenso mittels be-

trächtlicher Entschädigungsleistungen erfolgt. Ein Umstand, der fallweise auch unter 

sozialistischen Abgeordneten Unmut erregte. Dem Abgeordneten Karl Mark etwa er-

schien es unerträglich, dass «ausser Dienst gestellte Nationalsozialisten viele Monate 

hindurch für Nichtstun und Spazierengehen mit 150 Schilling monatlich entschädigt 

wurden, während die Opfer des Systems, dessen Nutzniesser sie waren, sich im bitteren 

Elend befinden».29 Darüber hinaus konnten ausser Dienst gestellte ehemalige National-

sozialisten Pensionsansprüche geltend machen, während zur selben Zeit (1950) eine 

Erweiterung der Opferfürsorgegesetzgebung aufgrund der budgetären Situation abge-

lehnt wurde. Desgleichen kamen die im Entnazifizierungslager Glasenbach internierten 

Nationalsozialisten in den Genuss einer Haftentschädigung, wohingegen Rückkehrer 

aus Shanghai auf Anerkennung ihrer Internierungszeit im Ghetto Hong- kew noch bis 

1961 warteten. Und während für vertriebene Juden pensionsrechtliche Nachteile bis in 

die 1980er Jahre bestehen blieben, wurden Kriegsdienstzeiten – sogar jene von ehema-

ligen SS-Angehörigen – vollständig zur Pensionsbemessung herangezogen. Selbst dem 

Kriegsverbrecher Walter Reder – wegen Massenmordes an den Einwohnern des ober-

italienischen Ortes Marzabotto zu lebenslanger Haft verurteilt – war noch während sei-

ner Haft im italienischen Gefängnis ab 1967 eine Rente zuerkannt worden.30 

RÜCKSTELLUNGEN 

Die Rückgabe geraubten Vermögens wurde durch die zwischen 1946 und 1949 verab-

schiedeten sieben Rückstellungsgesetze geregelt. Auch hier erfolgte die Gesetzgebung 

weniger aufgrund eines österreichischen Unrechtbewusstseins, als vielmehr unter dem 

Druck der Besatzungsmächte und aufgrund der Londoner Erklärung der Alliierten vom 

5. Jänner 1943 über die Rückerstattung des von Nationalsozialisten entzogenen Eigen-

tums. Das Erste Rückstellungsgesetz vom Juli 1946 bezog sich auf jenes entzogene 

Vermögen, das vom Bund oder den Ländern verwaltet wurde. Das Zweite Rückstel-

lungsgesetz vom Februar 1947 regelte die Rückgabe von Eigentum, das sich aufgrund 

des NS-Verbotsgesetzes bzw. des Kriegsverbrechergesetzes 1945 im Besitz der Repub-

lik Österreich befand. Ebenfalls im Februar 1947 wurde das politisch besonders umstrit- 
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tene, für die Geschädigten jedoch zentrale Dritte Rückstellungsgesetz beschlossen, das 

die Restitution von in privaten Händen befindlichem Raubgut zum Inhalt hatte. 

In unmittelbarer Reaktion auf das Dritte Rückstellungsgesetz wurde im Sommer 1948 

der Verband der Rückstellungsbetroffenen ins Leben gerufen. Dessen kostenlos ver-

teilte Zeitschrift Unser Recht führte in den Folgejahren einen erbitterten Kampf zur 

Rücknahme des Gesetzes, unterstützt von der Vorläuferpartei der FPÖ, dem Verband 

der Unabhängigen (VdU), dessen Kernwählerschaft sich aus ehemaligen Nationalsozi-

alisten zusammensetzte. 

Ein erster Versuch des Ministerrates, die Anmeldefrist für Ansprüche nach dem Dritten 

Rückstellungsgesetz nicht mehr zu verlängern und damit ein Auslaufen des Gesetzes 

herbeizuführen, scheiterte im November 1948 an den heftigen internationalen Protes-

ten, insbesondere am amerikanischen Widerstand.31 Ebenso erhoben die Alliierten Ein-

spruch gegen die von den Regierungsparteien 1950 geplante Einführung eines Härte-

fonds, der im Zusammenhang mit der Rückstellungsgesetzgebung entstandene «Här-

ten» für ehemalige «Ariseure» hätte aufheben sollen.32 Die österreichische Zurückwei-

sung jeglicher Mitverantwortung an den Verbrechen des NS-Regimes – laut einer Um-

frage vom März 1947 hatten sich immerhin einundsiebzig Prozent der österreichischen 

Bevölkerung dahingehend geäussert33 – offenbart sich auch in den Rückstellungsakten. 

Diese dokumentieren überaus deutlich, dass die beschlossenen Rückstellungsgesetze 

auch in der Praxis überaus schleppend und unbefriedigend umgesetzt wurden. Zur Wie-

dererlangung ihres abgepressten Vermögens konnten Antragsteller bzw. ihre Rechts-

nachfolger bei den österreichischen Behörden ihre Ansprüche auf ihr ehemaliges Ei-

gentum nur in komplizierten und kostspieligen Verfahren geltend machen, was aus dem 

Ausland oft kaum zu bewerkstelligen war. Die Bringschuld eines Nachweises für er-

folgtes Unrecht war bequemerweise den Opfern zugewiesen worden, die häufig nicht 

mehr über die erforderlichen Besitzdokumente verfügten. Rückstellungsverfahren 

konnten sich zu verwickelten und langwierigen Streitfällen entwickeln, da die ehema-

ligen «Ariseure» alle gesetzlichen Möglichkeiten ausschöpften, um die Rückgabe des 

unrechtmässig erworbenen Vermögens zu verhindern bzw. hinauszuzögern. Zudem 

schmälerten sie die Vermögenswerte, indem sie sämtliche getätigte Aufwendungen im 

Kontext des einstmals «jüdischen Besitzes» geltend machen konnten. 

Nicht selten waren rückgestellte Liegenschaften verwahrlost, in einem schlechten Zu-

stand oder mit Hypotheken belastet, sodass die Rückstellungen für die im Ausland le-

benden Juden oft ohne grossen Wert waren und erneut schnell verkauft werden mussten. 

Die Rückstellung jüdischen Besitzes war in vielfacher Hinsicht rechtlich kompliziert: 

In Villach etwa waren die meisten jüdischen Geschäfte liquidiert worden und existierten 

nicht mehr. Viele der ehemals jüdischen Kaufhäuser waren wiederum in gemieteten 

Räumlichkeiten untergebracht gewesen und vielfach befanden sich Liegenschaften und 

Unternehmen gar nicht mehr im Besitz der ursprünglichen «Ariseure», die mit der Wei-

terveräusserung der günstig erworbenen Realität lediglich raschen Gewinn erzielen 

wollten. 

Angesichts der zermürbenden Verfahren sahen sich viele Juden gezwungen, auf eine 

Restituierung ihres Eigentums zu verzichten oder ungünstige Vergleiche mit den einsti- 
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gen «Ariseuren» abzuschliessen, da sie nicht imstande waren, die damit verbundenen 

hohen Verfahrenskosten zu tragen. 

Die ehemaligen «Ariseure» wiederum versuchten in den Rückstellungsverfahren übli-

cherweise mit allen Mitteln, die Redlichkeit des Verkaufsabschlusses nachzuweisen, 

indem sie behaupteten, dass die Juden ihren Besitz aus freien Stücken veräussert hätten. 

Andere wiederum erklärten, sie hätten das Eigentum entweder erworben, um einem 

verfolgten Juden die Flucht zu ermöglichen oder um einem abgewirtschafteten jüdi-

schen Unternehmen auf die Beine zu helfen. Handelte es sich um unrechtmässige Ge-

schäfts- oder Warenübernahmen, so wurde durchwegs argumentiert, dass es sich bei 

der übernommenen Ware um minderwertige Qualität gehandelt habe: Ausdrücke wie 

«Pofelware» oder «Ramschware» – Begriffe, wie sie in der antisemitischen Hetzpro-

paganda seit Jahrzehnten gebräuchlich waren – begleiteten diese Beteuerungen. Nicht 

selten wurde auch argumentiert, dass die Geschäftslage des jüdischen Unternehmens 

ohnehin trist gewesen sei und deshalb seitens der jüdischen Verkäufer schon vor der 

nationalsozialistischen Machtübernahme Verkaufsabsichten geäussert worden wären. 

Schloss sich die Rückstellungskommission diesen Sichtweisen an, so hatten die Ge-

schädigten nur noch geringe Chancen auf Erfüllung ihrer mehr als legitimen Rückfor-

derungen. 

Aus diesem Grund endeten Rückstellungsverfahren sehr häufig mit Vergleichen, oft 

auch aussergerichtlicher Natur. Viele ehemalige Gewerbetreibende verzichteten auf-

grund der hohen Prozess- und Vergleichskosten schon von Vornherein auf die Einbrin-

gung von Rückstellungsanträgen; für viele andere wiederum kam eine Rückkehr nach 

Österreich nicht mehr in Frage, weshalb es wenig Sinn machte, die Gewerbeberechti-

gung und das Mietrecht für das entzogene Geschäft zurückzuerkämpfen.34 

FALLBEISPIELE 

Amalia Fischbach, geb. Schwarz 

Was mit dem Besitz der 1942 in Auschwitz ermordeten Villacher Kaufmannsgattin 

Amalia Fischbach geschah, die 1922 die Obere Latscheinigkeusche in Oberjeserz 25 

erworben hatte, schildert der mit dem Rückstellungsantrag beauftragte Villacher Notar 

Egon Weissberger. Dieser war aufgrund seiner jüdischen Herkunft selbst aus Österreich 

geflohen und gehörte zu den wenigen Heimkehrern, die sich nun für das Recht der 

Opfer einsetzten. Er skizzierte der Rückstellungskommission den Verlauf der Enteig-

nung: 

«In der stark nazistischen Gemeinde Köstenberg hat man natürlich getrachtet, ihr den 

Besitz zu nehmen. JosefTeppan, der ehemalige Bürgermeister in Köstenberg, wurde als 

,Treuhänder für die Veräusserung des Besitzes der Jüdin’ bestellt und hat mit Kaufver-

trag vom 14. April 1940 den Besitz an Valentin Koffu um den lächerlichen Kaufpreis 

von 2.208,78 RM veräussert.»35 

Der Rückstellungsantrag führte zu einer ersten Teilerkenntnis des Gerichts, wonach der 

Besitz am 4. April 1949 an Amalias in Amerika lebende Söhne Leopold und Josef 

Fischbach restituiert wurde. Dagegen erhob wiederum Theresia Koffu gerichtlichen 
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Einspruch. Ihrer Argumentation nach hätte sie mit ihrem mittlerweile verstorbenen 

Mann «den jüdischen Besitz» doch «redlich» erworben, weshalb keine «Wiedergutma-

chung» zu leisten sei. 

Noch dazu hätte es keinen gekümmert, «ob Amalia Fischbach Jüdin war oder nicht, ob 

sie irgendwelcher politischen Verfolgung durch den Nationalsozialismus unterworfen 

und ob sie aus diesem Grunde Österreich verlassen hat». Der Erwerb des «desolaten» 

Anwesens, zu dem sie von der Gemeinde Köstenberg regelrecht gedrängt worden seien 

– so fasste sie zusammen – wäre ihrer Meinung nach ohnehin ein schlechtes Geschäft 

gewesen.36 Nicht nur ein mangelndes Rechtsempfinden, sondern auch antisemitische 

Untertöne kennzeichneten ihre gerichtlichen Eingaben: 

«Wie soll ich mich auch bei meinen bisherigen Anschauungen über Recht und Treu und 

Glauben zurechtfinden, wenn ich nun mein, mit einem gesetzmässig durchgeführten 

Kaufe erworbenes Eigentum auf Grund eines späteren Gesetzes verlieren und sich die 

Gegnerin mit Hilfe der inzwischen eingetretenen Geldentwertung bereichern, ich aber 

Schaden erleiden soll?»37 

Elsa Blau 

In etlichen Fällen gelang es ehemaligen jüdischen Geschäftsinhabern nicht, ihr Ge-

werbe zurückzuerhalten bzw. einen Ersatz für die ihnen geraubten Waren zu bekom-

men. Ein Problembereich war beispielsweise die Rückstellung gemieteter Wohnungen 

oder Geschäftslokale, wofür es lange keine gesetzlichen Regelungen gab. Die Rechts-

lage benachteiligte in diesen Fällen die Opfer, indem die Entziehung der Existenzgrund-

lage im Nachhinein legitimiert wurde. Durch die Abweisung ihrer Anträge erlitten jü-

dische Antragsteller gleich doppelten Schaden, da sie auch für die Kosten der Verfahren 

aufkommen mussten. Ein Beispiel dafür ist die Villacher Unternehmerin Elsa Blau, die 

vergebens um die Rückgabe der Geschäftsräumlichkeiten des Kaufhauses Elba ge-

kämpft hatte. Der aus Pressburg stammende Leopold Blau war schon seit 1904 in Vil-

lach ansässig. 1910 heiratete er in Ungareigen, dem heutigen Záhorská Ves im slowa-

kischen Marchfeld, Elsa Rosenberg aus Graz. Im Jahr darauf kam ihr Sohn Walter in 

Villach zur Welt38, wo seine Eltern in der Weissbriachgasse 12 eine Gemischtwaren-

handlung eröffnet hatten. Im Verlauf des Ersten Weltkrieges übersiedelte die Familie 

für kurze Zeit nach Wien, wo sie 1923 die Leder- und Stoffbekleidungsindustrie GmbH 

Elba mit einer späteren Filialstelle in Villach gründeten. Als Gesellschafter konnten die 

Produktivwerkstätten des Landesverbandes der Kriegsinvaliden in Wien und Niederös-

terreich gewonnen werden. Ab 1929 war Elsa Blau alleinige Gesellschafterin der Firma 

Elba, als Geschäftsführer der Villacher Zweigniederlassung fungierte ihr Ehemann. 

Nur wenige Tage nach dem «Anschluss» wurde das Villacher Kaufhaus Elba am 16. 

März 1938 von der Gestapo im Beisein einiger NSDAP-Mitglieder geschlossen. Das 

Ehepaar Blau wurde gezwungen, das Geschäft umgehend zu verlassen – freilich nicht 

ohne zuvor Schlüssel und Kassabestände abgegeben zu haben. Elsa Blau fasste die da-

maligen Gepflogenheiten nüchtern zusammen: 
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«Wir durften überhaupt nichts mitnehmen und mussten alles so zurücklassen, wie es 

gerade stand. Mein Mann und ich galten als Volljuden. Ich begab mich zunächst nach 

Wien und wurde dann in die Tschechoslowakei ausgewiesen. Mein Mann wurde ins 

KZ verschleppt. Mit Gewaltanwendung wurden wir aus der Firma verdrängt, eine Ent-

schädigung oder Ablöse habe ich niemals erhalten.»39 

Innerhalb weniger Minuten ihres Eigentums und ihrer Geldmittel beraubt, trachteten 

die Eheleute durch Notverkäufe an ein wenig Bargeld zu gelangen. Vor ihrer erzwun-

genen Abreise nach Wien gelang es den beiden, rasch noch einige Gegenstände zu ver-

äussern, u. a. eine Nähmaschine an ihre Haushälterin. 

In Wien angekommen, begannen sie sich vergeblich um Fluchtmöglichkeiten zu bemü-

hen. In der Folge wurde Elsa Blau in die damalige Tschechoslowakei ausgewiesen, wo 

sie nach der nationalsozialistischen Annexion 1939 in wechselnden Verstecken unent-

deckt blieb. Ihr Ehemann Leopold wurde am 28. Juni 1942 von Wien aus nach There-

sienstadt, und von dort am 23. September 1942 in das Vernichtungslager Treblinka de-

portiert, das er nicht überleben sollte. 

Zu diesem Zeitpunkt bestand die Firma Elba schon lange nicht mehr. Im Mai 1938 war 

Josef Horvath zum «kommissarischen Verwalter» des Kaufhauses Elba bestellt wor-

den. Sein Auftrag bestand in der Liquidation des Geschäftes, Anfang November 1938 

hatte er ihn erfüllt: Die Warenbestände waren abverkauft, das Geschäft leer geräumt 

und die Schlüssel an den Hausbesitzer zurückgegeben. Aufgrund des stetig steigenden 

Drucks und im Bewusstsein, dass er Villach dringend verlassen musste, war Leopold 

Blau im Sommer 1938 der später folgenden Kündigungswelle jüdischer Mieter zuvor-

gekommen, indem er selbst das Mietverhältnis für die Elba gekündigt hatte. 

Die damit frei gewordenen Räumlichkeiten dienten zunächst einige Monate der Natio-

nalsozialistischen Volkswohlfahrt (NSV) als Büro, bis sie schliesslich vom Kaufmann 

Hans Samonig im September 1939 leerstehend gemietet wurden – erst kurz zuvor hatte 

dieser vom Magistrat Villach die Gewerbeberechtigung für den Detailhandel mit Tex-

tilien und Schuhwaren erhalten.40 

Als Elsa Blau am 24. Februar 1948 schliesslich ihren Antrag auf Rückgabe ihres Ei-

gentums einbrachte, wurde dieser aufgrund dieser speziellen Konstellation von der 

Rückstellungskommission abgewiesen, da Hans Samonig keinerlei Warenbestände, 

sondern lediglich leere Räume gemietet hatte und zudem nicht direkt mit der Firma 

Elba in Geschäftsbeziehung gestanden hatte. Aufgrund dieser Entscheidung hatte die 

Antragstellerin auch die bis dahin angefallenen Verfahrenskosten in der Höhe von 

1.840 Schilling zu begleichen.41 

Auch eine Beschwerde brachte Elsa Blau nicht weiter. Diese wurde in zweiter Instanz 

sogar noch mit der zusätzlichen Begründung abgelehnt, dass die Elba GmbH die aus-

schliessliche Mieterin des Geschäftes und Eigentümerin der Ware und der Einrichtung 

gewesen sei und eine Einzelperson daher gar nicht legitimiert sei, Ansprüche auf das 

entzogene Vermögen zu erheben. Weiters wurde die «freiwillige» Kündigung des Miet-

vertrages durch Leopold Blau zu Ungunsten von Elsa Blau ausgelegt.42 

In einem zweiten Anlauf beantragte Elsa Blau daher die Wiedererrichtung der Firma 

Elba, um über diese Konstruktion die Rückstellungsansprüche geltend machen zu kön- 

Werbeeinschaltungen des Villacher 

Kaufhauses Elba in der Kärntner 
Volkszeitung vom Februar bis April 

1931. 
Quelle: Universitätsbibliothek Klagenfurt 
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nen. Dies bedeutete einen weiteren Spiessrutenlauf, da die Firma Elba Anfang 1940 aus 

dem Handelsregister gelöscht worden war. 

Elsa Blau forderte aber nicht nur die Rückgabe bzw. Entschädigung der von ihr und 

ihrem verstorbenen Gatten getätigten Adaptierungen des Geschäftslokales, sondern 

auch eine Abgeltung des an den Kaufmann Rudolf Smoley in Pöckau verschleuderten 

Warenbestandes, den dieser im Herbst 1938 den vorliegenden Akten nach unverpackt 

auf einen Wagen geworfen hatte und in sein Geschäft schaffen liess. 1.200 Paar Schuhe, 

800 Meter Bettuchleinen, 250 Stück Herren- und Knabenanzüge, 100 Damenkleider 

und 350 Meter Damen- und Herrenstoffe umfasste dieser «Einkauf4,43 den die Söhne 

des verstorbenen Pockauer Geschäftsmannes später als «Ramschware» bezeichneten.44 

Friedrich Smoley nutzte die angeblich «ungerechten» und «unverschämten» Ansprüche 

von Elsa Blau zur Darlegung seiner Rechtsauffassung: 

«Bin auch ich österreichischer Staatsbürger und war nahezu 10 Jahre in Wehrdienstleis-

tung unfreiwillig. Auch ich habe materielle Nachteile aufzuweisen, von denen ich keine 

Ansprüche heute an den Staat oder an einer anderen Person stellen kann.»45 

Am 19. Jänner 1951 informierte Hans Samonig die Rückstellungskommission vom Ab-

leben Elsa Blaus. Das Verfahren wurde damit eingestellt. 

Im Alter von fünfundsechzig Jahren verstarb Elsa Blau am 12. Dezember 1950 in 

Murau, wo sie ebenso energisch wie in ihrer Heimatstadt Villach um die Rückgabe ihres 

geraubten Vermögens gekämpft hatte. In der Steiermark bemühte sie sich seit 1946 um 

die Rückstellung der Vermögenswerte ihrer Schwester Malvine und ihres Schwagers 

Adolf Humburger, die allen Hinweisen nach in einem Konzentrationslager in Jugosla-

wien ums Leben gebracht wurden. Hier bewältigte Elsa Blau die bürokratisch-juristi-

schen Hürden und erreichte schliesslich die Rückstellung der enteigneten Murauer Re-

alitäten.46 Ein Erfolg, der ihr bei ihren Bemühungen in Villach nicht beschieden war. 

Josef Sternschuss 

Josef Sternschuss wurde am 28. November 1889 in Radautz, dem heutigen Rädäuti in 

Rumänien, geboren. Wegen widerspenstigen Verhaltens hatte der Spross einer mehr-

köpfigen Kaufmannsfamilie die Volksschule verlassen und war privat unterrichtet wor-

den. Auch das Gymnasium verliess er aus disziplinären Gründen und besuchte darauf-

hin die Gewerbeschule in Czernowitz. Seit seinem zwanzigsten Lebensjahr arbeitete er 

als technischer Angestellter in verschiedenen Betrieben in Rumänien, Polen und Un-

garn. 1915 meldete er sich freiwillig zum Militär, wo er einmal mehr wegen Ungehor-

sams von sich reden machte. Im zweiten Kriegsjahr wurde Josef Sternschuss wegen 

eines Lungenleidens aus dem Waffendienst entlassen. 

Nach Kriegsende hatte er für knapp drei Jahre die technische Leitung einer Zementfab-

rik in Sofia inne, danach begab er sich nach Wien zu seinem Bruder Max, der ihm als 

Rechtsanwalt bei der Suche und dem Erwerb eines geeigneten Industriebetriebes helfen 
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sollte. 1924 erwarb Josef Sternschuss schliesslich die Hälfte der Anteile an der Papier- 

und Pappenfabrik Löwy & Co. in der Oberen Fellach bei Villach. Drei Jahre später, 

1927, übernahm er von seinem Geschäftspartner Moritz Löwy auch die zweite Hälfte 

des Anteils und wurde damit zum alleinigen Besitzer des Betriebes. 

Arbeitsrechtliche Übertretungen sowie ein rauer Umgangston mit den Beschäftigten 

führten zu häufigen Beschwerden seitens des Gewerbeinspektors und der Arbeiter-

schaft, die nicht frei von antisemitischen Untertönen waren. Der Arbeiterwille be-

schrieb ihn als «Balkanjuden», der «hier eine Paschawirtschaft zu etablieren» ver-

suchte.47 In der Ortschaft Obere Fellach wurde Josef Sternschuss allgemein als «Sau-

jud» bezeichnet und für die Ortsansässigen war die Vorstellung von einem Juden eng 

mit dem Bild des «Leuteschinders» verknüpft.48 

Als Josef Sternschuss 1931 wegen Verleitung zur Falschaussage und Übertretung der 

körperlichen Sicherheit zu acht Monaten Haft verurteilt wurde, bangten die Beschäftig-

ten allerdings um ihre Arbeitsplätze, da der Betrieb bei Strafantritt hätte schliessen müs-

sen. Die Gesuche des Verurteilten um Strafaufschub wurden von der Stadt Villach, dem 

Industriellenverband, der Handelskammer und dem Kärntner Heimatbund unter Alois 

Maier-Kaibitsch mit dem Hinweis auf die volkswirtschaftliche Bedeutung des Betrie-

bes befürwortet. 

Das Werk beschäftigte zu diesem Zeitpunkt rund zwanzig Frauen und Männer, die aus-

ser in den Wintermonaten in Tag- und Nachtschichten durcharbeiteten. Trotz Wirt-

schaftskrise war die Pappenfabrik eines der wenigen Unternehmen, die noch nicht still-

gelegt werden mussten. Ende 1934 wurde per Gerichtsentscheid die gegen Sternschuss 

verhängte Gefängnishaft aufgehoben und das Strafverfahren eingestellt. Das Unterneh-

men von Sternschuss produzierte nach einem selbst entwickelten Verfahren eine Form 

von Spezialpappe, die bei der Schuhfabrikation im In- und Ausland Verwendung fand. 

Hauptabnehmer war die in Wien angesiedelte Kommanditgesellschaft für Artikel der 

Schuhindustrie Albeko, die das Produkt über Jahre hinweg von Sternschuss bezogen 

hatte und dementsprechend gut über den Villacher Betrieb Bescheid wusste. 

Unmittelbar nach dem «Anschluss», am 13. März 1938, wurde Sternschuss verhaftet 

und in das Polizeigefängnis Villach eingeliefert, wo Anfang April 1938 Albert Brink-

mann erschien, der als Prokurist von Albeko mit dem Gefangenen über den Verkauf der 

Fabriksanlagen in der Oberen Fellach verhandeln wollte. Da sich die angebotene Kauf-

summe nach Ansicht des Inhaftierten weit unter dem tatsächlichen Wert des Unterneh-

mens bewegte, lehnte er das Offert trotz Zwangslage in einer ersten Reaktion rundweg 

ab. Wenig später stimmte Sternschuss angesichts der ausweglosen Situation und von 

der Haft zermürbt schliesslich doch zu. Brinkmann indes weigerte sich mittlerweile – 

die Situation weidlich ausnützend – das ursprüngliche Angebot aufrechtzuerhalten. Er 

versuchte nun, den Betrieb nach Begleichung der Firmenpassiva unentgeltlich zu über-

nehmen. Trotz Drohungen mit dem KZ Dachau lehnte Sternschuss ab. Daraufhin wurde 

er, so die Akten, auf «unmenschlichste Weise gequält» und schliesslich in das Gestapo-

Gefängnis nach Klagenfurt überführt, wo ihm der Gestapobeamte Dr. Johann Bauer 

ebenfalls mit der Verschickung ins KZ Dachau drohte, wenn er nicht bereit wäre, das 

Unternehmen abzugeben und sofort «zu verschwinden».49 
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Mittlerweile war die Pappenfabrik zum Spielball verschiedenartig gelagerter Wirt-

schaftsinteressen geworden. Villachs NSDAP-Kreisleitung wollte das Unternehmen li-

quidieren, wohingegen sich die Stadt Villach gemeinsam mit der Gestapo für die Wei-

terführung des Betriebes im Eigentum von Albeko verwendete. Als Vertreter der Kärnt-

ner Industrie begab sich Herbert Auer von Welsbach nach Wien, um mit August Ahl-

born, dem Firmenchef von Albeko, die Übernahme des Villacher Werkes zu besprechen. 

Zeitlich fand die Unterredung im Umfeld zu den i.-Maifeierlichkeiten statt, wo Auer 

von Welsbach als Festredner Gegnern des NS-Regimes unumwunden ihre Ausmerzung 

mit der «eisernen Faust des gesamten Volkes» ankündigte.50 

Josef Sternschuss bekam unterdessen die «eiserne Faust» der Gestapo zu spüren, die ihn 

zunehmend unter Druck setzte. Selbst Josef Bürckel, Reichskommissar für die Wieder-

vereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich, schaltete sich in der Angelegenheit 

ein. In einem Schreiben an die Gestapostelle Klagenfurt verlangte er, dem «Juden Stern-

schuss die Fabrik wegzunehmen und der Firma ,Albeko’ anbetrachts ihrer Verdienste 

um die Partei zu übergeben (...). Und damit der Jude nicht weiter schachern kann, ist er 

in Haft zu belassen und dann ins K.Z. zu stecken».51 

August Ahlborn wiederum beabsichtigte, nicht nur das Zulieferwerk in sein Unterneh-

men einzugliedern, sondern er war auch an Detailwissen über die Produktion von Spe-

zialpappe interessiert. Behilflich war ihm dabei einmal mehr die Gestapo. Am 2. Juni 

1938 wurde er von Johann Bauer über den Stand der Dinge informiert: 

«Ich habe vorgesehen, dass Sternschuss, dessen Abgabe in ein Konzentrationslager vor-

gesehen ist, vorläufig in Klagenfurt in Schutzhaft bleibt. Sollte sich die Notwendigkeit 

ergeben, werde ich mit allen Mitteln dafür sorgen, dass er eventuelle Betriebsgeheim-

nisse aufdeckt, ohne jedoch die Verpflichtung eines unbedingten Erfolges auf mich zu 

nehmen.»52 

Als Belohnung für die Preisgabe der Rezepturen zur Erzeugung von Spezialpappe 

wurde Josef Sternschuss von der Gestapo «Schokolade, Wein, Wurst und die Freiheit» 

versprochen – eingelöst wurde allerdings nur der erste Teil der Versprechungen. Als er 

vom Gestapobeamten Johann Bauer die zugesagte Freiheit einforderte, erhielt er ein 

paar Ohrfeigen.53 Mit Beschluss der Gestapo vom 6. Juli 1938 wurde schliesslich das 

gesamte Vermögen von Josef Sternschuss beschlagnahmt, zugunsten des Deutschen 

Reiches eingezogen und den Eigentümern von Albeko zum Kauf angeboten. Nachdem 

die Gestapo dem «Ariseur» die Streichung von an Sternschuss gerichteten öffentlich-

rechtlichen Schuldforderungen zugesagt hatte, erwarb August Ahlborn die Pappenfab-

rik samt dazugehörigem Grundstück, Wohnhaus und Automobil um den Preis von 

47.340 Reichsmark.54 Wenige Tage nach der am 11. Juli 1938 erfolgten Einverleibung 

des Eigentumsrechts für die Firmad/Wö wurde der solcherart beraubte Josef Sternschuss 

nach Dachau deportiert. Am 26. September 1938 erfolgte von dort seine Überstellung 

in das KZ Buchenwald, wo er unter schweren Misshandlungen seitens des Wachperso-

nals im Steinbruch arbeitete.55 Dass die Deportation von Josef Sternschuss beschlossene 

Sache war, wusste die Kärntner Volkszeitung allerdings schon im Juni 1938 zu berich-

ten: 
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«Der im Gemeindegebiet Obere Fellach bei Villach wohnhaft gewesene Jude Josef 

Sternschuss betreibt seit 1925 eine Spezialpappefabrik. Bei einer im Einvernehmen mit 

der Kreisleitung Villach der NSDAP von der Staatspolizeistelle Klagenfurt veranstalte-

ten Besichtigung seines Betriebes wurden Zustände festgestellt, die eine sofortige Be-

schlagnahmung des Betriebes notwendig erscheinen liessen. (...) Die Staatspolizei hat 

in diesem Falle mit aller Energie durchgegriffen. Der Jude ist in Schutzhaft und kommt 

in ein Konzentrationslager. Dort hat er Gelegenheit, über sein bisheriges Treiben nach-

zudenken und über die Arbeitsmethoden im Dritten Reich Studien zu machen. Der Be-

sitz wurde kurzerhand beschlagnahmt. Trotz der eminenten Verschuldung von über S 

80.000 wurde eine rein arische Firma gefunden, die den Betrieb im Geiste der heutigen 

Nation weiterführen wird.»56 

Bereichert hatte man sich am Sternschuss-Besitz allerdings schon vor der offiziellen 

Beschlagnahmung durch die Gestapo: Albeko hatte sich den Warenbestand der Pappen-

fabrik angeeignet, die NSDAP-Kreisleitung Villach hatte indessen das Wohnhaus von 

Josef Sternschuss ausgeräumt und sich sämtlicher darin befindlicher Güter inklusive 

Mobiliar, Wäsche und Herrengarderobe bemächtigt. Das Radiogerät des Inhaftierten 

fand wiederum in den Büroräumlichkeiten der Gestapo Verwendung.57 

Im Juni 1939 wurde Sternschuss aus dem KZ Buchenwald entlassen. Im September 

1940 gelang ihm die Flucht aus dem deutschen Reichsgebiet entlang der Donau. Nach 

einer abenteuerlichen Irrfahrt landete der aus mehreren Schiffen bestehende illegale 

Flüchtlingstransport schliesslich im Hafen von Haifa. Die britischen Behörden verwei-

gerten den Flüchtlingen die Einreise nach Palästina und deportierten den Grossteil der 

Menschen auf die Tropeninsel Mauritius, wo sie von Ende Dezember 1940 bis August 

1945 im ehemaligen Gefängnis von Beau Bassin interniert blieben. 1.560 jüdische 

Flüchtlinge verbrachten die nächsten viereinhalb Jahre unter haftähnlichen Umständen 

auf der britischen Kolonialinsel. Nach dem Krieg entschlossen sich 1.060 der rund 1.300 

verbliebenen Internierten für die Auswanderung nach Palästina, vierzig Personen woll-

ten nach Österreich zurückkehren.58 Im Sommer 1945 erblickten die ehemaligen Flücht-

linge erneut den Hafen von Haifa. Diesmal wurden sie von Vertretern zionistischer Or-

ganisationen begrüsst und an ihre Bestimmungsorte gebracht. Josef Sternschuss kam in 

die Umgebung von Tel Aviv, wo er im Jänner 1948 Anna Marberger, die bereits 1934 

von Jugoslawien nach Palästina ausgewandert war, heiratete. Wenige Monate zuvor 

hatte er im Oktober 1947 bei der Rückstellungskommission die Rückgabe der Pappen-

fabrik samt dazugehöriger Liegenschaft eingefordert. Der Geklagte August Ahlborn 

setzte als Mehrheitseigentümer der Firma Albeko zunächst auf Verzögerung des Ver-

fahrens. In seiner Stellungnahme wies er daraufhin, dass er zum Zeitpunkt der «Arisie-

rung» des Villacher Unternehmens deutscher Staatsbürger war und das Vermögen von 

Albeko als deutsches Eigentum von den Alliierten der österreichischen Regierung zur 

treuhändigen Verwaltung übergeben worden sei. Ausserdem handle es sich bei Albeko 

und seiner Person um zwei verschiedene Rechtssubjekte. Im Grundbuch erscheint als 

Eigentümerin der «arisierten» Pappenfabrik die Firma Albeko, weshalb der an ihn ge-

richtete Antrag auf Rückgabe der Liegenschaft «von Haus aus verfehlt» sei. Ahlborn 

fühlte sich nicht zur Rückgabe der Fabrik in der Oberen Fellach verpflichtet, da es sich 



 

249 

dabei «um gar keine Fabrik, sondern bestenfalls um eine verlotterte Quetsche» gehan-

delt hätte, die auch ohne Zutun der Nationalsozialisten verkauft hätte werden müssen.59 

Ahlborn beteuerte, dass er den veralteten und überschuldeten Betrieb nur auf Drängen 

verschiedenster NSDAP-Dienststellen und der Gestapo erworben habe. Zudem sei das 

Unternehmen nach einem Brand im Jänner 1940 nach modernsten Massstäben völlig 

neu wiederaufgebaut worden, weshalb die von Sternschuss rückgeforderte Pappenfab-

rik mit der neuen Anlage nicht mehr ident sei und daher auch nicht mehr zurückgefor-

dert werden könne. 

Die persönlichen Diffamierungen von Josef Sternschuss, die im Zuge der Verteidi-

gungsstrategien ausgesprochen wurden, waren in seinem Fall besonders krass und gin-

gen aufgrund der früheren Auseinandersetzungen wohl auch besonders leicht von der 

Hand: Mit Anspielung auf das gegen Sternschuss angestrengte Strafverfahren von 1931 

wollte Ahlborn beweisen, dass die Verhaftung und Deportation des «lästigen Auslän-

ders» mit «seiner kriminellen und asozialen Vergangenheit» durch die Nationalsozia-

listen in keinem Zusammenhang zur Veräusserung des Unternehmens stand. Auch die 

«illustrativen Darstellungen» des Rückstellungswerbers über die Misshandlungen sei-

tens der Gestapo erschienen nach Meinung des «Ariseurs» völlig aus der Luft gegrif-

fen.60 

Ahlborns Villacher Anwalt Dr. Friedrich Klauss wählte schliesslich die Verteidigungs-

strategie fast aller «Ariseure» und führte ins Treffen, dass die Regeln des redlichen Ver-

kehrs eingehalten wurden und der «Verkäufer» ohne Zwang frei entscheiden konnte. 

Nicht ungewöhnlich war die Argumentation, dass die Juden ihre Situation selbst zu ver-

antworten gehabt hätten, da «einer von ihnen» in Paris den NS-Diplomaten Ernst Edu-

ard vom Rath getötet hätte. 

Die Treffen mit Sternschuss im Villacher bzw. Klagenfurter Gefängnis hätten laut Ahl-

born und dem Prokuristen Albert Brinkmann den alleinigen Zweck verfolgt, ihren lang-

jährigen Geschäftspartner aus der Gestapohaft freizubekommen. Die Wahrnehmung 

des Antragstellers war freilich eine andere. In seinem Rückstellungsgesuch berichtet 

Sternschuss, was seiner Erinnerung nach geschehen war: Nachdem er Brinkmann mit 

erhobenen Händen gebeten hatte, sich für ihn bei der Gestapo einzusetzen, hätte der 

Prokurist geantwortet: «Wenn es von mir abhängen würde, würde ich alle Rollwagen 

requirieren, alle Juden darauf anbinden und in die Donau werfen.»61 

Die Rückstellungskommission erklärte schliesslich mit Teilerkenntnis vom 15. Dezem-

ber 1949 den Kaufvertrag für nichtig. Weiters wurde festgestellt, dass bei der Über-

nahme die Regeln des redlichen Verkehrs nicht eingehalten wurden und Sternschuss 

die Fabrik ohne die nationalsozialistische Machtergreifung nicht veräussert hätte, 

ebenso wenig wie von einer Überschuldung des Betriebes ausgegangen werden könne.62 

Der Beschwerde Ahlborns wurde allerdings dahingehend stattgegeben, indem die Be-

sitzverhältnisse der Firma Albeko einer nochmaligen Prüfung bedurften, da geklärt wer-

den musste, inwieweit August Ahlborn als «blosser» Gesellschafter von Albeko für den 

Vermögensentzug belangt werden könne und wie mit deutschem Eigentum rechtlich 

umgegangen werden soll.63 

Um die langwierigen Verhandlungen zu beschleunigen, begab sich Josef Sternschuss 

im Februar 1951 nach Wien, wo er – wie viele andere – einen für ihn nachteiligen aus- 
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sergerichtlichen Vergleich mit seinen ehemaligen Geschäftspartnern anstrebte. In aller 

Eile wurde die Karex-Schuhindustriebedarfs GmbH gegründet, der Josef Sternschuss 

auch die Ansprüche auf sein früheres Eigentum übertrug. Hier firmierte Sternschuss als 

Gesellschafter. Als Geschäftsführer der neuen GmbH wurde Walter Ahlborn, der Bru-

der von August Ahlborn und früherer Mitgesellschafter der Firma Albeko, eingesetzt. 

Damit nahm das Rückstellungsverfahren im Februar 1951 ein mehr als absurdes Ende: 

Zwei ehemalige «Ariseure», die einander geschwisterlich verbunden waren, handelten 

nun einen Vergleich zwischen den beiden Unternehmen Karex und Albeko aus. Das 

Gericht bestimmte nun, dass die Pappenfabrik an die Firma Karex zurückgestellt wer-

den musste, wobei sich Karex wiederum verpflichtete, der Firma A/^Ö einen Betrag von 

70.000 Schilling für in Villach lagernde Artikel zu bezahlen.64 

Welchen Abfindungsbetrag sich Josef Sternschuss mit Walter Ahlborn in seiner ausser-

gerichtlichen Einigung sichern konnte, geht aus den vorliegenden Unterlagen nicht 

mehr hervor. Allzu vorteilhaft dürfte die Übereinkunft für Josef Sternschuss nicht ge-

wesen sein. 1956 suchte er beim Hilfsfonds um Unterstützung an, da er sich in Israel 

nur durch finanzielle Zuwendungen von Seiten seiner Geschwister und naher Verwand-

ter über Wasser halten konnte. Schwerkrank verstarb der Villacher Fabrikant am 4. Mai 

1957 im Alter von achtundsechzig Jahren in Ramat Gan bei Tel Aviv. 
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Werner Koroschitz  

Zwischen Neubeginn 

und Heimatlosigkeit 
Von Villach über Tarvis nach Eretz Israel 

«Ich wusste nicht, was ich nun anfangen sollte. Eine innere Stimme sagte mir: Sie haben 

dich jetzt befreit, aber du bist mutterseelenallein auf der Welt. Ich hatte niemanden 

mehr, und ich wusste nicht wohin. Ein schöner Tag und ein schwerer Tag.»1 

Mit diesen Worten schilderte eine Frau ihre Empfindungen nach der Befreiung aus ei-

nem von mehr als vierzig Aussenlagern des Konzentrationslagerkomplexes Mauthau-

sen. Tatsächlich lag im ersten Glück und der Erleichterung der Überlebenden über die 

Befreiung auch grosse Trauer: Praktisch jeder hatte Familienangehörige, Verwandte 

oder Freunde verloren, in ihren ehemaligen Wohnungen und Häusern hatten sich «Ari-

seure» oder andere Nutzniesser des Systems fest eingerichtet; und auch für die im Exil 

lebenden jüdischen Flüchtlinge kam eine Rückkehr in ihre alte Heimat, wo sie von ihren 

Mitbürgern erniedrigt und so beispiellos beraubt worden waren, meist nicht in Frage. 

Hinzu kamen die psychischen und physischen Leiden, mit denen man irgendwie zu 

Rande kommen musste. 

Viele hofften auf einen Neubeginn ausserhalb Europas, wollten weg von den Stätten 

des Grauens und einer nach wie vor extrem antisemitisch gesinnten Umwelt. Doch wo-

hin? Aufgrund der restriktiven Einwanderungsbestimmungen der USA und Palästinas, 

das sich unter britischer Mandatsmacht befand, bestand für eine legale Ausreise in diese 

oder auch andere Länder nur eine geringe Chance. 

Als Alternative bot sich schliesslich die illegale Einreise nach Palästina – ein Vorhaben, 

das schliesslich zu einer der grössten illegalen Fluchtbewegungen Europas führen sollte 

und Österreich eine wichtige Rolle als Transitland zukommen liess. Aufgrund seiner 

geografischen und geopolitischen Lage spielte Österreich für die jüdische Fluchthilfs-

organisation Brichah (hebräisch für Flucht) eine besondere Rolle. Mit Hilfe dieser Or-

ganisation gelangten osteuropäische Juden nach Österreich, und von hier weiter nach 

Italien, wo die Flüchtlinge von der Aliya Bet, einer jüdischen Geheimorganisation für 

die illegale Einwanderung nach Palästina, übernommen wurden. In zumeist völlig über-

füllten Schiffen wurden sie nach Israel gebracht oder von britischen Militärpatrouillen 

auf Zypern interniert. 

Das Fluchthilfenetzwerk der Brichah spannte sich über verschiedene Staaten Europas, 

wobei die Organisation gleichzeitig auch enge Kontakte zur American Jewish Joint 

Distribution Committee und der United Nations Relief and Rehabilitation Administra-

tion (UNRRA) unterhielt. 

Als wertvoller Fluchthelfer für diese Organisationen entpuppte sich im Kärntner Raum 

die Jewish Brigade, die ab Mitte Mai 1945 den Grenzabschnitt bei Tarvis zu kontrol-

lieren hatte. Die jüdische Einheit mit Soldaten aus Palästina und England war erstmals 
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im Frühjahr 1945 zum Einsatz gekommen und hatte bis zu Kriegsende innerhalb der 8. 

Armee in Italien gekämpft. Mit der Betrauung dieser Truppe zur Grenzüberwachung 

hatten die Briten freilich den Bock zum Gärntner gemacht.2 Auf österreichischem Bo-

den befreiten die Alliierten etwa dreissigtausend jüdische KZ-Häftlinge und Zwangsar-

beiten3 Insgesamt befanden sich in Österreich am Tag der Kapitulation des Deutschen 

Reiches am 8. Mai 1945 rund 1,65 Millionen Ausländer, die sich hauptsächlich aus 

ehemaligen Zwangsarbeitern, Kriegsgefangenen, KZ-Überlebenden, aber auch geflüch-

teten faschistischen Ungarn, Ukrainern, Kosaken und Jugoslawen zusammensetzten.4 

Die sogenannten Displaced Persons (DP) fielen in den Verantwortungsbereich der Al-

liierten. Als DPs im Sinne der UNRRA galten alle geflüchteten oder deportierten An-

gehörigen der alliierten Nationen, die in den befreiten Gebieten angetroffen wurden; 

ferner auch nichtalliierte Staatsangehörige, die als Opfer der ehemaligen Kriegsgegner 

gelten konnten. Die dringendste Aufgabe nach Kriegsende war die Erfassung und Re-

gistrierung der DPs und deren Unterbringung und Versorgung in eigenen Lagern. Ende 

Mai 1945 befanden sich in Kärnten geschätzte 130.000 DPs, von denen rund ein Viertel 

in verschiedenen Lagern lebte.5 

Unmittelbar nach Kriegsende setzte eine spontane Rückwanderung ehemaliger Zwangs-

arbeiter sowie alliierter Kriegsgefangener über die nahe italienische Grenze ein. Der 

Weg von Kärnten über die Grenze bei Thörl Magiern nach Oberitalien sollte für die 

nächsten Monate auch zu einer der Hauptrouten jüdischer DPs auf ihrem Weg nach 

Palästina werden. 

Villach war aufgrund seiner geografischen Lage zu einem Zentrum der Migrationsbe-

wegung in der britischen Zone geworden. Tausende Flüchtlinge mussten nun verköstigt, 

untergebracht und erfasst werden. Bereits am 16. Mai waren in der Stadt mehrere Lager 

für verschiedene Nationalitäten und ein Rückführungsamt für Ausländer eröffnet wor-

den.6 Im Lager Völkendorf war eine schwankende Zahl von achtzig bis hundertfünfzig 

jüdischen, meist polnischen KZ-Überlebenden untergebracht.7 

Als am 29. Mai 1945 Soldaten der Jewish Brigade das benachbarte Kärnten erkunde-

ten8, sprach sich unter den jüdischen DPs die Anwesenheit der jüdischen Brigade 

schnell herum. Anfangs kümmerte sich die Einheit vorwiegend um jüdische DPs in der 

nächsten Umgebung, vor allem in Kärnten. Bald führten einzelne Soldaten gezielte 

Suchaktionen in allen Besatzungszonen Österreichs und Süddeutschlands durch, um 

Kontakte zu Überlebenden herzustellen. Untergebracht wurden die von der Jewish Bri-

gade nach Italien geschmuggelten Flüchtlinge in einem eigens dafür adaptierten, ehe-

maligen Kriegsgefangenenlager in Pontebba, um sie von hier aus in andere italienische 

Auffanglager weiter zu transportieren. 

Anfang Juli 1946 führte die Brigade ihre erste grossangelegte Aktion in der US-Zone 

durch. Mit Unterstützung, wenn auch ohne offizieller Erlaubnis der britischen Behörden 

wurde ein Transport mit tausendsechshundert Juden von Ebensee nach Italien organi-

siert. Zur Unterbringung der ankommenden Juden errichteten hunderte Freiwillige in 

Valbruna und Pontebba innerhalb von nur fünf Tagen zwei Aufnahmelager, wo die KZ-

Überlebenden von den Soldaten der Brigade betreut und weitergeleitet wurden. Die 

nächsten grossen illegalen Transporte kamen von Salzburg. Dabei handelte es sich vor-

wiegend um Überlebende des KZ Theresienstadt, die von jüdischen US-Soldaten unmit- 
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telbar nach der Befreiung zunächst nach Salzburg gebracht worden waren, und von dort 

mit Hilfe der Jewish Brigade nach Italien weitergeleitet wurden.9 Neben diesen illegal 

durchgeführten Grosstransporten betreuten die Mitglieder der Einheit jüdische DPs in 

ganz Kärnten und schmuggelten diese – sofern sie es wünschten – über die Grenze. 

Dabei handelte es sich keineswegs um eine Routineangelegenheit, sondern um ein 

durchaus gefahrvolles Unterfangen, da jederzeit mit Kontrollen seitens der britischen 

Behörden gerechnet werden musste. 

Für das Völkendorfer DP-Lager wurde deshalb ein effektives System entwickelt. Um 

die hohe Fluktuation in den Lagern zu verschleiern, erhielt jeder jüdische Flüchtling bei 

seiner Ankunft einen Decknamen, der bei seinem Abgang vom nächsten Neuankömm-

ling übernommen wurde.10 Für den Ernstfall erhielten die DPs von Soldaten der Jewish 

Brigade genaueste Instruktionen.11 

Am 8. September 1945, zum jüdischen Neujahrstag, visitierte ein Vertreter des Ameri-

can Joint Distribution Committee, James Price, das DP-Lager in Völkendorf. Seinen 

Angaben nach liess die Lager-Situation der rund achtzig Juden, darunter zehn Kinder, 

zu wünschen übrig. Sie lebten in Holzbaracken, fünfundzwanzig Personen teilten sich 

einen Raum, hatten kaum etwas zum Anziehen und mussten sich mit einem Teller 

Suppe und dreihundertfünfzig Gramm Brot am Tag begnügen. Die jüdischen DPs hat-

ten sich bei Price zudem beklagt, dass verschiedene Schlüsselpositionen im Lager von 

ehemaligen Wehrmachtssoldaten eingenommen würden. Von Nathan Perlmutter, inof-

fizieller Sprecher der jüdischen Lagergemeinschaft, war dem Besucher auch ein auf 

Jiddisch abgefasstes Schreiben übergeben worden mit der Bitte um Veröffentlichung. 

Damit wollte man die Öffentlichkeit auf die unerträgliche Situation in Völkendorf auf-

merksam machen. Am Ende seines Besuches war Price schliesslich noch gebeten wor-

den, etwas für jene jüdische Leidensgenossen zu unternehmen, die sich zu diesem Zeit-

punkt wegen unerlaubten Entfernens aus dem Lager im Villacher Polizeigefängnis be-

fanden. Ein junger Bursche war dabei trotz seines gebrochenen Beines inhaftiert wor-

den.12 Price kam offenbar nicht mehr dazu, der Sache nachzugehen. Die Insassen des 

Lagers hatten sich selbst an die Villacher Öffentlichkeit gewandt, wenn auch mit wenig 

Erfolg. Mit Unverständnis und deutlich antisemitischem Unterton berichtete die Neue 

Zeit über diese Demonstration: 

«Vor dem britischen Militärgericht in Villach standen gestern 14 Angeklagte, die sich 

mit noch 26 anderen Juden bei einem Krawall im Dezember 1945 vor dem Polizeiamt 

in Villach besonders hervorgetan hatten. Es handelt sich um jüdische Flüchtlinge, die 

die Freilassung eines in Haft befindlichen Juden erzwingen wollten. Der Rädelsführer 

Isak Novak erhielt sechs Monate Arrest, die übrigen je drei Monate Arrest. Drei Perso-

nen wurden freigesprochen.»13 

In der ersten Jahreshälfte 1946 befanden sich im Lager neben rund hundertfünfzig Ju-

den noch hundertsiebenundvierzig Ukrainer und hundert Polen.14 Bei den KZ-Überle-

benden im DP-Lager Völkendorf handelte es sich vorwiegend um polnische Juden, 

mehrheitlich Textilarbeiter aus Lodz und grossteils überzeugte Zionisten, die nach Pa-

lästina wollten. Die Furcht der Lagerinsassen, insbesondere vor nicht-jüdischen Lager- 
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insassen, war allgegenwärtig. Einerseits aufgrund der Erfahrungen in den Konzentrati-

onslagern, andererseits wegen der fortgesetzten Gewaltexzesse gegen Juden.15 Die 

Ängste waren berechtigt. Im Juli 1946 kam es zu einem Pogrom im polnischen Kielce, 

wo zweiundvierzig Holocaustüberlebende von Einheimischen erschlagen wurden. 

Auch in anderen Teilen Polens kam es zu gewalttätigen, antijüdischen Ausschreitungen, 

woraufhin eine panikartige Massenflucht der noch verbliebenen jüdischen Restbevöl-

kerung in Richtung Westen einsetzte. Mit Hilfe der Brichah kamen zehntausende dieser 

neuerlich Verfolgten in die amerikanische Besatzungszone nach Österreich und West-

deutschland, wo sie vorübergehend Aufnahme in verschiedenen DP-Lagern fanden. Mit 

der Errichtung eigener jüdischer DP-Lager kamen die alliierten Militärbehörden 

schliesslich der besonderen Schutzbedürftigkeit jüdischer Überlebender entgegen, 

nachdem klar geworden war, dass sich immer wieder auch Kriegsverbrecher unter die 

jüdischen DPs mischten. Zwischen 1945 und 1955 bestanden in ganz Österreich insge-

samt sechzig jüdische DP-Lager, die meisten davon in der US-Zone. 

Die illegalen Aktivitäten der Jewish Brigade, die tausende DPs illegal über die Grenze 

geschleust und den Menschen die erhoffte Flucht nach Palästina ermöglicht hatte, wa-

ren den britischen Behörden nicht verborgen geblieben. Ende Juli 1946 wurde die Ein-

heit nach Belgien verlegt. 

Generell dauerte die jüdische Fluchtbewegung bis Ende 1947 an, danach stagnierte sie. 

Einerseits fasste die UNO im November 1947 den Beschluss zur Teilung Palästinas in 

ein jüdisches und ein arabisches Gebiet, andererseits war der Grossteil der «auswande-

rungswilligen» Juden mit Hilfe der Brichah schon durch Österreich nach Italien oder 

Palästina weitergeschleust worden. Mit der Staatsgründung Israels 1948 und der Lo-

ckerung der US-Einwanderungsgesetze im Jahre 1950 begann ein neues Kapitel in der 

Auswanderungsbewegung jüdischer Flüchtlinge. 

Obwohl jüdische DPs nur einen geringen Anteil aller in Österreich untergebrachten 

Flüchtlinge ausmachten, wurden sie erneut zur Projektionsfläche antisemitischer Atta-

cken – sei es, dass man ihnen bessere Verpflegung vorwarf oder sie der Beteiligung an 

Schwarzmarktgeschäften verdächtigte. Auf politischer Ebene blieb es wieder einmal 

Innenminister Oskar Helmer vorbehalten, den Vertretern des Anglo-Amerikanischen 

Komitees zu erklären, was bei den Österreichern die eigentliche Ursache von Antise-

mitismus sei: die Bevorzugung jüdischer DPs, die bei den hungernden Österreichern 

bittere Ressentiments wecke.16 
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Klaus Mihacek 

Nachwort 
Überleben nach der Shoah. 

Anmerkungen zu psychischen Langzeitfolgen  

für Überlebende und deren Nachkommen 

Viele Shoah-Überlebende haben nie über ihre traumatisierenden Erlebnisse gespro-

chen. Die Ursachen für ihr Schweigen sind vielfältig und facettenreich. Was in der Psy-

chologie als posttraumatische Vermeidung bezeichnet wird, war für viele Überlebende 

vielfach eine greifbare Form des Selbstschutzes, um nicht von grenzenlosem Schmerz, 

unsagbarer Trauer oder unermesslicher Aggression überschwemmt zu werden. Schwei-

gen und Verstummen sind in diesem Zusammenhang also als notwendige Überlebens-

strategie zu sehen, die allerdings weder für die Betroffenen selbst noch für ihre Nach-

kommen der zweiten und dritten Generation ohne Folgen bleiben konnte. 

Neben dem Selbstschutz stand hinter dem Schweigen vielfach das Bedürfnis nach ei-

nem Schutz der Nachkommen. Viele wollten ihren Kindern das Grauen ihrer Lebens-

realität bzw. Vergangenheit einfach nicht zumuten – wollten sie besser schützen, als sie 

selbst geschützt werden konnten. In einigen Fällen verwies das Schweigen auf einen 

Ausdruck fortgesetzter Angst, in wiederum anderen Fällen markierte das Schweigen 

eine bewusst gewählte Haltung – häufig aus Gründen der Rücksichtnahme, um Mit-

menschen zu schonen, oder weil die Erfahrung gelehrt hatte, dass die Erinnerungen der 

Überlebenden in den verschiedenen Nachfolgestaaten des Deutschen Reiches aus man-

nigfachen Gründen nicht erwünscht waren. Insbesondere letzterer Aspekt liess nicht 

wenige Menschen Über jahrzehnte, manchmal auch für immer, verstummen. In fast 

allen westeuropäischen Ländern hatten sich die Menschen nach dem Krieg fast manisch 

in den Wiederaufbau gestürzt – für das Leid der Verfolgten fehlte dabei jegliches Inte-

resse wie auch Solidarität und Mitgefühl. 

Im Gegenteil. Man konnte beobachten, wie in Österreich und Deutschland ehemalige 

Nationalsozialisten mit Hilfe politischer Parteien und anderer Netzwerke wieder an die 

Spitze gesellschaftlich relevanter Positionen gelangten. Hinzu kam, dass in Österreich 

Kriegsverbrecherprozesse ab 1948 fast durchwegs mit Freisprüchen für die Angeklag-

ten endeten und zu Beginn der 1960er Jahre die Strafverfolgung der Täter praktisch 

gänzlich eingestellt wurde. Im selben Zeitraum kämpften Überlebende des NS-Terrors 

in demütigenden Prozeduren um Entschädigungen und Restitution ihres geraubten Ei-

gentums. 

Da Traumatisierung grundsätzlich nie mit dem Ende von Verfolgung aufhört, sondern 

erst dann, wenn im zwischenmenschlichen und gesellschaftlichen Bereich wieder Ver-

trauen gewonnen und aufgebaut werden kann, waren die Rahmenbedingungen für die 

Überlebenden in der Zweiten Republik denkbar schlecht: Schuldanerkennung, Wieder-

gutmachung und Strafe für die ehemaligen Täter – die notwendigen Voraussetzungen 
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zur Überwindung des Traumas – waren hier gänzlich ausgeblieben, zumal die juden-

feindlichen Pogrome nicht mit der Befreiung durch die Alliierten zu Ende gegangen 

waren. In Polen fanden Massenmorde an Juden bis ins Jahr 1947 statt und in vielen 

europäischen Staaten blieb Antisemitismus bis in die jüngste Gegenwart ein sehr be-

drohliches Phänomen oder eine politische Grundkonstante. Zusammenfassend lässt sich 

feststellen, dass für jüdische Überlebende das erleichternde Gefühl von «Es ist vorbei» 

im Grossen und Ganzen ausblieb. Für sie gab es nach der Befreiung noch weniger Hei-

mat als zuvor – ein wesentlicher Unterschied zu anderen Gruppen von Überlebenden, 

die vielfach in eine Art «Zuhause» zurückkehren oder zumindest auf soziale Strukturen 

zurückgreifen konnten, wo sie in irgendeiner Form aufgefangen wurden. 

«Da kommen die ja wieder, schade, dass man sie nicht alle umgebracht hat.» An diese 

Worte erinnerte sich eine Patientin, als sie 1945 nach einer langen, schwierigen und 

gefahrvollen Rückkehr als junge KZ-Überlebende am Wiener Südbahnhof angekom-

men war. 

Der deutsch-niederländische Psychoanalytiker Hans Alex Keilson (1909-2011) wies in 

seiner richtungsweisenden Arbeit im Kontext von Überlebenden der Shoah bereits 1979 

daraufhin, dass die Traumatisierung in drei Sequenzen erfolgte: Die erste Sequenz be-

inhaltet den beginnenden Terror der Nazis, die zweite die direkte, unmittelbare Verfol-

gung – also den Aufenthalt in Lagern oder im Versteck – und die dritte die Nachkriegs-

periode.1 

Die Frage, wie die Betroffenen nach Kriegsende aufgefangen, gehalten und gestützt 

wurden, war für den weiteren Umgang mit dem Trauma von grösster Bedeutung. Da 

eine Unterstützung von gesellschaftlicher und politischer Seite nicht stattfand – weder 

in Deutschland noch in Österreich – waren die Überlebenden auf individuell aufgebaute 

Strukturen angewiesen. Nur wer das Glück hatte, noch überlebende Familien oder Par-

teien als Stütze vorzufinden, hatte die Chance, die posttraumatischen Symptome wirk-

samer in den Griff zu bekommen. 

Da wir immer noch in der dritten Sequenz der Nachkriegszeit leben, in der staatliche 

Institutionen beinahe siebzig Jahre später nur zögerlich ihre politische Verantwortung 

wahrnehmen, sind viele Überlebende bzw. ihre Nachkommen immer noch in ihren trau-

matisierenden Situationen gefangen. Insbesondere dort, wo es starke, national agierende 

Gruppierungen und Parteien wie beispielsweise in Kärnten gibt, ergibt sich für viele 

Betroffene eine dramatische Situation, die sich oft mit zunehmendem Alter unerträglich 

zuzuspitzen beginnt. 

In den ersten Jahren nach Kriegsende hatte oft eine Art individuelles Triumphgefühl 

des Überlebthabens den Menschen geholfen, die notwendige Härte zu entfalten, um ein 

neues Leben in Angriff zu nehmen und aufbauen zu können. Mit zunehmendem Alter 

liess dieses Gefühl jedoch zusehends nach und wurde von der Erkenntnis der eigenen 

Hinfälligkeit und Sterblichkeit abgelöst. 

Was für alle alten Menschen ein normales soziales Erleben darstellt, nämlich der Ver-

lust von gleichaltrigen Freunden und Verwandten, ist für Menschen, die nie über das 

während der Shoah erlittene Trauma der Trennung hinweggekommen sind, doppelt dra-

matisch. Alter an sich stellt grundsätzlich einen Abschiedsprozess dar: Abschied von 

Vitalität, Abschied von Zukunft, Abschied von Gesundheit. Für Menschen, die Ab-

schied als ein Trauma erlebt haben, wird das Altern daher zur massiven Last. Gefühle 
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von Hilflosigkeit rufen neuerlich Wut oder Verzweiflung hervor. Die Angst vor dem 

Tod wandelt sich im Alter zur Realangst wie sie auch während der Zeit der Verfolgung 

erlebt wurde. Nicht selten kehren alte und unbearbeitete Traumen nach einer langen 

Latenzphase wieder zurück.2 Viele leiden zudem an einer sogenannten Überlebens-

schuld, die sich in Schuldgefühlen gegenüber den Ermordeten äussert. Die Rückkehr 

des Traumas ist üblicherweise begleitet von Ängsten vielfältiger Natur und verschiede-

nen psychosomatischen Reaktionen: Albträume, Flashbacks, Konzentrationsstörungen, 

Schwierigkeiten der Aggressionsregulierung, Depression, Abwehr von Trauerverarbei-

tung, ein unartikuliertes Gefühl von Anderssein, Kontaktschwierigkeiten und sexuelle 

Störungen gehören zu verbreiteten Symptomen. 

In diesem Zusammenhang ist zu bemerken, dass sich zwischen Überlebenden, die bei 

der Befreiung im Mai 1945 erwachsen und jenen, die noch minderjährig waren, wesent-

liche Unterschiede in der Symptomatik und der Verarbeitung erkennen lassen. Während 

ältere, erwachsene Überlebende bereits ein Leben «vorher» gehabt hatten – eine Erfah-

rung, die ihnen auch nach 1945 eine gewisse Ordnung und Sicherheit vermittelte, konn-

ten deportierte Kinder, so genannte Child-Survivors, kaum auf solche psychodynamisch 

stützenden Mechanismen zurückgreifen: Sie waren in einem besonders verletzbaren Al-

ter von ihren engsten Angehörigen getrennt worden und kaum eines war nach dem 

Krieg wieder in die eigene schützende Familie zurückgekehrt. Nur ein Fünftel der über-

lebenden Kinder kehrte zu Vater und Mutter, also zu beiden Elternteilen, heim. 

Die Traumen, die die Shoah bei den Überlebenden hinterlassen hatten, blieben freilich 

nicht nur auf die unmittelbare Erfahrungsgeneration beschränkt, sondern setzten sich in 

der nächsten und übernächsten Generation fort. 

Kinder von Überlebenden waren oft die zentralen Helfer ihrer leidenden Eltern, die auf-

grund ihrer eigenen Verletzungen ihre Elternrolle nicht adäquat wahrnehmen konnten. 

In der Psychologie nennt man diese Rollenumkehr Parentifizierung, die stets einen Ver-

lust von Rollenklarheit und stabiler Identität für die Betroffenen mit sich bringt. Die 

unausgesprochene, doch grundlegende Botschaft in Überlebenden-Familien lautete 

häufig, das Unangenehme zu verschweigen. Damit wurde Schweigen oft zu einem ma-

nifesten Bestandteil familiärer Kommunikation. Da Schweigen von Kindern jedoch im-

mer mit angstvollen Fantasien besetzt wird, bedeutete dies, dass nicht nur das erzählte 

Grauen, sondern insbesondere auch das elterliche Schweigen traumatisierende Wirkung 

entfaltete. Insbesondere dort, wo Kinder als «Ersatz» und Wiedergutmachung für er-

mordete Familienmitglieder galten («Gedenkkerzen»), bedeutete dies für die Nachkom-

men ein besonders schweres Erbe, das oft zu grossen eigenen identitären Problemen 

führte. Wenn auch noch – wie häufig bei traumatisierten Menschen – eine Kompensa-

tion über Leistungsorientierung oder Intellektualisierung stattfand, erlebten die Kinder 

oft nur wenige echte Gefühlsbindungen. Trotz aller emotionalen, inneren Verstrickun-

gen blieben diese familiären Eltern-Kind-Beziehungen daher oft kühl und distanziert. 

Dies zeigte wiederum Auswirkungen auf das spätere Beziehungsleben der zweiten Ge-

neration, die häufig mit mangelnder Bindungsfähigkeit oder lebenslangen Ablösungs-

schwierigkeiten vom Elternhaus zu kämpfen hat(te). Dabei können Vertreter der zwei-

ten Generation ähnliche Symptome einer posttraumatischen Belastungsstörung entwi- 
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ckeln, ohne selbst je Opfer geworden zu sein – Überängstlichkeit, nervöse Störungen 

und Depressionen sind typische Symptome dafür. Hinzu kommt, dass angesichts des 

übergrossen Leids der Elterngeneration die eigenen Leiden oft gar nicht, oder erst sehr 

spät ernst genommen werden. Vor dem Hintergrund der Feststellung «Was ist das 

schon im Vergleich zu dem, was die Eltern mitgemacht haben ...» wird oft nicht nach 

kompetenter Hilfe gesucht, was den Leidensdruck verstärkt. 

Auffällig ist, dass eine derartige Betroffenheit bei Kindern von Überlebenden, die ihre 

Verfolgung in einem Gefühl der Ohnmächtigkeit erlebt hatten, stärker ausgeprägt ist 

als bei jenen, deren Eltern im Widerstand waren bzw. deren Eltern dennoch ein Gefühl 

von eigenem Willen entwickeln konnten. 

Die familiären Muster setzen sich natürlich auch in der dritten Generation fort. Hier ist 

allerdings die generationale Distanz zu den Grosseltern schon grösser und die Nach-

kommen der dritten Generation zeigen weniger Scheu, Fragen zu stellen und damit das 

Schweigen zu durchbrechen. Die Unterschiede der zweiten zur dritten Generation sind 

aufgrund der grossen Aktualität derzeit ein intensiv bearbeitetes Forschungsfeld. 

1994 wurde in Wien in Zusammenarbeit zwischen der Israelitischen Kultusgemeinde 

und der Stadt Wien das psychosoziale Zentrum ESRA gegründet, das Opfern der Shoah 

medizinische, therapeutische, psychologische, pflegerische und sozialarbeiterische 

Versorgung bietet. Betreut werden neben jüdischen Überlebenden und ihren Nachkom-

men auch andere Opfer, die dem NS-Terror zum Opfer fielen (politisch Verfolgte, 

Roma, Sinti, Homosexuelle und andere). In der Zwischenzeit betreut ESRA allerdings 

nicht nur Überlebende der NS-Zeit sondern bietet Hilfe für alle Menschen, die durch 

Verfolgung, Folter, Migration, Misshandlung und andere schwerwiegende Ereignisse 

traumatisiert wurden. 

Anmerkungen 

1 Vgl. Hans Alex Keilson, Sequentielle Traumatisierung bei Kindern (= Forum der Psychiatrie. Neue Folge 
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